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Horizont

"Hinterm Horizont gehts weiter ..."

Das tröstliche Fazit einer Zeile aus dem gleichnamigen Udo Lindenberg
Song, welche das Dilemma mit der Schärfe einer
Bewältigungseinschränkung, beispielsweise als Gesichtsfeldgrenze, und
ihrer Überwindbarkeit durch den Gebrauch der Füße oder eines
rollenden, gleitenden oder fliegenden Hilfsmittels menschlicher
Technik durch ihre fortschreitende Verschiebung treffend zu
beschreiben weiß, ist so oder ähnlich der menschlichen
Selbstbehauptungsfertigkeit als Offenbarung und Chance einerseits und
als neu aufgerichtet in Folge andererseits geradezu schicksalsgewaltig
an die Hand gegeben.

Möglich wäre es sicherlich ebenso, aus diesem Wortsinn die endliche
Gefangenschaft und Verfügbarkeit humanen Strebens an der Kette bloßer
Wiederholungen oder in dem Kessel unvermeidbarer Absehbarkeiten die
Zwecklosigkeit jeglicher Mühe und jeglichen Tuns herzuleiten.

Allerdings kann auch die kompromißlos gegenteilige Erklärung
hineininterpretiert werden. Jede Grenze wäre dann gleichermaßen der
Zweck, die Funktion und das Instrument ihrer Überwindung und schon
würde aus jedwedem Horizont eine mehr oder weniger lebensspendende und
alles in allem freundlichere Herausforderung werden. Nicht zu
unterschätzen wäre auch die damit zu verknüpfende Gewißheit, gerade
deshalb nie allein zu sein.

Ihre Schattenblick-Redaktion


12. Juli 2019
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KOHLEALARM/625: Klimakampf und Kohlefront - die Zeit läuft ab ... (Michael Zobel)


Kohle und Klima - Wassernotstand und Waldspaziergänge - wir
machen keine Sommerpause

von Michael Zobel, 17. Juli 2019



Liebe Mitmenschen,

immer noch total beeindruckt vom Waldspaziergang Alarmstufe Rot am
vergangenen Sonntag mit 636 großen und kleinen TeilnehmerInnen. Was für
Bilder, was für tolle Menschen... siehe auch:

https://www.facebook.com/BuirerFuerBuir

Mein besonderer Dank gilt diesmal

- all den Filmemachern und Fotografen, die mithelfen, die Bilder aus dem
Wald und aus dem sterbenden Manheim in die Welt zu tragen.

- den NGOs wie Greenpeace und BUND, die sich in den vergangenen Tagen
sehr stark engagiert haben, um den Waldspaziergang zu einem solchen
Erfolg werden zu lassen

- Gerd Schinkel, der wieder einmal eine Klima-Aktion mit seinen tollen
Liedern bereichert hat

- den Buirern für Buir, allen voran Antje und Andreas, die seit vielen
Jahren vor Ort das Thema Hambi und Kohle beackern, gegen viele
Widerstände im eigenen Ort

- Pierre mit seinem Team und der Familie Quint aus Willich, die die
große Pause erneut so toll kulinarisch bereichert haben, bekanntlich
gilt "ohne Mampf kein Kampf"

- allen RednerInnen, die den Mut hatten, ans Mikrofon zu gehen und
genauso allen Mitwanderern, die manchmal auch viel Geduld aufbringen
mussten

- allen Akteueren aus der Klimabewegung, die an unterschiedlichen
Stellen und mit verschiedenen Aktionsformen gegen den IrRWEg aktiv sind,
Katrin, Antje, Eva, Beate, Todde, der Pilger, die Waldbewohner und
Waldschützer, Hubert, Dirk, Tim... und viele mehr...

- allen Initiativen von Ende Gelände bis Extinction Rebellion,
gemeinsam, und nur gemeinsam sind wir nicht mehr zu stoppen...

- und natürlich auch der Polizei, die wieder einmal eindrucksvoll
bestätigt hat, wie NRWE funktioniert... Hundertschaften in Formation
und mit den Helmen am Gürtel, martialische Lautsprecherdurchsagen, muss
das wirklich sein, trägt das zur Deeskalation bei?

Wir machen weiter, der nächste Waldspaziergang findet am 4. August
statt. Weitere Termine folgen, bitte kurzfristig informieren auf meiner
Webseite www.naturfuehrung.com

Eine Sommerpause können wir uns nicht leisten, der Klimawandel nimmt
immer dramatischere Ausmaße an. In Thüringen stirbt der Hainich, genauso
wie die Buchen in Westfalen. Die Dürre geht weiter, die Extreme werden
mehr. Wer es immer noch nicht verstanden hat, siehe Hart aber fair vom
Montag [1].

Wir müssen weiter Druck machen, der Politik Beine machen, Konzerne wie
RWE stoppen.

Was können wir aktuell tun? - Einwendung gegen die neue
wasserrechtliche Genehmigung - das Rheinland darf nicht weiter
trockengelegt werden! - Einwendungen bis zum 6. August möglich!!!

Die Landesregierung will tatsächlich RWE für den Tagebau Hambach eine
neue wasserrechtliche Genehmigung 2020-2030 erteilen, obwohl klar ist,
dass der Tagebau nach dem Ergebnis der Kohlekommission solange kaum
fortgeführt werden kann.

Der Antrag findet sich hier: 

https://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/bekanntmachungen/2019/06/19_06_22_rwe_tagebau_hambach/index.php

Der Antrag passt in die Grundlinie der Landesregierung, nichts dagegen
zu unternehmen, dass RWE Fakten in der Braunkohle trotz Kohleausstieg
schafft. So untergräbt man Vertrauen.

Der Antrag liegt derzeit in zahlreichen Städten und Gemeinden des
Reviers aus. Jede/r kann Einwendungen machen. Eine formale
Mustereinwendung, die darauf hauptsächlich abzielt, das
Ergebnis der Kohlekommission zu berücksichtigen und den Antrag abzulehnen,
findet sich unter: 

https://gruene-kerpen.de/grundwassertrinkwasser

Diesen Text könnt ihr gerne so oder modifiziert nutzen wie ihr möchtet,
auch für Anträge in den Räten, den RWE-Antrag abzulehnen. Natürlich
könnt ihr auch noch sehr viel mehr einwenden, auch viele örtliche
Punkte, die sich aus den Antragsunterlagen ergeben.

Ganz viele Informationen und mögliche Texte auch hier:

https://ulrics.blog/2019/07/09/anleitung-zur-einwendung-endcoal-hambischreibt-hambibleibt-endegelaende-allegegenrwe/

Wichtig ist, dass zahlreiche Menschen deutlich machen, dass RWE und
Landesregierung nicht einfach so weiter Fakten schaffen können.

Bitte beachtet, dass die Einwendung mit Absender und Unterschrift per
Briefpost, Fax oder signierter (!) Mails an die Bezirksregierung
Arnsberg geschickt werden muss. Eine einfache, unsignierte Mail reicht
nicht.

Zum Schluss noch dies, eine weitere Möglichkeit, die Politik aus dem
klimapolitischen Tiefschlaf zu wecken:

https://artikel17gg.home.blog/2019/05/03/nrw-ruft-die-klimanotlage-aus-schaltet-bis-ende-2019-25-kohlekraft-ab-und-steigt-bis-spatestens-2030-aus-der-kohle-aus-ffffordert/

Danke für die Unterstützung,

viel Kraft und einen erfreulichen Sommer wünschen

Eva Töller und Michael Zobel

 * 

ANHANG

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland

Ortsgruppe Kerpen

bund.kerpen@bund.net

Kerpen, 11.07.2019

Liebe Leser/innen,

für die Weiterleitung bzw. Weitergabe unseres Rundbriefes sind wir sehr
dankbar!!

Mit freundlichen Grüßen

Ihre BUND Ortsgruppe Kerpen


Rundbrief_28_2019

RWE beantragt Fortsetzung der Entnahme und Ableitung von Grundwasser
für die Entwässerung des Tagebaus Hambach im Zeitraum 2020-2030

Das mächtige Votum der Zivilgesellschaft am 6.10.2018 hat gezeigt, dass
große Teile der Bevölkerung für einen schnellen Kohleausstieg eintreten und
dafür weite Wege und große Mühen in Kauf nehmen. Bisher haben die
verantwortlichen Politiker*innen keine Entscheidungen zu den Ergebnissen
der sog. Kohlekommission präsentiert. Und dementsprechend schreitet RWE
voran, real mit den Abraumbaggern auf den Waldrand zu und in der
Verwaltungsebene mit dem Antrag auf Grundwasserentnahme bis 2030.
Als Maximum für die Trockenhaltung des Tagebaus Hambach wird eine
Gesamtmenge von 450 Mio m 3 /a genannt. Wasser aus großen Tiefen, das
unwiederbringlich verloren ist. Viel zu wenig ist auch bekannt, dass diese
Wasserentnahme zu starken Geländeabsenkungen führt, z.B. bei Heppendorf zu
über 5 Metern seit 1955.

Doch was kann jede*r Einzelne tun? In der Bekanntmachung steht, dass jede
Person Einwendungen erheben kann. Das ist mit einigen Hürden verbunden. Die
Einwendung muss schriftlich an die BezReg Arnsberg , Abt. 6 Bergbau und
Energie in NRW, Goebenstr. 25, 44135 Dortmund geschickt werden, also nicht
per mail!

Des Weiteren ergibt sich das Problem, dass zwar die Antragsunterlagen
unter:

https://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/bekanntmachungen/index.php 

veröffentlicht sind, aber die in Papierform 7 Ordner umfassenden Unterlagen
nur einzeln heruntergeladen werden können und somit stundenlangen Einsatz
erfordern. Eine indiskutable Form der Bürgerinformation und -beteiligung.

Die Alternative besteht darin, sich die Unterlagen in den betroffenen
Kommunen anzuschauen, das geht nur noch bis zum 23. Juli in vielen Städten.
Aber auch diese Möglichkeit wird für viele zeitlich nicht hilfreich sein.
Es ist wichtig, dass viele Bürger*innen Einwendungen machen. Daher gibt es
von verschiedener Seite textliche Vorschläge für einen Einwendungstext, die
Sie ggf. ganz oder teilweise übernehmen können.

Sehr informativ und hilfreich:

https://ulrics.blog/2019/07/03/qualifizierte-einwendung-gegen-rwe-1-entwurf-klimaschutz-rwe-allegegenrwe-hambibleibt-endegelaende-endcoal/

oder der Entwurf von Oliver Krischer, Bundestagsabgeordneter von B 90/Die
Grünen unter:

https://gruene-kerpen.de/grundwassertrinkwasser

Gerade auch bezogen auf die Situation des Hambacher Waldes ist das BUND
Hintergrundpapier "Hambacher Wald: Zerstörung durch die Hintertür?" sehr
empfehlenswert.

Der BUND Kerpen und der BUND Rhein-Erft arbeiten im
Zivilgesellschaftlichen Koordinierungskreis Strukturwandel mit und hierbei
u.a. auch zum Thema Wasserversorgung für den Hambacher Wald.

Wir halten Sie auf dem Laufenden!

https://www.bund-nrw.de/presse/detail/news/braunkohlenbagger-gefaehrden-hambacher-wald/

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 17. Juli 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KURSUS/5043: Hanau - Foto-Workshop zur Industrie- und Maschinenfotografie am 20.7.2019


Stadt Hanau

Foto-Workshop zur Industrie- und Maschinenfotografie 

Am Samstag, 20. Juli, im alten E-Werk des Museums Großauheim



Ein Foto-Workshop für Erwachsene zur Industrie- und
Maschinenfotografie findet am Samstag, 20. Juli, im alten E-Werk des
Museums Großauheim statt. Der Kurs beginnt um 11 Uhr und dauert drei
Stunden. Fotobegeisterte haben die Möglichkeit, sich von den Maschinen
und der einzigartigen Atmosphäre inspirieren zu lassen. Unter
Anleitung von Fotograf Detlef Sundermann erkunden die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer mit der Kamera die historische Industrietechnik, unter
Einbeziehung ungewöhnlicher Perspektiven und geschickter Nutzung von
Licht sowie mit packenden Aufnahmen von Details. Abschließend gibt es
eine Bildbesprechung mit Tipps zur Nachbearbeitung.

Mitgebracht werden können DSLR-, System-, Bridge- oder eine gehobene
Kompaktkamera, verschiedene Objektive, ggf. Blitz, Taschenlampe und
Stativ. Grundkenntnisse zur Fotografie werden vorausgesetzt.

Die Kosten betragen 15 Euro zzgl. Museumseintritt. Aufgrund der
begrenzen Plätze ist eine Anmeldung unbedingt erforderlich.
Interessierte melden sich bitte direkt beim Kursleiter Detlef
Sundermann unter der E-Mail-Adresse sun-info@t-online.de an.

Weitere Termine finden sich im Veranstaltungskalender der Stadt Hanau
unter www.museen-hanau.de.

Museum Großauheim

Kunst und Industriegeschichte

Pfortenwingert 4

63457 Hanau-Großauheim

www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. Juli 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TREFF/1413: Berlin - "BY MY SIDE. Nikosia, Mostar, Berlin, Belfast", Vernissage mit S. Brunel, N. Pannetier, 18.07.2019


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juli 2019

18. Juli, Do 19.30

BY MY SIDE. Nikosia · Mostar · Berlin · Belfast

Vernissage zur Ausstellung des Festivals REWRITING THE MAP

Mit den Fotografen Simon Brunel und Nicolas Pannetier (Atelier
Limo)

Moderation: Katharina Hauke



Frontlinien, Betonmauern, Soldaten, Checkpoints und Pufferzonen: Was
bedeutet es für eine Stadt, wenn sie geteilt ist? Die Ausstellung BY
MY SIDE, kuratiert von Simon Brunel und Nicolas Pannetier (Atelier
Limo), ist Teil des Festivals REWRITING THE MAP und untersucht die
Einflüsse innerstädtischer Grenzlinien auf den Alltag der
Bewohner·innen Nikosias, Mostars, Berlins und Belfasts.

Die beiden Fotografen erkundeten im Auftrag des LCB diese vier Städte
und zeigen mit ihren Bildern eindrucksvoll, wie Grenzziehungen
Menschen voneinander trennen, aber auch neue Strukturen erzeugen und
verstetigen. In Portraits und Interviews werden Personen vorgestellt,
die sich direkt vor der eigenen Haustür mit den Folgen komplexer
geopolitischer Verhältnisse auseinandersetzen müssen, was viele auch
als Chance begreifen, für Veränderung zu kämpfen. Im Gespräch mit der
Künstlerin Katharina Hauke erläutern die Fotografen ihre Arbeit.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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TREFF/1412: Berlin - REWRITING THE MAP III, Transactions, Translations, Readings/performances, Dancefloor, 27.07.2019


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juli 2019

27.07.19, Samstag, 14:00 Uhr

Festival REWRITING THE MAP III

Festival: Literature and Urbanism in divided Cities

Panel 3 Transactions · Panel 4 Translations ·
Readings/performances · Dancefloor - DJ Bad Puppy



Vom 25. bis zum 27. Juli 2019, anlässlich des 30. Jubiläums des
Mauerfalls in Berlin, richtet das Literarische Colloquium Berlin ein
Festival zu Literatur, Kunst und Urbanismus in geteilten Städten
Europas aus. Mit Gästen aus Belfast, Mostar, Nikosia und Berlin
diskutieren wir das Zusammenspiel zwischen der spezifischen
räumlichen Struktur dieser Städte und der Kunst, die dort entsteht.
Zusammen mit Schriftsteller·innen, Architekt·innen,
Stadtplaner·innen, Historiker·innen sowie Performance-Künstler·innen
werden die Folgen innerstädtischer Grenzen auf kollektive Wahrnehmung
und das kollektive Gedächtnis beleuchtet und die Mittel aufgezeigt,
mit denen Grenzen aufrechterhalten, aber auch umgangen, überwunden
und aufgelöst werden. Wir setzen uns mit den Folgen langjähriger
Teilung und Exklusion in Teilen des Kontinents auseinander und nehmen
unterschiedliche urbane Konstellationen in den Blick.

14:00h - 15:30h Panel 3 Transactions Economic aspects to contested
spaces, points of commercial exchange as places of contact, class
divisions, tourism, and the aestheticising of borders/interfaces

15:30h - 16:00h Coffee and cake

16:00h - 17:30h Panel 4 Translations

Common language as a basis for dialogue, translation as a means of
crossing linguistic borders, and the possibilities for a
"translation" of text into spatial forms

17:30h - 18:30h Dinner

18:30h - 20:30h Readings /performances

20:30h - onwards Dancefloor - DJ Bad Puppy

From 25th to 27th July 2019, on the occasion of the 30th anniversary
of the fall of the Berlin Wall, the Literary Colloquium Berlin is
organising a festival dedicated to the literature, art and urban
planning in divided cities of Europe. With the focus on Belfast,
Berlin, Mostar and Nicosia, we would like to reflect upon and discuss
the interplay of the specific spatial complexions of those cities and
the art that emerges from them. Together with writers, architects,
urban planners, historians, performance artists and other experts and
creatives, we would like to look at these specific urban areas from
different perspectives and shed light on the impact of inner-city
borders on collective perception and memory, its socio-economic
impacts and the ways in which these borders are being maintained but
also crossed, transgressed or dismantled.

8 / 5 Euro

auch an der Abendkasse!

available at the box office as well!

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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TREFF/1411: Berlin - REWRITING THE MAP II, Constructions, Rememberance, Film screenings, Readings/performances, 26.07.2019


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juli 2019

26.07.19, Freitag, 15:00 Uhr

REWRITING THE MAP - II

Festival: Literature and Urbanism in divided Cities

Panel 1 Constructions · Panel 2 Rememberance · Film screenings ·
Readings /performances



Vom 25. bis zum 27. Juli 2019, anlässlich des 30. Jubiläums des
Mauerfalls in Berlin, richtet das Literarische Colloquium Berlin ein
Festival zu Literatur, Kunst und Urbanismus in geteilten Städten
Europas aus. Mit Gästen aus Belfast, Mostar, Nikosia und Berlin
diskutieren wir das Zusammenspiel zwischen der spezifischen
räumlichen Struktur dieser Städte und der Kunst, die dort entsteht.
Zusammen mit Schriftsteller·innen, Architekt·innen,
Stadtplaner·innen, Historiker·innen sowie Performance-Künstler·innen
werden die Folgen innerstädtischer Grenzen auf kollektive Wahrnehmung
und das kollektive Gedächtnis beleuchtet und die Mittel aufgezeigt,
mit denen Grenzen aufrechterhalten, aber auch umgangen, überwunden
und aufgelöst werden. Wir setzen uns mit den Folgen langjähriger
Teilung und Exklusion in Teilen des Kontinents auseinander und nehmen
unterschiedliche urbane Konstellationen in den Blick.

15:00h - 16:30h Panel 1 Constructions

Parallels between tangible structuring /shaping of space and
fictional spaces, in the context of contested cities

16:30h - 17:00h Coffee and cake

17:00h - 18:30h Panel 2 Rememberance

Cities and texts as spaces of remembrance; the forms of, and changes
to collective memory through writing and (re)building

18:30h - 19:30h Dinner

19:30h - 22:00h Film screenings: Cycling the frame (1988) & The
Invisible Frame (2009)

Readings /performances

From 25th to 27th July 2019, on the occasion of the 30th anniversary
of the fall of the Berlin Wall, the Literary Colloquium Berlin is
organising a festival dedicated to the literature, art and urban
planning in divided cities of Europe. With the focus on Belfast,
Berlin, Mostar and Nicosia, we would like to reflect upon and discuss
the interplay of the specific spatial complexions of those cities and
the art that emerges from them. Together with writers, architects,
urban planners, historians, performance artists and other experts and
creatives, we would like to look at these specific urban areas from
different perspectives and shed light on the impact of inner-city
borders on collective perception and memory, its socio-economic
impacts and the ways in which these borders are being maintained but
also crossed, transgressed or dismantled.

8 / 5 Euro

auch an der Abendkasse!

available at the box office as well!

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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TREFF/1410: Berlin - REWRITING THE MAP I, Literature and Urbanism in divided Cities, Festival-Eröffnungsvortrag, 25.07.19


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juli 2019

25. Juli, Do - 27. Juli, Sa

REWRITING THE MAP I

Literature and Urbanism in divided Cities

Internationales Festival mit Gästen aus Belfast · Berlin · Mostar
· Nicosia



Eröffnungsvortrag am 25. Juli, 19 h: Thomas Rosenlöcher

Performance von Grupo Oito, Konzert mit Masha Qrella

Vom 25. bis zum 27. Juli 2019, anlässlich des 30. Jubiläums des
Mauerfalls in Berlin, richtet das Literarische Colloquium Berlin ein
Festival zu Literatur, Kunst und Urbanismus in geteilten Städten
Europas aus. Mit Gästen aus Belfast, Mostar, Nikosia und Berlin
diskutieren wir das Zusammenspiel zwischen der spezifischen
räumlichen Struktur dieser Städte und der Kunst, die dort entsteht.
Zusammen mit Schriftsteller·innen, Architekt·innen,
Stadtplaner·innen, Historiker·innen sowie Performance-Künstler·innen
werden die Folgen innerstädtischer Grenzen auf kollektive Wahrnehmung
und das kollektive Gedächtnis beleuchtet und die Mittel aufgezeigt,
mit denen Grenzen aufrechterhalten, aber auch umgangen, überwunden
und aufgelöst werden. Wir setzen uns mit den Folgen langjähriger
Teilung und Exklusion in Teilen des Kontinents auseinander und nehmen
unterschiedliche urbane Konstellationen in den Blick.

Opening speech: Thomas Rosenlöcher

Performance: Grupo OITO

Concert: Masha Qrella

From 25th to 27th July 2019, on the occasion of the 30th anniversary
of the fall of the Berlin Wall, the Literary Colloquium Berlin is
organising a festival dedicated to the literature, art and urban
planning in divided cities of Europe. With the focus on Belfast,
Berlin, Mostar and Nicosia, we would like to reflect upon and discuss
the interplay of the specific spatial complexions of those cities and
the art that emerges from them. Together with writers, architects,
urban planners, historians, performance artists and other experts and
creatives, we would like to look at these specific urban areas from
different perspectives and shed light on the impact of inner-city
borders on collective perception and memory, its socio-economic
impacts and the ways in which these borders are being maintained but
also crossed, transgressed or dismantled.
25.07.19
8 / 5 Euro
auch an der Abendkasse!
available at the box office as well!

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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BIBLIOTHEK/661: 100.000 Bücher der Uni-Bibliothek Bern werden durch Google Books digitalisiert (idw)


Universität Bern - 16.07.2019

100.000 Bücher der Universitätsbibliothek Bern werden durch Google Books
digitalisiert



Die Universitätsbibliothek Bern geht eine Zusammenarbeit mit der Firma
Google ein, um 100.000 Bücher aus den Jahren 1700 bis 1900 auf Google
Books digital zugänglich zu machen.

Die Universitätsbibliothek (UB) engagiert sich seit fast 20 Jahren im
Bereich Digitalisierung von Büchern, Zeitschriften und Zeitungen. Dabei
arbeitet sie mit anderen Schweizer Universitätsbibliotheken und der
Schweizerischen Nationalbibliothek zusammen. Aufgrund der zur Verfügung
stehenden Mitteln können nur ausgewählte Teile aus dem historischen
Bestand digitalisiert und auf nationalen Plattformen (e-rara, e-periodica,
e-newspapersarchives.ch) oder auf Digibern.ch allen Interessierten frei
zur Verfügung gestellt werden.

5000 Bücher pro Monat

Die Universitätsbibliothek Bern geht nun eine Partnerschaft mit Google
Books ein, um eine grössere Menge ihrer historischen Bestände zu
digitalisieren. Google hat bereits über 7 Millionen Bücher aus den
grössten Bibliotheken der Welt digitalisiert und auf seiner
internationalen Plattform frei zur Verfügung gestellt. Aus dem deutschen
Sprachraum waren die Bayerische Staatsbibliothek und die Österreichische
Nationalbibliothek Partner in diesem Programm, in der Schweiz war es die
Bibliothèque cantonale et universitaire Lausanne. Google zielt darauf ab,
eine möglichst grosse Menge an Büchern zu digitalisieren und erreicht
damit einen Output, den die Bibliotheken mit den eigenen Ressourcen nicht
schaffen würden. Der Konzern übernimmt die Kosten für das Scanning und den
Transport der Bücher. Die UB Bern stellt die Bücher dafür bereit.

Aufgrund von ersten Analysen besitzt die UB Bern rund 100'000 Titel mit
Erscheinungsjahr zwischen 1700 und 1900, die noch nicht von Google
digitalisiert worden sind. Im geplanten Projekt muss die UB Bern ab dem
Start Anfang 2020 monatlich 5000 Bände bereitstellen, die von Google
abgeholt und in dessen Digitalisierungszentrum gescannt werden.
Anschliessend kommen sie wieder nach Bern zurück. Zudem bekommt die UB von
jedem digitalisierten Buch eine Datei des Scans inklusive Volltext. Die
Links zu den digitalisierten Titeln werden in den Online-Katalog der UB
Bern eingespielt.

Sichtbarkeit verbessern

Die Zentral- und Hochschulbibliothek Luzern und die Zentralbibliothek
Zürich sowie allenfalls weitere Bibliotheken werden ebenfalls eine solche
Partnerschaft eingehen und sich am Google Books Programm beteiligen.

Der Direktor der Bayerischen Staatsbibliothek München bezeichnete die
Zusammenarbeit mit Google in einem Fachartikel als «Ritterschlag für den
Wissenschaftsstandort Bayern», da damit die Sichtbarkeit und Nutzbarkeit
der historischen Buchbestände massiv verbessert wird. Dies gilt auch für
die Universitätsbibliothek Bern: «Die Zusammenarbeit ermöglicht es uns,
Bestände in grosser Menge digital bereitstellen zu können. Zudem steht sie
im Einklang mit den Digitalisierungsstrategien der Universität und der
Universitätsbibliothek» sagt Christian Lüthi, Vizedirektor der
Universitätsbibliothek und Verantwortlicher für DigiBern.


Universitätsbibliothek Bern

Die Universitätsbibliothek Bern digitalisiert seit 2002 ausgewählte Drucke
aus den eigenen Beständen und stellt sie online ohne Zugangsbarrieren zur
Verfügung. Die meisten Digitalisate sind Bernensia. Dies gehört zum
Auftrag der Universitätsbibliothek Bern als Kantonsbibliothek und
verhindert, dass Publikationen weltweit doppelt digitalisiert werden. Die
digitalen Daten sind auf DigiBern zugänglich oder auf den nationalen
Plattformen E-Rara und E-Periodica. Seit 2016 ist auch die Sammlung
Rossica Europeana der Schweizerischen Osteuropabibliothek digitalisiert.
Die Universitätsbibliothek Bern baut dieses digitale Angebot laufend aus.

Weitere Informationen unter:

https://tinyurl.com/DigitalisierungBuecherUB

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution57

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bern, 16.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BUCHBESPRECHUNG/171: Jürgen Kuczynski - Asche für Phönix oder Vom Zickzack der Geschichte (Gerhard Feldbauer)


40 Jahre waren zu wenig

Eine Hilfestellung bei der Einordnung der DDR in den Geschichtsprozess

von Gerhard Feldbauer, 15. Juli 2019



Zwei der Spätwerke des als letzter Universalgelehrter bekannten Jürgen
Kuczynski hat der Payrossa-Verlag verdientsvoller Weise in einem Band
zusammengefasst vorgelegt. Sie geben einen Überblick über 2000 Jahre
Geschichte seit der Antike, besonders auf Aspekte von Ökonomie und
Technik, Kunst, Philosophie und Literatur und ihres Einwirkens auf die
historischen Prozesse. Herausgearbeitet wird, und das ist im Kern eine
höchst aktuelle Frage, dass sich keine der auf die
Sklavenhalterordnung folgenden Gesellschaftsformationen im ersten
Anlauf durchsetzen konnte. Es geht um den Zickzack der Geschichte und
um das, was man den Zeitfaktor nennen könnte. JK regt an, darüber
nachzudenken.

Nehmen wir also einige seiner Gesichtspunkte zum Anlass einer Analyse.
So darüber, dass von den rund 1500 Jahren der Existenz des Römischen
Reiches, "der größten Sklavenhalterwirtschaft der Weltgeschichte",
fast die Hälfte auf ihre nicht von Anfang an sichtbar werdende
Untergangsphase fiel. Das Westreich wurde von Goten, Vandalen,
Burgundern und Alemannen, zuletzt von den Franken überrannt. Über
sich Jahrhunderte hinziehend entsteht in Europa das bedeutendste
Reich des frühen Mittelalters, das germanische und romanische Völker
umfasst und zur Grundlage der politischen und kulturellen Entwicklung
des Abendlandes, insbesondere Deutschlands und Frankreichs wird.




[image: Abbildung: Massimo d'Azeglio [Public domain] via Wikipedia Commons]

Die Schlacht bei Legnano 1176 - dargestellt in einem Gemälde von Massimo d'Azeglio von 1831

Abbildung: Massimo d'Azeglio [Public domain] via Wikipedia Commons



Wenn JK vom "Frühkapitalismus" spricht, dann steht dafür als ein
Synonym die Schlacht bei Legnano nahe Mailand am 29. Mai 1176, in der
das Ritterheer Kaiser Barbarossas vom Fußvolk des Lombardischen
Städtebundes besiegt wird. Auf dem Höhepunkt ihrer Macht erleidet die
Feudalordnung eine Niederlage, zugefügt vom städtischen Bürgertum, dem
Träger der kommenden neuen Gesellschaftsformation, die im Schoße der
alten heranreift. Fortan wirkt es als "die Klasse, in der die
Fortentwicklung der Produktion und des Verkehrs, der Bildung, der
sozialen und politischen Institutionen sich verkörpert fand" (Engels),
entscheidend auf die sozialökonomische Entwicklung ein. Die
weitgehend unabhängigen Städte wurden als "Glanzpunkt des
Mittelalters" (Marx) innerhalb der Feudalgesellschaft zum
vorwärtsweisenden Element des Geschichtsprozesses. Die Kaufleute
werden "die ersten Träger weltlicher Kultur in der Zeit des
Feudalismus" (JK). Die von ihnen hervorgebrachten
Ware-Geld-Beziehungen drängen die bis dahin vorherrschende
Naturalwirtschaft zurück.




[image: Abbildung: Master of the Codex Manesse (Foundation Painter) [Public domain] via Wikipedia Commons]

Walther von der Vogelweide - Darstellung in der Großen Heidelberger Liederhandschrift, entstanden um 1300

Abbildung: Master of the Codex Manesse (Foundation Painter) [Public domain] via Wikipedia Commons



Literatur und Wissenschaft erleben eine Blütezeit. Erste Universitäten
(JK spricht am Beispiel der Gründung in Heidelberg 1386 von
"Eigenschöpfungen (...) des Feudalismus") entstehen, "die Dichtkunst
gedieh". Die großen Epiker Walther von der Vogelweide (die politischen
Lieder), Wolfram von Eschenbach (Parzival), Hartmann von Aue (Der arme
Heinrich) und Gottfried von Strassburg (Tristan und Isolde) ergreifen
bewußt Partei in den Auseinandersetzungen jener Zeit, indem sie gegen
die feudal-kirchlich-religiöse Auffassung des Daseins Werke schufen,
die nicht nur ihre Zeitgenossen beeinflussten, sondern alle
nachfolgende deutschsprachige Literatur und so frühe Grundlagen für
den langwierigen Weg der Nationbildung legten.

Das bewirkte, hebt JK hervor, der Kapitalismus, der im Schoß des
Feudalismus, "die Renaissance in Bewegung brachte". "Die Zeit seit der
Mitte des 14. bis wohl zur Mitte des 15. Jahrhunderts, in der man in
Norditalien von kapitalistischen Verhältnissen sprechen kann, ist eine
der erstaunlichsten in der Geschichte der Menschheit", schreibt er
weiter. An diesen Tatsachen ändert auch nichts, dass es der
herrschenden Feudalklasse noch mehrere Jahrhunderte gelang, darunter
am längsten in Deutschland, wichtige Positionen in Wirtschaft und
Staat zu behaupten und mit neuen Machtmitteln sogar zu festigen, wenn
auch auf Kosten der ausgebeuteten und unterdrückten Volksmassen. Vor
allem mißlang in Deutschland wie auch in Italien der Aufbau eines
zentralen Königsstaates und damit die Überwindung der politischen
Zersplitterung. Das erzeugte, so JK, in Deutschland auf allen Ebenen
der Gesellschaft "Verfall, Fäulnis, Verwesung. Die Produktivkräfte
verkamen, die Produktionsverhältnisse waren verknöchert und
bröckelten, der Überbau ächzte".

Kein Wunder, dass "die Produktivkräfte, die so geschunden wurden wie
die Bauern Deutschlands, nur noch unwillig und so wenig wie möglich
leisteten". So spitzen sich alle Widersprüche zu einer
gesamtgesellschaftlichen Krise zu, die im deutschen Bauernkrieg
erstmals offen ausbrach. Diese frühbürgerliche Revolution löste die
Konflikte nicht, trieb aber den historischen Prozess voran. Über das
Scheitern an diesen Aufgaben im Dreißigjährigen Krieg und in den
bürgerlichen Revolutionen von 1848/49 bis zur "Lösung" durch Bismarcks
"Revolution von oben" geht es weiter.




[image: Foto: Roland.h.bueb [CC BY 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/3.0)] via Wikipedia Commons]

Dem Bauernaufstand im Gedenken - Fassade der Kramerzunft am Weinmarkt in Memmingen mit der Inschrift "In diesem Haus versammelten sich im März 1525 die aufständischen Bauern
um ihre Forderungen in den berühmten ZWÖLF ARTIKEL festzulegen"

Foto: Roland.h.bueb [CC BY 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/3.0)] via Wikipedia Commons



Diesen Prozess zu analysieren, vermittelt aufschlussreiche
Erkenntnisse über seine geschichtlichen Dimensionen, eben den Zickzack
der Geschichte und die Zeit, die er in Anspruch nimmt. Denn angefangen
von seinen frühen Erscheinungsformen in Gestalt des sozialökonomischen
Wachstums der Städte, der Wissenschaft, der Technik, brauchte der
Kapitalismus, bis er sich in Europa als neue Gesellschaftsordnung
gegenüber dem Feudalismus durchsetzte, etwa vier bis sechs
Jahrhunderte. Der Weg der bürgerlichen Klasse zur politischen Macht
war von Niederlagen und Rückschlägen, Fehlentwicklungen,
Kapitulationen und Kompromissen gezeichnet. Dass er für die
aufsteigende Bourgeoisie weniger mit Problemen gepflastert war als für
ihren bereits im 19. Jahrhundert die historische Bühne betretenden
Totengräber (Marx/Engels), die Arbeiterklasse in der sozialistischen
Revolution, ergibt sich vor allem aus der grundlegenden Tatsache, dass
es beim Übergang vom Feudalismus zum Kapitalismus um die Ablösung
einer alten Ausbeuterordnung durch eine neue ging.

Im Lichte dessen, was JK über den Zickzack der Geschichte darlegt,
hätten sozialistischen Revolutionären historische Analysen eigentlich
offenbaren müssen, dass der Aufbau ihrer neuen Gesellschaft nicht in
Jahrzehnten bewältigt und voreilig die voluntaristische These von der
Unumkehrbarkeit des Erreichten zu Lebzeiten des Imperialismus
verkündet werden konnte. Ein zumindest Jahrhundertwerk war bzw. ist
weiter zu bewältigen. Diesen Zeitraum jedenfalls setzen heute die
chinesischen Kommunisten voraus.
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Eisenbahnbau als Ausdruck der industriellen Revolution - hier die Bonn-Cölner Eisenbahn in einem 1841 vor ihrer Eröffnung entstandenen Gemälde von Nikolaus Christian Hohe
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Zur Gegenwart hielt der 1997 verstorbene JK fest, dass sich der
Kapitalismus mit der "zweiten industriellen Revolution" auf dem "Weg
in die Barbarei" befindet, zu der er "eine genaue Analyse der
historischen Entwicklung" für erforderlich hielt, wenn man "im Sinne
einer vorausschauenden politischen Praxis auf die Möglichkeiten
gefährlicher Konsequenzen dieser Entwicklung Bedacht nehmen will".

Eine Einordnung des ersten sozialistischen Anlaufs in den Jahrhunderte
währenden Kampf der Ausgebeuteten und Unterdrückten offenbart aber
auch, dass für das vergangenen Jahrhundert nicht die Niederlage des
Sozialismus charakteristisch war bzw. ist, sondern die des Kapitals,
die ihm von seinem Totengräber zugefügt wurde.
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Als "Schöpfern" des Marxismus-Leninismus wurde Marx, Engels, Lenin und Stalin bei einer Demonstration zum 1. Mai 1953 in Ost-Berlin gedacht
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Breiten Raum widmet JK schließlich den inneren Bedingungen, an denen
aus seiner Sicht der Sozialismus in der DDR gescheitert ist und den
Gründen, "warum wir der Idee des Sozialismus treu bleiben". Nicht nur,
"weil wir Marxisten sind (...), sondern weil wir angesichts der
Kenntnis der heutigen gesellschaftlichen Entwicklung wissen, dass nur
eine sozialistische Lösung der sozialen Frage in unserer Epoche
existiert". Und diese Gesellschaftsformation werde, "wenn auch wohl
unter einem anderen Namen - wegen der damit verbundenen historischen
Imponderabilia (Unwägbarkeiten) den Sieg davontragen. Weder der Name
noch die gemischte ökonomische Form dieser Neuerscheinung wird
ausschlaggebend sein; das wesentliche Moment liegt darin, dass der
Sozialismus in dieser oder jener Form als Folge der heutigen
technologischen und industriellen Revolution unausweichlich sein wird".

Und wenn JK über seinen Zickzack der Geschichte "Asche für Phönix"
setzt, besagt das, er setzt darauf, dass der Sozialismus aus der Asche
verjüngt emporsteigt, was - das dürfte sicher sein - keine fünf
Jahrhunderte mehr dauern dürfte.

Jürgen Kuczynski

Asche für Phönix oder: Vom Zickzack der Geschichte

Aufstieg, Untergang und Wiederkehr neuer Gesellschaftsordnungen

Papyrossa, Köln 2019

ISBN 978-3-89438-695-5

214 Seiten

14,90 Euro
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NORDAMERIKA/126: Waffengewalt in den USA - staatliche Entschädigung und Unterstützung für Überlebende gefordert


Amnesty International - Pressemitteilung vom 12. Juli 2019

Waffengewalt in den USA: 

Amnesty fordert staatliche Entschädigung und Unterstützung für
Überlebende



Die ausufernde Waffengewalt führt zu einer Menschenrechtskrise in den USA
mit Tausenden von Toten und Verletzten. Gleichzeitig ignoriert die
Regierung die Bedürfnisse von Überlebenden und macht ihnen das Leben durch
bürokratische Hürden schwer. Zu diesem Schluss kommt Amnesty International
in einem neuen Bericht.

In dem neuen Bericht "Scars of Survival: Gun Violence and Barriers to
Reparation in the USA" zeigt Amnesty International, mit welchen Problemen
die Menschen konfrontiert werden, die einen Anschlag oder einen Amoklauf
überlebt haben: Die Kosten für medizinische Hilfe sind enorm hoch,
staatliche Hilfe fast unmöglich zu bekommen. Amnesty International fordert
die US-Regierung dazu auf, sicherzustellen, dass die Betroffenen umfassend
entschädigt und unterstützt werden.

"Die meisten der von uns befragten Betroffenen haben berichtet, dass die
Schussverletzungen erst der Beginn ihres Alptraums waren", sagt Sanhita
Ambast, Amnesty-Expertin für wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte. "Überlebende haben uns geschildert, dass sie weiterhin kämpfen
müssen, obwohl sie die Opfer sind, und dass die Kosten für die Behandlung
ihrer chronischen Schmerzen oft unerschwinglich sind ebenso wie die Kosten
für das Leben mit Behinderungen."

Diese hohen Kosten, ein kompliziertes Antragswesen und mangelhafte
Entschädigungsprogramme stellten Betroffene von Waffengewalt vor große
Probleme. Oft sei es nach einem Trauma schwer, eine angemessene Behandlung
zu bekommen. "Die US-Behörden müssen gegen Waffengewalt vorgehen und
sicherstellen, dass die Überlebenden die erforderliche Unterstützung
erhalten, um die Folgen bewältigen zu können und sich unter den gegebenen
Bedingungen ein neues Leben aufzubauen", sagt Amnesty-Expertin Ambast. "Da
in den USA nicht entschieden gegen Waffengewalt vorgegangen wird, ist es
umso wichtiger, die Überlebenden von Anschlägen mit Schusswaffeneinsatz zu
unterstützen."

Fehlende Gesundheitsversorgung 

Recherchen von Amnesty International zeigen, dass die US-Regierung
Überlebende nicht ausreichend unterstützt oder Schadensersatz gewährt.
Amnesty International hat bereits im vergangenen Jahr erklärt, dass die US-
Regierung ihre menschenrechtlichen Verpflichtungen gegenüber der eigenen
Bevölkerung nicht einhält, indem sie den Kauf, den Besitz und den Einsatz
von Schusswaffen durch Privatpersonen nicht angemessen reguliert. Während
es in den meisten Ländern Regulierungs- und Kontrollsysteme für den Besitz
von Schusswaffen gibt, zum Beispiel landesweite Registrierungssysteme,
fehlen diese in den USA. Stand September 2018 ist es 30 US-Bundesstaaten
möglich, eine Pistole zu kaufen, ohne einen Waffenschein oder eine andere
Genehmigung zu besitzen.

Megan Hobson war 16 Jahre alt, als sie 2012 in einem Schusswechsel schwer
verletzt wurde. Sie überlebte dank eines Notarzt-Einsatzes, aber sie hat
weiterhin Schwierigkeiten beim Gehen, Beschwerden durch Geschosssplitter im
Unterleib und benötigt psychologische Unterstützung. Megan Hobson erklärte
Amnesty International, dass sie aufgrund der Behandlungskosten immer noch
Schulden habe. "Ich war ein Opfer, ich habe kein Verbrechen begangen. Ich
war lediglich zur falschen Zeit am falschen Ort", sagt sie.

Jamie Williford wurde 2009 durch Schüsse in den Rücken verletzt. Damals war
sie 16 Jahre alt. Sie ist seitdem querschnittgelähmt und leidet heute immer
noch unter weiteren Gesundheitsproblemen. Ihre Behandlung wird zwar durch
Medicaid finanziert, ein Regierungsprogramm, das die Gesundheitsversorgung
einiger Menschen mit niedrigem Einkommen sichert. Doch es ist enorm schwer
für sie, einen Mediziner zu finden, der Medicaid akzeptiert. Wie viele
andere Überlebende von Schussverletzungen mit dauerhaften Behinderungen hat
auch Jamie Williford Schwierigkeiten, eine bezahlbare und barrierefreie
Wohnung zu finden. Nach ihrer Verletzung wurde sie in einer staatlichen
Einrichtung für Erwachsene untergebracht, hatte dort aber keine
psychologische Betreuung oder eine Schulausbildung erhalten. Seit ihrem 18.
Geburtstag lebt sie in Wohngemeinschaften, konnte aber bislang keine
passende dauerhafte Wohnung finden, die für eine Frau im Rollstuhl geeignet
ist.

Der Fall von Jamie Williford steht beispielhaft für Überlebende von
Schusswaffengewalt, die unter falschem politischen Handeln leiden: Es fehlt
an Unterstützung für Menschen mit Behinderung. Es gibt massive
Schwierigkeiten, ausreichende und passende gesundheitliche Versorgung zu
bekommen. Außerdem gibt es keinen bezahlbaren barrierefreien Wohnraum.

Unterstützung sicherstellen

"Amnesty International fordert die US-Regierung und die Behörden der
einzelnen Bundesstaaten dazu auf sicherzustellen, dass Überlebende von
Schusswaffengewalt Zugang zu der benötigten Gesundheitsversorgung und
Unterstützung erhalten und dass sie umfassend darüber informiert werden,
welche Gesundheitsversorgung und welche Zuwendungen ihnen zustehen", sagte
Amnesty-Expertin Sanhita Ambast. Amnesty fordert die Behörden zusätzlich
auf, eine umfassende und wirksame Entschädigung für Überlebende von
Schusswaffengewalt zu gewährleisten - darunter Schadenersatzzahlungen für
das Leid, das ihnen widerfahren ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Juli 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation
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MELDUNG/1022: Campact meldet Datenproblem an Aufsichtsbehörde (Campact)


Campact - Pressemitteilung vom 16. Juli 2019

Campact meldet Datenproblem an Aufsichtsbehörde

Software- und Konfigurationsfehler auf der Petitions-Plattform WeAct
behoben



Verden, 16. Juli 2019. Der Verein Campact hat heute ein Datenproblem an die
niedersächsische Landesbeauftragte für den Datenschutz gemeldet. Auch die
Betroffenen werden derzeit informiert. Sie erhalten eine E-Mail der
Campact-Geschäftsführung mit Details zu dem Vorfall und einer
Entschuldigung.

Am 4. Juli war ein Software- und Konfigurationsfehler auf der zu Campact
gehörenden Petitions-Plattform WeAct durch einen Dienstleister entdeckt und
an Campact berichtet worden. Dieser bewirkte, dass personenbezogene Daten
von rund 1,8 Millionen Menschen, die WeAct-Petitionen unterstützt haben,
unzureichend vor einem möglichem unberechtigten Zugriff geschützt gewesen
waren. Bei den betroffenen Daten handelte es sich um Namen, Postleitzahlen
sowie teilweise E-Mail-Adressen. Bei rund 20.000 Menschen war es die
Antwort auf die Frage, ob sie einer Gewerkschaft angehören. Weitere Daten
wie Anschriften, Passwörter oder gar Bankdaten waren nicht betroffen. Der
Fehler wurde sofort nach der Entdeckung behoben. Nach bisherigen
Erkenntnissen erfolgte auch kein unberechtigter Zugriff auf die betroffenen
Daten.

"Wir haben bei den Betroffenen um Entschuldigung für den Fehler gebeten",
sagt Campact-Vorstand Felix Kolb. "Wir arbeiten intensiv daran, die Ursache
zu analysieren um sicherzustellen, dass ein solches Problem in Zukunft
nicht wieder auftritt. Dazu überprüfen wir mit unserem
Datenschutzbeauftragten, unseren technischen Dienstleistern und anderen
versierten Expertinnen und Experten die Sicherheitsvorkehrungen.? Die
Recherche zu den Betroffenen nahm einige Tage in Anspruch. Nach der
Erstmeldung am 9. Juli wurden heute die recherchierten zusätzlichen
Informationen bei der Datenschutzbehörde eingereicht.

Auf der Petitions-Plattform WeAct kann jedermann/jederfrau Petitionen
starten, die dann online mit Namen, Vornamen, Mail-Adresse und Postleitzahl
unterzeichnet werden können. Die Petitionen richten sich an Zuständige in
Politik und Wirtschaft. Die Petitionen werden ihnen im Lauf einer Kampagne
in ausgedruckter Listenform von denjenigen übergeben, die die Petition
gestartet haben. Die dafür notwendigen Daten wurden versehentlich online so
gespeichert, dass sie theoretisch für Externe einsehbar waren. Dazu wäre
aber die Kenntnis der exakten Bezeichnung der Dateien nötig gewesen.

Aus Gründen des Datenschutzes hatte sich Campact beim Aufbau des Systems
entschieden, die WeAct-Software nicht in der eigentlich vom Hersteller
vorgesehenen Amazon-Cloud, sondern auf eigenen Servern in einem deutschen
Rechenzentrum zu betreiben. Es ist daher für Campact umso ärgerlicher, dass
ein Fehler in dieser Alternativ-Software zu diesem Problem geführt hat. Um
auszuschließen, dass es andere Fehler gibt, wird Campact eine externe
Sicherheitsfirma mit einer Untersuchung beauftragen.



Weitere Informationen zum Datenproblem:

https://blog.campact.de/2019/07/technischer-fehler-bei-weact/

 * 

Quelle:
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INTERVIEW/191: Rothenburgsort - Initiativen und politischer Einfluß ...    Ingo Böttcher im Gespräch (SB)


Ingo Böttcher ist bei Hamburgs wilder Osten (HWO) - Stadtteilinitiative für mehr
Lebensqualität in Rothenburgsort [1] - organisiert. Die Gruppe leistet
Unterstützung in Prozessen gegen Mieterhöhungen und engagiert sich für eine
selbstbestimmte Entwicklung des Hamburger Stadtteils. Am 3. Juli fand im Rahmen
des Jour Fixe der Gewerkschaftslinken Hamburg eine Führung durch Rothenburgsort
statt [2], bei der Ingo Böttcher, ohne an ironischen Seitenhieben zu sparen,
über den schönen Schein und die banale Wirklichkeit der Hamburger
Stadtentwicklung in diesem Stadtteil aufklärte. Im Anschluß daran beantwortete
er dem Schattenblick einige Fragen.
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Schattenblick (SB): 2013 war Wilhelmsburg Austragungsort der Internationalen
Bauausstellung (IBA) und der Internationalen Gartenschau (igs). Diese Events
sollten den städteplanerischen Impuls zur baulichen Erschließung des
Hafenbeckens verstärken. War Rothenburgsort irgendwie in diese Strategie
einbezogen und wart ihr an den Aktivitäten gegen IBA und igs beteiligt?

Ingo Böttcher (IB): Jenseits der Elbbrücken fand nichts statt, der Stadtteil ist den
Behörden lange Zeit nicht aufgefallen. Rothenburgsort lag abseits und wurde
nicht einbezogen. Wir haben im Vorwege mit den Wilhelmsburgern einmal etwas
gemacht, wo es um die Einrichtung eines Radweges und Fußweges über die
Norderelbe ging. Ich war ab und zu bei alternativen Führungen dabei und kenne
ein paar Leute, die sich damit beschäftigen. Ich habe das wohlwollend begleitet
und war wie auch andere Leute hier auf der einen oder anderen Veranstaltung,
aber aktiv haben wir uns eigentlich nicht beteiligt. Es ging eher ums Zuschauen
und Lernen.

SB: Der übergeordnete Plan zur Erschließung des Hafenbeckens wurde ja als "Sprung
über die Elbe" bezeichnet. Wie habt ihr euch dazu verhalten?

IB: Wir haben gesagt: Wir machen das Sprungbrett, springt mal. Wir sehen ja, daß
die Landung ganz schön hart ist für den Stadtteil, dann ist es ja schön, wenn
ihr da rüberspringt. 50.000 Leute können sich besser wehren als die 8.000 hier.
Wir haben keine Schadenfreude empfunden, waren aber ein bißchen erleichtert, daß
die Stadt einen anderen Teil Hamburgs mit den Segnungen ihrer
Stadtentwicklungspolitik überzieht. Deswegen war es auch komisch, als es dann
hieß, jetzt aber stromaufwärts, es geht los. Wir jetzt? Offenbar ja.

SB: Die Hafencity wurde stetig in Richtung Elbbrücken ausgebaut und soll dort
angeblich an ihrem Ende angekommen sein. Gehst du dennoch davon aus, daß es
hinter den Elbbrücken in dem Stil weitergeht?

IB: Es geht in der Methode weiter, nicht in dem Stil. Die Methode ist, daß die
Stadt arrondiert, entwickelt, bestimmte Infrastrukturen schafft, vermarktet und
die Gebäude verkauft. Das kannst du mit Wohnhäusern oder den Hafencity-Häusern
machen. Hier geht es erst einmal um den Billebogen. Da wissen sie, da ist mit
Wohnen nicht viel zu holen, aber sie brauchen auch mal wieder ein schickes
Gewerbe, also wird da Gewerbe angesiedelt. Das ist die gleiche Methode, bloß die
Klötzchen, die da draufkommen, haben eine andere Farbe. Ja, das wird so
weitergehen, das geht auch jetzt schon so weiter, das macht die Hafencity
aktuell als Billebogen Entwicklungsgesellschaft, insofern ja.

Das ist im Wohnstadtteil selbst, also östlich der Billhorner Brückenstraße und
östlich des Mühlenwegs, noch nicht so richtig präzise angekommen, aber es hat
natürlich schon Auswirkungen auf den Wert des Bodens. Die Bodenpreise ziehen an,
auch hier. Wenn du hier investierst und etwas bauen willst, mußt du halt tiefer
in die Tasche greifen, das gilt in der Folge dann auch für deine Mieter. Dieser
Prozeß findet ja auch statt, wenn hier nicht Wohnungen gebaut
werden, sondern schicke Büros.

SB: Gibt es in Rothenburgsort Anzeichen für einen klassischen
Gentrifizierungsprozeß, wie er immer beschrieben wird, wenn zuerst die kreative
Klasse einzieht und nach und nach reichere Leute kommen?

IB: Ich glaube, daß die Abläufe, die man als Gentrifizierung kennt,
hier anders funktionieren. Wir haben einfach nicht die attraktiven
Altbauten, in die Studenten in WGs einziehen und darin bleiben, wenn sie später
Professoren werden und dann auf 120 Quadratmetern,
aber allein oder zu zweit leben. Das passiert hier nicht, weil wir
nicht die Wohnungen haben, die das hergeben. Rothenburgsort ist kein
Altbauviertel, das ist eine ganz andere Voraussetzung. Es liegt
auch nicht so zentral wie die Leute gerne möchten, wenn sie in die
angesagten Viertel ziehen. Das heißt, die Technik ist hier eine andere.

Ich glaube aber trotzdem, daß die kreative Klasse hier eine bestimmte Rolle
spielt. Es gibt hier unheimlich viele Leute, die Nischen entdecken, um zum
Beispiel Kunst zu machen, Büros zu haben, die als Zwischennutzer die Flächen,
Hallen und Bürogebäude mieten, die jemand aufgekauft hat und jetzt wartet, um
darin irgendwann ein tolles Projekt zu machen. Die werden zwischengenutzt, und
zwar oft von Kreativen. Die bereichern eher den Diskurs und sind nicht in dieser
klassischen Abfolge der Gentrifizierung zu verorten. Sie bringen hier auch ein
Stück Power rein, ein Stück Kreativität und ein Stück Erfahrung, auch politische
Erfahrung oder auch kulturelle Artikulation, die ein bißchen fehlt. Da kann man
sich nur wünschen und hoffen und vielleicht auch daran mitwirken, daß diese
Artikulation sich auch auf die Leute bezieht, die schon da sind und nicht nur
auf billige Ateliers. 

Bei Künstlern, die herkommen und sagen, toll, hier kann ich billig meine
Werkstatt machen und mich richtig ausleben, finde ich schlimm, wenn sie nicht
merken, in welchem Umfeld sie wohnen und wie es den Nachbarn um sie herum geht.
Davon gibt es welche, von jeder Sorte gibt es welche, so auch diejenigen, mit
denen es richtig Spaß macht und die richtig gut für den Stadtteil sind. Die
Kreativen können helfen, hier bestimmte Dinge zu verteidigen, bestimmte
Entwicklungen in andere, bessere Richtungen zu lenken, wenn sie ein bißchen
aufpassen und auch einen politischen Anspruch haben und nicht nur sich selbst
auf billigen Atelierflächen verwirklichen wollen und morgen schon zwei Kilometer
weiter sind, wohin die Stadtentwicklung noch nicht vorgedrungen ist.
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SB: Die SPD hatte bei den letzten Bürgerschaftswahlen hier die absolute
Mehrheit, dazu bekam Die Linke um 12 Prozent. Kann man sagen, daß der
Stadtteil dementsprechend in eine sozial emanzipatorische Richtung ausgerichtet
ist?

IB: Das ist eine Fehlanalyse, glaube ich, weil nicht berücksichtigt wird, wer
alles nicht zu Wahl geht. Viele SPD-Wähler gehen nicht mehr zur Wahl, aber
von denen gehen mehr noch zur Wahl als von den anderen Parteien. Das heißt, die
absolute Mehrheit haben die Nichtwähler. Demgegenüber stellt sich bei den
anderen Parteien die Frage, wer die meisten Hardcore-Wähler hat, die dann
plötzlich die absolute Mehrheit haben. Das ist ein ganz komischer Effekt, der
nichts damit zu tun, daß die stark wären. Sie sehen stark aus, sind aber
Scheinriesen.

Dennoch ist die SPD nun mal die einzige Partei, die alte Strukturen in diesen
Stadtteilen hat und sich, mit welchen Mitteln auch immer, über die Runden
rettet, die ein bißchen was tut und hier ein Büro hat. Die Namen von zwei, drei
SPD-Politikern, die mitarbeiten und liebe, nette Leute sind, vielleicht sogar
hier wohnen, kennt man auch. Das ist bei keiner anderen Partei der Fall, außer
vielleicht mal zufällig. Das muß man den SPD-Politikern auch anrechnen, ein
bißchen Ortskenntnis haben sie. Daß die alle nur eine sehr schwache Position in
der Partei oder im parlamentarischen Zusammenhang haben und dann schnell
übergebügelt werden, wenn der Senator etwas anderes sagt, und auch schnell die
Klappe halten, jedenfalls öffentlich, und nichts bewirken können, das steht auf
einem anderen Blatt. Aber wenn du Leute fragst, wen sie kennen, dann kennen sie
mit großer Wahrscheinlichkeit, wenn sie überhaupt jemand in der Politik kennen,
jemanden von der SPD.

SB: Im Hafenbecken befinden sich die Flächen im wesentlichen im Besitz der
Stadt, was ein wichtiger Faktor für die Haushaltspolitik und den
Aufwertungsprozeß ist, der dort vonstatten geht. Gilt das auch für diesen
Stadtteil?

IB: Wir haben sehr viel SAGA-GWG hier, auch einen ordentlichen
Anteil Genossenschaften. Ich wohne bei einer Genossenschaft und bin
fein raus. Ich zahle eine lächerliche Miete, trotzdem überlebt meine
Genossenschaft gut. 

Der Großgrundbesitzer hier heißt jedenfalls SAGA-GWG. Es kommen jetzt auch
andere dazu, die Ecke wurde entdeckt, es gibt jetzt auch private Investoren und
große Projekte mit vielen Wohnungen, die in der Pipeline sind, die direkt wieder
verkauft werden an den nächsten, der sie dann vielleicht auch wieder verkauft.
So hat die Spekulation angefangen, trotzdem ist hier die SAGA-GWG maßgeblich.
Die könnte wirklich politischen Einfluß nehmen, was ich aber nicht erkennen
kann. Das wäre ein Instrument, das die Stadt benutzen könnte, um hier
einzugreifen. Dann müßte sie sich aber eine Linie überlegen, und die ist nicht
erkennbar. Wir wollen hier bitte mindestens den Durchschnittswert des
Mietenspiegels als Miete durchsetzen. Ich kann der SAGA jetzt nicht vorwerfen zu
spekulieren, aber die wissen, wo sie hier sind, die können auch auf den
Stadtplan gucken, und die gehen auch zu den Immobilienkongressen. Der Chef der
SAGA bewirbt sich ja laufend für einen schönen Job in der richtigen
Immobilienwirtschaft. Was die hier machen, ist jedenfalls keine soziale Politik.
Das können sie lange behaupten, aber dem ist hier nicht so.

SB: Demnächst veranstaltet ihr den 17. Elbebadetag. Wie ist es um die Sauberkeit
des Wassers bestellt?

IB: Perfekt, na klar. Wir lassen das auch immer prüfen. Wir haben das
Hygieneinstitut hier, da wird die Anzahl der Darmbakterien, die Indikatoren
organischer Verschmutzung, festgestellt. Es gibt einen Grenzwert, der liegt bei
1800 Einheiten pro Liter. Wir haben 15 bis 30, und wenn es ganz warm ist, 50.
Der schöne Grundwassersee im Stadtpark ist meistens sauberer, mit 12 oder 10
oder nicht meßbar. Du hast immer eine minimale bakterielle Belastung. Das ist
ein Fließgewässer, ein Tiedegewässer, das atmet, das kommt immer frisch nach.
Schlecht ist es nur für die Freunde der Kiemenatmung, weil der Sauerstoff schon
im Hafen verstoffwechselt wird. Fische, die zu doof sind wegzuschwimmen, sterben
halt. Aber wir haben hier kein Fischsterben, die Fische merken auch, wenn sie
stromaufwärts oder stromabwärts wandern sollten.

SB: Wann genau findet das Elbbaden statt?

IB: Am 11. August von 13.00 bis 16.30 Uhr dieses Jahr. Das hängt immer von der
Tide ab, wir wollen ja auch Wasser haben und nicht im Schlick steckenbleiben.

SB: Wie hoch ist die Tide hier?

IB: 3,65 Meter hoch, wie sich das gehört, das wird stromaufwärts immer mehr.

SB: Ingo, vielen Dank für das Gespräch.




[image: Vorgesehene Stelle für Elbbaden - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Auf zum Elbbadetag an der Elbinsel Entenwerder am 12. August

Foto: © 2019 by Schattenblick




Fußnoten:


[1] http://www.hwo-digital.de/

[2] BERICHT/129: Rothenburgsort - Gentrifizierung ... (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0129.html


17. Juli 2019
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AKTION/185: Nostorf-Horst - AnkER-Zentrum schliessen! Kundgebung gegen Ausgrenzung und Gesetzesverschärfungen, 21.07.2019


Pressemitteilung

AnkER-Zentrum schliessen! Kundgebung gegen Ausgrenzung und
Gesetzesverschärfungen vor dem Erstaufnahmelager
Nostorf-Horst

am 21. Juli findet von 14 bis 17 Uhr



Am kommenden Sonntag, 21. Juli, demonstrieren Gruppen aus
Mecklenburg-Vorpommern, Hamburg und Lüneburg gegen die Isolation von
Asylsuchenden in sog. AnkER-Einrichtungen. Die gemeinsame Aktion von
Kritiker_innen aus verschiedenen Bundsländern findet jährlich im Sommer
statt. Zu Ende September 2019 hat das Land Hamburg den Vertrag für die
Einrichtung gekündigt. Mecklenburg-Vorpommern hält weiter an dem seit
Jahren in der Kritik stehenden Lager fest.

"Uns ist es wichtig, dass die Menschen in Horst nicht vergessen werden. Mit
der letzten Gesetzesverschärfung von Anfang Juni wurde die
Unterbringungszeit in dem entlegenen Lager im Wald noch einmal erhöht. Wir
laden mit der Kundgebung die Zivilgesellschaft ein, sich ein Bild zu
machen: Kommen Sie her. Sprechen Sie mit den Menschen, die die Zustände
aushalten müssen. Monatelang in Mehrbettzimmer eingepfercht zu sein, sich
nicht selbstbestimmt versorgen zu können - sowas macht Menschen psychisch
und physisch kaputt", so Hanna Berth von der Initiative PRO BLEIBERECHT.

PRO BLEIBERECHT, die NoBorderAcademy Lüneburg und Rostock hilft e.V. sind
einmal im Monat mit einer Mahnwache vor dem Aufnahmelager, um Kontakt zu
Bewohner_innen aufzubauen. Die Horst AG Hamburg und der Flüchtlingsrat
Hamburg e.V. bieten alle zwei Wochen juristisch gestützte Beratung an.
Im vergangenen Jahr hatte Hamburg den Vertrag zur Unterbringung von
Asylsuchenden in Horst gekündigt. PRO BLEIBERECHT fordert, dass auch MV
dort keine Asylsuchenden mehr unterbringt.

"Es hakt hier einfach an jeder Ecke: Das grösste Problem ist die abgelegene
und damit isolierte Lage. Dann die fehlende Beratung, keine Schulfplicht
für die Kinder, der sich wöchentlich wiederholende Speiseplan, viel zu
wenig Sprachmittler_innen in nicht alle Sprachen, mangelhafte medizinische
Versorgung, insbesondere hinsichtlich psychologischer Unterstützung - diese
Mängel werden uns wiederkehrend seit eineinanhalb Jahren bei den Mahnwachen
genannt", so Berth weiter. "Man ist augenscheinlich nicht willens sie hier
zu lösen. Stattdessen wird die Situation mit der Umsetzung von Seehofers
AnkER-Plänen verschärft. Das geht alles auf Kosten der Gesundheit von
Menschen, die in Deutschland Schutz und Freiheit suchen."

Die Kundgebung am 21. Juli findet von 14-17 Uhr statt. Gemeinsame Anreisen
sind geplant aus Hamburg (Bus) und Lüneburg (Fahrradtour).

Als Organisatorinnen sind beteiligt: Die Antira Horst AG, der
Flüchtlingsrat Hamburg, PRO BLEIBERECHT, die NoBorderAcademy Lüneburg

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Hamburg e.V.

Nernstweg 32-34, 3. Stock, 22765 Hamburg

Telefon: (040) 43 15 87, Fax: (040) 430 44 90

Bürozeiten:

Mo. 10.30 - 14.30, Di. 17.00 - 19.00, Do. 15.00 - 19.00

E-Mail: info@fluechtlingsrat-hamburg.de

Internet: www.fluechtlingsrat-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6450: Berlin - Karl Schlögel »Das russische Berlin«, 28.08.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für August 2019

Mi 28.8., 19:30 Uhr

Buchpräsentation

Karl Schlögel »Das russische Berlin«



Karl Schlögel im Gespräch mit Alina Gromova

Karl Schlögels Buch über die Russen in Berlin ist ein Klassiker. Doch
anstelle sich auf seinem Status als unangefochtener Kenner
auszuruhen, forscht Schlögel unablässig weiter. Die umfassend
ergänzte Neuausgabe erweitert einmal mehr den Blick hinein in das
gegenwärtige und historische Berlin, das Anfang der 1920er Jahre eine
halbe Million russischer Flüchtlinge aufnahm. Damit wurde nicht nur
Charlottenburg im Volksmund zu »Charlottengrad«, sondern Berlin auch
zum heimlichen Zentrum der Weltrevolution, das Geflüchtete
unterschiedlichster politischer Couleur vereinte. Minutiös lässt Karl
Schlögel das vielschichtige soziale, politische und kulturelle Leben
der Russen in Berlin entstehen - und erzählt im Gespräch mit der
Literaturwissenschaftlerin Alina Gromova auch vom russischen
Studentenclub, der einst unterm Dach des Literaturhaus Berlin zuhause
war. (siehe Führung um 18:00 Uhr)

7 EUR / erm. 4 EUR

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für August 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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LESUNG/6449: Berlin - Christiane Neudecker »Der Gott der Stadt«, 19.08.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für August 2019

Mo 19.8., 19:30 Uhr

Buchpremiere

Christiane Neudecker »Der Gott der Stadt«



Christiane Neudecker im Gespräch mit Insa Wilke

Im Winter 1912 ertrank der Dichter Georg Heym beim
Schlittschuhlaufen. 1995 werden die nach hartem Auswahlverfahren neu
aufgenommenen Novizen einer elitären Schauspielschule im
wiedervereinten Berlin auf das rätselhafte Faust-Fragment angesetzt,
das Heym kurz vor seinem frühen Tod hinterlassen hat. Angestachelt
von ihrem Professor gehen die ehrgeizigen Regieschüler*innen bis zum
Äußersten, um in die Gedankenlabyrinthe Heyms vorzudringen und die
perfekte Regiearbeit abzuliefern. Doch dann wird ein Toter auf der
Probebühne gefunden. War es Mord, Selbstmord - oder doch ein
Teufelspakt?

Im Gespräch mit der Literaturkritikerin Insa Wilke stellt Christiane
Neudecker ihren spannenden Roman vor, in dem das Berlin der
Nachwendezeit genauso intensiv und lebendig geschildert wird wie das
psychologisch komplexe Ränkespiel einer bekannten Schauspielschule.

Christiane Neudecker »Der Gott der Stadt« Luchterhand, 2019

7 EUR / erm. 4 EUR

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für August 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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LESUNG/6448: Ahaus - Tanja Kinkel "Das Spiel der Nachtigall" am 15.9.2019


Kreis Borken

"Das Spiel der Nachtigall" - Lesung von Tanja Kinkel am 15.
September in Ahaus 

"Capella Antiqua Bambergensis" und David Mayoral übernehmen
musikalische Begleitung



Kreis Borken/Ahaus. Am Sonntag, 15. September, liest die renommierte
Autorin und Erzählerin Tanja Kinkel um 17 Uhr aus ihrem 2011
erschienen Roman "Das Spiel der Nachtigall" im Fürstensaal von Schloss
Ahaus, Sümmermannplatz 1. Die europaweit erfolgreiche Autorin, deren
Romane, Geschichten und Gedichte weltweit in einer Millionenauflage
verkauft werden, nimmt das Publikum mit auf eine spannende
literarisch-musikalische Reise in die Zeit des Hochmittelalters.

Im Zentrum der Erzählung steht Walther von der Vogelweide, der sich
mitten im Ränkespiel um die Nachfolge des unerwartet verstorbenen
deutschen Kaisers Heinrichs VI befindet. Dabei trifft er von Richard
Löwenherz bis Otto IV nahezu alle wichtigen Persönlichkeiten der Zeit.
Begleitet wird die Lesung vom Perkussionist David Mayoral. Zudem wird
das deutsche Musikensemble "Capella Antiqua Bambergensis" mit ihren
historisch korrekten Instrumenten während der Lesung das Mittelalter
aufleben lassen.

Der Eintritt beträgt für Erwachsene 20 Euro, Schüler, Studenten und
Auszubildende zahlen 14 Euro. Karten sind in der Kulturabteilung des
Kreises Borken im kult Westmünsterland in Vreden, Kirchplatz 14, unter
Tel.: 02564/9899-100 oder per E-Mail an kult@kreis-borken.de
erhältlich. Dienstags bis sonntags liegen sie dort von 10 bis 17 Uhr
zur Abholung bereit. Zudem gibt es am Konzerttag ab 16 Uhr eine
Abendkasse.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Juli 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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AUSSICHTEN/8703: Und morgen, den 18. Juli 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 18.07.2019 bis zum 19.07.2019 +++






[image: Jean-Luc 8703 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Nebel, Sonne, Wolkenbänke

treiben Jean-Luc von der Wiese

in die Rindviehwassertränke,

ohne schwimmen ging 's ihm miese.
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SPANIEN/036: U-Turn - Wählerwille in Spanien scheißegal? (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

U-Turn - Wählerwille in Spanien scheißegal?

Von Bernardo Jairo Gomez Garcia [1] für Neue Debatte [2], 16. Juli
2019



Die Sozialdemokratie in Europa gleicht einer hochwertigen und
aufwendig etikettierten Flasche, die nichts anderes als billigen Fusel
enthält. Jüngstes Beispiel ist die Sozialistische Arbeiter Partei
Spaniens, die Partido Socialista Obrero Español (PSOE).

Kaum waren die Ergebnisse der letzten Parlamentswahlen bekannt, da
zeigte sich, wer in einer repräsentativen Demokratie das wirkliche
Sagen hat. Es ist nicht die als stärkste politische Kraft aus den
Wahlen hervorgegangene PSOE um den amtierenden Ministerpräsidenten und
Generalsekretär Pedro Sánchez, und auch nicht der Souverän: Das
Kapital bestimmt den Kurs. Doch wie verkauft man das den Wählern?


Forderung der Basis ignoriert

Schon im Vorfeld der Wahlen war aus dem Kreis der Santander Bank zu
hören, dass es für "die Märkte" besser sei, käme es zu einer Koalition
von PSOE und Ciudadanos, der neoliberal ausgerichteten Partei um
Albert Rivera.

Der spätere Wahlsieger wurde also schon vorbeugend dazu aufgefordert,
die linksgerichtete Unidos Podemos von der Regierungsverantwortung
fernzuhalten und somit auch den Willen des größten Teils der
PSOE-Basis, die eine Koalition mit eben dieser Partei fordert, zu
ignorieren. Das Unidos Podemos [3] knapp vier Millionen Stimmen
erhielt, spielt keine Rolle. Sind Wahlergebnisse und der Wählerwillen
wirklich "scheißegal"?

Offenbar schon. Bei der Wahlparty der Sozialisten wurde erneut und
unüberhörbar eine Koalition der PSOE mit Unidas Podemos verlangt. Die
Basis skandierte deren Wahlslogan: "Sí se puede" (Ja, man kann).
Darauf ging der Generalsekretär der PSOE aber gar nicht erst ein.


Der U-Turn von Sánchez

In den autonomen Regionen und auf nationaler Ebene ist die PSOE zwar
stärkste politische Kraft geworden, sie benötigt aber einen Partner,
um eine Mehrheitsregierung bilden zu können. Dies wäre logischerweise
Unidos Podemos, weil Pedro Sánchez angekündigt hatte, eine linke
Regierung bilden zu wollen. Doch jetzt folgt der U-Turn. Vorschläge
von den Violetten will man wohl prüfen, sie aber nicht an der
Regierung teilhaben lassen.

Sánchez strebt stattdessen eine Minderheitsregierung an, die sich je
nach politischer Wetterlage vom "progressiven" linken Lager oder eben
von Riveras Neoliberalen unterstützen lassen will. Durch diesen
Schachzug bewahrt Sánchez zwar den Schein einer politischen
Fahrtrichtung, die links der Mitte verläuft, aber eine Hand hat der
Neoliberalismus mindestens am Steuer. Fährt die PSOE diesen Weg
weiter, verkommt sie endgültig zu einer Partei der Beliebigkeit.

Dass in den autonomen Regionen Koalitionsregierungen von PSOE und
Unidas Podemos schon gebildet wurden, wird nicht beachtet. Laut
Sánchez erschwere die Katalonienfrage [4] eine solche Koalition. Wäre
eine Regierungsbildung nicht eine ernste Sache, könnte man über ein
solches Argument sicher lachen. Denn ausgerechnet in Katalonien und in
dessen Hauptstadt Barcelona, wird eine solche Koalition gerade
gebildet. Ebenfalls in den autonomen Regionen Valencia, La Rioja [5],
Balearen und auf den Kanarischen Inseln.


Die Altlasten des Franquismus

Die Bildung einer stabilen Regierung ist nicht das einzige Problem in
Spanien. Die Weigerung, eine Koalition mit Unidos Podemos einzugehen,
verhindert eine ehrliche Aufarbeitung der Vergangenheit. Die Wunden,
die der Spanische Bürgerkrieg [6] in die Gesellschaft geschlagen hat,
sind noch lange nicht verheilt. Das können sie auch nicht: Viele
Verbrechen, die während des Bürgerkrieges und der Franco Diktatur
verübt wurden, sind bis heute nicht untersucht und Täter (bis jetzt)
ungeschoren davon gekommen.

Erst vor einigen Tagen wurde eine Sammelklage gegen einen von Francos
Folterknechten zugelassen. Antonio González Pacheco [7], in der
spanischen Bevölkerung unter dem Spitznamen "Billy the Kid" bekannt,
werden Hunderte von Fällen zur Last gelegt, in denen er Menschen
misshandelt und gefoltert haben soll.

Sowohl die PSOE als auch die Partido Popular (Spanische Volkspartei)
unternahmen während ihrer Regierungszeit keinerlei Anstrengungen, um
Pacheco zur Rechenschaft zu ziehen. Im Gegenteil: Pacheco, der im
Franco-Regime der "Brigada Politico-Social", einer Einheit der
Geheimpolizei angehörte, bezog bis vor Kurzem wegen seiner besonderen
Verdienste für die Demokratie eine Extra-Rente. Aufgrund zahlreicher
Proteste wurde ihm dieser "Bonus" entzogen.

Und auch der Fall von Rodolfo Martín Villa [8], mitverantwortlich für
das Massaker von Vitoria 1976 und daher wegen des Verdachts des
fünffachen Mordes mit einem internationalen Haftbefehl gesucht, wird
wahrscheinlich neu aufgerollt. Die argentinische Justiz fordert seine
Auslieferung.


Die Prostitution des Politischen

Nein, Demokratie geht anders, da wird des Volkes Wille in die Tat
umgesetzt und nicht taktiert, um an einer vermeintlichen Macht zu
bleiben oder sie zu erlangen. Schon gar nicht, indem man sich mit den
Kapitalinteressen ins Bett legt und sich politisch prostituiert wie es
die SPD in Deutschland, die Labour Party in Großbritannien, die
Sozialisten in Frankreich getan haben.

Unidos Podemos macht einen großen Fehler, wenn sie sich trotz besseren
Wissens auf Konzessionen einlassen, um mitregieren zu können. Ihr
Programm läuft dann Gefahr, zum selben billigen Fusel zu vergären, wie
das der PSOE. Sie würden dadurch eine Politik legitimieren, die nicht
links ist und auch nicht vom Volk diktiert wird, sondern von Konzernen
und Großbanken. Was damit vollzogen wird, ist nichts anderes als ein
dauerhafter U-Turn: Man fährt gefühlt zwar vorwärts, aber dreht immer
nur die gleiche Runde. Dem Bürger wird das dann als progressive
Politik verkauft.


Anmerkungen:

[1] https://neue-debatte.com/author/jairogomez59/

[2] https://neue-debatte.com/

[3] https://neue-debatte.com/2016/06/26/unidos-podemos-eine-neue-hoffnung-fuer-spanien-und-europa/

[4] https://neue-debatte.com/2019/07/03/zu-katalonien-europa-und-dem-widerstand-gegen-den-autoritarismus/

[5] https://www.larioja.com/

[6] https://neue-debatte.com/2016/03/16/spanien-und-der-schatten-der-diktatur/

[7] https://neue-debatte.com/2017/07/12/ehrung-fuer-rodolfo-martin-villa-das-blutige-fundament-der-spanischen-demokratie/

[8] https://neue-debatte.com/2017/07/12/ehrung-fuer-rodolfo-martin-villa-das-blutige-fundament-der-spanischen-demokratie/


Der Artikel "U-Turn - Wählerwille in Spanien scheißegal?" wurde
erstveröffentlicht im Meinungsmagazin Neue Debatte:

https://neue-debatte.com/2019/07/13/u-turn-waehlerwille-in-spanien-scheissegal/

Der Schattenblick dankt der Redaktion der Neuen Debatte für die
Nachdruckgenehmigung.

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AGRAR/1732: Die Gemeinsame Agrarpolitik kann jetzt zu einem Veränderungsmotor werden (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 17. Juli 2019

Die Gemeinsame Agrarpolitik kann jetzt zu einem Veränderungsmotor
werden! 

GAP nach 2020: Geld mit Gemeinwohlleistungen verdienen, anstatt durch
Landbesitz



Berlin, 17.07.2019. Gestern hat der Wissenschaftliche Beirat für
Agrarpolitik, Ernährung und gesundheitlichen Verbraucherschutz (WBAE) des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft seine Empfehlungen an
Ministerin Julia Klöckner zur Zukunft der europäischen Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) übergeben. Felix Prinz zu Löwenstein, Vorsitzender des
Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW), begrüßt die Forderungen und
kommentiert:

"Es besteht ein sehr hoher Veränderungsdruck in Landwirtschaft und
Gesellschaft, da können wir uns keine unwirksamen teuren Politikmaßnahmen
mehr leisten. Die Wissenschaftler stellen erneut fest, dass die bisherige
GAP keinen hinreichenden Beitrag zur Reduzierung von Umweltbelastungen
leistet. Das ist Rückenwind für Bundesministerin Klöckner durch ihren
wissenschaftlichen Beirat, wenn sie eine ambitionierte Agrarpolitik für
mehr Umwelt-, Klima- und Tierschutz in Brüssel einfordern will."

Löwenstein bezieht seine Aussage auf den Vorschlag der EU-Kommission, in
beiden Säulen der Agrarpolitik Öffentliche Leistungen zu fördern: In den
nach Hektar bemessenen Zahlungen der "ersten Säule" durch strengere
Grund-Anforderungen ("Konditionalität") sowie durch spezifische freiwillige
Maßnahmen ("Eco-Schemes") und in den Programmen der "zweiten Säule", in der
Agrarumwelt- und Klimamaßnahmen gemeinsam durch EU und Mitgliedsstaaten
finanziert werden.

"Diese drei Instrumente hängen in ihrer Wirkung zusammen und werden auch in
der politischen Diskussion verbunden bewertet. Wird weiter der Löwenanteil -
 aktuell 80 % im Schnitt - über die Direktzahlungen verteilt, müssten die
allgemeinen Anforderungen für alle Betriebe steigen. Dass das nicht
funktioniert und auch Landwirte nicht zu Mehrleistungen für Klima- und
Tierschutz motiviert, hat die aktuelle GAP gezeigt.

Der wissenschaftliche Beirat liefert der Ministerin den Ausweg aus dem
Dilemma: nur ein jährlich steigendes Mindestbudget über beide Säulen bringt
einen effektiven Maßnahmenmix für mehr Umwelt-, Klima- und Tierschutz. So
wird den einzelnen Staaten, sowie in Deutschland den Bundesländern, ein
Maximum an Flexibilität und regionaler Anpassung gegeben. Für ein solches
Vorgehen könnte Ministerin Klöckner viel leichter Verbündete in Europa und
bei den Bundesländern finden. Gleichzeitig wird so verhindert, dass
einzelne Staaten sich einen Wettbewerbsvorteil verschaffen, indem sie einen
Großteil in den weitgehend unwirksamen Direktzahlungen belassen und nur
wenig Geld für spezifische öffentliche Leistungen ausgeben."

Der BÖLW unterstützt den wissenschaftlichen Beirat auch darin, die
Veränderungen schrittweise vorzunehmen: "Das ermöglicht, dass sowohl der
Pachtmarkt als auch der Markt für Agrarprodukte sich anpassen und
verhindert, dass es bei den Einkommen der Bäuerinnen und Bauern zu Brüchen
kommt.

Wenn Bundesministerin Julia Klöckner dem Rat ihrer Wissenschaftler folgt,
hat sie gerade jetzt die besten Chancen, in der EU eine wirksame
Veränderung anzustoßen. Denn schließlich ist es ihre bisherige
Kabinettskollegin, Ursula von der Leyen, die den Prozess zur Neugestaltung
der Gemeinsamen Agrarpolitik jetzt erfolgreich zum Abschluss führen muss."


Hintergrund

Der Wissenschaftliche Beirat für Agrarpolitik, Ernährung und
gesundheitlichen Verbraucherschutz (WBAE) berät das BMEL. Die 19
unabhängigen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler machen in ihrer
Stellungnahme deutlich, dass das Steuergeld Umwelt-, Klima- und Tierschutz
statt Flächenbesitz belohnen muss und zeigen auf, wie das umgesetzt werden
kann. Das geht deutlich über die am Montag im europäischen Agrarrat von
Ministerin Klöckner geforderten Anforderungen an die GAP hinaus. Kappung
und Degression der Agrarzahlungen lehnt die Bundesregierung ab.

Mit jährlich 60 Mrd. Euro bestimmt die EU-Agrarpolitik (GAP), welche
Landwirtschaft sich in Europa lohnt. Alle sieben Jahre wird die GAP
reformiert, derzeit verhandeln Mitgliedsstaaten und EU-Parlament über die
Agrarförderung nach 2023. Eine Forsa-Umfrage zeigt: Zwei Drittel der
Landwirte wünschen sich eine andere EU-Agrarpolitik. Aktuell durchkreuzt
die EU mit der EU-Agrarpolitik ihre eigenen Ziele, zu denen sich die
Staatengemeinschaft mit Blick auf das Klima, die Umwelt, Artenvielfalt oder
lebendige Dörfer verpflichtet haben.

Was entscheidend ist für eine zukunftsfähige GAP:

• Statt 70 % Pauschalzahlungen nach Fläche brauchen wir 70 % der
gesamten EU-Fördermittel für die Honorierung von freiwilligen Leistungen
für den Umwelt-, Klima- und Tierschutz

• Verbindliche Umwelt-, Klima- und Tierschutzziele für alle
Mitgliedsstaaten, um einen Dumpingwettbewerb um die geringsten
Umweltstandards zu verhindern

• Ein großer Teil der Direktzahlungen der ersten Säule müssen für
freiwillige Umweltmaßnahmen (Ecoscheme) genutzt werden

• Mittel aus der ersten Säule müssen in die finanziell geschwächte
zweite Säule umgeschichtet werden, um dort Agrarumweltmaßnahmen, den
ökologischen Landbau und Maßnahmen zur flächengebundenen artgerechten
Tierhaltung finanzieren zu können

• Die Vorgaben für die künftige Investitionsförderung für Stallbauten
müssen sich an den baulichen Vorgaben der EU-Öko-Verordnung orientieren.
Nur so kann für konventionell wirtschaftende Betriebe sichergestellt
werden, dass sie später auf ökologischen Landbau umstellen können

Mehr zu GAP auf der BÖLW-Webseite:

www.boelw.de/themen/eu-agrarpolitik

 * 

Quelle:

Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon ++49 (0)30.28482-300, Fax ++49 (0)30 28482-309

E-Mail: info@boelw.de

Internet: www.boelw.de
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AGRAR/1731: Wissenschaftlicher Beirat übergibt Stellungnahme zu Agrarumwelt- und Klimapolitik (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 156 vom 16.07.2019

Wissenschaftlicher Beirat übergibt Stellungnahme zu Agrarumwelt- und
Klimapolitik

Bundesministerin betont Notwendigkeit einer ergebnisorientierten
Agrarumwelt- und Klimaschutzpolitik



Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, hat
heute eine Stellungnahme ihres Wissenschaftlichen Beirates für
Agrarpolitik, Ernährung, und gesundheitlichen Verbraucherschutz (WBAE)
entgegengenommen. Darin befasst sich der Beirat mit der effektiven
Gestaltung der Agrarumwelt- und Klimapolitik im Rahmen der Gemeinsamen
europäischen Agrarpolitik (GAP) nach 2020.

Julia Klöckner: "Dem wissenschaftlichen Beirat danke ich für seine Arbeit
und Vorschläge. Einige haben wir bereits in die europäische Debatte
eingebracht. Etwa, dass Landschaftselemente als förderfähige Fläche
anerkannt werden. Die neue GAP soll nicht nur einfacher, sondern auch
grüner und nachhaltiger werden, wir brauchen ein höheres
Umweltambitionsniveau. Das habe ich vergangenen Montag auch beim
EU-Agrarrat erneut bekräftigt. Die geplanten Freiräume zur Ausgestaltung
der Maßnahmen in den Mitgliedsstaaten dürfen nicht zu einem Wettbewerb um
die niedrigsten Standards führen. Das hat auch der Beirat klar zum Ausdruck
gebracht. Die zentralen Vorhaben für mehr Umwelt-, Natur- und Klimaschutz
müssen überall in der EU gleich wirksam umgesetzt werden. Wir brauchen
Mindeststandards, die verpflichtend gelten, gleichzeitig müssen höhere
Umweltleistungen für die Landwirte effizient und einfach umsetzbar sein."

Im Unterschied zu den Vorschlägen des Beirats, so Julia Klöckner weiter,
wolle die Bundesregierung langfristig an den Direktzahlungen festhalten.
Dabei sei die bessere Förderung der ersten Hektare für Kleinbetriebe
wichtig zur Einkommens- und Risikoabsicherung. Mit den Direktzahlungen
würden von der EU geforderte höhere Leistungen und dadurch entstehende
Kosten der Landwirte ausgeglichen. Es gehe hier um die Wettbewerbsfähigkeit
der europäischen Landwirtschaft. Klar sei aber, dass auch diese Zahlungen
zukünftig noch stärker an die Einhaltung von Umweltauflagen und
verbindlicher Mindeststandards gebunden würden. Wichtig sei zudem, die
unterschiedlichen Möglichkeiten der Länder im Blick zu behalten. Die
vorgeschlagene nationale Kofinanzierung der ersten Säule durch die
Bundesländer halte das Bundesministerium daher auf absehbare Zeit für nicht
durchsetzbar.

"Es ist wichtig, dass der Beirat seinen wissenschaftlichen Blickwinkel zur
Gestaltung der Gemeinsamen Agrarpolitik in Europa einbringt und uns
unterstützt. Seine Vorschläge und Empfehlungen sind für uns wertvolle
Hinweise zur Umsetzung einer ergebnisorientierten Agrarumwelt- und
Klimaschutzpolitik. Bei den politischen Entscheidungen müssen Parlament und
Regierung aber immer auch die sozialen und strukturellen Implikationen
berücksichtigen."


Der Wissenschaftliche Beirat für Agrarpolitik, Ernährung und
gesundheitlichen Verbraucherschutz (WBAE) ist ein interdisziplinär
besetztes Gremium, das das BMEL bei der Entwicklung seiner Politik in
diesen Bereichen berät. Der Beirat umfasst 19 Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler, arbeitet unabhängig auf ehrenamtlicher Basis und erstellt
Gutachten und Stellungnahmen zu selbst gewählten Themen. Zu den Aufgaben
des Beirats gehört es, die Ziele und Grundsätze der Agrar- und
Ernährungspolitik zu überprüfen, gesellschaftliche Anforderungen sowie
Entwicklungen des Agrar- und Ernährungssystems zu analysieren und zu
bewerten und Vorschläge für die Weiterentwicklung der Agrar- und
Ernährungspolitik zu machen.


Die gesamte Stellungnahme ist unter dem folgenden Link zu finden:

https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Ministerium/Beiraete/Agrarpolitik/Stellungnahme-GAP-Effektivierung-AUK

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 156 vom 16.07.2019

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Dienstsitz Bonn:

Besucheranschrift: Rochusstraße 1, 53123 Bonn

Postanschrift: Postfach 14 02 70, 53107 Bonn

Dienstsitz Berlin:
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FRÜHGESCHICHTE/148: Mutter-Kind-Bindung vor 2 Millionen Jahren (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 15.07.2019

Mutter-Kind-Bindung vor 2 Millionen Jahren



Frankfurt, 15.07.2019. Senckenberg-Wissenschaftler Ottmar Kullmer hat mit
einem internationalen Team Zähne der ausgestorbenen Vormenschen-Art
Australopithecus africanus in Hinblick auf die Nahrungsaufnahme im
Kindesalter untersucht. Analysen der Zahnchemie zeigen, dass die Mütter
der afrikanischen Homininen-Art ihre Kinder in den ersten 12 Lebensmonaten
stillten und auch später - in Zeiten von Nahrungsknappheit - auf die
Ernährung mit Muttermilch zurückgriffen. Die intensive, jahrelange
Mutter-Kind-Bindung wird als eine der Ursachen für die geringe
Nachkommen-Anzahl bei den Vormenschen gedeutet. Die Studie erscheint heute
im renommierten Fachjournal "Nature".

Die vor etwa 3 bis 2,1 Millionen Jahre lebende Vormenschen-Art
Australopithecus africanus gilt - bedingt durch eine hohe
Anpassungsfähigkeit in einer Zeit sich ändernder Klima- und
Umweltbedingungen - als außergewöhnlich flexibel bei ihren
Nahrungsgewohnheiten. "Wir haben in unserer aktuellen Studie untersucht,
wie diese Art ihren Nachwuchs großgezogen hat", erklärt PD Dr. Ottmar
Kullmer vom Senckenberg Forschungsinstitut in Frankfurt.

Unter der Leitung der australischen Wissenschaftler Dr. Renaud Joannes-Boyau
von der Southern Cross University, Dr. Luca Fiorenza und Dr. Justin
W. Adams von der Monash University hat Kullmer mit weiteren
internationalen Wissenschaftlern zwei Millionen Jahre alte
Australopithecus-Zähne geochemisch untersucht. Die Ergebnisse zeigen, dass
die Vormenschen-Kinder nach ihrer Geburt etwa 12 Monate gestillt wurden.
"In Zeiten von mangelndem Nahrungsangebot, so beispielsweise in der
saisonalen Trockenzeit, griffen die Australopithecus-Mütter über mehrere
Jahre wiederkehrend auf Muttermilch zurück, um den Hunger ihres
Nachwuchses zu stillen", ergänzt der Frankfurter Paläoanthropologe und
fährt fort: "In ihrem Stillverhalten ähneln die 'aufrechtgehenden
Vormenschen' demnach in natürlicher Umgebung lebenden Orang-Utans, die
ihren Nachwuchs bis zu neun Jahre immer wieder säugen."

Die Forschenden verdampften mithilfe spezieller Laser-Techniken zur
Probennahme mikroskopisch kleine Teile der uralten Zahnoberfläche und
untersuchten das Gas mit einem Massenspektrometer auf chemische
Signaturen. "Zähne können uns wertvolle Informationen zur Rekonstruktion
der Ernährung und der Gesundheit eines Individuums in dessen verschiedenen
Lebensphasen geben", so Kullmer und weiter: "Es konnte bereits das
Stillverhalten von Neandertalern rekonstruiert werden - nun haben wir
Zähne analysiert, die sogar zehnmal älter sind!"

Laut der Studie wirkt sich die jahrelange Bindung zwischen Mutter und
Nachwuchs auch auf die potentielle Anzahl der Nachkommen aus: Wenn
Säuglinge längere Zeit auf Muttermilch angewiesen sind, muss die
Kinderzahl niedriger bleiben. "Zudem hatte die enge Mutter-Kind-Bindung
sicherlich auch Auswirkungen auf die Gruppendynamik und die soziale
Struktur der Australopithecinen", schließt Kullmer.

Die Natur mit ihrer unendlichen Vielfalt an Lebensformen zu erforschen und
zu verstehen, um sie als Lebensgrundlage für zukünftige Generationen
erhalten und nachhaltig nutzen zu können - dafür arbeitet die Senckenberg
Gesellschaft für Naturforschung seit nunmehr 200 Jahren. Diese integrative
"Geobiodiversitätsforschung" sowie die Vermittlung von Forschung und
Wissenschaft sind die Aufgaben Senckenbergs. Drei Naturmuseen in
Frankfurt, Görlitz und Dresden zeigen die Vielfalt des Lebens und die
Entwicklung der Erde über Jahrmillionen. Die Senckenberg Gesellschaft für
Naturforschung ist ein Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. Das Senckenberg
Naturmuseum in Frankfurt am Main wird von der Stadt Frankfurt am Main
sowie vielen weiteren Partnern gefördert. Mehr Informationen unter
www.senckenberg.de.


Originalpublikation:

Renaud Joannes-Boyau, Justin W. Adams, Christine Austin, Manish Arora, Ian
Moffat, Andy I. R. Herries, Matthew P. Tonge, Stefano Benazzi, Alistair R.
Evans, Ottmar Kullmer, Stephen Wroe, Anthony Dosseto & Luca Fiorenza
(2019):

Elemental signatures of Australopithecus africanus teeth reveal seasonal
dietary stress.

In: Nature.

https://doi.org/10.1038/s41586-019-1370-5

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen, 15.07.2019
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MELDUNG/392: Datenbank mit Who's Who der Gelehrten des Spätmittelalters (idw)


Universität Bern - 16.07.2019

Datenbank mit Who's Who der Gelehrten des Spätmittelalters



Ohne Beziehungen läuft in der Wissenschaft nicht viel. Das war schon im
Mittelalter so, als Gelehrte aus ganz Europa sich intensiv austauschten
und reisten. Diese Ursprünge der heutigen Wissensgemeinschaft zeigt jetzt
die öffentlich zugängliche Datenbank «Repertorium Academicum Germanicum»
(RAG). Sie ist unter Berner Federführung entstanden und umfasst die
Lebensläufe von mehr als 60'000 mittelalterlichen Gelehrten.

Hunderttausende Menschen haben bereits im Mittelalter in Europa eine
Universität besucht, viele davon haben auch einen Abschluss errungen und
durften sich «Baccalaureus», «Magister» oder gar «Doktor» nennen. Seit
über 10 Jahren geht das internationale Forschungs- und
Digitalisierungsprojekt RAG der Universität Bern und der
Justus-Liebig-Universität Giessen (D) den Lebenswegen dieser Gelehrten nach,
ermittelt ihre Herkunft und verfolgt ihre späteren Karrieren. Aus den
verschiedensten historischen Quellen wurden die Informationen gesammelt
und stehen nun in einer Online-Datenbank der breiten Öffentlichkeit zur
Verfügung.

Vernetzung unter Gelehrten - im Mittelalter wie heute

Neben berühmten Persönlichkeiten wie Erasmus von Rotterdam oder Martin
Luther sind in der Datenbank des RAG auch Informationen zu 60.000 weiteren
Personen erfasst. Mit einfachen Suchbegriffen können all die Gelehrten des
Mittelalters nach ihrem Herkunftsort, Studienfach oder den besuchten
Universitäten gruppiert, ihre Reisen auf einer Karte dargestellt und ihre
Beziehungen zu anderen Personen interaktiv visualisiert werden. «Bei einem
Studium geht es nicht nur um den Unterrichtstoff», erklärt Rainer C.
Schwinges, Co-Leiter des Projekts und emeritierter Professor für
Mittelalterliche Geschichte, «auch die Beziehungen, die man an der
Universität knüpft sind sehr wichtig». Das war damals genauso wie heute:
Das persönliche Netzwerk ist entscheidend für die Karriere, aber auch für
die Verbreitung von neuen Ideen und damit für den Fortschritt der
Wissenschaft und der Gesellschaft.

Potenzial der Digitalisierung in der Geschichtsforschung

Dank dem digitalen Ansatz des Projekts sind eine grosse Menge an Daten an
einem Ort kostenlos abrufbar. «Nicht nur der einzelne Gelehrte, sondern
der gesamte Gelehrtenstand aller Fachbereiche gerät so ins Blickfeld der
Forschung», erklärt Professor Schwinges. Durch die Vielfalt der dort
konzentrierten Informationen und Visualisierungstools eröffnen sich neue,
auch interdisziplinäre Forschungsperspektiven - der Bildungs- und
Wissenschaftsgeschichte genauso wie der Demographie- und
Migrationsforschung.

Schweizer Gelehrte des Mittelalters

Die Datenbank RAG zeigt: Auch Schweizer waren Teil dieser
mittelalterlichen Gelehrtenwelt, obwohl man damals für sein Studium
deutlich weiter reisen musste. Von den modernen Schweizer Universitäten
gab es nur die 1460 gegründete Universität Basel bereits im Mittelalter.
Trotzdem machten sich auch aus dem Gebiet der heutigen Schweiz viele junge
Männer auf, um an einer Universität einen Abschluss zu erlangen (Frauen
war das Studium damals noch nicht erlaubt): Insgesamt 1250 sind in der
RAG-Datenbank verzeichnet. Einige davon sind bekannte Namen: Der Walliser
Mediziner Thomas Platter, der berühmte Reformator Johannes Calvin oder
auch der Berner Ratsherr und Stadtschreiber Thüring Fricker. Aber auch
weniger bekannte Schweizer aus kleineren Ortschaften wie Aarberg,
Büsserach, Soglio oder Zofingen sind in der Datenbank zu finden.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
http://idw-online.de/de/institution57

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bern, 16.07.2019
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TREFF/749: Kassel - Museumsführung "Sigmund Aschrott - Fabrikant, Großgrundbesitzer, Bankier", 24.7.19


Stadt Kassel

Sigmund Aschrott - Fabrikant, Großgrundbesitzer, Bankier

Führung im Stadtmuseum



"Sigmund Aschrott - Fabrikant, Großgrundbesitzer, Bankier" lautet der
Titel einer Führung im Stadtmuseum sowie durch den Vorderen Westen mit
Museumsführerin Margret Baller am Mittwoch, 24. Juli. Der erste Teil
der Führung beginnt um 17 Uhr im Stadtmuseum, der zweite Teil um 18
Uhr im Vorderen Westen. Der Treffpunkt ist vor dem Haupteingang der
Stadthalle.

Nur wenige Personen haben für die Entwicklung Kassels eine so
bedeutende Rolle gespielt wie Sigmund Aschrott. Zahlreiche Gebäude und
Bauwerke erinnern an diesen Kasseler Bürger, der in seinem Lebensabend
seiner Heimatstadt enttäuscht den Rücken gewandt hat.

Die Führung im Museum erläutert anhand historischer Bilder die
Entstehung des Stadtteils "Vorderer Westen. Der Rundgang beginnt an
der Stadthalle und beleuchtet die wechselvolle Geschichte solch
interessanter Plätze wie der "Neumarkt", heute Bebelplatz, und des
"Kaiserplatzes", heute Goethestraße. Arbeiterhäuser in der oberen
Dörnbergstraße, die Gründung der Wäscherei Welscher, des einzigen
Betriebes mit Dampfkraft im Vorderen Westen, aber auch die Stiftung
mehrerer Grundstücke für Kirchen unterschiedlicher Konfessionen lassen
viele Aspekte des Lebens von Aschrott deutlich werden.

Die Teilnahme an der Führung sowie der Eintritt in das Museum sind
kostenfrei. Die Teilnehmerzahl ist begrenzt und eine verbindliche
Anmeldung ist unter der Telefonnummer 0561/787-4405 erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 15. Juli 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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WISSENSDURST/052: Klimawandel und warum - Fridays For Future ... (SB)






[image: Ben und Stefan - Buntstiftzeichnung: © by Schattenblick]
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Stefan: "Hey, Ben, was meinst du, wollen wir auch am Freitag auf die
Klimademonstration gehen?"

Ben: "Was meinst du, etwa auf die 'Fridays For Future'-Demonstration?"

Stefan: "Ja, genau, immerhin erreichen sie eine große Aufmerksamkeit.
Das finde ich gut, denn vielleicht wird nun ernsthafter über die
Klimakatastrophe gesprochen. Die Klimaabkommen von Kyoto oder Paris
haben praktisch zu nichts geführt. Die CO2-Emissionen sind nach wie
vor hoch oder sogar noch angestiegen. Ich habe das Gefühl, dass bisher
keine wirksamen Schritte erfolgt sind, die etwas zur Verbesserung der
Lage beigetragen hätten.

Ben: "Oh je, es ist zum verrückt werden. Vor allem, weil sich auf den
Konferenzen stets alle einig waren, dass der CO2-Ausstoß verringert
werden muss, damit die Welttemperatur nicht mehr als 1,5 oder 2,0 Grad
ansteigt. Aber was hat sich wirklich verändert, außer dass die USA
2017 aus dem Klimaabkommen ausgestiegen sind?"

Stefan: "Na ja, in unserem Land wurde der Ausbau der erneuerbaren
Energien (Alternativen Energien) vorangetrieben und der Ausstieg aus
der Atomenergie beschlossen. Andererseits wird immer noch Strom in
Kohlekraftwerken erzeugt, was dazu führt, dass die CO2-Emission
weiterhin hoch bleibt oder sogar noch größer geworden ist ..."

Ben: "Ich finde es auch ziemlich enttäuschend, vor allem wenn man
bedenkt, was wir bereits untersucht und über die Klimakatastrophe
herausgefunden haben, was mir jedenfalls zuweilen Angst macht, weil
ich nicht absehen kann, ob es überhaupt noch möglich ist, die
Klimatatstrophe zu verhindern. Mich lässt es jedenfalls an der
Ernsthaftigkeit der Politiker zweifeln und ich frage mich, ob
überhaupt je etwas so nachhaltig verändert wird, dass auch künftige
Generationen noch gut leben können."

Stefan: "Genau, da sehe ich den Ansatzpunkt, also die Gemeinsamkeit
mit den Fridays For Future-Demonstranten. Sie wollen ihre Zukunft
retten, sie wollen, dass Lebensverhältnisse geschaffen werden, die
auch den Menschen, die erst noch geboren werden, ein Leben auf dieser
Erde ermöglichen."

Ben: "Und, hast du eine Vorstellung davon, wie sie das erreichen
wollen? Ich meine, so allgemein oberflächlich betrachtet finde ich
gut, dass überhaupt durch diese Demonstrationen eine weitreichende
Aufmerksamkeit auf das Klimaproblem entstanden ist, aber ich muss
gestehen, dass ich keine Ahnung habe, wie ihre Forderungen umgesetzt
werden können. Ich weiß nicht einmal genau, was sie im Einzelnen
verändern wollen."

Stefan: "Hmm, ja, also genau weiß ich das auch nicht. Okay, machen wir
uns an die Arbeit, finden wir es heraus. Die schwedische Schülerin
Greta Thunberg hat mit ihrem Protest den Anfang gemacht, dann folgte
die anwachsende Fridays For Future-Bewegung. Hat sie nicht vielleicht
irgendwo schon mal ein Interview gegeben, in dem sie ihre Forderungen
oder Vorschläge mitteilt?"

Ben: "Was soll 's, ich habe keine Ahnung, aber lass uns mal im Netz
nachsehen. Also, wo hab' ich denn mein Tablet nur liegen gelassen? Ah
ja, hier. Ich geb' mal 'Greta Thunberg Interview' ein - und hier steht
's: 'Interview mit Anne Will'. Wollen wir uns das mal anhören?"

Stefan: "Klar, das ist doch prima, das ist doch die Gelegenheit, ihre
Ideen und Vorstellungen aus ihrem Mund zu hören."

Ben stöpselte die externen Lautsprecher ein und beide hörten
aufmerksam zu, was Greta Thunberg auf die Fragen der
Fernsehmoderatorin Anne Will antwortete. Nach ungefähr 10 Minuten des
Zuhörens hatten die beiden sich einen Eindruck von Greta Thunbergs
Beweggründen machen können.

Ben: "Du liebe Güte, das muss man sich auch erst einmal trauen, sich
ganz allein vor den Schwedischen Reichstag (Parlament) in Stockholm
zu setzen, nur mit einem Schild neben sich auf dem steht: 'Skolstrejk
för klimatet' (Schulstreik für das Klima) und das über drei Wochen
lang am Stück und schließlich nur noch am Freitag jeder Woche."

Stefan: "Na, ja, sie blieb nicht lange allein ... "

Ben: "Sicher, aber das konnte sie nicht vorher wissen. Ich finde das
jedenfalls beeindruckend, dass sie das getan hat."




[image: Greta Thunberg steht mit einem großen Schild mit der Aufschrift 'Skolstrejk För Klimatet', im Hintergrund ein Gebäudeteil - Foto: 2018, by Anders Hellberg [CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by- sa/4.0)], via Wikimedia Commons]

Greta Thunberg vor dem Schwedischen Parlamentsgebäude

Foto: 2018, by Anders Hellberg [CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)], via Wikimedia Commons




Stefan: "Sicher, schließlich haben sich bald darauf viele Schüler in
Schweden in verschiedenen Kommunen ebenfalls freitags vor den
Rathäusern versammelt, um für den Klimaschutz zu demonstrieren. So hat
das angefangen."

Ben: "Das habe ich bisher auch nicht gewusst. Und was für eine
riesige Wirkung das auslöste, denn auch Schüler in anderen Staaten,
wie Belgien, Frankreich, Finnland und Dänemark schlossen sich dem
Protest an. Danach entstand eine Bewegung rund um die Welt mit
ungefähr 1,5 Millionen Schülern in ca. 3000 Städten!"




[image: Ein langer Demonstrationszug mit Fridays For Future-Teilnehmern mündet auf einer Straßenkreuzung - Bild: 2019, by 1satzSuedtirol [CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)], via Wikimedia Commons]

Klimademonstration in Bozen (Italien)

Bild: 2019, by 1satzSuedtirol [CC BY-SA 4.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)], via Wikimedia Commons




Stefan: "Moment, das ist alles richtig und ich bin auch dafür, dass
wir auf die Demonstration gehen sollten, aber abgesehen davon, hast
du auch gehört, dass Greta zwar behauptet, sie sei gegen Atomkraft,
aber dann verwies sie auf die Einschätzung des Weltklimarats, dass die
Atomkraft ein kleiner Teil der großen Lösung sein könne, wie der
CO2-Ausstoß zu verringern sei, also wie man ohne fossile Brennstoffe
auskommen kann? "

Ben: "Ja, das habe ich schon gehört, aber sie hat sehr deutlich
gemacht, dass sie persönlich gegen AKWs ist, weil sie die für sehr
gefährlich hält. Allerdings fährt sie überall mit dem Elektroauto hin
und man kann dann wohl davon ausgehen, dass sie überzeugt ist, es
handle sich bei den E-Autos um klima- und umweltfreundliche Fahrzeuge.
Wahrscheinlich nimmt sie auch an, dass der Strom für deren Betrieb nur
aus alternativen Energiequellen stammt?"

Stefan:"Tja, das können wir nicht wissen. Aber das Elektroauto haben
wir nun eingehend untersucht und festgestellt, dass es alles andere
als umwelt- oder klimafreundlich ist. Denn wenn wirklich die Autos
mit Verbrennungsmotoren durch E-Autos ersetzt werden, haben wir gleich
einen ganzen Haufen neuer Probleme: wohin mit den alten Fahrzeugen?
Dazu kommt ein zusätzlicher Ressourcenverbrauch an Metall, Kunststoff
und Textilien für den Bau neuer E-Autos. Auch muss mit einem erhöhten
Reifenabrieb, der durch das größere Gewicht dieser Autos verursacht
wird, rechnen, der zu einer Erhöhung des Feinstaubs in den Städten
führt. Hinzu kommt die relativ kurze Lebensdauer eines Akkus.
Überhaupt stellt der extrem große Verbrauch an Seltenen Erden, die für
die Herstellung der Akku-betriebenen Motoren benötigt werden, eine
erhebliche Umweltbelastung und -zerstörung dar. Und der Stromverbrauch
wird vermutlich enorm anwachsen, einmal durch die Produktion der
Elektroautos selbst und dann bei deren Betrieb. Da ist es sehr
wahrscheinlich, dass doch wieder auf Atomenergie zurückgegriffen
wird - und ich habe mit Sicherheit nur einige Probleme genannt."

Ben: "Vielleicht hat sie das noch nicht richtig analysiert? Mit dem
Flugzeug fliegt sie jedenfalls grundsätzlich nicht und wahrscheinlich
würde sie auch keine Kreuzfahrt unternehmen. So wie ich sie verstanden
habe, will sie immer genau das zu 100% tun, was in ihrer Macht steht,
also was sie selbst unternehmen kann, um das Klima zu schützen und
beispielsweise die CO2-Emissionen zu verringern."

Stefan: "Ich bin sicher, dass sie das total ernst nimmt mit der
Klimakatastrophe, deren Auswirkungen sich schon seit vielen Jahren auf
der ganzen Welt nicht mehr leugnen lassen. Sie hat, wenn ich das
richtig gehört habe, gesagt, dass sie die Menschen wachrütteln und in
Panik versetzen will, dass auch sie sich fürchten und genau wie sie
selbst Angst vor der Zukunft haben, damit endlich etwas getan wird.
Und das ist für mich der springende Punkt. Was glaubt sie, was getan
werden sollte?"

Ben: "Ich habe kürzlich gelesen, dass Greta Thunberg in einer Rede
gesagt hat, warte mal hier hab' ich den Text: 'Einige Leute sagen,
dass ich studieren sollte, um Klimawissenschaftlerin zu werden, damit
ich die Klimakrise lösen kann. Aber die Klimakrise ist bereits gelöst.
Wir haben bereits alle Fakten und Lösungen. Alles was wir tun müssen
ist aufzuwachen und uns zu verändern.'(Rede am 31. Oktober 2018 in
London)"

Stefan: "Hmm, das begreife ich nicht ganz. Ich weiß nicht, welche
Lösungen sie meint? Denn alles, was wir bisher herausgefunden haben, ist
doch, dass die klimatischen Veränderungen so sehr miteinander verwoben
sind und sich in noch nicht wirklich geklärter Weise gegenseitig
beeinflussen. Ich wüste gar nicht, wo man anfangen sollte. In
Deutschland vielleicht mit dem Abschalten der Kohlekraftwerke?
Außerdem scheint es mir nur ein kleiner Tropfen auf den heißen Stein
zu sein, wenn beispielsweise auf E-Autos gewechselt wird, um
die CO2-Emissionen zu senken."

Ben: "Ich glaube, wir sollten uns noch mal genauer ansehen, was mit
den 'bekannten Fakten und Lösungen' gemeint ist. Sie hat das bestimmt
in ihrer Rede etwas verkürzt formuliert, um ihren Aussagen Nachdruck
zu verleihen. Außerdem kommt es mir momentan so vor, als wolle man mit
der Fridays For Future-Bewegung die Politiker oder die
Verantwortlichen dazu bringen, nur die richtigen Knöpfe zu drücken,
und schon hätten wir eine saubere Umwelt und die Klimakatastrophe wäre
abgewendet. Ich kann mir nicht vorstellen, dass das von den Fridays
For Future-Teilnehmern so gemeint ist."




[image: Im Vordergrund sind viele junge Menschen versammelt, eine Großzahl von ihnen hält Schilder mit Forderungen zum Klimaschutz hoch - Foto: 2019, by David Tong [CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)], via Wikimedia Commons]

Klimademonstration in Wellington (Neuseeland)

Foto: 2019, by David Tong [CC BY-SA 4.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)], via Wikimedia
Commons




Stefan: "Okay, ich sehe, das wird nicht einfach werden, so sehr ich
mir auch wünsche, dass die Klimakatastrophe verhindert werden kann."

Ben: "Sei nicht so hoffnungslos, sicher gibt es für jeden
Möglichkeiten in seinem Alltag etwas zu überdenken und zu verändern
und bestimmt hat das auch Auswirkungen, jedenfalls wenn viele Menschen
sich mit dem Klimaproblem befassen und ihre Schlüsse ziehen. Auf jeden
Fall hat die Fridays For Future-Bewegung bestimmt viele Menschen zum
Nachdenken angeregt."

Stefan: "Also, gut, treffen wir uns übermorgen nach der Demo bei mir."

Ben: "Einverstanden, also, bis dann."

Fortsetzung folgt ...



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:


https://www.watson.de/wissen/interview/862924092-greta-thunber-und-klimaschutz-kann-atomenergie-ein-teil-der-loesung-sein

https://stg-sz.net/posts/2019/03/05/fridays-for-future/363/

https://www.welt.de/vermischtes/article187693472/Greta-Thunberg-in-Davos-Ich-will-dass-ihr-in-Panik-geratet.html
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KREATIV/150: Braunschweig - Workshop "Buchkunst" am 23. Juli 2019


Stadt Braunschweig

Workshop "Buchkunst" im Heidberg



Braunschweig. Ein Workshop "Buchkunst - Bücher mal anders" findet am
Dienstag, 23. Juli, von 10 bis 13 Uhr und von 14 bis 17 Uhr, in der
Zweigstelle Heidberg der Stadtbibliothek, Weimarstraße 4, im Rahmen
der Sommerferienaktionen statt. Gemeinsam werden aus alten Büchern
neue, schöne und auch praktische Dinge gebastelt und gestaltet. Der
Kurs richtet sich an Kinder ab acht Jahren. Die Teilnahmekosten
betragen drei Euro. 

Eine Anmeldung unter der Telefonnummer 470-6829
ist erforderlich. In den Sommerferien ist die Zweigstelle im Heidberg
nur einmal wöchentlich, jeweils dienstags von 10 bis 18 Uhr, geöffnet.
Weitere Informationen dienstags unter der Telefonnummer 26309473.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. Juli 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/1883: Unna - Vorlesestunde mit der pfiffigen Leseschnecke Willma am 24.7.2019


Stadt Unna

Vorlesestunde der zib-Bibliothek im Freibad Bornekamp



Kreisstadt Unna. Die pfiffige Leseschnecke Willma war wieder
erfolgreich. Sie hat tolle Bilderbücher für Kinder ab 4 Jahren
entdeckt und in ihre Tasche gepackt. Diesmal geht Willma zum Vorleses
wieder auf die Reise.

Da der Leseschnecke die Termine im Bornekampbad im letzten Jahr so
viel Spaß gemacht haben, liest sie am Mittwoch, 24. Juli 2019 um 16
Uhr im Freibad Bornekamp. Die Bücher bringt Willma zum Vorlesen mit.
Da gibt es lustige oder auch spannende Geschichten. Eine Anmeldung
ist nicht erforderlich! Die Teilnahme an der Vorlesestunde ist
kostenlos!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 17. Juli 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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MUSEUM/860: Bielefeld - Eintauchen in die Welt der sieben Zwerge am 21. Juli 2019


Stadt Bielefeld

Familienveranstaltung: Die sieben Zwerge im Museum



Bielefeld (bi). Eintauchen in die Welt der sieben Zwerge hinter den
sieben Bergen - das geht am Sonntag, 21. Juli, von 11.30 bis 12.30 Uhr
im Historischen Museum. 

Die Veranstaltung richtet sich an Familien mit
Kindern von drei bis fünf Jahren und kostet sechs Euro für Kinder
sowie vier Euro für Erwachsene. 

Mit Anmeldung unter Tel. 0521 51-3635.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. Juli 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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MUSEUM/859: Bielefeld - Geheime Agentenjagd am 21. Juli 2019


Stadt Bielefeld

Geheime Agentenjagd im Museum



Bielefeld (bi). Im Historischen Museum wird es am Sonntag, 21. Juli,
spannend. Wer ist der Spion und warum spielen Bärte dabei eine Rolle?
Kinder von sechs bis acht Jahren begeben sich ab 14.30 Uhr auf
Spurensuche und versuchen den kniffligen Fall zu lösen. Gemeinsam
werden Phantombilder angefertigt, die bei der Agentenjagd im
Historischen Museum helfen. 

Die Teilnahme kostet sechs Euro.

Anmeldung unter Telefon 0521 51-3635.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. Juli 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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FÜHRUNG/992: Hanau - Die Werke August Peukerts am 27. Juli 2019


Stadt Hanau

Führung zu den Werken August Peukerts

Museum Großauheim am Samstag, 27. Juli 2019 um 15 Uhr



Die letzte Gelegenheit die Abteilung August Peukert und die neuen
Werke vor der Umgestaltung zu sehen bietet sich am Samstag, 27. Juli
um 15 Uhr im Museum Großauheim. Fünfzig Jahre nach der ersten
Mondlandung steht dabei auch diesmal August Peukerts farbintensives
Werk "Astronauten in der Raumkapsel" und eine bislang unbekannte
Eisenplastik des vielseitigen Künstlers im Mittelpunkt.

Kunsthistorikerin und Museumspädagogin Susanna Rizzo führt alle
Interessierten im Anschluss durch die Abteilung und steht für Fragen
zum Werk von August Peukert zur Verfügung. Der engagierte und
zeitkritische Künstler war immer nahe am Geschehen in der Welt und in
seiner nächsten Umgebung. Die Führung bietet die Gelegenheit, noch
einmal in bewegende Ereignisse des 20. Jahrhunderts einzutauchen und
sich von den Werken Peukerts im Museum Großauheim faszinieren zu
lassen. Anschließend findet im Museum eine Umgestaltung für die
Sonderausstellung zum 150jährigen Jubiläum von August Gaul statt.

Für die Führung ist keine Anmeldung nötig. Es wird lediglich der
Eintritt in das Museum erhoben, eine Führungsgebühr entfällt.

Weitere Termine finden sich im Veranstaltungskalender der Stadt Hanau
unter www.museen-hanau.de.

Museum Großauheim - Kunst & Industriegeschichte

Pfortenwingert 4, 63457 Hanau-Großauheim

www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 11. Juli 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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GLEICHHEIT/6910: Von der Leyen wird Präsidentin der EU-Kommission


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Von der Leyen wird Präsidentin der EU-Kommission

Von Peter Schwarz

17. Juli 2019



Das mächtigste Amt der Europäischen Union wird erstmals seit 1958 wieder
von Deutschland besetzt. Die CDU-Politikerin Ursula von der Leyen tritt die
Nachfolge Jean-Claude Junckers als Präsidentin der Europäischen Kommission
an. Die bisherige deutsche Verteidigungsministerin wurde am Dienstagabend
vom Europäischen Parlament mit knapper Mehrheit gewählt. Sie erhielt 383
Stimmen; erforderlich waren 374, die Hälfte der 750 Abgeordneten.

Der Wahl waren wochenlange Auseinandersetzungen, Absprachen und Manöver
hinter den Kulissen vorangegangen. Der Europäische Rat, die Versammlung der
Staats- und Regierungschefs, brauchte drei Gipfeltreffen und mehrere
durchwachte Nächte, um sich mehrheitlich auf einen Vorschlag zu einigen.
Und damit war die Mehrheit im Europäischen Parlament, das den Vorschlag des
Rats bestätigen muss, noch lange nicht sicher.

Von der Leyen betrieb zwei Wochen intensive Lobbyarbeit, um eine Mehrheit
zusammenzubekommen. Sie wurde dabei von einem ganzen Team unterstützt und
versprach jedem, was er hören wollte. Die Bewerbungsrede, die sie am
Dienstagmorgen abwechselnd in Deutsch, Französisch und Englisch vor dem
Plenum des Parlaments in Straßburg hielt, hörte sich an, wie von einer
Werbeagentur geskriptet.

Sie stellte ihre Rolle als Frau heraus und versprach, die Hälfte der
Kommission mit weiblichen Mitgliedern zu besetzen. Sie bekannte sich zum
Umweltschutz, als würde sie auf einer "Fridays for future"-Demonstration
sprechen. Sie versprach einen besseren Mindestlohn und eine bessere Zukunft
für die Jugend. Sie beklagte die 17.000 Toten im Mittelmeer - und gelobte,
die Europäische Grenzschutzagentur Frontex schneller als geplant
aufzurüsten! Sie präsentierte sich als glühende Europäerin, die in Brüssel
aufgewachsen sei und erst mit dreizehn erfahren habe, dass sie auch
Deutsche sei.

Die Rede richtete sich vor allem an die grünen und sozialdemokratischen
Abgeordneten, damit diese für sie stimmen konnten, ohne sich vor ihren
Wählern restlos bloßzustellen.

Die Rechnung ging auf. Am Ende stimmten die konservativen und liberalen
Abgeordneten sowie zwei Drittel der Sozialdemokraten für von der Leyen. Die
Grünen hatten sich gegen sie entschieden; viele äußerten sich aber äußerst
positiv über die Kandidatin. Lediglich die Fraktionen der Linken und der
Rechtspopulisten sprachen sich gegen von der Leyen aus. Die
Nationalkonservativen legten sich nicht fest. Genau lässt sich das
Wahlverhalten nicht feststellen, da die Abstimmung geheim war.

Mit der Wahl rückt die Europäische Union weiter nach rechts. Von der Leyen
steht für verschärfte Sparmaßnahmen, Militarismus und
Polizeistaatsaufrüstung. Sie ist seit der Wahl Angela Merkels zur
Bundeskanzlerin Mitglied in deren Kabinett - vier Jahre als Familien-, vier
Jahre als Arbeits- und sechs Jahre als Verteidigungsministerin. In diesen
Funktionen hat sie einen drastischen Sozialabbau, eine massive Umverteilung
der Einkommen und Vermögen zugunsten der Reichen und die größte Steigerung
der Rüstungsausgaben seit der Wiedervereinigung vorangetrieben. In ihrer
Zeit als Verteidigungsministerin stiegen die jährlichen Militärausgaben von
30 auf 45 Milliarden Euro, mit steigender Tendenz.

In Straßburg forderte von der Leyen, dass "Europa in der Welt eine stärkere
und einheitliche Stimme haben" und "schnell handeln" müsse. Man müsse
deshalb "den Mut haben, außenpolitische Entscheidungen mit qualifizierter
Mehrheit zu treffen und gemeinsam hinter ihnen zu stehen." Aus diesem Grund
sei "die Europäische Verteidigungsunion gegründet" worden. "Unsere Soldaten
und Soldatinnen arbeiten Seite an Seite mit Polizisten, Diplomaten und
Entwicklungshelfern" und "verdienen unseren größten Respet und unsere
größte Anerkennung", fügte sie hinzu.

Bereits vor fünf Monaten hatte von der Leyen auf der Münchener
Sicherheitskonferenz 2019 [1] vor mehr als 600 Vertretern aus Politik,
Geheimdiensten und Militär erklärt, "die Wiederkehr der Konkurrenz großer
Mächte" sei das "herausstechende Merkmal der neuen Sicherheitslage".

"Ob wir wollen oder nicht, Deutschland und Europa sind Teil dieses
Konkurrenzkampfs. Wir sind nicht neutral", folgerte sie und forderte eine
eigenständigere deutsch-europäische Verteidigungspolitik, die es Berlin und
Brüssel ermöglicht, in den kommenden Großmachtkonflikten eine Rolle zu
spielen. "Wir Deutschen sollten nicht so tun, als seien wir moralischer als
Frankreich, oder menschenrechtspolitisch weitsichtiger als Großbritannien",
schloss sie ihre Rede.

Der Ausbau der Europäischen Union zu einer militäreschen Großmacht unter
deutsch-französischer Vorherrschaft ist den auch das eigentliche Signal,
das von der Wahl von der Leyens ausgeht. Ihr Kandidatur für den
Kommissionvorsitz, der für viele überraschend kam, war von der deutschen
Kanzlerin und dem französischen Präsidenten in Vieraugengesprächen
ausgeheckt worden.

Für Emmanuel Macron ist von der Leyen aus mehreren Gründen akzeptabel. Sie
hat die deutschen Militäreinsätze in Zentralafrika, wo die Bundeswehr eng
mit der französischen Armee zusammenarbeitet, energisch vorangetrieben. Sie
pflegt - trotz ihres Eintretens für eine Europäische Armee - gute Kontakte
zur Nato und kann damit Polen und andere osteuropäische Staaten bei der
Stange halten. Und vor allem dürfte die Übernahme des Chefpostens in der
Europäischen Zentralbank durch eine Französin, die bisherige IWF-Chefin
Christine Lagarde, nicht mehr aufzuhalten sein.

Die deutsch-französische Vorherrschaft in der Europäischen Union, die sich
mit dem Austritt Großbritanniens noch verstärkt, wird die wachsenden
Konflikte innerhalb der EU und die Spannungen zwischen Berlin und Paris
nicht dämpfen. Ihr Versuch, die EU zu dominieren, wird die rechten,
nationalistischen Kräfte weiter stärken, die in Osteuropa schon jetzt
politisch dominieren.

Da Italien mit dem Posten des Parlamentspräsidenten und Spanien mit dem des
Außenbeauftragten abgespeist werden, gehen die osteuropäischen und
kleineren EU-Mitglieder bei der Verteilung der Spitzenposten diesmal leer
aus. Lediglich Belgien soll das Amt des Ratspräsidenten erhalten.

Heftige internationale Konflikte - mit den USA, China, Russland und anderen
Mächten - verschärfen auch die Differenzen innerhalb Europas. Erst diese
Woche haben sich die Spannungen zwischen der EU und dem Nato-Mitglied
Türkei wegen der Erschließung von Erdgasreserven vor Zypern dramatisch
zugespitzt.

Ausgetragen werden diese Konflikte auf dem Rücken der arbeitenden
Bevölkerung, die durch niedrige Löhne, prekäre Arbeitsverhältnisse und
sinkende Löhne die Zeche für den Militarismus zahlen muss. Von der Leyen
äußerte sich dazu in ihrer Wahlrede nur knapp, weil es unpopulär ist - aber
die Aufrüstung des europäischen Überwachungs- und Polizeiapparats wird,
neben der militärischen Aufrüstung, im Zentrum ihrer
Kommissionpräsidentschaft stehen.


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2019/02/16/sich-f16.html
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KAZ/297: Gelbe Westen - Korrespondenz aus Frankreich


KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 367, Juni 2019

Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

Gelbe Westen

Korrespondenz aus Frankreich

von Alexandra Liebig



Die anhaltende Protestbewegung der "Gilets Jaunes", der "Gelben
Westen" in Frankreich hat in Deutschland zu ebenso anhaltenden, oft
kontroversen Diskussionen aus marxistischer Sicht geführt. Wir drucken
deshalb im Folgenden eine Korrespondenz aus Frankreich ab, die einen
guten Überblick über Entstehung und Zusammensetzung der
Protestbewegung und die Reaktion des Staates darauf gibt. Die
Verfasserin hatte sie ursprünglich für die Zeitschrift "Theorie und
Praxis" geschrieben, wo sie in der Ausgabe Nr. 47 erschien.
Dankenswerterweise hat sie für die KAZ die im Wesentlichen
unveränderte Berichterstattung mit einer Aktualisierung und
Einschätzung versehen. Es geht um das Ringen der Sozialisten und
Kommunisten in Frankreich, einer spontanen Bewegung Orientierung zu
geben, die sich an den aufbrechenden Widersprüchen des
staatsmonopolistischen Kapitalismus entzündet: In dem Bestreben, gegen
die deutsche Finanzoligarchie "wettbewerbsfähig" zu werden setzen die
französischen Oligarchen in Folge der deutschen Agenda 2010-"Reformen"
die Hebel ihres Machtapparats in Bewegung, um die Lasten ihrer
"Reformen" auf die nichtmonopolistischen Volksschichten in Frankreich
abzuladen. Klarheit und Einheit in der französischen Arbeiterbewegung
sind noch nicht stark genug, um den Widerstand in eine revolutionäre
Offensive zu verwandeln. Das soll uns nicht hindern, wo und wie immer
möglich, die französischen Genossen in ihrem Kampf zu unterstützen,
vor Allem indem wir hier Klarheit und Einheit im Kampf gegen unsere
Oligarchen vorwärts bringen.


Mit der Affäre um Macrons prügelnden Leibwächter Benalla im Juli
2018 geriet die Macron-Philippe-Regierung in ernste Schwierigkeiten
und musste eine Parlamentskommission zur Untersuchung einsetzen. Sie
verlief im Sande, ebenso wie die Fragen von Abgeordneten der Partei La
France Insoumise (etwa: Aufrechtes Frankreich, abgekürzt FI oder LFI,
Vorsitzender Jean-Luc Mélenchon) zur Rolle von namentlich genannten
Reserveoffizieren und Polizisten bei Übergriffen gegen Demonstranten.
Die instabile regierungspolitische Lage erreichte mit der Demission
des Umweltministers Hulot im August 2018 einen weiteren Höhepunkt. Es
folgten mehrere personelle Wechsel in der Regierung, für 2019 sind
weitere angekündigt. Anfang Oktober 2018 demissionierte unerwartet und
überstürzt der Innenminister Gérard Collomb. Sein Platz blieb über
Wochen unbesetzt. Darüber hinaus ist eine Justizreform im Gange, die
die Gewaltenteilung in Frage stellt.

Politische Instabilität und Machtkämpfe

Die destabilisierte Regierung Macron-Philippe steht nicht nur in der
Kritik linker Kreise, sondern wird auch angegriffen von der rechten
Partei Les Républicains (Republikaner, LR), die aus der Partei
Sarkozys entstand, und der faschistischen Le Pen-Partei (früher Front
National, jetzt Rassemblement National, Nationale Sammlungsbewegung,
RN). In der Provinz besitzen die "Republikaner" einen hohen
Wähleranteil unter Kleinbürgern und Bauern, RN fischt Anhängern aus
dem alten Ultrarechtssumpf, aber auch bei enttäuschten Linkswählern.
Hinter den politischen Konkurrenzkämpfen stehen ganze
Wirtschaftszweige, die beobachten, wer besser in ihrem Sinne
vorankommt.

Das Vorspiel zur Demonstration am 17. November: Die Bewegung der
gelben Warnwesten entstand nicht einfach spontan auf Facebook und
anderen Plattformen. Die größte französische Boulevardzeitung Le
Parisien erschuf die erste Prominente der Gelben Westen,
Priscillia Ludosky mit einem Interview am 21.10.2018 und rief damit
zur Demonstration gegen die Kraftstoffsteuer am 17.11.2018 auf. Le
Parisien gehört zum Einflussbereich des reichsten Manns
Frankreichs, Bernard Arnault, der das weltweit größte Luxusunternehmen
LVMH sowie eine Mediengruppe, Finanzgesellschaften und den
Lebensmittelkonzern Carrefour beherrscht. Das Interview des
Parisien wurde von RTL und weiteren Medien rasch verbreitet.

Priscillia Ludosky hatte bereits am 29. Mai (!) eine Protestpetition
an das Umweltministerium wegen der zu hohen Besteuerung der
Kraftstoffpreise geschickt. Am Tage des Interviews hatten sich ihrer
Petition ganze 12.300 Protestierende angeschlossen. Allerdings hatte
sie da auch schon die Unterstützung von einem Automobilclub, mit dem
zusammen für den 17. November eine "opération escargot" (Operation
Schnecke) und eventuelles Blockieren von Tankstellen und Raffinerien
angekündigt wurden.

Priscillia Ludosky wurde dann mit einigen anderen Gelbe Westen, z.B.
einer regionalen Abgeordneten der rechten LR, groß ins Fernsehlicht
gerückt. Die Rechten und extremen Rechten unterstützten in den beiden
ersten Wochen die Gelbwestenbewegung und versuchten sie an sich zu
ziehen. Als aber später im November die 42 sozialpolitischen
Forderungen der Gelben Westen erschienen, wurden sie, insbesondere die
Erhöhung des Mindestlohnes, von den Rechten und extremen Rechten
kategorisch abgelehnt. Die Gewalt der uniformierten Polizei und von
kaum identifizierbaren Spezialkräften nahm immens zu.

Die Regierung unterstellt in den Medien seit Beginn der Demos nach dem
Haltet-den-Dieb-Prinzip lautstark, dass die Rechtsextremen
dahinterstecken. Auch unter diesem Gesichtspunkt ist zu sehen, dass
die Leitung der Gewerkschaft CGT anfangs Abstand von den
Demonstrationen hielt. Mittlerweile rückt in den Medien die
Gleichsetzung von Braun und Rot (womit France Insoumise gemeint ist)
in den Vordergrund. Das ist der Ausweitung der Gelben-Westen-Bewegung
geschuldet, an deren Demos Abgeordnete und Mitglieder der LFI
konsequent teilnehmen.

Spontane Bewegung

Denn es kam schnell anders, als es sich die Kräfte der Rechten
vorstellten. Der 17. November wurde zur großen spontanen
Massenbewegung gegen die Macron-Regierung und deren unsoziale und
undemokratische Sparmaßnahmen. Vielerorts haben die Gelben Westen sich
mit den aktiven Gewerkschaftern der CGT vereint, die bereits 2016/17
gegen das Arbeitsgesetz Hollandes und 2018 beim Kampf für die
Eisenbahner an der Basis aktiv waren, oft Kommunisten und Mitglieder
der France Insoumise. Die größten Demonstrationen finden nach wie vor
samstags statt, nichts deutet auf ein Ende der Bewegung. Für den
neunten Tag der Demos, am 12. Januar, mussten Medien und Regierung
feststellen, dass sich die spontanen Demonstrationen entschlossen
organisiert und politisiert haben. Für den elften Demonstrationstag
gab es mehrere angemeldete Demonstrationszüge in Paris. Eine "Gelbe
Nacht", benannt nach den "Nuits debout" - nächtelangen
Protestdiskussionen - von 2016, wurde von Polizeikräften am 26.01.2019
gewaltsam zerstreut. Als noch alles ruhig war, wurde einem der
entschlossenen Anführer der Gelben Westen aus der Gruppe um Eric
Drouet ("La France en colère", Frankreich im Zorn) mit einem
Flashball-Schuss ein Auge schwer verletzt, als er die Demo filmte.
Flashballs sind gewehrartige Polizeiwaffen, mit denen
Anti-Demonstranten-Geschosse, meistens 44mm Gummikugeln, verschossen
werden.

Bei den Forderungen der Gelben Westen ging es von Beginn an nicht
allein um die Absenkung der Kraftstoff- und Mehrwertsteuer. Mit
Erschrecken mussten die Rechten Forderungen nach Erhöhung der Löhne
inklusive der Mindestlöhne, nach Abschaffung der Mehrwertsteuer für
Waren des täglichen Gebrauchs, nach Absenkung von Ministergehältern,
nach sozialer Steuergerechtigkeit und der Wiedereinführung der
Vermögenssteuer feststellen. Viele fordern auch das Recht auf ein
Referendum auf Initiative der Bürger (frz. RIC) ein.

Die Demonstrationen der Gelben Westen gaben auch den Forderungen der
jungen Leute nach mehr Bildungsgleichheit Auftrieb. Oberschüler und
Studenten mit ihren Gewerkschaften UNL und Fidl schlossen sich den
Gelben Westen an. Andere Bewegungen entstanden im Dezember 2018, wie
die Stylos rouges (Rotstifte, am 25.1. 66.500 Mitglieder), die
ihrem Zorn über den Mangelzustand in Bildung und Ausbildung Ausdruck
geben: "... die von den Gewerkschaften vorgeschlagenen Bewegungen
genügen nicht mehr, weil die Regierung seit Jahren auf ihre Kämpfe und
Aktionen nicht mehr reagiert."

Ideologische Vereinnahmung ...

Die Proteste der jungen Leute richten sich auch (und noch zu wenig)
gegen die Einrichtung eines allgemeinen Wehrdienstes, der nach Angabe
des Vertreters der Schülergewerkschaft das Land vier Milliarden Euro
kostet. Wer nicht "freiwillig" teilnimmt, riskiert die Zulassung zu
Führerschein und Studium. Die erste Stufe umfasst alle 16-jährigen für
drei Monate, später soll ein zusätzliches freiwilliges Jahr folgen -
alles unter Obhut der Armee.

Der ständige Einsatz der Polizei in den Schulen war vom
Macron-Vertrauten Christophe Castaner, der jetzt Innenminister ist,
vorgeschlagen worden. Schulleiter absolvieren freiwillige Lehrgänge
bei der Armee. Vorträge von Soldaten gehören in großen Betrieben nun
zur Erziehung der Belegschaften zur Unterordnung. Das alles gehört zu
einem am 23. Februar 2018 vom Premierminister vorgestellten
"Nationalen Plan zur Vorbeugung der Radikalisierung"[1], der auch
Maßnahmen zu Berufsverboten und Bespitzelung von Arbeits- und
Wohnnachbarn enthält. In den Medien wurde das Programm nur kurz als
Anti-Terrorismus-Thema mit Blick auf Syrien-Rückkehrer diskutiert. Die
von der PS (Parti socialiste, Sozialdemokraten) gegründete Stiftung
Jean Jaurès, die zu Radikalisierung arbeitet, sieht auch France
Insoumise unter den Radikalisierern.

...und gewaltsame Unterdrückung durch die Regierung

Übereinstimmend wird von Beobachtern festgestellt, dass sich seit 1968
die Exekutive nicht mehr so gewalttätig gezeigt hat. Bereits am 10.
Dezember war ein gewerkschaftsübergreifendes Kommuniqué der
Journalisten veröffentlicht worden, das Polizeiangriffe auf
Journalisten auch unmittelbar mit Flashball verurteilte. In einer von
LFI und auch in der Zeitung Le Monde veröffentlichten Erklärung
heißt es nun: "Die Repressionen gegen die Gelben Westen sind
massiv. Mehr als 5.600 vorläufige Festnahmen, mehr als tausend
Verurteilungen. Männer und Frauen, deren Leben zerstört wurde. Die
Regierung hat sich angesichts der Bewegung für eine brutale
Aufrechterhaltung der Ordnung entschieden: Überzogenes
Polizeiaufgebot, geschlagene und an der Arbeit gehinderte
Journalisten, präventive Festnahmen, systematische Anwendung von
Tränengas und Schlagstöcken, gewalttätige Räumungen, Schüsse von
Flashballs und Räumungs-Granaten, Drohnen und Hubschrauber,
Panzerfahrzeuge... Entspannung ist nicht die Option der Regierung. Der
Schlagstock ist zukünftig die einzige Option."[2] Am 12. Januar
2019 veröffentlichte die Zeitung Liberation die vorläufige
Bilanz: 10 Tote, 1.700 Verletzte, davon 82 schwer, 12 ausgeschlagene
Augen, 4 Hände durch Räumungsgranaten abgerissen, 5.339 vorläufige
Festnahmen, 815 Haftbefehle, 292 Inhaftnahmen, tausende
Strafverfolgungen.

Mehrere Klagen gegen den Innenminister und gegen einen ehemaligen
Bildungsminister, der sogar Armee mit Schusswaffen zum gewaltsamen
"Abräumen" der Demonstranten forderte, sind anhängig. Am 23. Januar
2019 legte die Bezirksleitung der CGT Paris gemeinsam mit der Liga für
Menschenrechte Klage gegen die Anwendung der Flashball-Waffen ein.

Die Proteste der Gelben Westen haben soziale Ursachen

Bereits am 1.1.2014 gab die damals regierende PS unter Hollande den
Startschuss für höhere Verbrauchssteuerbelastung, als er den
reduzierten Mehrwertsteuersatz für Gas, Strom und Wasser auf das
allgemeine Niveau von 20 Prozent anhob.

Die Preise für Kraftstoffe steigen seit Jahren ständig.

Das INSEE (staatl. Statistikamt) vermerkt im August 2018 zu den
Preissteigerungen, dass "die Preise der Verbrauchsprodukte (...)
die höchsten beobachtenden Steigerungen seit dem Sommer 2011
zeigen".[3] Nahrungsmittel- und Energiepreise stiegen im November
und Dezember 2018 erheblich. Zudem hat die Regierung Frankreichs für
Januar 2019 eine bis 2022 steigende Energieverbrauchssteuer (inklusive
Kraftstoffe) angekündigt. Durch die nicht-progressive Mehrwert- und
Kraftstoffsteuer werden die Haushalte mit geringen Einkommen und
langen Anfahrtswegen zur Arbeit am stärksten besteuert, die obendrein
die seit einem Jahrzehnt stark steigenden Mietpreise am schwersten
verkraften können. In Paris stiegen die Mieten in den letzten in zehn
Jahren auf das Doppelte. Hinzu kommt die von Macron eingeführte
"Solidarbeitragssteuer", die die paritätische
Sozialversicherungsbeiträge ersetzt, aber jetzt schon die alten
Beiträge übersteigt. Die Änderung war aber als Beitrag zur
Kaufkraftsteigerung verkauft worden.

Die Arbeitslosenzahl bleibt trotz ständiger Veröffentlichungen über
minimale Rückgänge sehr hoch bei 9,1 Prozent der aktiven Bevölkerung.
Darin erscheinen noch nicht die "Schattenarbeitslosen", die
Arbeitsuchenden ohne Berechtigung auf Arbeitslosengeld, die in etwa
gleicher Größenordnung dazu gerechnet werden müssten.[4]

Die soziale Betreuung verschlechtert sich vor allem außerhalb der
Großstädte deutlich - Beispiele: Gesundheitseinrichtungen schließen,
eine Stunde Fahrt zur Entbindung. Heime psychisch Kranker wurden nach
Belgien ausgelagert. Staatliche Zuschüsse für Jugend- und
Sozialeinrichtungen oder Vereine werden abgebaut und privatisiert. Die
Gemeinden beklagen den deutlichen Rückgang staatlicher finanzieller
Unterstützungen.

Eine allgemeine Wut steigt auf.

Das ist der Hintergrund für den massenhaften Zulauf zu den Gelben
Westen, der durch verzerrte Darstellungen zur Einkommensverteilung
noch angefacht wurde. So bezog sich das oben erwähnte Massenblatt
Le Parisien auf INSEE-Daten und behauptete am 22.01.2019, dass
die reichsten 20 Prozent Frankreichs ein Monats-Einkommen von ganzen
4.565,80 Euro hätten!

Soziale Zusammensetzung der Gelben Westen

Ein Kollektiv von Wissenschaftlern und Studenten hat am 11. Dezember
2018 eine erste Studie über die soziale Zusammensetzung der Gelben
Westen vorgelegt.[5] Sie stellten fest: Es sind zumeist Männer und
Frauen zwischen 35 und 49 Jahren, einige Jüngere, viele stehen kurz
vor der Rente, einige sind bereits aus dem Arbeitsleben ausgeschieden.
Überproportional mit knapp 50% sind kleine Angestellte und Arbeiter
mit Fachabitur- oder Berufsschulabschluss vertreten. Ein Viertel sind
Rentner, die im Berufsleben standen.

Intellektuelle und Leute mit Masterabschluss oder mehr sind mit etwa
5% vertreten, 10% sind mittlere Angestellte und weitere gut 10%
Prozent Handwerker, kleine Ladenbesitzer und Kleinunternehmer
einschließlich der sich selbst ausbeutenden Einzelunternehmer. Der
angegebene Durchschnittsverdienst pro Haushalt mit 1.700 Euro zeigt,
dass sie überwiegend bescheidene Einkommen haben, aber als prekär
angesehen werden können nur zehn Prozent unter ihnen.

47% der befragten Gelbwesten waren erstmals auf einer Demo, aber 44%
hatten schon an Streiks teilgenommen. Neun von zehn verweigern Gewalt,
um ihre Ziele durchzusetzen. Sie sind zumeist offen für Aktionen wie
Besetzungen und vor allem für Demonstrationen in Paris, wenn sie sich
die Reisekosten leisten können. Etwa ein Drittel sieht sich als
politisch links, soweit sie sich überhaupt politisch einordnen wollen,
23% betrachten sich als "in der Mitte" und rechts, es sind auch
Macron-Wähler dabei. Die sich extrem rechts fühlenden Befragten sind
unter fünf Prozent. 81% meinen, dass Parteien nichts in der Bewegung
zu suchen haben, für 64 % gilt das auch für Gewerkschaften.

Als Grund für die Teilnahme an der Bewegung sehen sich die Menschen
weniger in der Revolte, sondern, dass sie ihre Kaufkraft und ihren
Lebensstandard gegen ein ungerechtes Steuer- und Abgabensystem
verteidigen, sich auch gegen die diskriminierenden und demütigenden
Worte von Macron und seiner Regierung wehren. Soweit die Studie.

Die Teilnehmer der Gelben-Westen-Bewegung kommen also zu 75% aus der
Arbeiterklasse und zu 25% aus kleinbürgerlichen Schichten, die in den
Kreis der unteren Einkommen abrutschen.

Viele Verschlechterungen aufgrund der Arbeitsgesetze, gegen die die
Gewerkschaften bisher ergebnislos kämpften, werden erst im Laufe des
Jahres zum Tragen kommen: Kürzungen von Zuschüssen zu Urlaub,
Fahrgeld, Mittagessen und Miete. Das betrifft auch Erhöhungen der
schon genannten Solidarbeitragssteuer für Rentner und Werktätige, die
an Stelle des Sozialversicherungsbeitrags trat. Sie bewirkt den
Übergang zu immer mehr Privatversicherungen und damit erhebliche
Mehrausgaben für Kranke und Kinder.

Es sammelt sich weiter Protestpotential an.

France Insoumise

Das Pressebüro der France Insoumise (LFI, Das Aufrechte Frankreich)
hat am 17.12.2018 angekündigt, dass ihre Fraktion am 21.02.2019 einen
verfassungsrechtlichen Vorschlag unterbreiten werde, der ein
Referendum auf Bürgerinitiative ermöglichen solle. Das steht bereits
in ihrem Programm. Damit unterstützen sie Forderungen vieler
Gruppierungen der Gelben Westen.

Die Abgeordneten und Mitglieder von France Insoumise standen von
Beginn an auf der Seite der Gelben Westen und nahmen an Protesten
teil. Aber schon vorher griffen sie im Parlament die antisozialen
Pläne der Regierung an. Jean-Luc Mélenchon, der Fraktionsvorsitzende
von LFI, hat die von der Regierung vertretene "Theorie der
Berieselung" kritisiert: Sie unterstelle "je bedeutender die Einkommen
der Reichen sind, umso größere Krümel fallen auf allen Ebenen der
sozialen Pyramide ab". Es sei aber ein unbegründeter Glaube, dass die
Milliardäre ihr Geld in die reale Ökonomie, also die Unternehmen der
materiellen Produktion stecken würden. Vor einiger Zeit seien
normalerweise 33 Prozent der in den Unternehmen erwirtschafteten
Gewinne an die Aktionäre ausgeschüttet worden, heute seien es schon 57
Prozent![6]

Am 5. November 2018 erklärte die Abgeordnete der LFI Mathilde Panot
anlässlich der Erhöhung der Kraftstoffsteuer: "Diesen Morgen
erzählte uns Bruno Le Maire (Wirtschaftsminister) eine der Debatte
angemessene große Neuigkeit: Auch er bezahlt beim Tanken. Will er
einen Orden dafür? Monsieur Bruno Le Maire ist mit 9.440 Euro brutto
einer der bestbezahlten Franzosen des Landes. Die Hälfte unserer
Landsleute erhält laut INSEE weniger als 1.772 Euro netto im Monat.
Sie profitieren nicht, wie seine Kollegin Muriel Pénicaud, die
Arbeitsministerin, vom Ende der Vermögenssteuer. ... Der Zorn unserer
Mitbürger erklärt sich aus dem Messen mit zweierlei Maß. Es gibt die
bestrafende Ökologie für die Armen und die Freiheit zum Zerstören und
Verschmutzen für die Reichen." Innerhalb weniger Tage wurde das
Video mit ihrer Rede von mehr als drei Millionen Menschen gesehen.
Eine Meldung vom 12. November über Gehaltserhöhungen beim
Pressesprecher der Regierung von 4.926 auf 9.180 Euro brutto und der
Gleichstellungsbeauftragten Marlène Schiappa von 5.767 auf 9.079 Euro
brutto war zusätzlich Wasser auf den Mühlen der dann am 17. November
Demonstrierenden.

Die Debatte des Präsidenten - mit dem Volk?

Macron eröffnete am 15.01.2019 eine große "Debatte mit seinem Volk",
die zunächst die Bürgermeister in den Gemeinden organisieren müssen.
Er hat jedoch in einem "Bürgerbrief" bereits erklärt, dass er von
seinen Zielsetzungen nicht abgeht. Mit der "Debatte" versucht die
Regierung, einen Teil des abgefallenen Kleinbürgertums und der
Arbeiterklasse zurückzugewinnen. Die Zugangsregeln zu dieser Debatte,
an der auch Minister teilnehmen, sind streng geregelt, auch die
Themen. Die Teilnahme gleiche eher einer Zuführung als freiwilligem
Kommen, kritisierte Mélenchon. Der Dialog wird u.a. von LFI und CGT,
aber auch vielen öffentlichen Personen abgelehnt. Die PCF (Parti
communiste francais, FKP) stellt eine eigene Beschwerdeseite für das
Volk zur Verfügung.

Laurent Berger von der reformistischen Gewerkschaft CFDT hatte Macron
bereits am Sonntag nach der ersten Demo, am 18.11., vorgeschlagen, bei
den großen Gewerkschaften für einen "sozialen Pakt der ökologischen
Konversion" zu werben. Das Gespräch fand am 6. Dezember statt - auch
Martinez von der eher klassenkämpferischen Gewerkschaft CGT
unterschrieb, musste jedoch auf Druck der Basis und zahlreicher
Gewerkschafts-Strukturen (z.B. Chemie) seine Unterschrift noch am
gleichen Tag zurücknehmen. Klar gemacht wurde ihm, dass man nicht
gleichzeitig mit der pro-Macron-Gewerkschaft CFDT und ihrer
antisozialen Politik gehen und gleichzeitig gegen Macron vorgehen
kann. Das hieße doch, den Protesten der Gelben Westen, der Schüler und
aller arbeitenden Menschen in den Rücken zu fallen.

Gewerkschafter und Gelbe Westen Seite an Seite

Gewerkschafter der CGT aus örtlichen Organisationen, mancherorts auch
der Bezirksorganisationen, gingen sofort am 17.11. auf die Gelbwesten
zu. Auch Mitglieder anderer Gewerkschaften, die die Haltung ihrer
nationalen Leitung nicht teilten, nahmen teil. Sie konnten
feststellen, dass sie gleiche soziale Forderungen vertraten. Es kam
die Losung auf: Fragt nicht mehr, was die CGT macht - handelt selbst
in ihr. Die aktiven CGT-Gruppen erlebten einen Mitgliederaufschwung.
Zahlreiche Genossen der PCF und von kommunistischen Organisationen
nahmen an den Protesten teil. In vielen Diskussionen waren die
Ursachen mangelnder bisheriger Erfolge Thema.

"Durch unsere Schwachpunkte wird ein gewisses Vertrauensmanko in
den Gewerkschaften bei den organisierten und nichtorganisierten
Kollegen geschaffen. Es fehlt ein Programm der landesweiten
branchenübergreifenden Kämpfe. Auf nationaler Ebene kommt der Zorn
nicht zum Ausdruck, der in den Arbeitsstätten und Haushalten
aufsteigt. Das Akzeptieren des sogenannten Sozialen Dialogs ist
Bauernfängerei", fasst es ein Genosse und Gewerkschafter zusammen.

Macrons Zusagen vom Dezember wurden gemeinsam unter die Lupe genommen
und als Täuschung erkannt. So werden die von der Regierung
versprochenen Prämien für Niedrigverdiener aus der Kasse der
Sozialversicherung bezahlt und die Aufstockung der Mindestlöhne
bezahlen die Steuerzahler. Das von Mélenchon kritisierte neue
Budgetgesetz mit den Zugeständnissen von Macron sei eine Kampfansage
an die Werktätigen.

Weitere Entwicklung der Bewegung der Gelben Westen

Für die Versuche der Spaltung der Bewegung wird täglich viel Papier
bedruckt und Medienraum besetzt. Eingeladen am 12. März vom
regierungsabhängigen Rat für Ökonomie, Soziales und Umwelt unter dem
Thema: Brüche und Übergänge: Frankreich versöhnen haben einige
führende Köpfe (wie die obengenannte P. Ludosky) ergebnislos versucht,
ihre Forderungen verständlich zu machen. Ein anfängliches
Nicht-am-System-rütteln-zu-wollen wurde dadurch zum Bewusstsein, dass
es schrittweise geändert werden muss. Politisch misstrauisch,
schwanken allerdings viele zwischen den Linien.

Mit falschen Prognosen wie unlängst der Angabe, dass 3,5 Millionen
neue Arbeitsplätze in 2019 zur Verfügung stünden (verschwiegen wird
der prekäre Charakter), offenen Lügen und Diffamierungen der France
Insoumise, selbst Verrat in deren Reihen, wird Verunsicherung in die
Reihen der progressiven Opposition getragen und deren Zusammenschluss
mit den Gelben Westen oft verhindert. Nur eine Woche vor der EU-Wahl
wurde gezielt eine "grüne Alternative" zur Abwerbung potentieller, vor
allem junger Wähler, angeboten bei gleichzeitiger Diffamierungen
Mélenchons im sozialen Netzwerk. Wenig neu ist die Gleichsetzung von
LFI und RN unter dem Begriff "Populismus" als wesentliches Mittel der
Propaganda und zur Verschleierung des Klassenkampfes. Die
Unterdrückung der seit einem halben Jahr dauernden und im Volke
verankerten Bewegung gelingt trotzdem nicht in gewünschter Weise. Der
29. Akt der Demonstrationen fand am 1. Juni statt und denunzierte die
Regierungsgewalt. Für den 8. Juni sollen die Proteste in die Vorstädte
verlagert werden.

Die Gelben Westen haben mit ihrer Forderung nach Macrons Abdankung die
Regierungsmacht infrage gestellt. Sie reagiert in einem weiteren
autoritären politischen Abdriften mit immer mehr strafrechtlicher
Verfolgung und blutiger Niederschlagung der Bewegung. Mit dem am 23.
März beschlossenen Gesetz Belloubet werden überfallartige
Durchsuchungen legal möglich sein, wie sie bei der Führung von France
Insoumise im Oktober ohne gesetzliche Grundlage geprobt wurden.
Macron, gestärkt aus der EU-Wahl hervorgegangen, verlangt nun von
seiner Regierung eine Art Nibelungentreue mit der Androhung von
Entlassungen für die raschere Umsetzung seiner Reformen. Alle hohe
Ebenen der Administration sollen mit Macron treu ergebenen Leuten
besetzt und die wegen der GW ausgesetzte Verfassungsänderung schnell
angegangen werden (so offiziell in der Presse). Man fühlt sich an die
Warnung Dimitroffs erinnert, nicht zu unterschätzen "jene
Maßnahmen, die dazu dienen, die demokratischen Rechte der Werkktätigen
zu unterdrücken, die Rechte des Parlaments zu verfälschen und zu
schmälern, die Repressalien gegen die revolutionäre Bewegung zu
verschärfen."[7]

Die Bewegung der Gelben Westen ist das deutliche politische Zeichen
zur Bereitschaft, die Kämpfe des sozial benachteiligten Lagers, die
politischen und gewerkschaftlichen Kämpfe gegen das Arbeitsgesetz
Hollandes und der Verordnungen Macrons in den letzten Jahren und gegen
den Demokratieabbau weiterzuführen. Rückschläge hat die progressive
und revolutionäre Bewegung nicht nur durch die ihnen deutlich
reaktionär gegenüberstehenden Kräfte erlitten, sondern auch durch die
Spaltung von PCF/Linksfront und France Insoumise sowie der politischen
und gewerkschaftlichen Kräfte im EU-Wahlkampf.

Einleuchtend erscheint deshalb der Vorschlag vom Rassemblement
Communiste, die zwei Strategien weiterer Arbeit in den Vordergrund
stellt: Weiterführung des antifaschistischen Kampfes von LFI und PCF
gegen die Woge des RN und ein Vorgehen nach der "Formel" Mélenchons:
"Vor der Vereinigung der "Linken", die sich nur auf Wahlkampagnen
beschränkt, muss die "Vereinigung des Volkes" kommen. Die Konturen
dieser "Linken" sind von unserem Klassenfeind vorgezeichnet."
In 2017 verhalf seine klare Linie Mélenchon zu 20 Prozent an
Wählerstimmen. Sie besagt: Zurückweisung aller Bündnisse mit der
falschen Linken der Sozialdemokraten, der Jadot (Grüne analog
Cohn-Bendit), der PS und der Hamon (Abspaltung davon). Nur so kann
dauerhaft eine Front der Arbeitenden an der Basis, der politisch und
gewerkschaftlich Aktiven gebildet werden, die ganz klar vom
Antifaschismus, gegen den Neoliberalismus, gegen den Krieg und
eurokritisch gezeichnet ist. Sie stützt sich auf einen breiten Bund
mit den historischen Kräften der Gelben Westen und ihren sozialen
Forderungen der letzten Monate und auf die sozialen Kämpfe der letzten
Jahre.[8]


Anmerkungen:

[1] www.gouvernement.fr/sites/default/files/contenu/piece-jointe/2018/02/2018-23-cip-dr-radicalisation.pdf

[2] www.lemonde.fr/idees/article/2019/01/17/il-est-grand-temps-d-interdire-les-flash-ball-et-les-grenades-de-desencerclement_5410215_3232.html

[3] www.insee.fr/fr/statistiques/3611878

[4] www.insee.fr/fr/statistiques/3598305

[5] Zuerst veröffentlicht in: Le Monde vom 11. Dezember 2018
oder:

histoireetsociete.wordpress.com/2018/12/17/qui-sont-les-gilets-jaunes-une-enquete-pionniere-dun-collectif-de-chercheurs/

[6] mélenchon.fr/2017/10/22/le-budget-des-riches-et-limpossible-ruissellement/

[7] Georgi Dimitroff, Die Offensive des Faschismus..., VII.
Weltkongress der KI (1935), Verlag Marxistische Blätter, Frankfurt
1971, S. 76 oder gleicher Titel in: Auswahl von Dokumenten und Reden
vom VI. Weltkongreß bis zur Auflösung der Kommunistischen
Internationale 1928-1943 der Parteihochschule "Karl Marx" beim ZK der
SED, ab Ausgabe 1956, S. 358 ff.

[8] cercles.communistes.free.fr/rcc/publi.php?idArticle=2019_30_05_europeennes
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Die SPD und die Ökonomen

Hoffnung auf Marx, Kompromiss mit Keynes, Anbiederung an Hayek

Von Ingo Schmidt



"Das Geld erklärt dem ganzen Menschengeschlecht den Krieg"

 (Pierre de Boisguillebert, 1704)  



Die SPD bei der Europawahl: Das schlechte Ergebnis der Bundestagswahl
nochmal unterboten und dann in eine Führungskrise geschlittert. Auf
der iberischen Halbinsel und in den Niederlanden hingegen sind die
Sozialdemokraten stärkste Partei geworden. Das gilt auch für mehr oder
minder zeitgleichen Wahlen zu nationalen Parlamenten in Spanien,
Dänemark und Finnland. Damit bestätigt sich ein Muster, das sich
spätestens seit der Großen Rezession herausgebildet hat:
Sozialdemokraten können Wahlen gewinnen, wenn sie als
Oppositionsparteien antreten. Aber sie enttäuschen ihre Wähler als
Regierungsparteien.

Das Problem aller Sozialdemokraten besteht darin, dass sie für eine
Sozialstaatspolitik gewählt werden, die sie im Überschwung des
New-Economy-Booms für überholt und nach dessen Ende als undurchführbar
erklärt haben. Auf der Linken wird oft argumentiert, dieses Problem
sei durch Rückbesinnung auf den sozialdemokratischen Markenkern leicht
zu beheben. Aber so einfach ist es nicht. Sozialdemokraten sind Ende
der 90er Jahre nicht aus Versehen oder als Resultat vorübergehender
Verblendung auf den Dritten Weg abgebogen, sondern aus Verzweiflung.
Das historische Kapital, dass sie sich seit dem späten 19. Jahrhundert
erworben und in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts in den
Sozialstaat investiert hatten, war gegen Ende des Jahrhunderts
aufgebraucht. Aus dieser Geschichte lässt sich für einen Neubeginn
linker Formationen lernen, wiederholen lässt sich die Geschichte
nicht.


1869: Marxismus und Klassenformation

Die 1869 in Eisenach gegründete Sozialdemokratische Arbeiterpartei war
zunächst nur eine unter vielen sozialistischen Gruppen, die zu jener
Zeit in Westeuropa gegründet wurden und oft ebenso schnell wieder
zerfielen, wie sie entstanden waren. Der Marxismus, den sich die
Eisenacher auf die Fahnen schrieben und der damals nur in Bruchstücken
existierte, erwies sich in den folgenden Jahren allerdings als Ferment
der Klassenbildung. In einem immer dichter werdenden Netzwerk von
Zeitungen, lokalen Partei- und Gewerkschaftsgruppen, Arbeitervereinen
und Kneipen wurde der Marxismus zu einer Gedankenwelt und Sprache, in
der Arbeiter ihre alltäglichen Erfahrungen, Hoffnungen und
Lebensplanungen austauschen konnten. Auf Grundlage des so entstandenen
Klassenbewusstseins konnten Strategie und Taktik diskutiert werden.
Das Bewusstsein, einer ausgebeuteten und unterdrückten, aber stetig
wachsenden Klasse anzugehören, half über die Mühen des Alltags hinweg
und schuf Zuversicht auf eine bessere Welt. Auch wenn nur eine
Minderheit dieser Klasse politisch aktiv war, ihre Sprache wurde auch
von denen verstanden, die marxistische Ideen nicht teilten oder mit
anderen, insbesondere religiösen, Ideen vermischten.

Die proletarische Öffentlichkeit, die für die Entstehung und
Reproduktion proletarischen Klassenbewusstseins so wichtig war, wurde
durch den Faschismus zerstört. Reste davon gingen, ebenso wie Partei
und Gewerkschaften, in der Nachkriegszeit im Sozialstaat auf. Unter
dessen institutioneller Hülle und den dramatischen Wandlungen von
Wirtschaftsstruktur, Arbeitsorganisation und Lebensweise zum Trotz
reproduzierten sich proletarische Denkmuster aber auch weiterhin. Sie
gaben Betriebsräten, Gewerkschaftern und unzähligen Arbeitervertretern
in lokalen Gremien Orientierung.

Das änderte sich erst mit dem Zechen-, Hütten- und Werftensterben in
den 1970er Jahren und der seither einsetzenden Verlagerung ganzer
Industrien ins Ausland und der Zergliederung anderer Industrien in
regionale Produktionsnetzwerke. Die Industriearbeiterschaft, die seit
der Entwicklung der SPD zu einer Massenpartei deren Kerntruppen
gestellt hatte, ist seither zu einer Minderheit geworden. Ihre
Gewerkschaften sind nicht einmal in der Lage, alle in einer Industrie
Beschäftigten zu organisieren. Von einer Vorbildfunktion für
Beschäftigte in anderen Sektoren kann erst recht keine Rede mehr sein.
Selbst wenn sich die SPD wieder auf ihren Markenkern besinnen sollte
- die Stammwählerschaft, die sich in Hochzeiten des Sozialstaates mit
diesem identifiziert hat, gibt es nicht mehr.

Was die Klassenformation angeht, sind die Sozialdemokraten unserer
Tage in der gleichen Situation wie die Eisenacher Liebknecht und
Bebel. Die Arbeiter mögen eine Klasse gegenüber dem Kapital sein, sind
es aber gewiss nicht für sich selbst.


1919: KPD, Sowjetunion und Imperialismus

Die Vereinigung der Arbeiter aller Länder zu fördern, war das erklärte
Ziel der Sozialdemokratie im 19. Jahrhundert. Da Industriearbeit aber
weitgehend in Westeuropa konzentriert war, fanden sich dort auch die
Schwerpunkte sozialdemokratischer Organisation. Es dauerte nicht
lange, bis in diesen die Idee aufkam, die Sache der Arbeiter durch
Beteiligung an kolonialer Eroberung und Ausbeutung zu befördern. Bei
Ausbruch des Ersten Weltkriegs folgten viele Arbeiter der nationalen,
statt der roten Fahne. Nationalismus war in der Sozialdemokratie stets
verdammt, aber als Massenideologie fahrlässig unterschätzt worden.

Die Schrecken des Krieges beendeten den nationalistischen Rausch und
führten schließlich zu Revolutionen in Russland, Österreich-Ungarn und
Deutschland und zur Entstehung der kommunistischen Bewegung. Bei den
Wahlen zur deutschen Nationalversammlung nur wenige Tage nach der
Gründung der KPD und den Morden an Liebknecht, Luxemburg und
ungezählten namenlosen Aufständischen wurde die SPD mit 38 Prozent die
mit Abstand stärkste Partei. Hoffnungen auf einen von
Arbeiterbewegung, Parlament und Unternehmern organisierten
Kapitalismus hatten unter den Bedingungen wiederholter
Wirtschaftskrisen und immer noch drohender revolutionärer Aufstände
keine Chance. Das änderte sich nach dem Zweiten Weltkrieg.

Die machtpolitische Herausforderung durch den Sowjetkommunismus ließ
es den kapitalistischen Eliten ratsam erscheinen, auf
sozialdemokratische Forderungen einzugehen. Russische Panzer stärkten
die Verhandlungsmacht von Sozialdemokratie und Gewerkschaften und
waren zugleich eine willkommene Gelegenheit, sich als demokratische
Alternative zu den Politbürodiktaturen im Osten zu präsentieren. Auf
diese Weise wurde im Westen ein demokratischer Kapitalismus möglich,
dessen Wachstum durch steigende Reallöhne und Massenkonsum im Inneren
aber auch durch neokoloniale Ausbeutung des Südens getragen wurde.
Damit wurden sozialdemokratische Träume eines organisierten
Kapitalismus scheinbar Wirklichkeit.

Nachdem die Kalter-Krieg-Ordnung etabliert war, entwickelte sich eine
andere Sozialdemokratie, die auf Entspannungspolitik gegenüber dem
Osten umschwenkte, im Inneren mehr Demokratie wagen wollte und eine
gerechtere internationale Wirtschaftsordnung anstrebte. Diese
Linkswende scheiterte - nicht zuletzt am Widerstand der
sozialdemokratischen Rechten und Jahre bevor die Sowjetunion
zusammenbrach und das weltweite Gleichgewicht der sozialen Kräfte sich
deutlich zugunsten des Kapitals verschob.


1969: Keynesianismus zwischen Sozialismus und

Neoliberalismus

Nach dem Zweiten Weltkrieg hielt die SPD ideologisch am Marxismus
fest, hatte aber kein den Verhältnissen des Kalten Krieges
entsprechendes Programm. Gleichzeitig übernahmen die Konservativen
unter dem Slogan der sozialen Marktwirtschaft einen Teil des
sozialdemokratischen Programms. Ein gegenüber der Zeit vor den
Weltkriegen erheblich angewachsener Staatssektor, progressive
Einkommensteuertarife, dynamische Rentenanpassung und
produktivitätsorientierte Lohnpolitik schufen schon in den 50er Jahren
einen institutionellen Keynesianismus, der die Konjunktur auch ohne
geld- oder fiskalpolitische Eingriffe stabilisierte.

Um aus ihrer Isolation auszubrechen, in der sie sich zwischen einem
militanten Antikommunismus und einem mechanistischen Marxismus
bewegte, griff die SPD nach dem Godesberger Parteitag den
Keynesianismus als Ansatzpunkt für gesellschaftliche Gestaltung auf.
Damit traf sie den Nerv ihrer Stammwähler, konnte aber auch viele
Beschäftigte des öffentlichen Dienstes und Studierende für sich
gewinnen. 1969 bekam die SPD zum ersten Mal über 40 Prozent der
Stimmen bei einer Bundestagswahl und konnte mit Brandt erstmals den
Bundeskanzler stellen.

Doch erwies sich sehr schnell, dass sich hinter dem keynesianischen
Label fundamentale Klassengegensätze verbargen. Linkskeynesianer
strebten den kontinuierlichen Ausbau des Sozialstaats an
- ausdrücklich zulasten von Privatwirtschaft und Profit.
Rechtskeynesianer waren lediglich an konjunkturpolitischer
Feinsteuerung interessiert, die schwere Wirtschaftskrisen und davon
ausgehende politische Instabilität vermeiden sollte. Ölpreisschocks
und eine sich immer schneller drehende Preis-Lohn-Spirale ließen sich
mit den keynesianischen Instrumenten nicht eindämmen. Nun gab es die
Wahl zwischen Preiskontrollen und Investitionslenkung als Schritten in
Richtung Sozialismus oder Inflationsbekämpfung, Haushaltssanierung und
Kostensenkungen zur Wiederherstellung unternehmerischer
Investitionsneigung. Unter Schmidt konnte die SPD-Rechte die zweite
Option durchsetzen. Die Weichen in Richtung Agenda 2010 wurden bereits
in den späten 70er Jahren gestellt. Als die Partei nach 16 Jahren Kohl
wieder an die Regierung kam und der Dritte Weg zwischen Keynes und
Hayek sich angesichts des Scheiterns der New Economy als Sackgasse
erwies, entschied sich Schröder für Hayek. Dabei hätte die
Sozialdemokratie damals - sie stellte in 11 von 15 Mitgliedstaaten der
Europäischen Gemeinschaft den Regierungschef - die Möglichkeit gehabt,
eine verbindliche Sozialcharta als Ergänzung zum Vertrag von
Maastricht durchzusetzen. Der Linkskeynesianer Lafontaine sah keine
Chance mehr. Inzwischen hatte aber auch die Globalisierung der
Wertschöpfungsketten ihm den Boden entzogen. Ein Wirtschaft und
Gesellschaft umbauender Linkskeynesianismus funktioniert heute nicht,
weil die soziale Kraft fehlt, die Verlagerungsdrohungen neutralisieren
könnte, z.B. durch Kapitalverkehrskontrollen, vor allem aber durch
eine länderübergreifende kämpferische Gewerkschaftspolitik.

Wer Hayek will, kann auch andere Parteien wählen. Wer SPD wählt, will
mehr soziale Sicherheit. Diejenigen, die diese Sicherheit wollen,
geben in der SPD aber schon längst nicht mehr den Ton an. Nach der
Auflösung der einstmals sie tragenden Arbeiterklasse ist die SPD zu
einer Organisation auf der Suche nach einem Milieu und einem
Verwendungszweck geworden. Schwer vorstellbar, dass ihr gegenwärtiges
Personal sich zu einer Klassenpolitik aufraffen kann, die der Partei
wieder einen sozialen Unterbau verschaffen könnte.
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Beim Namen nennen!



HP. - An der Fassade der Berner Heiliggeistkirche hängen 30.000
Stofftstreifen. Jedes Stück steht für einen Menschen, der auf der
Flucht nach Europa gestorben ist. So ist das Mittelmeer zu einem
Massengrab geworden. Die viel beachtete Aktion ist eine Kritik an
der Migrationspolitik.


"Seit heute, Flüchtlingssonntag 2019, wehen rund 30.000
Stoffahnen an der Fassade der Heiliggeistkirche Bern im Wind", so
schreibt die Projektleitung rundum die Aktion "Beim Namen nennen
- 35.597 Opfer der Festung Europa". Rund um das Gebäude sind
Holzlatten angebracht worden. Sie bilden das Gerüst für die Schnüre,
an denen schliesslich Tausende weisse Streifen befestigt sind. Auf
allen diesen Wimpeln stehen Namen von Menschen, die seit 1993 auf dem
Weg nach Europa gestorben sind. Auch jene, von denen man den Namen
nicht mehr weiss, sind verzeichnet. Oft stehen Herkunft, Geschlecht,
Alter und die Umstände des Todes auf den Stoffstreifen. Ab Sonntag,
16. Juni, ist die Heiliggeistkirche 14 Tage lang ein Mahnmal. Mehr als
500 Freiwillige haben die Stoffstreifen beschriftet und an Schnüre
geheftet.

Es war eine sehr konzentrierte, stille Atmosphäre in der Kirche. Fast
alle haben geflüstert. Einheimische, Geflüchtete, Kinder, Jugendliche,
Grosseltern, Männer* und Frauen* schrieben teilweise stundenlang. "Die
Aktion verlief sehr friedlich", sagte Andreas Nufer, der Pfarrer und
Projektleiter der Heiliggeistkirche ist. Doch das war nur ein Teil der
Aktion. Das Publikum sass im Kirchenschiff und hörte zu, wie vorne am
Altar die Namen vorgelesen wurden. Immer wieder gab es Tränen. Auch
Leute, die sich umarmten, waren zu sehen. Betroffene aus Eritrea,
Syrien, Iran, Afghanistan, Tibet, Sudan oder Nigeria erzählten an den
Tischen von ihren Erlebnissen auf der Flucht. So hatte sich die
Heiliggeistkirche in ein grosses Mahnmal verwandelt. Viele der Toten
sind Opfer der "Festung Europa". Sie sind Opfer einer verfehlten
Migrationspolitik. Alle Namen wurden aus der "List of Deaths"
vorgelesen. 48 Freiwillige lösten sich im Halbstundentakt ab. Immer
zur vollen Stunde gab es Musik, Lieder, Gedichte oder Performances von
Kunstschaffenden.


Menschen sensibilisieren

Seit 1993 sind mindestens 35.597 Menschen beim Versuch nach Europa zu
flüchten, gestorben. Die meisten ertranken im Mittelmeer. Männer*,
Frauen*, Jugendliche, Kinder, Babys waren dabei. Allerdings sind in
diesen Zahlen nur jene Fälle enthalten, die dokumentiert wurden. So
stehen auf dem Stoff beispielsweise: "Tot aufgefunden auf einem in
Seenot geratenen Boot südlich von Malta" oder "erstickt in einem
Kühllaster in der Nähe von Zuwara, Libyen".

Der Flüchtlingstag, in dessen Rahmen "Beim Namen nennen - 35.597 Opfer
der Festung Europa" stattfand, wird seit 1980 von der Schweizerischen
Flüchtlingshilfe organisiert und soll die Bevölkerung für die Belange
von Flüchtlingen sensibilisieren. Auch die Kirchen beteiligen sich
jeweils daran. Das Thema der diesjährigen Kampagne des
Flüchtlingstages lautet: "Sichere Fluchtwege retten Leben". Dabei geht
es vor allem um die vereinfachte Einreise in die Schweiz über
humanitäre Visa oder Resettlement-Programme für besonders
schutzbedürftige Personen.

Auch die Rettung von Menschen in Seenot ist ein Thema. Das Drama des
andauernden Sterbens auf See ist keine Naturkatastrophe und könnte
morgen schon beendet werden. Das Mittelmeer zum Massengrab zu machen,
ist eine rein politische Entscheidung der EU-Regierungen. Sie wollen
um jeden Preis ihre Aussengrenze als tödlichen Festungsgraben aufrecht
erhalten. Kein Mensch würde sich für viel Geld und mit hohem Risiko in
ein kleines Boot setzen, wenn es erlaubt wäre, das Meer mit einer
Fähre oder einem Flugzeug zu überqueren.


Massive Verschärfung

Das ausgrenzende Visa-Regime zwingt die Menschen auf tödliche Routen
und muss abgeschafft werden. Sichere und legale Flucht- und
Migrationswege nach Europa sind die einzige Lösung, um das Leiden und
Sterben auf See endlich zu stoppen. Niemand soll in Zukunft sein Leben
auf kleinen Booten riskieren, um Europa zu erreichen. Unter anderem
hilft beispielsweise das transnationale Alarm-Phone-Netzwerk Watch the
Med denen, die es dennoch tun müssen. 2018 hat sich die Situation an
den EU-Aussengrenzen insbesondere im zentralen Mittelmeer durch die
Kriminalisierung der Seenotrettung und die Schliessung der Häfen
nochmals massiv verschärft. Das Mahnmal in Bern stellt diese Folgen
der verfehlten Migrationspolitik jetzt wieder mehr in den Fokus der
Öffentlichkeit.

 * 
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FESTIVAL/405: "Tatort" feiert Premiere auf dem "Festival des deutschen Films" (Studio Hamburg)


Studio Hamburg Produktion GmbH - Pressemitteilung vom 16. Juli 2019

TATORT: BOROWSKI UND DAS HAUS AM MEER feiert Premiere auf dem 15.
Festival des deutschen Films 2019



Hamburg, 16. Juli 2019 - Der NDR-TATORT: BOROWSKI UND DAS HAUS AM MEER
wird auf dem "Festival des deutschen Films" in Ludwigshafen gezeigt:
Die Produktion der NORDFILM GmbH im Auftrag des NDR für das Erste wird
am 31. August seine Premiere auf großer Leinwand feiern und ist zudem
für den Rheingold-Publikumspreis 2019 nominiert, der mit 30.000 Euro
dotiert ist. Zum dritten Mal gemeinsam im Einsatz ermitteln die
Kommissare Klaus Borowski (Axel Milberg) und Mila Sahin (Almila
Bagriacik) im Fall eines kleinen Jungen, der offenbar Grauenhaftes
erlebt hat. Entstanden ist der neue TATORT unter der Regie von Niki
Stein, der auch für das Drehbuch verantwortlich zeichnet.

Das "Festival des deutschen Films" findet bereits zum 15. Mal in
Ludwigshafen am Rhein statt. Vom 21. August bis zum 8. September 2019
feiern die Festivalbesucher das deutsche Kino mit zahlreichen
Filmwerken, Premieren, Preisverleihungen und einem großen
Rahmenprogramm.

Spielzeiten TATORT im Überblick:

Samstag, 31. August, 21.15 Uhr, Festivalkino I

Sonntag, 1. September, 16.30 Uhr, Festivalkino II

Montag, 2. September, 14.30 Uhr, Festivalkino II

Dienstag, 3. September, 14.30 Uhr, Festivalkino II

Zur Handlung:

In einem Küstenwald nahe Kiel läuft wie aus dem Nichts ein
achtjähriges Kind vors Auto von Klaus Borowski und Mila Sahin.
Sichtlich verwirrt berichtet es, dass es von einem Hund angefallen
wurde und dass sein Großvater tot im Wald liegt. Doch obwohl Borowski
den Wald absucht, findet er nichts. Stattdessen fällt ihm ein
Segelschiff auf, das in der Bucht ankert. Als die Kommissare den
kleinen Simon nach Hause in das örtliche Pfarrhaus zurückbringen,
stellt sich heraus, dass der demente alte Herr offenbar ein Zankapfel
in der Familie war. Er ging ums Sorgerecht: Heinrich war erst vor
einigen Monaten bei seinem Sohn, Pfarrer Johann Flemming,
untergebracht worden - gegen den Willen von Heinrichs dänischer
Lebenspartnerin Inga. Sie hatte mit ihm in einer Art alternativer
Kommune gelebt. Noch am Morgen von Heinrichs Verschwinden hatte Inga
damit gedroht, ihn gewaltsam zurückzuholen. Am nächsten Tag wird
Heinrichs Leiche am Strand gefunden - begraben neben einem
halbverwesten Hundekadaver ...

Neben Axel Milberg und Almila Bagriacik sind wie immer Thomas Kügel
und Anja Antonowicz zu sehen. In dieser Episode spielen zudem Martin
Lindow, Tatjana Nekrasov, Reiner Schöne, Jannie Faurschou, Iben
Dorner, Marie-Anne Fliegel, Thomas Chaanhing und andere.

TATORT: BOROWSKI UND DAS HAUS AM MEER ist eine Produktion der NORDFILM
GmbH im Auftrag des NDR für Das Erste. Produzentin ist Kerstin Ramcke
(Nordfilm GmbH), ausführender Produzent: Johannes Pollmann, Redaktion:
Sabine Holtgreve (NDR).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Juli 2019

Studio Hamburg Produktion GmbH

Jenfelder Allee 80, D-22039 Hamburg

Telefon: +49 40 6688-4802, Telefax: +49 40 6688-5428

E-Mail: presse-shpg@studio-hamburg.de

Internet: www.studio-hamburg-produktion.de
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GEWERKSCHAFT/228: ver.di begrüßt Freispruch für Erol Önderoglu in Istanbul (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
17. Juli 2019

ver.di begrüßt Freispruch für Erol Önderoglu und fordert
Gerechtigkeit für die in der Türkei noch inhaftierten Journalistinnen
und Journalisten



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) begrüßt den
Freispruch für den Türkeiexperten Erol Önderoglu, Mitarbeiter von
Reporter ohne Grenzen, in Istanbul.

"Das Urteil stärkt die Pressefreiheit. Wir freuen uns für Erol
Önderoglu und seine Mitangeklagten. ver.di fordert die türkische
Regierung dazu auf, ihre Schlüsse aus diesem Urteil zu ziehen und die
rund 100 Medienschaffenden, die in der Türkei immer noch inhaftiert
sind, sofort freizulassen", sagte Cornelia Berger, Geschäftsführerin
der Deutschen Journalistinnen und Journalisten-Union in ver.di. Auch
müssten die Verfahren gegen den Journalisten Deniz Yücel sowie den
Menschenrechtsaktivisten Peter Steudtner eingestellt werden.

Önderoglu wurde heute Vormittag mit zwei weiteren Angeklagten vom
Vorwurf der Terrorpropaganda freigesprochen. Er hatte an einer
Solidaritätskampagne für die inzwischen geschlossene pro-kurdische
Tageszeitung Özgür Gündem teilgenommen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17.07.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/1009: Multimedia-Story "50 Jahre Mondlandung" zur Weltraumforschung an der Uni Köln (idw)


Universität zu Köln - 16.07.2019

Multimedia-Story "50 Jahre Mondlandung" wissenschaftliche Aktivitäten zur
Weltraumforschung an der Uni Köln



Vor 50 Jahren, am 21. Juli 1969, landeten mit der "Apollo 11"-Mission zum
erstem Mal Menschen auf dem Mond. Diesen Tag nimmt die Universität zu Köln
zum Anlass, mit einer multimedialen Webpräsentation anschaulich
aufzuzeigen, welche Bedeutung der Mond und das Weltall in den
verschiedenen Wissenschaftsdisziplinen der Universität haben.

In der Multimedia-Story "50 Jahre Mondlandung" präsentiert die Universität
in Form von interessanten Geschichten, Interviews, Podcasts und Videos
aktuell und fakultätsübergreifend Beispiele ihrer Forschung und Lehre zu
den Themen Mond und Weltall. Das multimediale Webangebot kann unter dem
folgenden Link aufgerufen werden:

https://story.uni-koeln.de/50-jahre-mondlandung/

Dort gibt es ein sehr informatives Interview mit dem Astronauten und
früheren Studenten der Universität zu Köln, Reinhold Ewald. In dem
Interview stellt er unter anderem dar, welche Anforderungen und welchen
Nutzen eine künftige bemannte Marsmission mit sich bringen würde.
Professor Jochen Hinkelbein vom Universitätsklinikum Köln erläutert,
welche Maßnahmen in einem akuten medizinischen Notfall während einer
Weltraummission getroffen werden können.

Ein Video, das von Studierenden der Physikdidaktik erstellt wurde, geht
der Frage nach, wieso es überhaupt Mondphasen gibt.

Ein Audio-Podcast zur Ringvorlesung "Mondspiegelung" bietet mehrere
kulturwissenschaftliche Vorträge zur medialen Aneignung des Mondes, wie
zum Beispiel zu Mondbildern in der bildenden Kunst und im Film. In diesem
Zusammenhang gibt es zudem ein Interview mit zwei Medienwissenschaftlern
zur Rolle des Fernsehens bei der ersten bemannten Mondlandung 1969.
Ein Beitrag in der Multimedia-Story bezieht sich auf einen Podcast-Vortrag
von Juniorprofessor Marcus Erbe und stellt dar, welchen Einfluss das
"Kosmische" auf die elektronische Musik, insbesondere im Bereich der
Filmmusik, hat.

In einem Interview geht der Jurist, Professor Stephan Hobe, der Frage
nach, wem rechtlich gesehen der Mond gehört.

Professor Sperl vom Institut für Theoretische Physik beantwortet die
Frage, ob man aus Mondstaub und Sonnenlicht ein Haus bauen kann.
In der Multimedia-Story wird außerdem ein Foto von einem Stückchen Mond
gezeigt, dass zur Sammlung des Geowissenschaftlichen Museums der
Universität gehört. Zudem gibt es noch ein Mond-Quiz zum Mitmachen.


Multimedia-Story "50 Jahre Mondlandung":

https://story.uni-koeln.de/50-jahre-mondlandung/

Weitere Multimedia-Stories der Uni Köln:

https://story.uni-koeln.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 16.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FEATURE/1283: Deutschlandfunk - Buckminster Fuller, Visionär, 19.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Buckminster Fuller, Visionär.

Nachrichten vom Raumschiff Erde

Von Michael Langer

Deutschlandfunk 2009

Das Feature

Freitag, 19. Juli 2019, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Name, Geburtsdatum, Beruf? Souveräne Staaten, so Fuller, verlangten
Auskunft auf lächerliche Fragen. Seine Antwort: "Ich bin unsterblich.
Ich schaue alle Jubellichtjahre vorbei, mal hier, mal dort. Gerade bin
ich Passagier des Raumschiffs Erde. Aber warum fragen Sie?"

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Juli 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1931: Deutschlandfunk Kultur - Mutterschaft und Literatur, 19.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

"Manchmal verwechsele ich meine Bücher und meine Kinder"

Mutterschaft und Literatur

Von Sonja Hartl

Zeitfragen. Literatur

Freitag, 19. Juli 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Das Schreiben über Mutterschaft verändert sich: Viele Romane -
vorwiegend von Autorinnen - verhandeln Mutterschaft in all ihren
Ambivalenzen. Denn immer noch arbeiten sich Frauen an den bekannten
Vorstellungen ab, nach denen eine kinderlose Frau Karriere machen und
eine Mutter selbstlos und fürsorgend sein soll. Für
Schriftstellerinnen prallen diese zudem mit dem weiterhin verbreiteten
Genie-Mythos zusammen. Ist eine kreative schöpferische Tätigkeit nach
der Geburt eines Kindes überhaupt noch möglich? Wie behauptet eine
Mutter das "Zimmer für sich allein", das essenziell für das Schreiben
ist? Und was muss sich im Literaturbetrieb ändern, damit Schreiben und
Mutterschaft besser zu vereinbaren sind? Darüber sprechen u.a. Anke
Stelling, Sheila Heti und Antonia Baum.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Juli 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1930: Deutschlandradio lässt Hörerinnen und Hörer über Denkfabrik-Thema 2020 abstimmen (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 17.07.2019

Deutschlandradio lässt Hörerinnen und Hörer über Denkfabrik-Thema
2020 abstimmen

Vier Themenschwerpunkte stehen zur Auswahl



Deutschlandradio lässt die Hörerinnen und Hörer von Deutschlandfunk,
Deutschlandfunk Kultur und Deutschlandfunk Nova entscheiden, welches
Thema im kommenden Jahr einen Schwerpunkt in den Programmen bilden
soll.

Zur Auswahl stehen mit "Öffentlichkeit und Demokratie", "Eine Welt 2.0
- Dekolonisiert euch!", "Digitale Gesellschaft - digitale Kompetenz"
und "Deutsche Unterschiede" vier Themenkomplexe. Die Stimmabgabe
erfolgt online und ist bis zum 22. September möglich. In der Umfrage
können Interessierte konkrete Fragen, Vorschläge und Hinweise zum
gewählten Thema einreichen.

Die Abstimmung und die zum Schwerpunktthema geplanten
Programmangebote, Aktionen und Veranstaltungen sind Teil der
"Denkfabrik" im Deutschlandradio. In der "Denkfabrik" werden seit
diesem Jahr ausgesuchte Fragen der Zeit diskutiert, hintergründig und
im engen Dialog mit Hörerinnen und Hörern. Zum Start waren dafür rund
1.200 Themenvorschläge eingegangen, am Ende fiel die Wahl für 2019 auf
zwei Schwerpunkte: "Sind wir in guter Verfassung?" (70 Jahre
Grundgesetz) und #ÜberMorgen (Klimawandel und Nachhaltigkeit). Beide
Themen werden im laufenden Programm mit Sendungen, Themenreihen und
Dialogformaten sowie mit Publikumsveranstaltungen und -aktionen vor
Ort aus verschiedenen Perspektiven beleuchtet.

Mehr Informationen und Abstimmung unter:

deutschlandradio.de


Die Themen in der Übersicht:

Öffentlichkeit und Demokratie

Von Habermas zu Rezo, von der Agora zu Twitter: Wie hat sich das
Öffentliche, die zentrale Grundlage von Demokratie, in den letzten
Jahren gewandelt? Gibt es die aufgeklärte Öffentlichkeit heute - noch?

Eine Welt 2.0 - "Dekolonisiert euch!"

Die Kolonialzeit ist vorbei? Ja, aber der Streit bleibt. Es geht um
die Neugestaltung des Zusammenlebens, um Heimat- und
Identitätsgefühle, Nationalismus, Migration und Tourismus, neue
Sklaverei und Rohstoffe für unsere digitale Zukunft: Nichts davon ist
zu verstehen ohne die Dynamik des globalen Familienstreits zwischen
Nord und Süd.

Digitale Gesellschaft - digitale Kompetenz

Der digitale Raum: Alle nutzen ihn, kaum jemand kennt die Regeln.
Information, Arbeitswelt, Zahlungsverkehr, Facebook & Co, Vernetzung -
die demokratische Gesellschaft hat ein gemeinsames Thema: digitale
Kompetenz!

Deutsche Unterschiede

Auf der Suche nach den Brüchen und Gemeinsamkeiten: Land-Stadt,
Alt-Jung, Ost-West, Nord-Süd, Arm-Reich, Brötchen-Schrippen. Die
Denkfabrik widmet sich im Jubiläumsjahr der Einheit diesen
Unterschieden und sucht auch nach den Gemeinsamkeiten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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DER FILM/449: Unna - "LeinwandSpecial" startet mit neuem Programm, Juli 2019 bis Januar 2020


Stadt Unna

Das neue Programm von LeinwandSpecial



Kreisstadt Unna. Die Reihe LeinwandSpecial ist eine feste Größe in der
Stadt. Hier stehen im Kinorama in Unna ab dem 31. Juli 2019
preisgekrönte Filme auf dem Programm, Streifen, über die man spricht,
aufregende und anrührende Filme, historische Stoffe, spannende
Stories, Musikfilme oder ungewöhnliche Dokus. Fabelhaftes aus Italien
steht diesmal auf dem Spielplan, aber auch der neue Tarantino oder
immer auch aktuell Politisch-Brisantes: Mit LeinwandSpecial mischt die
Volkshochschule Unna Holzwickede Fröndenberg im Filmgeschäft mit und
zeigt ambitioniertes zeitgenössisches Kino. Das neue Programm (Juli
bis Januar 2020) setzt wieder auf eine bewährte Mischung von Themen
und Genres, auf jeden Fall auf sehenswerte Film- und Schauspielkunst.

Das aktuelle Programm im Kinorama unter www.kino-unna.de.

Das neue Set beginnt am Mittwoch, 31. Juli 2019, die neuen Programme
gibt's im Kino und im zib.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. Juli 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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VORTRAG/246: Kassel - "Digitaler Nachlass" für Seniorinnen und Senioren, 20.8.2019


Stadt Kassel

Info-Veranstaltung "Digitaler Nachlass" für Seniorinnen und
Senioren 



Im Rahmen des städtischen Seniorenprogramms findet am Dienstag, 20.
August, 10.30 Uhr, im Rathaus, Magistratssaal eine
Informationsveranstaltung mit Kriminaloberkommissarin Aniane Emde vom
Polizeipräsidium Nordhessen zum Thema "Digitaler Nachlass" statt.

E-Mails, Soziale Netzwerke, Cloud-Dienste: Im Netz bleiben viele Daten
zurück, wenn jemand stirbt. Doch geregelt haben die wenigsten ihren
digitalen Nachlass. In dieser Veranstaltung gibt es Tipps für den
digitalen Nachlass.

Der Eintritt ist frei. Um Anmeldung ab Montag, 29. Juli, wird gebeten.
Anmeldungen werden montags und freitags von 9.30 bis 12 Uhr unter der
Telefonnummer 787-5100, sonstige Zeiten (vormittags) unter 787-5024
oder online unter www.terminland.de/seniorenprogramm.kassel
entgegengenommen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. Juli 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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UROLOGIE/343: Radium-223 bei Prostatakarzinom mit Knochenmetastasen - Studie veraltet, Zusatznutzen nicht belegt (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 15.07.2019

Radium-223 bei Prostatakarzinom mit Knochenmetastasen: Studie veraltet, Zusatznutzen nicht belegt

- Eine Zulassungsbeschränkung machte eine erneute Nutzenbewertung nötig. Die
Studie, aus der sich 2014 ein Zusatznutzen ergab, ist aber wegen neuer
Therapieoptionen nicht mehr aussagekräftig.

- Zulassung neuer Wirkstoffe seit 2014 hat Therapiesituation völlig
verändert



Im Jahr 2014 hat das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im
Gesundheitswesen (IQWiG) erstmals untersucht, ob Radium-223-dichlorid
(kurz: Radium-223) bei einem Prostatakarzinom mit Knochenmetastasen einen
Zusatznutzen gegenüber Best supportive Care bietet. Bestimmte Patienten
hatten nach damaligem Kenntnisstand einen erheblichen Zusatznutzen von dem
Radioisotop, das direkt in die befallenen Knochen eingebracht wird und
dort eine Ausbreitung der Metastasen hemmen soll.

Starke Nebenwirkungen führten zu Zulassungseinschränkung

Seither zeigten Kombinationen von Radium-223 mit anderen Wirkstoffen in
weiteren Studien so starke Nebenwirkungen, insbesondere vermehrte
Knochenbrüche, dass die European Medicines Agency (EMA) die Zulassung 2018
eingeschränkt hat. Nunmehr darf das Radioisotop - allein oder in
Kombination mit einem sogenannten LHRH-Analogon - nur noch bei Patienten
eingesetzt werden, deren Erkrankung nach Erhalt von mindestens zwei
systemischen Therapien fortschreitet oder für die keine andere verfügbare
systemische Therapie geeignet ist. Daher hat der Gemeinsame
Bundesausschuss (G-BA) das IQWiG mit einer erneuten Dossierbewertung
beauftragt.

Alte Studie ermöglicht keine Aussagen über heutige Therapiesituation

Neben retrospektiven Datenanalysen und Angaben aus einarmigen Studien, die
für eine Ableitung eines Zusatznutzens prinzipiell ungeeignet sind, hat
der Hersteller - wie bereits bei der ersten Bewertung - Daten aus der
randomisierten kontrollierten Studie ALSYMPCA eingereicht. An dieser
Studie nahmen Patienten mit und ohne Docetaxel-Vorbehandlung teil. Eine
andere systemische Therapie war für sie nicht geeignet. Seither sind aber
weitere Wirkstoffe wie Abirateron, Cabazitaxel und Enzalutamid zugelassen
worden; die Therapieoptionen im Anwendungsgebiet haben sich also
grundlegend verändert. Daher kommt das IQWiG jetzt zu dem Schluss, dass
diese Daten für die Ableitung eines Zusatznutzens ungeeignet sind. Ein
Zusatznutzen von Radium-223 gegenüber der zweckmäßigen Vergleichstherapie
ist somit nicht belegt.

G-BA beschließt über Ausmaß des Zusatznutzens

Die Dossierbewertung ist Teil der frühen Nutzenbewertung gemäß
Arzneimittelmarktneuordnungsgesetz (AMNOG), die der G-BA verantwortet.
Nach Publikation der Dossierbewertung führt der G-BA ein
Stellungnahmeverfahren durch und fasst einen abschließenden Beschluss über
das Ausmaß des Zusatznutzens.


Einen Überblick über die Ergebnisse der Nutzenbewertung des IQWiG gibt
folgende Kurzfassung. Auf der vom IQWiG herausgegebenen Website
gesundheitsinformation.de finden Sie zudem allgemein verständliche
Informationen.

Originalpublikation:

https://www.iqwig.de/de/projekte-ergebnisse/projekte/arzneimittelbewertung/2019/a19-32-radium-223-dichlorid-mcrpc-nutzenbewertung-gemaess-35a-sgb-v-neue-wissenschaftliche-erkenntnisse.12204.html

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.iqwig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 15.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GESCHICHTE/631: "Das Schlafen mit offenem Munde ist meistens der Fresser und Säufer Art" (idw)


Universitätsklinikum Jena - 15.07.2019

"Das Schlafen mit offenem Munde ist meistens der Fresser und Säufer Art"



Schlafmediziner aus Jena und Dresden entdecken eine erstaunlich
detaillierte Beschreibung der Schlafapnoe und deren gesundheitlicher
Folgen in einer Schrift des Thüringer Arztes Georg Grau, die 1688 in Jena
veröffentlicht wurde.

Die Beschreibung der extremen Schläfrigkeit des dicken Joe in Charles
Darwins "Pickwick Papers" gilt als die erste Schilderung der Schlafapnoe
bei sehr beleibten Menschen in der Belletristik, diese wird deshalb auch
Pickwick-Syndrom genannt. Die klinische Bedeutung der durch Übergewicht
bedingten Atembeeinträchtigung, die zu Atemaussetzern in der Nacht und
damit zu massiven Schlafstörungen führt, ist erst seit Mitte des 20.
Jahrhunderts Thema der medizinischen Fachliteratur.

Im Buch "Hypnologia" des Thüringer Arztes Georg Grau, das 1688 in Jena
veröffentlicht wurde, haben der Dresdner Schlafmediziner und
Medizinhistoriker Prof. Dr. Ekkehard Paditz und Jenaer Schlafmediziner Dr.
Sven Rupprecht eine wesentlich frühere Darstellung der Schlafapnoe
entdeckt. Gemeinsam machten sie im englischsprachigen "European
Respiratory Journal" die entsprechenden Abschnitte eines der ersten auf
Schlafmedizin spezialisierten Bücher für die heutige Fachwelt zugänglich.

Pionier in der Schlaf- und Atemwegsmedizin

Gegliedert in 30 Fragen behandelt das barocke Kompendium verschiedene
Aspekte des gesunden und des gestörten Schlafes. "Erstaunlich genau
beschreibt Georg Grau eine Reihe von Symptomen, die wir heute als das
vollständige klinische Bild der obstruktiven Schlafapnoe kennen", so der
Schlafmediziner Dr. Sven Rupprecht vom Universitätsklinikum Jena. Grau
schildert die sozialen Folgen des Schnarchens: "Das Schnarchen ist eine
verdrießliche, beschwerliche und unannehmliche Nacht-Music" ebenso wie
Verengung der Luftwege: "auch dem Athem seinen Raum benehmen." Er erkennt
Übergewicht, abendlichen Alkoholgenuss und Schlafen in Rückenlage als
Risikofaktoren und schildert auch die gesundheitlichen Folgen der
Schlafapnoe: "als der Alp oder Nachtdrücken, schwere Noth, Gicht, Krampff,
Schlag und andere mehr."

Georg Grau, dessen Name sich in verschiedenen Schreibweisen findet,
stammte aus dem fränkischen Coburg und immatrikulierte sich 1650 an der
Jenaer Universität, wo er 1660 zum Doktor der Medizin promovierte wurde.
Er arbeitete anschließend als Arzt in Römhild und Behrungen in Thüringen,
und veröffentliche weitere Bücher, darunter auch ein Lehrbuch für
Hebammen. Seine Ausführungen zu den Atemstörungen im Schlaf beruhen auf
der genauen medizinischen Beobachtung, obwohl er noch der Vier-Säfte-Lehre
als Erklärungsmodell anhängt. Sven Rupprecht: "Auch wenn Georg Grau den
Zusammenhang von Tagesmüdigkeit und Schlafapnoe nicht erkannte,
charakterisierte er bereits im 17. Jahrhundert die Schlafapnoe und ihre
gesundheitlichen Folgen, was ihn zu einem Pionier in der Schlaf- und
Atemwegsmedizin macht."


Originalpublikation:

Rupprecht S, et al. To rout or snort in the sleepe: a detailed medical
description of sleep disordered breathing and its consequences by Georg
Grau in 1688. Eur Respir J. 2019, 53(5). pii: 1801799. 

doi: 10.1183/13993003.01799-2018

https://erj.ersjournals.com/content/53/5/1801799.long

Georg Grau. Hypnologia, Das ist, Etliche Fragen und darauf gethane
Antworten von dem Schlaf. Jena 1688. Digitale Version in der SLUB Dresden,

https://digital.slub-dresden.de/werkansicht/dlf/9240/, unveränderter
Nachdruck im Verlag kleanthes, Dresden 2013


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1461
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AUSLAND/2535: Libyen - Bundesregierung aufgefordert, Gefangene aus Internierungslagern in Sicherheit zu bringen (ÄoG)


Ärzte ohne Grenzen - 17. Juli 2019

Libyen: Ärzte ohne Grenzen fordert Bundesregierung auf, Gefangene aus Internierungslagern in Sicherheit zu bringen - 3.800 nahe der Front in Lebensgefahr



Nach dem Luftangriff auf ein Internierungslager in Tripolis mit etwa
60 Toten Anfang Juli fordert die Hilfsorganisation Ärzte ohne Grenzen
die Bundesregierung dringend auf, Schutzsuchenden aus Libyen in
Sicherheit zu bringen und das völkerrechtswidrige Zurückbringen von
Bootsflüchtlingen nach Libyen durch die EU-unterstützte libysche
Küstenwache zu beenden. 3.800 Menschen befinden sich alleine in den
offiziellen Internierungslagern nahe der Frontlinien in und um
Tripolis in akuter Gefahr. Einige sind in unmittelbarer Nähe
militärischer Einrichtungen gefangen und deshalb besonders gefährdet.

"Wir rufen die Bundesregierung dringend dazu auf, die Appelle des
UN-Flüchtlingshilfswerks, des Papstes und von Bundes- sowie
Landespolitikern ernst zu nehmen und jetzt Evakuierungsflüge für die
im Kriegsgebiet gefangenen Geflüchteten und Migranten zu
organisieren", sagt Florian Westphal, Geschäftsführer von Ärzte ohne
Grenzen in Deutschland. "Das muss umgehend geschehen, bevor der
nächste Luftangriff einschlägt. Die Bundesregierung ist wie die
anderen EU-Staaten mitverantwortlich dafür, dass Flüchtlinge und
Migranten von der libyschen Küstenwache in die Internierungslager
inmitten des Kampfgebiets in Libyen zurückgebracht werden. Damit
trifft die Bundesregierung auch eine Mitverantwortung für die
Sicherheit der dort festgehaltenen Menschen."

Ein Team von Ärzte ohne Grenzen hat in den Tagen direkt nach dem
tödlichen Luftangriff auf das Internierungslager Tadschura nahe einer
Militärbasis östlich von Tripolis Überlebende medizinisch behandelt
und psychologisch betreut sowie mit Nahrungsmitteln und Wasser
versorgt. Die weiterhin gefangenen Menschen waren extrem verängstigt
und verzweifelt durch die Erfahrung, in hilfloser Lage bombardiert zu
werden und den Tod vieler Menschen mitansehen zu müssen.

In der vergangenen Woche brachte das UN-Flüchtlingshilfswerk UNHCR
mehr als 100 besonders schutzbedürftige Überlebende in das
Ausreiselager der Organisation in Tripolis. Die übrigen Flüchtlinge
und Migranten aus Tadschura wurden von den libyschen Behörden
freigelassen. Etwa 300 von ihnen suchten zu Fuß im Ausreiselager
Schutz und wurden ebenfalls dort untergebracht. Das Lager ist mit 900
Bewohnern am Rande seiner Kapazität. Das UNHCR erklärte, sowohl das
Ausreiselager als auch das Transitzentrum in Niger, in dem zwischen
1.000 und 1.500 Menschen untergebracht werden können, seien voll. Die
Organisation forderte die Staatengemeinschaft auf, Plätze für
Evakuierungen aus Libyen und Niger zur Verfügung zu stellen.

Trotz des tödlichen Luftangriffs brachte die libysche Küstenwache
vergangene Woche erneut Dutzende Menschen, die sie auf dem Mittelmeer
aufgegriffen hatte, nach Tadschura. Ärzte ohne Grenzen fordert, das
Internierungslager, das sich in unmittelbarer Umgebung von
Militäreinrichtungen befindet, sofort zu schließen und die Menschen
aus Libyen in Sicherheit zu bringen.

Die Situation in den anderen offiziellen Internierungslagern in Libyen:

In ganz Libyen werden laut der Internationalen Organisation für
Migration weiterhin 5.695 Flüchtlinge und Migranten in offiziellen
Internierungslagern unter Oberhoheit libyscher Behörden gefangen
gehalten. Die Menschen werden dort willkürlich festgehalten. In diese
Lager werden auch Flüchtlinge und Migranten gebracht, die mit Hilfe
der EU von der libyschen Küstenwache völkerrechtswidrig aus
internationalen Gewässern im Mittelmeer nach Libyen zurückgezwungen
werden. Seit Beginn der Kämpfe im April wurden mehr als 2.600 Menschen
nach Libyen zurückgebracht, im gleichen Zeitraum wurden nur 684
Flüchtlinge durch Evakuierungen und Umsiedlungen aus Libyen in
Sicherheit gebracht. Die Not der Menschen in den offiziellen
Internierungslagern wird dadurch immer größer.

3.800 der Flüchtlinge und Migranten sind in der Nähe der
Kampfhandlungen in und um Tripolis gefangen und befinden sich in
akuter Gefahr, wie zahlreiche Vorfälle zeigen: Das Internierungslager
Tadschura wurde am 7. Mai und am 2. Juli durch Luftangriffe getroffen.
Auch die Internierungslager Sabaa und Abu Salim in Tripolis befinden
sich in Gegenden, deren unmittelbare Umgebung wiederholt Ziel von
Luftangriffen war. Die inzwischen geschlossenen Internierungslager in
Ain Sara und Kasr Bin Gaschir im Raum Tripolis sowie das derzeit leere
Internierungslager Gharjan südlich der Stadt befanden sich direkt im
Kampfgebiet. In Kasr Bin Gaschir wurden Ende April unbewaffnete
Schutzsuchende direkt beschossen - laut Berichten Überlebender gab es
mehrere Todesfälle. In der umkämpften Stadt Gharjan fürchteten
Dutzende Gefangene Ende Juni inmitten einer heftigen Schlacht um ihr
Leben. Darunter waren auch Dutzende mit großen gesundheitlichen
Problemen. Anfang Juli wurden sie nach Tripolis gebracht, acht wurden
von Ärzte ohne Grenzen in ein Krankenhaus überwiesen.

Teams von Ärzte ohne Grenzen leisten im Rahmen ihrer Möglichkeiten
weiterhin medizinische und psychologische Hilfe in sieben offiziellen
Internierungslagern mit jeweils zwischen 100 bis 700 gefangenen
Schutzsuchenden. Sie verteilen Hilfsgüter, verbessern die Versorgung
mit Trinkwasser und überweisen Patienten mit schweren Krankheiten oder
Verletzungen in Kliniken. In Tripolis werden Dutzende Patienten gegen
Tuberkulose behandelt.

Die Zustände in den Internierungslagern waren schon vor den Kämpfen
völlig inakzeptabel, nun haben sie sich weiter verschlechtert. Die
Versorgung der Gefangenen mit Lebensmitteln funktioniert oft nicht
mehr. Menschen in einigen Internierungslagern berichten, tagelang
nichts zu essen zu bekommen.

Die Flüchtlinge und Migranten in den Internierungslagern leben in
Angst und Verzweiflung. Der psychologische Zustand der Menschen, die
oft massive Gewalterfahrungen hinter sich haben, hat sich durch die
Kämpfe und die Unsicherheit rapide verschlechtert. Die Teams von Ärzte
ohne Grenzen hören immer wieder von Suizidgedanken. In einigen Lagern
waren die Menschen so verzweifelt, dass sie trotz der enormen Gefahren
Ausbruchsversuche unternahmen. Anfang Mai gelang mehreren Dutzend
Menschen der Ausbruch aus dem Internierungslager in Misrata, einige
wurden dabei durch Schüsse verletzt, mit denen sie an der Flucht
gehindert werden sollten. Im Juni gelang einer großen Zahl von nach
Libyen zurückgezwungener Bootsflüchtlingen der Ausbruch aus dem
Internierungslager Sabaa in Tripolis. Aus der Stadt Khoms gibt es
Berichte von einem Fluchtversuch von etwa 100 Schutzsuchenden auf dem
Weg vom Hafen zum Internierungslager im Juni, bei dem Schüsse auf sie
abgegeben worden sein sollen.

Im Mai war es Teams von Ärzte ohne Grenzen erstmals möglich,
Flüchtlinge und Migranten in den Internierungslagern Sintan und
Gharjan südlich von Tripolis im Nafusa-Gebirge zu behandeln. Die
medizinische Situation in diesen Internierungslagern war katastrophal.
Mindestens 22 Gefangene waren in den vorangegangenen Monaten an
Tuberkulose und anderen Krankheiten gestorben, darunter ein
achtjähriges Kind. Die meisten sind aus Eritrea und Somalia geflohen.
Fast alle waren zuvor in der Gewalt von Menschenhändlern gewesen und
dort misshandelt, gefoltert oder vergewaltigt worden. Einige werden
nun seit März 2017 willkürlich in Sintan festgehalten.

Im Internierungslager Sintan wurden im Mai mehr als 900 Menschen
gefangen gehalten. Mehr als 700 von ihnen mussten in einer völlig
überfüllten Lagerhalle leben, mit lediglich vier kaum funktionsfähigen
Toiletten. Sie mussten in Eimer urinieren. Es gab keine Duschen und
nur sporadischen Zugang zu Wasser, das nicht trinkbar war. Im Juni
wurden die Gefangenen aus der Lagerhalle in andere Gebäude gebracht.
Dort gibt es in einigen Zimmern weniger als einen Quadratmeter Platz
pro Person. Zu essen gibt es fast nur Brot und Nudeln. Die
Verzweiflung unter den Gefangenen ist so groß, dass es laut Berichten
der Gefangenen mehrmals Suizidversuche gegeben hat. Gefangene müssen
immer wieder ihre Zellennachbarn daran hindern, sich selbst oder
anderen Gewalt anzutun.

Teams von Ärzte ohne Grenzen leisteten medizinische Hilfe und
verteilten Hygieneartikel, Babymilch und gesunde Lebensmittel. Die
Situation der Gefangenen bleibt aber vollkommen untragbar. Im
Internierungslager in Sintan sind weiterhin 585 Flüchtlinge und
Migranten gefangen. Die Menschen im Internierungslager in Gharjan
wurden nach den heftigen Kämpfen um die Stadt im Juli nach Tripolis
gebracht.

 * 

Quelle:

Ärzte ohne Grenzen e. V. / Medecins Sans Frontieres

Pressemitteilung vom 17. Juli 2019
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POLITIK/1953: Weniger ist nicht mehr - nicht bei der Patientenversorgung (Piratenpartei)


Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 17. Juli 2019

Weniger ist nicht mehr - nicht bei der Patientenversorgung

Kommentar zur Bertelsmannstudie von Sandra Leurs



Laut einer von der Bertelsmann Stiftung in Auftrag gegebenen Studie des
Berliner Instituts für Gesundheits- und Sozialforschung (IGES) [1] gäbe es
in Deutschland zu viele Krankenhäuser. Eine Reduzierung auf weniger als die
Hälfte der Kliniken "würde die Qualität der Versorgung für Patienten
verbessern und bestehende Engpässe bei Ärzten und Pflegepersonal mildern."

Sandra Leurs, Bundesbeauftragte für Gesundheit und Pflege der Piratenpartei
kommentiert:

"Seit Jahren gehen Fach- und Pflegekräfte in Deutschland auf die Straße,
weisen auf den drastischen Pflegenotstand hin und fordern endlich eine
gesetzlich geregelte Personalbemessung, bessere Arbeitsbedingungen,
Konzepte der Fort- und Weiterbildung und einen Imagewandel der
Pflegeberufe.

Den herrschenden Pflegekollaps mit einer geringeren Anzahl an
Krankenhäusern entgegenwirken zu wollen, nachdem die Politik hier Jahre
geschlafen hat, ist nicht nur zynisch, sondern geradezu grotesk. Dies gilt
nicht nur für die Fach- und Pflegekräfte sondern auch für die Patienten.
Weniger Kliniken bedeuten nicht weniger Patienten sondern weniger
Versorgung. Die bereits am Limit arbeitenden Menschen in den Krankenhäusern
hätten allenfalls längere Anfahrtswege zu ihrer Arbeitsstelle."


Quellen/Fußnoten:

[1] www.bertelsmann-stiftung.de/de/themen/aktuelle-meldungen/2019/juli/eine-bessere-versorgung-ist-nur-mit-halb-so-vielen-kliniken-moeglich/

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin
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E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de, www.die-sozialliberalen.de
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STELLUNGNAHME/208: Zur Studie der Bertelsmann Stiftung - Klinik-Schließungen wohl dosieren (BDC)


Berufsverband der Deutschen Chirurgen e.V. (BDC) - 15. Juli 2019

Klinik-Schließungen wohl dosieren



Berlin, 15. Juli 2019 - Der Berufsverband der Deutschen Chirurgen e.V.
(BDC) zur Studie der Bertelsmann Stiftung mit der Forderung, hunderte
Krankenhäuser in Deutschland zu schließen

"Die Krankenhauslandschaft wird sich in den nächsten Jahren verändern
müssen, um hohe Qualitätsstandards gewährleisten zu können", stimmt
Prof. Dr. med. Dr. h.c. Hans-Joachim Meyer, Präsident des BDC
grundsätzlich zu. "Allerdings ist es nicht der richtige Weg,
deutschlandweit 800 Kliniken zu schließen. Im Fokus sollte zunächst
die Zentralisierung komplexer operativer Eingriffe stehen.
Schließungen müssen wohl dosiert und in ein Gesamtkonzept eingebunden
werden." Die Diskussion um die Anzahl von Krankenhäusern in
Deutschland ist sicherlich nicht neu, man müsse aber realistische
Ansätze finden, nicht zuletzt über alternative sektorenübergreifende
Versorgungsstrukturen.

Der BDC spricht sich nachdrücklich für spezialisierte Zentren und die
Einhaltung von Mindestmengenvorgaben bei speziellen chirurgischen
Eingriffen aus. "Spezialisierungen können für kleinere Krankenhäuser
eine Chance für den wirtschaftlichen (Weiter-) Betrieb bedeuten. Es
wird aber nicht davor schützen, langfristig Krankenhäuser in der
Fläche schließen zu müssen. Einige Häuser werden Qualitätsstandards
mit der nötigen Expertise und Ausstattung im Sinne der
Patientensicherheit nicht abbilden können. Dieser Themenkomplex steht
aktuell auch auf der Agenda des Bundesministeriums für Gesundheit", so
der BDC-Präsident.


Berufsverband der Deutschen Chirurgen (BDC)

Der Berufsverband der Deutschen Chirurgen ist mit über 17.500
Mitgliedern die größte europäische Chirurgenvereinigung. Er vertritt
die berufspolitischen Interessen deutscher Chirurginnen und Chirurgen
in Klinik und Praxis.

 * 

Quelle:

Berufsverband der Deutschen Chirurgen e.V. (BDC)

Pressemitteilung vom 15.07.2019

Presse- & Öffentlichkeitsarbeit

Luisenstraße 58/59, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 280 04-200, Fax: 030 / 280 04-108

E-Mail: presse@bdc.de

Internet: www.bdc.de
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GENETIK/146: Forschung - Blutproben aus dem Zoo helfen bei der Vorhersage von Krankheiten beim Menschen (idw)


Universität des Saarlandes - 15.07.2019

Blutproben aus dem Zoo helfen bei der Vorhersage von Krankheiten beim Menschen



In den Zoos von Saarbrücken und Neunkirchen leben Pinguine, Asiatische
Elefanten und viele andere Tierarten. Da sie von verschiedenen Kontinenten
stammen, wird den Tieren regelmäßig Blut abgenommen, um ihre Gesundheit zu
überprüfen. Diese Blutproben haben Bioinformatiker und Humangenetiker der
Universität des Saarlandes jetzt genutzt, um nach sogenannten Biomarkern
zu suchen, mit denen man Krankheiten frühzeitig erkennen kann. Die
Forscher wollen mit Hilfe von ähnlichen genetischen Mustern, die bei
Mensch und Tier seit Jahrtausenden im Blut vorhanden sind, die
computergestützte Krankheitsprognose verbessern.

Das Forschungsprojekt ist für die Bioinformatiker nicht nur aufgrund der
Zusammenarbeit mit dem Zoo ungewöhnlich. "Molekulare Blutprofile von
Tieren zu messen, das hat so bisher niemand gemacht", erklärt Andreas
Keller, Bioinformatik-Professor an der Universität des Saarlandes. Anstatt
Gewebe und Datenmaterial von menschlichen Patienten zu untersuchen,
analysierte er gemeinsam mit dem Saarbrücker Humangenetiker Eckart Meese
die Blutproben von 21 Tieren. Zoodirektor Richard Francke hatte das Blut
bei Routineuntersuchungen innerhalb der Jahre 2016 bis 2018 gesammelt und
den Wissenschaftlern zur Verfügung gestellt. Eigentlich erforschen diese
sonst Biomarker, die im Blut des Menschen vorkommen, um damit
beispielsweise Lungentumore oder Krankheiten wie Alzheimer und Parkinson
früher und besser zu erkennen. "Gut geeignet dafür sind micro-RNAs", sagt
Andreas Keller. "Das sind kurze Abschnitte spezifischer Moleküle in der
Ribonukleinsäure, die bei der Steuerung der Gene eine wichtige Rolle
spielen."

Um diese Abschnitte zu finden, setzen die Forscher moderne Methoden der
Bioinformatik ein, darunter auch das maschinelle Lernen, ein Verfahren der
Künstlichen Intelligenz. Das wiederum führt zu einer Herausforderung, bei
der die Tiere aus den beiden saarländischen Zoos helfen können. "Pro
Patient werden bis zu 20 Millionen Datenpunkte erhoben. Die maschinellen
Lernverfahren erkennen darin zwar die typischen Muster, etwa für einen
Lungentumor oder Alzheimer. Jedoch fällt es der Künstlichen Intelligenz
schwer, zu lernen, welche Biomarker-Muster echt sind und welche nur
scheinbar auf das jeweilige Krankheitsbild passen." Hierbei kommen nun die
Blutproben der Tiere ins Spiel.

"Wenn ein Biomarker evolutionär konserviert ist, also auch in anderen
Spezies in ähnlicher Form und Funktion vorkommt, ist es sehr viel
wahrscheinlicher, dass es sich um einen belastbaren Biomarker handelt"
erläutert Professor Keller. Aus diesem Grund haben die Forscher die Reste
von den Blutproben analysiert, die den Tieren sowieso entnommen wurden.
Insgesamt waren es 21 Proben von 19 Tierarten, darunter ein Nasenbär, ein
Nilflughund, ein Zwergseidenäffchen und ein Humboldt-Pinguin. "Die neuen
Erkenntnisse fließen jetzt in unsere Computermodelle ein und werden uns
helfen, künftig noch präziser, die richtigen Biomarker zu identifizieren",
erklärt Keller.

Ihre Ergebnisse haben die Saarbrücker Forscher im renommierten Fachjournal
"Nucleic Acids Research" veröffentlicht. Zusätzlich haben sie eine
Datenbank eingerichtet, in die sie auch ihre aktuellen Ergebnisse
eintragen. Inzwischen haben Wissenschaftler das Blut von insgesamt 40
Tieren untersucht, darunter auch das einer Anaconda, eines Stachelschweins
und eines Kängurus. Darauf können nun Wissenschaftler aus der ganzen Welt
zugreifen. Das Forschungsprojekt wurde von der Landesregierung des
Saarlandes finanziell unterstützt.


Originalpublikation:

https://academic.oup.com/nar/article/47/9/4431/5425345

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution8
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PSYCHOLOGIE/193: Neuer Versorgungsansatz für die psychische Gesundheit von jungen Geflüchteten (idw)


Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt - 15.07.2019

Neuer Versorgungsansatz für die psychische Gesundheit von jungen Geflüchteten



Eine bessere psychotherapeutische Versorgung für unbegleitete junge
Flüchtlinge ist das Ziel des Verbundprojektes "Better Care" unter Leitung
des Lehrstuhls für Klinische und Biologische Psychologie (Prof. Dr. Rita
Rosner) der Katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt (KU). Partner
des Konsortiums sind die Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie der
Universitätsklinikums Ulm, dessen Günzburger Klinik für Psychiatrie und
Psychotherapie II sowie das Deutsche Jugendinstitut München. Das
Bundesforschungsministerium fördert das vierjährige Projekt insgesamt mit
rund drei Millionen Euro, davon über 1,4 Millionen Euro für die
Teilprojekte der KU.

"Knapp 70.000 unbegleitete minderjährige Flüchtlinge kamen allein in den
Jahren 2015 bis 2017 nach Deutschland. Viele von ihnen haben traumatische
Erfahrungen gemacht und die psychische Belastung in dieser Gruppe ist
hoch", erklärt Rosner. Für die gesunde Entwicklung und die erfolgreiche
Integration in die Gesellschaft in Deutschland sei die Verarbeitung und
Behandlung dieser belastenden Ereignisse von zentraler Bedeutung. "Obwohl
vielversprechende Präventions- und Therapieansätze existieren, erhalten
jedoch leider nur die wenigsten jungen Flüchtlinge in Deutschland eine
entsprechende Behandlung", schildert Professorin Rosner.

Im Zuge von "Better Care" soll ein gestufter Versorgungsansatz entwickelt
und implementiert werden, der Angebote für junge unbegleitete Flüchtlinge,
Jugendhilfeeinrichtungen, Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten sowie
Dolmetscherinnen und Dolmetscher umfasst. Zudem soll im Rahmen des
Projektes ein Vergleich zur Regelversorgung erfolgen. Abhängig von der
Schwere der Symptome erhalten die Patientinnen und Patienten über "Better
Care" eine Behandlung, die zu ihnen am besten passt. In einem ersten
Schritt erfolgt daher ein Screening der Teilnehmerinnen und Teilnehmer,
mit dem eine Bestandsaufnahme ihrer psychischen Probleme und ihrer
Lebensqualität erfolgt. Dabei wird über eine Reihe von Fragebögen
festgestellt, zu welchem Grad posttraumatische Stresssymptome,
Depressivität, Angstsymptome und Substanzgebrauch vorliegen, sowie die
Lebensqualität und allgemeine Gesundheit erfasst. Im Anschluss erhalten
die Teilnehmer und Jugendhilfeeinrichtungen eine Rückmeldung, ob
Behandlungsbedarf besteht. Die bereits in der Praxis bewährten Fragebögen
werden in den zehn Sprachen, die unter den jungen Flüchtlingen in
Deutschland am meisten gesprochen werden, über Tablets angeboten.

Für Teilnehmerinnen und Teilnehmer, bei denen milde bis moderate Symptome
diagnostiziert werden, ist im gestuften Versorgungsprogramm als nächster
Schritt ein Gruppenpräventionsprogramm unter dem Titel "Mein Weg"
vorgesehen. Dieses gibt pädagogischen Fachkräften die Möglichkeit, jungen
Flüchtlingen bei der Verarbeitung ihrer traumatischen Erfahrungen zu
helfen und sie im Umgang mit Alltagsbelastungen zu unterstützen. Dieses
Programm wurde von erfahrenen Forschern und Klinikern der Kinder- und
Jugendpsychiatrie/Psychotherapie Ulm in enger Zusammenarbeit mit
Vertretern der Jugendhilfe Anfang 2016 entwickelt.

Für diejenigen Patientinnen und Patienten, die klinisch auffällige
Symptome aufweisen, sieht der Versorgungsansatz schließlich eine
individuelle Behandlung in Form der "Traumafokussierten kognitiven
Verhaltenstherapie" (TF-KVT) vor. Bei einer zweijährigen Vorstudie in der
Psychotherapeutischen Hochschulambulanz der KU wurde diese Therapieform
bereits erfolgreich hinsichtlich ihrer Wirksamkeit für minderjährige
Geflüchtete erprobt. Die Symptome der Posttraumatischen Belastungsstörung
verbesserten sich signifikant, was auch von den betreuenden Personen
bestätigt wurde.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://bettercare.ku.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution105

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt - 15.07.2019
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SUCHT/709: Forschung - Wirkung von schachbasiertem kognitivem Training bei Suchterkrankungen (idw)


Zentralinstitut für Seelische Gesundheit - 15.07.2019

ZI-Forscherin untersucht Wirkung von schachbasiertem kognitivem Training bei Suchterkrankungen



In zwei wissenschaftlichen Studien untersucht ein Team um ZI-Forscherin
Prof. Dr. Sabine Vollstädt-Klein, ob ergänzendes schachbasiertes
kognitives Training bei der Behandlung von Suchterkrankungen hilft.

Schach kann mehr als ein interessanter Zeitvertreib sein. Das Spiel kann
auch therapeutisch eingesetzt werden. Prof. Dr. Sabine Vollstädt-Klein,
Leiterin der Arbeitsgruppe "Neuroimaging abhängigen Verhaltens" am
Zentralinstitut für Seelische Gesundheit (ZI) in Mannheim erforscht dies
in zwei wissenschaftlichen Studien. Die Forscherin möchte herausfinden, ob
sich Schach als ergänzendes Therapieangebot ("Therapie-Add-On") bei
suchtkranken PatientInnen positiv auf die Behandlung auswirkt und zu
messbaren Veränderungen im Gehirn führt.

Der Einsatz von therapeutischem Schach unterscheidet sich vom klassischen
Schachspiel. Es handelt sich dabei um ein schachbasiertes kognitives
Training, das in einer Gruppentherapie angewendet wird. Dazu wird mit
einem Demo-Brett gearbeitet, auf dem Schachpositionen zu sehen sind. Im
Laufe einer Sitzung wird jede PatientIn gebeten, eine Aufgabe am
Demo-Brett zu lösen. Dazu müssen die Teilnehmenden keine guten Schachspieler
sein. Sie lernen aber im Laufe des Trainings mehr über das Spiel und
mögliche Spielzüge.

"Das schachbasierte kognitive Training ist gerade für suchtabhängige
Patienten interessant, da vermutlich genau die Gehirnbereiche gestärkt
werden, die bei Abhängigkeitserkrankungen stark beeinträchtigt sind", sagt
Vollstädt-Klein. Die Forscherin erhofft sich, die neurobiologischen und
neuropsychologischen Wirkmechanismen der schachbasierten Therapie zu
identifizieren. Da die Therapie bei Betroffenen Gehirnregionen stärken
soll, die für Entscheidungsfindung und Kontrolle wichtig sind, ist die
Vermutung der Forscher, dass sich auch die Rückfallquote bei
SuchtpatientInnen durch das schachbasierte Training vermindern lässt.
Gerade alkohol- und nikotinabhängige PatientInnen sind in der Regel stark
rückfallgefährdet.

Schachbasiertes kognitives Training hat nach Ansicht von Forscherin
Vollstädt-Klein zudem den Vorteil, dass es oft als weniger langweilig
empfunden wird als andere kognitive Trainings. Zudem können PatientInnen
nach einer Therapie das Spiel in ihrer Freizeit weiter betreiben, was
wiederum soziale Kontakte fördern kann. Sollte sich die Wirksamkeit des
ergänzenden Schachtrainings bestätigen, könnte dies künftig breiter
angeboten werden. Sabine Vollstädt-Klein ist deutschlandweit die erste
Forscherin, die die möglichen positiven Effekte schachbasierter Therapie
bei Abhängigkeitserkrankungen untersucht. Sie ist selbst aktive
Turnierspielerin und Gründungsmitglied der International Society for
Applied Chess (ISAC), welche die Anwendung von Schach zum Beispiel in der
Psychotherapie, der Rehabilitation von Patienten und bei der Arbeit mit
Flüchtlingen oder autistischen Kindern unterstützt.

Die Idee zu beiden Studien hatte die Forscherin, als sie vor einigen
Jahren in Kontakt mit dem spanischen Psychologen Juan Antonio Montero kam.
Er ist Präsident eines spanischen Schachclubs, der sozial und
therapeutisch engagiert ist und der diese Therapieform bereits seit rund
15 Jahren praktiziert. Die Studie mit Rauchern führt Vollstädt-Klein in
Zusammenarbeit mit Prof. Dr. Dr. h.c. Dr. h.c. Herta Flor,
Wissenschaftliche Direktorin des Instituts Neuropsychologie und Klinische
Psychologie am ZI, im Rahmen des Sonderforschungsbereichs Transregio
SFB/TRR 256 "Losing and Regaining Control Over Drug Intake: From
Trajectories to Mechanisms to Interventions" durch.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution826

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Zentralinstitut für Seelische Gesundheit - 15.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





FORSCHUNG/300: Künstliche Intelligenz soll beim gesunden Altern helfen (idw)


Technische Universität Chemnitz - 15.07.2019

Künstliche Intelligenz soll beim gesunden Altern helfen

Sächsisches Wissenschaftsministerium fördert Forschungsprojekt zur KI-gestützten Pflege und Betreuung im Alter



Die Folgen des Älterwerdens durch künstliche Intelligenz (KI) abmildern -
dies ist das Ziel des Forschungsprojekts "Aufbau eines universitätsweiten
Kooperationsnetzwerks Künstliche Intelligenz am Beispiel Ambient Assisted
Living" (KIN-TUC). Das Forschungsprojekt wird federführend von Prof. Dr.
Gangolf Hirtz, Professur Digital- und Schaltungstechnik an der Technischen
Universität Chemnitz, durchgeführt. Weitere Professuren der TU Chemnitz
sind an dem interdisziplinären Vorhaben beteiligt. Das Sächsische
Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst (SMWK) fördert das Projekt
über insgesamt zweieinhalb Jahre bis zum 21. Dezember 2021 mit 1,4
Millionen Euro.

Die Systeme, die auf künstlichen neuronalen Netzen basieren, erhöhen
sowohl die Genauigkeit als auch die Zuverlässigkeit eines solchen Systems
und sind immer häufiger bereits auf kostengünstigen Rechnern lauffähig. So
auch das Projekt "KIN-TUC" der TU Chemnitz.

Pflege-Sektor soll von KI-Unterstützung profitieren

Künstliche neuronale Netze sind heute bereits in verschiedenen Gebieten im
Einsatz. Darunter in der medizinischen Bildauswertung, im öffentlichen
Sicherheitssektor oder beim autonomen Fahren. Die Unterstützung der Pflege
durch KI-gestützte Assistenzsysteme ist durch den demographischen Wandel
in Verbindung mit der fehlenden Anzahl an Pflegepersonal naheliegend. "Im
Projekt 'KIN-TUC' widmen wir uns dem Anwendungsgebiet 'Active Assisted
Living'. Das bedeutet, dass wir ältere Menschen in Ihrem eigenen zu Hause
unterstützen und an wiederkehrende Alltagsaufgaben erinnern wollen",
erklärt Projektleiter Gangolf Hirtz. Das sei besonders bei den Personen
wichtig, die diese Aufgaben aufgrund der Einschränkung der geistigen
Leistungsfähigkeit vergessen.

Aktuell existieren bereits Verfahren, die Personen erkennen können, diese
leiten aber keine krankheitsspezifischen Handlungsempfehlungen daraus ab.
Die auf KI basierenden Algorithmen, die im Rahmen von KIN-TUC
weiterentwickelt werden, sollen hingegen künftig in der Lage sein, ältere
und alleinlebende Menschen in Ihren eigenen vier Wänden zu unterstützen.
So können diese beispielsweise daran erinnert werden, sich regelmäßig zu
bewegen. Im Notfall soll das System auch in der Lage sein, einen Notruf
abzusetzen. Zum Beispiel wenn die Bewohnerin oder der Bewohner gestürzt
ist.

Die TU Chemnitz bietet zur Umsetzung und zum Test des Systems ideale
Voraussetzungen. So verfügt die TU über eine AAL-Laborwohnung, um
verschiedene Funktionen des zu entwickelnden Systems zu testen. Im
Anschluss kann das System zudem in ein sogenanntes Living Lab, einer
altersgerechten Wohnung in der Nähe der Universität, überführt werden.

Akteurinnen und Akteure der TU vernetzen - Synergien nutzen

Neben dem Anwendungsfeld "AAL" hat KIN-TUC zudem das Ziel, die
verschiedenen Akteurinnen und Akteure im KI-Bereich innerhalb der TU
Chemnitz und nach außen zu vernetzen. So sollen die Aktivitäten rund um
das Forschungs- und Anwendungsfeld "KI" sichtbar und die sächsische
Wirtschaft mit dieser Zukunftstechnologie gestärkt werden.

KIN-TUC beinhaltet auch die Weiterentwicklung sowie universitätsweite
Vernetzung der Methoden und Kompetenzen im KI-Bereich. An dem
interdisziplinären Forschungsprojekt "KIN-TUC" sind aus den Fakultäten
Elektrotechnik und Informationstechnik, Informatik, Mathematik und
Maschinenbau folgende Professuren beteiligt: Digital- und
Schaltungstechnik, Künstliche Intelligenz, Prozessautomatisierung,
Rechnerarchitekturen und -systeme, Regelungstechnik und Systemdynamik,
Robotik und Mensch-Technik-Interaktion, Schaltkreis- und Systementwurf,
Sportgerätetechnik, Technische Informatik sowie Wissenschaftliches
Rechnen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution85
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Chemnitz - 15.07.2019
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RECHT/016: Verbandmittel - Nach wie vor Versorgungslücke befürchtet (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 15. Juli 2019

Verbandmittel: BVMed befürchtet nach wie vor Versorgungslücke

Versorgung von Patienten mit chronischen Wunden in Gefahr



Berlin | Der Bundesverband Medizintechnologie (BVMed) befürchtet nach
wie vor Verschlechterungen bei der Versorgung von Patienten mit
chronischen Wunden. "Trotz eines Änderungsantrages beim Gesetz zur
Sicherheit in der Arzneimittelversorgung (GSAV) drohen Lücken bei der
Wundversorgung. Jetzt sind praktikable, praxis- und
patientenorientierte Lösungen durch den Gemeinsamen Bundesausschuss
(G-BA) gefordert", sagte BVMed-Geschäftsführer Dr. Marc-Pierre Möll.

Durch den Änderungsantrag des Bundestages konnten Verbesserungen
erzielt werden. Zu den zusätzlichen Verbandmittel-Eigenschaften zählt
nun ebenfalls "metallbeschichtet". Damit sollen nach politischem
Willen auch Silber- und andere Metallprodukte als Teil der
Regelversorgung erhalten bleiben. Um dieser Intention Rechnung zu
tragen, bräuchte es hier jedoch einer begrifflichen Klarstellung. Nur
so könne aus Sicht des BVMed Rechtssicherheit für alle Beteiligten
geschaffen werden.

Wegfall etablierter Produkte befürchtet

Wundauflagen mit zusätzlicher Wirkung im Körper, beispielsweise durch
antimikrobielle Zusatzstoffe, könnten nach einer Übergangsfrist aus
dem Leistungskatalog der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV)
herausfallen. Damit gehen die Änderungen am Gesetz für den BVMed nicht
weit genug. Um zugelassen zu werden, sollen diese zusätzlich
pharmakologisch, immunologisch oder metabolisch wirkenden Verbände
ihre Wirksamkeit erneut durch aufwändige wissenschaftliche Studien
beweisen. "In der Praxis sind diese Wundauflagen in ihrem Nutzen
unumstritten. Außerdem haben alle bereits ein aufwändiges
Zulassungsverfahren durchlaufen. Hier weitere Wirkungsnachweise
einzuführen, baut unnötig hohe Hürden auf, verbannt die Produkte vom
Markt und schadet damit Patienten mit chronischen Wunden", so Möll.

Jetzt sind praktikable, praxis- und patientenorientierte Regelungen erforderlich

Nach Inkrafttreten des Gesetzes werden für ein Jahr alle
Wundversorgungsprodukte, die bisher verordnungs- und erstattungsfähig
waren, weiter von den gesetzlichen Krankenkassen bezahlt. In dieser
Zeit ändert sich für die Behandler und Patienten nichts. Nach dieser
Übergangsfrist müssen Produkte, die zusätzlich pharmakologisch,
immunologisch oder metabolisch wirken, vom G-BA - der Selbstverwaltung
der Krankenkassen, Krankenhäuser und Ärzte - zugelassen werden. Dafür
sind aufwändige wissenschaftliche Studien erforderlich. "Diese
zusätzlichen Wirkungsnachweise sind innerhalb eines Jahres kaum zu
erbringen", gibt Möll zu Bedenken. Um die Generierung entsprechender
Daten zur Wirkungsweise bzw. zum Nutzen der Produkte zu ermöglichen,
bedarf es daher praktikabler, praxis- und patientenorientierter
Lösungen durch den G-BA.


Hintergrund

Mehr als 2,7 Millionen Menschen sind in Deutschland auf eine
Versorgung mit bislang erstattungsfähigen Verbandmitteln angewiesen.
Davon leiden rund 900.000 Menschen an chronischen Wunden. Sie
benötigen dringend die hochmodernen Verbandmittel. Das GSAV sollte
durch eine Definition des Verbandmittel-Begriffes Rechtssicherheit für
alle Beteiligten schaffen. Aus Sicht des BVMed ist das nun
beschlossene Gesetz ein unverständlicher Rückschritt. Der Verband
fordert jetzt praktikable, praxis- und patientenorientierte Regelungen
durch den G-BA.


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 59/19

https://www.bvmed.de/verbandmittel-bvmed-befuerchtet-nach-wie-vor-versorgungsluecke

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 59/19 vom 15. Juli 2019

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin
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AUSLAND/9125: Aus aller Welt - 17.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Militärrat und Opposition einigen sich

Im Sudan haben sich der Militärrat und die bürgerliche
Protestbewegung auf ein Abkommen zur Bildung einer Übergangsregierung
verständigt. Nach zähen Verhandlungen unterzeichneten Vertreter des
militärischen Übergangsrats (TMC) und des Oppositionsbündnisses
Deklaration für Freiheit und Wandel in einem Hotel der Hauptstadt
Khartum eine sogenannte politische Erklärung, in der die gemeinsame
Übergangsregierung als souveräner Rat bezeichnet wird. Das aus
Zivilisten und Militärs bestehende Gremium soll in 39 Monaten
demokratische Wahlen in dem nordostafrikanischen Land ausrichten.

17. Juli 2019
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JUSTIZ/9125: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Mutmaßlicher Autodieb durch Polizeischüsse schwer verletzt

Im Hamburger Stadtteil Wilhelmsburg wurde in der Nacht zu Mittwoch
ein mutmaßlicher Autoknacker von der Polizei angeschossen und schwer
verletzt. Nach Darstellung der Behörden wollten Zivilfahnder den
35jährigen nach einem Autoaufbruch auf einem Hotelparkplatz
festnehmen. Daraufhin sei der Verdächtige in seinen Wagen gestiegen
und direkt auf die beiden Polizisten zugefahren. Die Beamten gaben
mehrere Schüsse ab und mußten sich mit einem Sprung zur Seite retten,
sagte eine Polizeisprecherin.

17. Juli 2019
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MILITÄR/9122: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bundeswehr und Bundespolizei intensivieren Zusammenarbeit

Eine vom Inspekteur der Streitkräftebasis, Generalleutnant Martin
Schelleis, und dem Präsidenten des Bundespolizeipräsidiums, Dr.
Dieter Romann, unterzeichnete Kooperationsvereinbarung soll unter
anderem den Informations- und Materialaustausch zwischen der
Bundespolizei und allen Organisationsbereichen der Bundeswehr
verbessern. Außerdem soll die gegenseitige Anerkennung von
Qualifikationen und Ausbildung den Wechsel von ehemaligen
Bundeswehrangehörigen zur Bundespolizei erleichtern. Grundlage der
Vereinbarung sei die Rahmenvereinbarung zwischen dem
Bundesverteidigungsministerium und dem Bundesinnenministerium vom 8.
Oktober 2018, heißt es in einer Pressemitteilung des
Bundespolizeipräsidiums in Potsdam.

17. Juli 2019
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POLITIK/9124: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Opposition kritisiert neue Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer

Nach der Wahl von Ursula von der Leyen zur neuen Präsidentin der
EU-Kommission hat deren Parteikollegin, die CDU-Chefin Annegret
Kramp-Karrenbauer, überraschend das Verteidigungsressort übernommen.
Die Opposition kritisierte die Personalie mit teils scharfen Worten.
Kramp-Karrenbauer sei eine Zumutung für die Truppe und für unsere
Nato-Partner, sagte FDP-Fraktionsvize Alexander Graf Lambsdorff. Der
Vorsitzende der Linkspartei, Bernd Riexinger, äußerte die
Befürchtung, daß es unter der neuen Verteidigungsministerin mehr
Auslandseinsätze geben werde.

17. Juli 2019
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SONSTIGES/9122: Tragisches und Kurioses - 17.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Gleitschirm-Absturz bei Dittenheim - Pilot stirbt bei Landung

In der Nähe von Dittenheim im mittelfränkischen Landkreis
Weißenburg-Gunzenhausen ist am Dienstagnachmittag ein
Gleitschirmflieger aus noch unbekannten Gründen während der Landung
zu Boden gestürzt. Trotz Reanimationsversuchen des Notarztes verstarb
der Mann noch an der Unfallstelle. Im Zuge der Ermittlungen wurde der
Gleitschirm auf Anordnung der Staatsanwaltschaft Ansbach
sichergestellt.

17. Juli 2019
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WISSENSCHAFT/8207: Aus Forschung und Technik - 17.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



SIRIUS-19-Isolationsexperiment beendet - Crew simulierte Mondflug

Das Isolationsexperiment SIRIUS-19 (Scientific International Research
In Unique Terrestrial Station), an dem auch das Deutsche Zentrum für
Luft- und Raumfahrt (DLZ) beteiligt ist, ging heute in Moskau zu
Ende. Nach 122 Tagen verließen die sechs Teilnehmer aus Rußland und
den USA die Isolationskammer für die Simulation von Weltraumeinsätzen
im Institut für Medizinisch-Biologische Probleme (IMBP). Das
wissenschaftliche Programm des Experiments SIRIUS-2019 umfaßte nach
Informationen der Agentur RIA Novosti 79 Experimente. Die
Forschungsergebnisse werden zur Vorbereitung einer langfristigen
Weltraummission genutzt. Das Projekt wird im nächsten Jahr
fortgesetzt. Dann soll eine achtmonatige Raumfahrtmission simuliert
werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8221: Aus aller Welt - 17.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Brandschutz im AKW-Fessenheim ungenügend

Der Brandschutz im elsässischen Kernkraftwerk Fessenheim ist nicht
gewährleistet. Zu dieser Erkenntnis gelangte die zuständige
französische Atomsicherheitsbehörde (ASN) nach einer unangekündigten
Inspektion am 20. Juni. Die Zeitung L'Alsace berichtete am
vergangenen Dienstag, AKW-Mitarbeiter hätten bei einer Löschübung am
Treibstofftank für den Notstromgenerator nur Wasser und keinen
Löschschaum einsetzen können. Wasser sei ungeeignet, um ein Feuer in
dem 500 Kubikmeter fassenden Treibstofflager innerhalb der einen
Stunde zu bekämpfen, in der die örtliche Feuerwehr möglicherweise
noch nicht eingetroffen sei.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8179: Medizin und Gesundheitswesen - 17.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Keine Entwarnung im Kampf gegen Aids

Während die Zahl der Menschen, die sich neu mit dem Aids-Virus
angesteckt haben, letztes Jahr auf 1,7 Millionen gesunken ist - das
entspricht laut dem Programm der Vereinten Nationen für HIV/Aids
(UNAIDS) einem Rückgang um 16 Prozent seit 2010 -, gilt gleiches
nicht für Osteuropa und Zentralasien. Dort steigt laut Deutschem
Ärzteblatt die Zahl der Neuinfektionen um 29 Prozent. Insgesamt sind
in der Region (Rußland, Ukraine und rund einem Dutzend anderer
Länder) etwa 1,7 Millionen Menschen mit HIV infiziert. Ähnlich sieht
es im Nahen Osten und Nordafrika sowie in Lateinamerika aus. Auch
dort stiegen die Zahlen. Außerdem sind Ost- und Südafrika weiterhin
die am stärksten von HIV betroffene Region. Nicht weniger als 20,6
Millionen sind dort infiziert. Gleichwohl ist in Südafrika die Zahl
der Neuinfektionen seit 2010 um 40 Prozent zurückgegangen. Gleiches
gilt für die Zahl der Todesfälle. Insgesamt leben nach einer
Schätzung von UNAIDS 37,9 Millionen Menschen weltweit mit HIV. Nur
gut 60 Prozent von ihnen wurden mit den lebenswichtigen Medikamenten
versorgt. Und 770.000 Menschen starben vergangenes Jahr an
Erkrankungen, die im Zusammenhang mit Aids stehen. Das bedeutet einen
Rückgang von 33 Prozent gegenüber 2010. Trotz alledem ist der Kampf
gegen Aids nach Ansicht der Hilfsorganisation Ärzte ohne Grenzen noch
lange nicht gewonnen. Insbesondere die Zahl der Todesfälle ist ihnen
weiterhin viel zu hoch. Dabei könnten die meisten Todesfälle bei
rechtzeitigem Einsatz wirksamer Diagnostika und Medikamente zur
Behandlung von HIV/Aids verhindert werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8209: Kriminalität und Rechtsprechung - 17.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Keine Polizistenanklage wegen Tod von Eric Garner in den USA

Am 17. Juli 2014 ist in New York Eric Garner von drei Polizisten
niedergerungen und von einem gewürgt worden. Unter anderem daran
verstarb er später im Krankenhaus. Die Polizeiaktion war von einem
Passanten auf Video festgehalten worden. Eine Geschworenenjury konnte
später keinen Grund für eine Anklage des möglicherweise
verantwortlichen Polizisten Daniel Pantaleo finden. Daraufhin hatte
das Justizministerium bis zum Mittwoch dieser Woche Zeit, Anklage auf
Bundesebene zu erheben. Das Ministerium ließ die Frist jedoch
verstreichen, weil weiterhin keine ausreichenden Beweise dafür
vorlagen, daß der Beamte gegen Gesetze verstoßen hat. Garners Familie
ist mit sechs Millionen Dollar für seinen Tod entschädigt worden.
Gegen Pantaleo ist seit 2018 ein Disziplinarverfahren anhängig.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8132: Sprache, Kunst und Medium - 17.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Alter Industrie-Gaskessel in "Galileum Solingen" verwandelt

Nach dreijähriger Bauzeit ist am Wochenende in Solingen-Ohligs das
Galileum eröffnet worden. Nach Angaben der Betreiber ist es das
modernste Planetarium in Deutschland mit einer angeschlossenen
Sternwarte. Am Sonntag hatten sich laut WDR bei freiem Eintritt viele
Besucher eingefunden.

Mit einem Kostenaufwand von neun Millionen Euro wurde der Saal des
Planetariums in einen alten kugelförmigen Solinger Gaskessel
eingebaut. Gleich daneben entstand die neue Sternwarte. Den Großteil
der Kosten trägt das Land, etwa drei Millionen Euro wurde aus Spenden
finanziert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8198: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 17.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Rechtsextremer Bundeswehrhausmeister kann entlassen werden

Ein bei der Bundeswehr seit über 30 Jahren beschäftigter,
rechtsextremer Hausmeister kann vom Verteidigungsministerium wegen
fehlender Verfassungstreue und Mitgliedschaft in einer rechtsextremen
Kameradschaft entlassen werden. Das Berliner Arbeitsgericht entschied
am Mittwoch, die Entlassung vom Dezember 2018 sei grundsätzlich
gerechtfertigt. Dem Gericht zufolge gehört der Mann zu einer
rechtsextremen Kameradschaft, hat sich an mehreren Veranstaltungen
der rechten Szene beteiligt und in den sozialen Medien seine
Zustimmung zu rechtsextremen Inhalten geäußert. Das Urteil ist noch
nicht rechtskräftig. Die Kündigung wurde zuletzt zum 30. September
2019 ausgesprochen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8212: Aus Parlament und Gesellschaft - 17.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Rettung für Bayerns Bienen

Der Bayerische Landtag hat am Mittwoch den Gesetzentwurf des
Volksbegehrens "Rettet die Bienen" mit großer Mehrheit gebilligt. Die
Novelle sieht unter anderem eine engere Vernetzung von Biotopen, den
Schutz von Gewässerrandstreifen und die Förderung ökologischen Anbaus
vor.

Ministerpräsident Söder erklärte vor der Abstimmung, Natur und
Landwirtschaft seien zwei tiefgreifende emotionale Themen. Da gehe es
um die Prägung der Heimat. Das Volksbegehren "Artenvielfalt und
Naturschönheit in Bayern - Rettet die Bienen" war vergangenen Winter
von rund 1,75 Millionen Menschen in Bayern unterstützt worden. Weil
die Landesregierung deren Anliegen aufgegriffen hat, wird es nicht zu
einem Volksentscheid kommen.

Mit einem noch zu verabschiedenden "Versöhnungsgesetz" wollte der
Landtag am Mittwoch jenen Bauern entgegenkommen, welche Nachteile
durch die Maßnahmen zur Rettung der Bienen befürchten. Außerdem geht
es um weitere Regelungen zur Verbesserung des Naturschutzes im
Freistaat.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8182: Tragisches und Kurioses - 17.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Greenpeace beendet seine Dachbesetzung bei Amazon in Winsen

Aktivisten der Umweltschutzorganisation Greenpeace haben am Mittwoch
ihren Protest gegen die Vernichtung retounierter neuwertiger Waren auf
dem Dach eines Amazon-Logistikzentrums im niedersächsischen Winsen
beendet.

Wie die Polizei berichtete, verließen die letzten 32 Demonstranten
kurz nach Mitternacht das Dach des Verteilzentrums. Den aus
Versandkartons zusammengestellten Schriftzug "Für die Tonne" ließen
sie jedoch zunächst zurück, wie NDR Niedersachsen berichtete. Damit
endete die zweieinhalbtägige Besetzung durch zunächst 36 Aktivisten.
Diese sollen wegen Hausfriedensbruch juristisch belangt werden.

Greenpeace nutzte die beiden "Prime-Day"-Tage, an denen Amazon mit
Sonderangeboten warb, um darauf aufmerksam zu machen, daß das
Versandunternehmen aus Kostengründen massenhaft von Kunden
zurückgesandte Waren nicht wieder in den Verkauf einreiht, sondern
vernichten läßt.

Diese Praxis hatte kürzlich auch die Partei die Grünen moniert und
gefordert, damit aufzuhören. Fraktionschefin Göring-Eckardt sprach in
der Funke-Mediengruppe von einer "Perversion der Wegwerfgesellschaft".
Im vergangenen Jahr schickten die Verbraucher laut einer Studie der
Uni Bamberg fast 500 Millionen Artikel an die verschiedenen Händler
zurück.

Die Grünen wollen, daß Waren, die nicht mehr in den Verkauf könnten,
verschenkt werden - zum Beispiel über Sozialkaufhäuser.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8210: Arbeit, Soziales und Familie - 17.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Hoher Anteil von Einpersonenhaushalten in Deutschland

In Deutschland lebten im vergangenen Jahr 17,3 Millionen Menschen
alleine bei insgesamt 41,4 Millionen privaten Haushalten. Dem
Statistischen Bundesamt zufolge stieg die Zahl der
Einpersonenhaushalte seit 1991 um 46 Prozent. Die durchschnittliche
Haushaltsgröße ging im selben Zeitraum von 2,27 auf 1,99 Bewohner im
Mittel zurück.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8190: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 17.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Nördlich von Grönland steigt der Meeresspiegel besonders stark

Der Meeresspiegel steigt immer mehr durch den Klimawandel. Zwar
konnte ein Wissenschaftlerteam der Technischen Universität München
(TUM) und der Technischen Universität Dänemark (DTU) feststellen, daß
er entlang der Küste von Grönland um gut fünf Millimeter pro Jahr
sinkt, doch in anderen Regionen im Norden sieht das ganz anders aus.
So steigt das Meer nördlich von Grönland, Kanada und Alaska innerhalb
des sogenannten Beaufort-Wirbels dpa zufolge in den nächsten 22
Jahren um mehr als zehn Zentimeter. Weltweit liegt der Anstieg im
Schnitt bei etwa drei Millimetern pro Jahr. Der Grund für den
besonders starken Anstieg im Beaufort-Wirbel ist nach Ansicht des
dänisch-deutschen Forscherteams eine Kombination aus salzarmem
Schmelzwasser, das sich dort sammelt, sowie einem steten Ostwind, der
eine Durchmischung mit anderen Meeresströmungen verhindert.

17. Juli 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8198: Märkte und Finanzen - 17.07.2019 (SB)




VOM TAGE



In Berlin startet das Projekt Solidarisches Grundeinkommen

Ab Mitte dieser Woche können öffentliche und gemeinnützige
Arbeitgeber in Berlin im Rahmen des Projekts Solidarisches
Grundeinkommen bei der Senatsverwaltung Bedarf nach Arbeitskräften
anmelden. Wenn die Behörde die Förderfähigkeit der zu besetzenden
Stelle bestätigt, suchen die Jobcenter daran interessierte
Arbeitslose aus. Letztere müssen zwischen einem und drei Jahren ohne
Job sein. Der Arbeitgeber entscheidet dann, ob er die fragliche
Person einstellt. Auf diesem Wege will der Senat rund 1000
versicherungspflichtige Arbeitsplätze bei Landesunternehmen, in der
Verwaltung und bei sozialen Trägern schaffen. Bis Ende dieses Jahres
sollen es rund 250 sein. Der Staat finanziert die
sozialversicherungspflichtigen Jobs. Den Projektteilnehmern wird eine
Daueranstellung in Aussicht gestellt, nachdem sie sich zum Beispiel
als Mobilitätsbegleiter, Hausmeister, Obdachlosenhelfer oder
Hilfskraft in Schulen, Kitas und Pflegeeinrichtungen betätigt haben.
Einer Sprecherin der Senatsverwaltung zufolge lagen zum Auftakt des
Projekts 600 Stellenangebote von 60 Unternehmen unter anderem bei den
Berliner Verkehrsbetrieben, den kommunalen Wohnungsbaugesellschaften,
dem Senat und bei einigen Bezirksverwaltungen vor. Der bundesweit
einmalige Modellversuch geht zunächst über fünf Jahre.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8213: Aus Forschung und Technik - 17.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Vodafone aktiviert erste 5G-Stationen

Es geht langsam los. Mit dem Mobilfunkanbieter Vodafone öffnet in
Deutschland der erste Betreiber das 5G-Netz für private Nutzer.
Zunächst sollen die Stationen afp zufolge in Großstädten wie Köln,
Düsseldorf, Hamburg, Dortmund und München, aber auch in kleineren
Gemeinden in Bayern, Nordrhein-Westfalen und Nordfriesland stehen.
Schließlich geht es dem Unternehmen anfangs vor allem darum, den
Nutzungsbedarf für 5G zu klären. Dafür sollen mehr als 160 Antennen
in 25 Städten, in 25 Gemeinden sowie in zehn Industrieparks in
Betrieb genommen werden. Bis Jahresende sollen so eine halbe Million
Menschen erreicht werden. Zum Ende des Jahres 2020 will Vodafone zehn
Millionen Menschen ans 5G-Netz anschließen. Und bis Ende 2021 sollen
es rund 20 Millionen sein. Allerdings wird die Geschwindigkeit zu
Beginn noch nicht den versprochenen Gigabit-Bereich erreichen.
Vielmehr wird er anfangs so bei rund 500 Megabit liegen, räumt
Vodafone ein. Dem soll aber möglichst bald abgeholfen werden.
Schließlich sind zehn Gigabit pro Sekunde das erklärte Ziel. Vor
gerade einmal einem Monat war die Frequenzauktion der
Bundesnetzagentur zu Ende gegangen, bei der sich neben Vodafone auch
die Deutsche Telekom, Telefónica (O2) und 1&1 Drillisch
(United Internet) Frequenzblöcke sicherten. Diese sind aber erst ab
2021 verfügbar. Daher müssen die Anbieter für ihre aktuellen
5G-Aktivitäten andere Frequenzen nutzen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





GALAXIS/306: Neue 3D-Karte der Milchstraße zeigt zentrale Balkenstruktur (idw)


Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam - 16.07.2019

Neue 3D-Karte der Milchstraße zeigt zentrale Balkenstruktur



Durch die Kombination der Ergebnisse der zweiten Datenveröffentlichung
(DR2) der ESA-Mission Gaia mit ergänzenden Beobachtungen haben
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler unter der Leitung des
Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam (AIP) und der Universität Barcelona
eine Karte unserer Milchstraße erstellt, die deren zentrale Balkenstruktur
zeigt.




[image: Bild: © NASA/JPL-Caltech/R. Hurt; Starhorse Overlay: A. Khalatyan]

Darstellung der Gaia-Daten kombiniert mit anderen Durchmusterungen
und StarHorse-Code über einer Illustration der Milchstraße. Mittig
ist deutlich eine Balkenstruktur sichtbar.

Bild: © NASA/JPL-Caltech/R. Hurt; Starhorse Overlay: A. Khalatyan



Durch die Nutzung zusätzlicher Beobachtungen mit boden- und
weltraumbasierten Teleskopen im optischen und Infrarotbereich haben
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des AIP und der Universität
Barcelona kürzlich neue Entfernungen, Sterneigenschaften und die
interstellare Lichtabschwächung durch Staub für etwa 150 Millionen Sterne
in unserer Galaxie ermittelt. Dieser Ansatz der Nutzung mehrerer
Wellenlängenbereiche ermöglicht eine genauere Kartierung der entferntesten
Regionen der Milchstraße, erweitert ihre dreidimensionale Ansicht über
frühere Arbeiten hinaus und bildet erstmals den zentralen galaktischen
Balken deutlich ab.

"Wir haben uns insbesondere zwei der in den Gaia-Daten enthaltenen
Sternparameter angesehen: die Oberflächentemperatur der Sterne und die
Lichtabschwächung, die im Grunde genommen ein Maß dafür ist, wie viel
Staub sich zwischen uns und den Sternen befindet, ihr Licht verdeckt und
es röter erscheinen lässt", sagt Dr. Friedrich Anders von der Universität
Barcelona, Hauptautor der neuen Studie. "Diese beiden Parameter sind
miteinander verbunden, aber wir können sie unabhängig voneinander
bewerten, indem wir zusätzliche Informationen hinzufügen, die wir dadurch
erhalten, dass wir mittels Infrarotbeobachtungen durch den Staub
hindurchschauen."

Das Team kombinierte die zweite Gaia-Datenveröffentlichung mit mehreren
Infrarot-Durchmusterungen unter Verwendung eines Computercodes namens
StarHorse, der von Co-Autorin Anna Queiroz, Doktorandin in der Gruppe
"Milchstraße und die lokale Umgebung" am AIP, mitentwickelt wurde. Der
Code vergleicht die Beobachtungen mit Sternmodellen, um die
Oberflächentemperatur von Sternen, die Lichtabschwächung und eine
verbesserte Schätzung der Entfernung zu den Sternen zu bestimmen. Dr.
Arman Khalatyan, wissenschaftlicher Mitarbeiter in der Gruppe
"Supercomputing und E-Science" am AIP und zweiter Autor der Studie,
betont, dass "die Berechnung insgesamt 19 Jahre auf einem einzigen
Computer gedauert hätte. Mit der wachsenden Datenmenge werden in Zukunft
noch größere Anstrengungen erforderlich sein." Die Berechnungen wurden in
der Clusteranlage des AIP durchgeführt.

Dadurch erreichten die Astronominnen und Astronomen eine wesentlich
bessere Bestimmung der Entfernungen zu etwa 150 Millionen Sternen - in
einigen Fällen beträgt die Verbesserung bis zu 20% oder mehr. Dies
ermöglichte es ihnen, die Verteilung der Sterne über die Milchstraße auf
viel größere Entfernungen zu verfolgen, als dies nur mit den
ursprünglichen Gaia-Daten möglich war. "Mit der zweiten
Gaia-Datenveröffentlichung können wir einen Radius um die Sonne von etwa
6500 Lichtjahren sondieren, aber mit unserem neuen Katalog können wir diese
'Gaia-Kugel' um das Dreifache oder Vierfache erweitern, bis ins Zentrum
der Milchstraße", erklärt Co-Autorin Dr. Cristina Chiappini,
wissenschaftliche Mitarbeiterin in der Gruppe "Milchstraße und die lokale
Umgebung" am AIP.

Dort, im Zentrum unserer Galaxie, zeigen die Daten deutlich eine große,
längliche Struktur in der dreidimensionalen Verteilung der Sterne: der
galaktischen Balken. "Wir wissen, dass die Milchstraße einen Balken hat,
so wie andere Balkenspiralgalaxien, aber bisher hatten wir nur indirekte
Hinweise aus den Bewegungen von Sternen und Gas oder aus der
Sternenzählung in Infrarotdurchmusterungen. Dies ist das erste Mal, dass
wir den galaktischen Balken im 3D-Raum sehen, basierend auf geometrischen
Messungen von Sternabständen", erläutert Anders.

"Wir interessieren uns letztendlich für Galaktische Archäologie: Wir
wollen rekonstruieren, wie sich die Milchstraße entwickelt hat, und dazu
müssen wir die Geschichte jedes einzelnen ihrer Bestandteile verstehen",
ergänzt Chiappini. "Es ist immer noch unklar, wie sich der Balken gebildet
hat - eine große Menge an Sternen und Gas, die sich starr um das Zentrum
der Galaxie dreht - aber mit Gaia und anderen bevorstehenden
Durchmusterungen der nächsten Jahre sind wir sicherlich auf dem richtigen
Weg, dies herauszufinden."

Nächste Gaia-Datenveröffentlichungen & spektroskopische
Durchmusterungen

Mit Blick auf die Zukunft freut sich Queiroz, dass "wir mit der nächsten
Gaia-Datenveröffentlichung, die auch niedrigauflösende Spektren für
Milliarden von Sternen beinhalten wird, noch bessere galaktische Karten
produzieren können, die möglicherweise bis zur anderen Seite der
galaktischen Scheibe reichen." Die dritte Gaia-Datenveröffentlichung, die
derzeit für 2021 geplant ist, wird stark verbesserte
Entfernungsbestimmungen für eine viel größere Anzahl von Sternen
beinhalten und soll Fortschritte beim Verständnis der komplexen Region im
Zentrum der Milchstraße ermöglichen.

Chiappini ergänzt: "Spektroskopische Folgeuntersuchungen mit speziellen
erdgebundenen Teleskopen werden ergänzende Informationen liefern,
insbesondere detaillierte Fingerabdrücke der chemischen Zusammensetzung
für viele Millionen Sterne. In Kombination mit Gaia werden diese
Untersuchungen, darunter das 4-Meter spektroskopische
Multi-Objekt-Teleskop (4MOST) an der europäischen Südsternwarte und die
WEAVE-Durchmusterung am William-Herschel-Teleskop in La Palma es uns
ermöglichen, die Entstehungsgeschichte der Milchstraße viel detaillierter
darzustellen."


Originalpublikation:

F. Anders, A. Khalatyan, C. Chiappini, A. Queiroz, et al. (2019),

Astronomy and Astrophysics,

"Photo-astrometric distances, extinctions, and astrophysical parameters
for Gaia DR2 stars brighter than G = 18"

https://doi.org/10.1051/0004-6361/201935765

Weitere Informationen unter:

https://gaia.aip.de/

https://escience.aip.de/vis/starhorse-2019/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution164

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam, 16.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1148: Wissenschaft räumt mit dem Macho-Klischee auf (idw)


Max-Planck-Institut für biologische Kybernetik - 16.07.2019

Wissenschaft räumt mit dem Macho-Klischee auf

Die sexuelle Erregbarkeit ist keine Frage des Geschlechts



Männer denken immer nur an Sex. Ist das so? Sind sie wirklich schneller
und leichter erregbar, während Frauen als vernünftiger und rationaler
gelten? Betrachtet man die spontane, nicht kontrollierbare Reaktion
unseres Gehirns auf erotisches Bildmaterial, so findet man keine
geschlechtlichen Unterschiede. Tübinger Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler vom Max-Planck-Institut für biologische Kybernetik
analysierten die Daten aus verschiedenen Studien weltweit und stellten
fest: Auf neurobiologischer Ebene gibt es keine Unterschiede.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus der Abteilung für Physiologie
kognitiver Prozesse und der Forschungsgruppe für Neuronale Konvergenz
analysierten vergleichbare Daten von 61 Studien, welche in verschiedenen
Laboren und Ländern weltweit mit insgesamt 1,850 Probanden stattfanden.
Unter den Teilnehmerinnen und Teilnehmern gab es eine vergleichbare
Verteilung der Geschlechter und ihrer sexuellen Orientierung, ebenso wie
eine Bandbreite verschiedener Nationalitäten.

In den Studien betrachteten die Teilnehmenden erotische Bilder und Filme,
während die unmittelbare Reaktion des Gehirns mit funktioneller
Magnetresonanztomographie (fMRI) gemessen wurde. fMRI ist eine nicht
invasive Methode, um Gehirnaktivitäten zu messen, indem es Veränderungen
des Sauerstoffgehalts des Blutes im Gehirn erkennt. Aktive Hirnareale
haben einen höheren Sauerstoffverbrauch, hierdurch erscheinen sie heller
auf den Aufnahmen. Desto heller, desto aktiver die Region.

Die Ergebnisse dieser Studien belegen, dass es keine geschlechtlichen
Unterschiede in den Gehirnreaktionen auf visuelle Sexualreize gibt. Es gab
jedoch signifikante Unterschiede in den Aktivitätsmustern: Je nachdem, wie
die Reize präsentiert wurden, fielen die Reaktionen unterschiedlich stark
aus. "Im Vergleich zu Filmen führt das Betrachten erotischer Bilder zu
einer breiter gefächerten Erregung in mehreren Gehirnarealen
gleichzeitig", erklärt der Forschungsgruppenleiter Hamid Noori. Heißt das,
der Playboy ist besser als ein Porno?

Auch die sexuelle Orientierung der Studienteilnehmerinnen und -teilnehmer
beeinflusste die Aktivitätsmuster: "Heterosexuelle reagierten stärker auf
die visuellen Reize als homosexuelle Probanden.", erläutert der
Neurowissenschaftler die Ergebnisse. Männer und Frauen sprechen dagegen
unabhängig von ihrer sexuellen Orientierung gleichermaßen auf die Stimuli
an. Auf neurobiologischer Ebene unterscheidet sich die Erregung also nicht
zwischen den Geschlechtern.

Diese Studien stellen nun die herkömmliche Sichtweise auf das
Sexualverhalten grundlegend in Frage. Frühere Untersuchungen haben
Unterschiede bei der sexuellen Erregung und Begierde zwischen den
Geschlechtern belegt. Der vermeintliche Geschlechterunterschied in der
neuronalen Verarbeitung von Sexualreizen könnte aber auf viele Faktoren
zurückzuführen sein: Dazu gehören beispielsweise hormonelle Unterschiede,
Diskrepanzen in der subjektiven Wahrnehmung der Erregung oder der
sexuellen Motivationen oder einfach nur eine unzureichende Anzahl von
Versuchspersonen in den Studien. Dennoch untermauerten diese Ergebnisse
die weit verbreitete Annahme, dass das männliche Gehirn sexorientierter
ist als das der Frauen.

Und was unser Verhalten betrifft: Soziale Einflüsse wie Eltern, Schulen,
Freunde, der Staat und Rechtssysteme haben dazu beigetragen, Frauen von
ihren eigenen sexuellen Wünschen zu entfremden. In vielen Kulturen wird
Sex immer noch tabuisiert. Die Erkenntnis, dass wir uns in Sachen Erregung
gleich verhalten, kann dazu beitragen, Klischees und Tabus abzubauen.


Originalpublikation

Mitricheva E, Kimura R, Logothetis NK, Noori HR.

Neural substrates of sexual arousal are not sex-dependent.

Proceedings of the National Academy of Sciences USA, 2019.

Max-Planck-Institut für biologische Kybernetik

Das Max-Planck-Institut für biologische Kybernetik ist eine von 84
Forschungseinrichtungen der Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der
Wissenschaften e.V. (MPG). Das Institut erforscht die
Informationsverarbeitung im Gehirn von Mensch und Tier. Experimentelle und
theoretische Methoden sowie Computersimulationen helfen dabei, die
Prozesse zu untersuchen, die Sinnesreize in Wahrnehmungen und Erinnerungen
übersetzen, uns Entscheidungen fällen und handeln lassen.

(www.kyb.mpg.de)


Weitere Informationen unter:

https://www.kyb.tuebingen.mpg.de/367428/science-clears-up-the-macho-clich
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ZOOLOGIE/1657: Fliegen verbreiten Krankheiten möglicherweise auch unter Affen (idw)


Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 16.07.2019

Fliegen verbreiten Krankheiten möglicherweise auch unter Affen



Auf der ganzen Welt haben Menschen ein ungutes Gefühl dabei, wenn Fliegen
sich beim Sommerpicknick auf ihren Speisen niederlassen. Diese Vorbehalte
sind begründet, denn frühere Studien zeigten, dass Fliegen unter Menschen
und Nutztieren eine Vielzahl von Krankheitserregern verbreiten. In
Zusammenarbeit mit Roman Wittig vom Max-Planck-Institut für evolutionäre
Anthropologie und dem Taï-Schimpansenprojekt hat ein Forschungsteam um
Fabian Leendertz vom Robert-Koch-Institut nun gezeigt, dass Fliegen auch
freilebenden Affengruppen folgen, die täglich viele Kilometer durch den
Regenwald zurücklegen.

Zunächst untersuchten die Forscher im Taï-Nationalpark, in der
Elfenbeinküste, wie viele Fliegen sich in der Nähe von Rußmangaben- und
Schimpansengruppen aufhielten und zählten bei beiden Primatenarten
deutlich mehr Fliegen innerhalb der jeweiligen Affengruppe als außerhalb.
Um zu verstehen, wie diese hohe Fliegendichte beibehalten werden kann,
führte Erstautor Jan Gogarten ein Experiment durch: Innerhalb einer Gruppe
von Rußmangaben markierte er über 1.700 Fliegen mit Nagellack.
Überraschenderweise fingen die Forscher diese bunt bemalten Fliegen noch
bis zu zwei Wochen später und fast anderthalb Kilometer vom Ursprungsort
entfernt in derselben Mangaben-Gruppe wieder ein. "Dieses überraschende
Ergebnis deutet darauf hin, dass die Fliegen den Affen in einem dichten
Schwarm folgen, während diese sich kilometerweit durch den Regenwald
fortbewegen", sagt Gogarten.

Ob diese Fliegenschwärme für Mangaben und Schimpansen ein Krankheitsrisiko
darstellen, wie es beim Menschen der Fall ist, untersuchten die Forscher,
indem sie die Fliegen auf verschiedene Krankheitserreger testeten. Und
tatsächlich fanden sie bei fast sieben Prozent der Fliegen, die die
Mangabengruppe begleiteten, größere Mengen des Anthrax-Bakteriums
(Bacillus cereus biovar anthracis). Die Forscher konnten anschließend
belegen, dass der Anthrax-Erreger aus den Fliegen lebensfähig war. Frühere
Studien des Teams hatten gezeigt, dass Anthrax für fast vierzig Prozent
der Todesfälle von Wildtieren im Taï-Nationalpark verantwortlich ist, was
darauf hindeutet, dass Fliegen möglicherweise auch für Primaten ein großes
Krankheitsrisiko darstellen.

Die Fliegen enthielten außerdem DNA des Bakteriums Treponema pallidum
pertenue, das beim Menschen Frambösie auslöst. Auch Mangaben können sich
mit dem Bakterium infizieren, was bei ihnen teilweise schwere Hautläsionen
verursacht. "Diese Studie ist die erste, die zeigt, dass Fliegen Primaten
aktiv durch den Regenwald folgen und sie damit gefährlichen
Bakterienpathogenen aussetzen", sagt Wittig. "Unsere Studie deutet darauf
hin, dass die Anwesenheit von Fliegenschwärmen eine bisher nur wenig
erforschte Begleiterscheinung von Sozialität ist. Nicht nur für Menschen
beim Sommerpicknick sind Fliegen ein Ärgernis, sie sind auch bei Affen
weit verbreitet", sagt Leendertz.

Einen positiven Nebeneffekt haben die Erkenntnisse jedoch: Obwohl die
Krankheitserreger-tragenden Fliegenschwärme Wildtieren möglicherweise
schaden können, sind sie doch auch ein nützliches Instrument zur
Überwachung des Gesundheitszustandes freilebender Tierpopulationen.
Fliegenmonitoring kann mit einfachen Mitteln dringend benötigte Daten über
in der Wildbahn zirkulierende Krankheitserreger liefern und verzichtet
dabei auf komplizierte Eingriffe wie Wildtier-Narkosen, die immer auch ein
Risiko für Forscher und Wildtiere mit sich bringen.


Originalpublikation:
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FORSCHUNG/430: Plattentektonik viel älter als bisher angenommen (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 16.07.2019

Recycling auf der Erde schon seit mehr als 3 Milliarden Jahren -
Plattentektonik viel älter als bisher angenommen



Erst vor 100 Jahren entwickelte Alfred Wegener die Theorie der
Kontinentalverschiebung. Der damit verbundene Recyclingprozess von
Krustenmaterial begann aber wesentlich früher als bisher angenommen. Ein
internationales Wissenschaftlerteam unter Beteiligung des GEOMAR
Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel und der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel legte jetzt Beweise vor, nach denen
diese Prozesse schon vor mehr als drei Milliarden Jahren begannen. Die
Studie wurde in der internationalen Fachzeitschrift Nature
veröffentlicht.




[image: Bild: © E. Asafov]

Schematische Darstellung wie bereits im Archaikum vor 3.3 Milliarden
Jahren Wasser in nasser ozeanischer Lithosphäre in eine Übergangszone
des Erdmantels subduziert wurde und dann als Einschluss in Lava
wieder an die Erdoberfläche gelangte.

Bild: © E. Asafov



Die Plattentektonik wurde von Alfred Wegener erst vor etwa 100 Jahren
entdeckt, offenbar gibt es sie aber schon seit der frühesten
Erdgeschichte. Angetrieben von Konvektionsströmen im Erdinneren werden
große Stücke der Erdkruste als sogenannte Platten auf dem zähflüssigen
Erdmantel verschoben. Das weltweite Recycling der nassen ozeanischen
Kruste von der Erdoberfläche bis zum tiefen Erdmantel und dann zurück an
die Erdoberfläche ist eines der Hauptmerkmale dieses plattentektonischen
Regimes, das unseren Planeten im Sonnensystem heute einzigartig macht.
Wann dieser Prozess während der 4,5 Milliarden Jahre Erdgeschichte begann,
war bisher umstritten. Ein internationales Forscherteam unter Beteiligung
des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel und der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel konnte nachweisen, dass es schon vor
mehr als drei Milliarden Jahren plattentektonische Prozesse gab, wobei
Wasser eine wichtige Rolle spielt.

"Der Beweis für unsere Hypothese sind kleinste Einschlüsse in sehr alten
Gesteinen, die wir geochemisch untersucht haben", erläutert Dr. Maxim
Portnyagin vom GEOMAR, Ko-Autor der Studie, die jetzt in der
internationalen Fachzeitschrift Nature erschienen ist. Das internationale
Forscherteam unter Leitung des ISTerre in Grenoble, Frankreich untersuchte
Schmelzeinschlüsse im Mineral Olivin von Komatiiten aus dem Barberton Belt
in Südafrika, die 3.3 Milliarden Jahre alt sind. Komatiite entstanden aus
sehr heißen Magmen, die hauptsächlich in der frühen Erdgeschichte durch
einen ungewöhnlich hohen Anteil an Schmelzen aus dem Erdmantels erzeugt
wurden. Sie zeigten ähnliche geochemische Signaturen wie zuvor analysierte
Komatiit-Proben aus Kanada, sind aber 600 Millionen Jahre älter. "Die
geochemischen Prozesse, die wir mit Hilfe der Proben untersucht haben,
sind außerordentlich komplex und erforderten den Einsatz einer Reihe von
hochentwickelten Instrumenten wie Elektronenstrahlmikrosonde oder
Ionensonde und Lasermikrosonde mit Massenspektrometern, mit denen noch
kleinste Einschlüsse analysiert werden können", so Dr. Garbe Schönberg von
der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, der ebenfalls an der Studie
beteiligt war. "Dies war nur in enger Kooperation einer Reihe von
Einrichtungen möglich", so der Kieler Wissenschaftler.

Nach den Erkenntnissen der Wissenschaftler war die Erdkruste offenbar
schon in der frühen Erdgeschichte soweit abgekühlt, dass es zu den bis
heute bekannten Plattenverschiebungen kam. "Recycling ist also schon eine
sehr alte Geschichte und hat unseren Planeten über Milliarden von Jahren
geprägt", so Dr. Portnyagin abschließend.


Originalpublikation:
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ASTRO/406: Neutrino-Observatorium IceCube am Südpol wird ausgebaut (idw)


Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY - 16.07.2019

Neutrino-Observatorium IceCube am Südpol wird ausgebaut



Das internationale Neutrino-Observatorium IceCube am Südpol wird in den
kommenden Jahren erheblich erweitert. Zusätzlich zu den bestehenden 5160
Sensoren werden weitere 700 optische Module im ewigen Eis der Antarktis
installiert. Die National Science Foundation in den USA hat 23 Millionen
US-Dollar für den Ausbau bewilligt. Die Helmholtz-Zentren DESY und KIT
unterstützen mit insgesamt 5,7 Millionen Euro (6,4 Millionen US-Dollar)
den Bau von 430 neuen optischen Modulen, mit denen das Observatorium unter
anderem zu einem Neutrinolabor erweitert wird. Mit insgesamt neun
beteiligten Universitäten und den beiden Helmholtz-Zentren ist Deutschland
der größte IceCube-Partner nach den USA.




[image: Illustration: © DESY, Science Communication Lab]

Tief im ewigen Eis der Antarktis späht IceCube nach den Leuchtspuren,
die Neutrinos aus dem Weltall bei ihren seltenen Kollisionen auslösen
können.

Illustration: © DESY, Science Communication Lab



IceCube hatte im vergangenen Jahr überzeugende Hinweise auf eine erste
Quelle hochenergetischer Neutrinos aus dem Kosmos veröffentlicht. "Das
IceCube-Upgrade soll nicht nur die Neutrino-Astronomie verbessern, sondern
auch unser Wissen über das Neutrino - selbst", erläutert DESY-Forscher Timo
Karg, Projektleiter für die optischen Sensoren im IceCube-Upgrade. "Wir
haben bereits zehn Jahre Daten mit IceCube gesammelt, und die werden durch
das Upgrade erheblich aufgewertet." Bei DESY werden 225 der neuen Sensoren
gebaut, 205 steuert die Michigan State University bei und rund 300 eines
anderen Typs liefert die Universität Chiba in Japan.

Neutrinos gehören zu den rätselhaftesten Elementarteilchen. Sie
wechselwirken kaum und können mühelos ganze Planeten, Sterne und Galaxien
durchqueren - sie werden daher auch als Geisterteilchen bezeichnet. Das
Neutrino-Observatorium IceCube späht tief im antarktischen Eis nach den
scheuen Elementarteilchen. Unter der Oberfläche lauert es auf das
bläuliche Leuchten, das energiereiche Neutrinos aus dem Weltall bei ihren
sehr seltenen Kollisionen im Eis auslösen können. Dazu dienen extrem
lichtempfindliche "Digital Optical Modules" (DOM), die an 86 Kabelsträngen
bis zu 2,5 Kilometer tief im durchsichtigen Eis liegen. Aus der genauen
Vermessung der Leuchtspur einer Neutrinokollision lassen sich
Herkunftsrichtung und Energie des Teilchens rekonstruieren. Da Neutrinos
so extrem selten wechselwirken, überwacht IceCube einen kompletten
Kubikkilometer unterirdisches Eis und ist damit der größte
Neutrinodetektor der Welt.

Für das IceCube-Upgrade sollen im antarktischen Sommer 2022/23 im Zentrum
des Detektors sieben zusätzliche Kabelstränge mit den neu entwickelten
Sensoren mehr als 1,5 Kilometer tief ins Eis eingeschmolzen werden. Dabei
kommen zwei Typen optischer Module zum Einsatz, die auch für eine zehnfach
größere zukünftige Erweiterung von IceCube, IceCube-Gen2, getestet werden.
Ein Typ dieser neuen optischen Sensoren, das "multi-Pixel Digital Optical
Module" (mDOM), wurde in Deutschland von den beteiligten Universitäten und
Helmholtz-Zentren entwickelt. Gegenüber den bisherigen Modulen besitzen
die mDOMs, von denen rund 400 installiert werden, eine deutlich größere
sowie segmentierte Detektionsfläche und damit eine signifikant höhere
Empfindlichkeit.




[image: Bild: © Universität Münster, Alexander Kappes]

Das multi-Pixel Digital Optical Module (mDOM) hat einen horizontalen
Durchmesser von 36 Zentimetern.

Bild: © Universität Münster, Alexander Kappes



"Mit dem IceCube-Upgrade und dem späteren Ausbau zu IceCube-Gen2 erweitert
dieses weltweit einzigartige Neutrino-Observatorium unseren Blick ins All
an entscheidender Stelle und trägt dadurch bei, die Rätsel um die Physik
der höchstenergetischsten Prozesse in unserem Universum zu lösen", sagt
der Leiter der KIT-IceCube-Gruppe, Andreas Haungs.

Durch die Erweiterung steigt jedoch nicht nur die Empfindlichkeit des
Observatoriums, es sinkt auch die Energieschwelle, ab der sich Neutrinos
nachweisen lassen. Damit können die Eigenschaften der Teilchen mit bisher
unerreichter Genauigkeit vermessen werden - IceCube wird auch zum
Neutrino-Labor. "Neutrinos sind die am wenigsten verstandenen Teilchen im
Standardmodell der Teilchenphysik," betont Alexander Kappes, Professor an
der Universität Münster und Leiter des mDOM-Projekts. "Sie haben
Eigenschaften, die das Standardmodell nicht erklären kann."

Neutrinos gibt es in drei Sorten. Überraschenderweise können die Teilchen
zwischen diesen Sorten hin und her wechseln. Physiker nennen das
Neutrino-Oszillationen. Eins der Ziele des IceCube-Upgrades ist es, die
Parameter dieser Oszillationen deutlich besser zu bestimmen. Ein weiteres
Ziel ist, die optischen Eigenschaften des Eises genauer zu vermessen, was
eine bessere Rekonstruktion der Eigenschaften beobachteter Neutrinos in
allen Energiebereichen erlaubt. Das schärft nicht nur künftig den Blick des
Neutrinoobservatoriums ins All, sondern ermöglicht auch, die bereits
registrierten Neutrinoereignisse nachträglich genauer zu rekonstruieren.

Beobachtungen mit IceCube und einer großen Zahl anderer, über den ganzen
Globus verteilter Observatorien hatten im vergangenen Jahr zur ersten
Ortung einer kosmischen Quelle energiereicher Neutrinos geführt. Die von
IceCube nachgewiesenen Teilchen kamen demnach aus einer rund vier
Milliarden Lichtjahre entfernten aktiven Galaxie, in deren Zentrum ein
gigantisches Schwarzes Loch als natürlicher Teilchenbeschleuniger
fungiert.


Das IceCube-Neutrinoobservatorium befindet sich an der
Amundsen-Scott-Südpolstation. Das Management und der Betrieb des
Observatoriums erfolgt durch das Wisconsin IceCube Particle Astrophysics
Center (WIPAC) an der University of Wisconsin-Madison. Das
Wissenschaftsprogramm wird von mehr als 300 Forscherinnen und Forschern
aus 52 Instituten in 12 Ländern bestritten. Nach den USA ist Deutschland
der wichtigste Partner in dem internationalen Projekt. Hier sind neben den
Helmholtz-Zentren DESY und KIT die Universitäten Bochum,
Erlangen-Nürnberg, Mainz, Münster und Wuppertal sowie die
Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule (RWTH) Aachen, die
Humboldt-Universität zu Berlin und die Technischen niversitäten Dortmund
und München beteiligt.

Deutsche Universitätsgruppen arbeiten auch an der Entwicklung von
optischen (TU München, Uni Wuppertal) und akustischen (RWTH Aachen)
Geräten zur präzisen Eichung des Detektors, Simulations- und
Kalibrierungsmethoden (TU Dortmund, Uni Bochum), sowie der Entwicklung von
neuartigen Sensorkonzepten (Uni Mainz) für IceCube-Gen2 mit. Das
Bundesministerium für Bildung und Forschung, das die Forschungszentren der
Helmholtz-Gemeinschaft zu 90 Prozent finanziert, unterstützt die deutschen
Beiträge zu IceCube darüber hinaus aus Mitteln der Verbundforschung für
die beteiligten Universitäten.

DESY zählt zu den weltweit führenden Teilchenbeschleuniger-Zentren und
erforscht die Struktur und Funktion von Materie - vom Wechselspiel
kleinster Elementarteilchen, dem Verhalten neuartiger Nanowerkstoffe und
lebenswichtiger Biomoleküle bis hin zu den großen Rätseln des
Universums. Die Teilchenbeschleuniger und die Nachweisinstrumente, die
DESY an seinen Standorten in Hamburg und Zeuthen entwickelt und baut, sind
einzigartige Werkzeuge für die Forschung: Sie erzeugen das stärkste
Röntgenlicht der Welt, bringen Teilchen auf Rekordenergien und öffnen
neue Fenster ins Universum. DESY ist Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft,
der größten Wissenschaftsorganisation Deutschlands, und wird zu 90
Prozent vom Bundesministerium für Bildung und Forschung und zu 10 Prozent
von den Ländern Hamburg und Brandenburg finanziert.


Weitere Informationen unter:

http://www.desy.de/aktuelles/news_suche/index_ger.html?openDirectAnchor=1665

- Pressemitteilung mit Bild- und Videomaterial im Web

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution31

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY, 16.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERVIEW/038: Experimentierhalle SHELL - zur Jagd auf die Axionen ...    Prof. Dr. Dieter Horns im Gespräch, Teil 2 (SB)
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Prof. Dr. Dieter Horns stellt den Medien und allen Interessierten das
Experiment BRASS vor.
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Am 8. Juli 2019 wurden in der Experimentierhalle SHELL auf dem Campus
Bahrenfeld in Hamburg zwei neuartige Experimente zur Suche nach
Axionen feierlich eröffnet, MADMAX und BRASS. Der wissenschaftliche
Leiter des letzteren ist Prof. Dr. Dieter Horns vom Institut für
Experimentalphysik der Universität Hamburg. Im Anschluß an die
Eröffnung beantwortete er dem Schattenblick noch einige Fragen zu den
Axionen, deren Entdeckung erstmals die Existenz der postulierten
Dunklen Materie beweisen würde.

Im folgenden zweiten Teil des Interviews spricht der
Experimentalphysiker unter anderem über die Bedeutung der Axionen für
weitere physikalische Theorien und Konzepte, das Verstecken von
erfundenen Feldern und die fast schon peinliche Schlichtheit seines
Experiments.

Schattenblick (SB): Der Physik ist es bisher nicht gelungen, die
starke Wechselwirkung, schwache Wechselwirkung, elektromagnetische
Kraft und Gravitation widerspruchsfrei zusammenzubringen. Inwiefern
könnte Ihre Forschung dazu beitragen, die große Frage der Physik nach
der Vereinheitlichung dieser Grundkräfte zu klären?

Prof. Dr. Dieter Horns (DH): Axionen sind eine neue Sorte von
Elementarteilchen. Es ist immer unangenehm, wenn man irgendeine neue
Elementarteilchensorte dazuerfinden muß. Allerdings geschah das schon
vor einiger Zeit, um ein bestimmtes Problem zu lösen, nämlich die
sogenannte CP-Verletzung im starken Sektor: Ein Neutron hat kein
elektrisches Dipolmoment - aus der Theorie ist das nicht zu erwarten.
[1] Um diesen Widerspruch zu klären, wurde in den 70er Jahren
vorgeschlagen, ein neues Feld anzunehmen. Zu dem würde dann auch eine
neue Symmetrie gehören. Doch ein solches Feld wurde bislang nicht
gefunden. Wir wissen aber aus der Theorie heraus, daß es eine gute
Erklärung für das Problem des Verschwindens des Dipolmoments eines
Neutrons wäre.

Wenn man sich jetzt fragt, ob das Axion vielleicht irgendeinen
Hinweis auf eine vereinheitlichende Theorie bietet, dann kann man den
umgekehrten Weg gehen und sagen: Ich nehme einfach mal ein
elektrisches Dipolmoment des Neutrons an und gehe auch von einem
neuen Feld aus, aber habe keine Ahnung, aus welchen anderen Gründen
es existieren sollte. Ich habe also nur mein erfundenes Feld als
Ad-hoc-Erklärung für ein Phänomen. Dann frage ich mich, ob das nicht
auch die Dunkle Materie erklären könnte. Das wäre eigentlich schon
ein gutes Argument dafür, daß ein solches Feld sinnvoll ist. Nun kann
man aber noch von der Seite der Hochenergiephysik und
vereinheitlichenden Theorie kommen und sich überlegen: Kann ich nicht
erwarten, daß es weitere solcher Felder zusätzlich gibt? Und
tatsächlich ist es so, daß, wenn ich diese ganzen Extradimensionen
habe, wie sie von der Stringtheorie angenommen werden - ich selbst
bin kein großer Freund der Superstringtheorien -, aber wenn man
solche Extradimensionen annimmt, dann muß ich sie kompaktifizieren,
damit sie in unserem normalen Universum keine Rolle mehr spielen. [2]

Dabei erzeuge ich also ständig solche neuen Felder, und zwar nicht
nur eines, sondern ganz viele. In der Regel muß ich die dann
verstecken, was bedeutet, daß ich sie theoretisch so schwer
zugänglich machen muß, daß ich sie nicht quasi in jedem Experiment
sehen dürfte.

SB: Was bedeutet dann "verstecken"?

DH: Verstecken heißt, daß diese angenommenen Felder nur sehr schwach
mit der normalen Materie wechselwirken dürften.

Wenn man jetzt sagt, wir haben die Idee, daß so ein neues Feld nötig
ist, um Probleme der starken Wechselwirkung und übrigens auch der
Baryogenese, also der Entstehung von Baryonen [3], im Universum zu
erklären - wir bestehen ja aus Materie und nicht aus Antimaterie;
zwischen beiden Materieformen muß es eine leichte Asymmetrie geben,
ansonsten hätten wir heute keinen Überschuß an Materie, sondern alles
wären nur noch Photonen -, und auch dieses Problem ließe sich damit
lösen, ebenso wie das der Dunklen Materie, so wären das gute Indizien
für eine neue fundamentale Wechselwirkung bei einer viel höheren
Energieskala. Auch für neue Symmetrien, die in einigen der heute
gängigen Theorien durchaus zu erwarten wären, wäre das eine gute
Erklärung. Die Axionen bieten also ein sehr interessantes Szenario,
in dem man sehr viele Fäden auf einmal zu einem stimmigen Bild
zusammenführen kann.
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Die Axionensucher Prof. Dr. Dieter Horns und Prof. Dr. Andreas
Ringwald im Gespräch
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SB: Ist die Physik manchmal ein bißchen in Zugzwang, daß sie, immer
wenn sie etwas entdeckt, das mit allen anderen Entdeckungen in eine
Theorie fassen muß, was daraufhin neue Fragen aufwirft, für die
wiederum etwas erfunden werden muß?

DH: Ja, man kann heutzutage nicht hergehen und sich einfach
ein neues Teilchen ausdenken. Das müßte dann quasi unsichtbar gewesen
sein für alle möglichen Dinge und trotzdem noch die Eigenschaften
haben, die ich brauche. Das ist mittlerweile schon sehr, sehr schwer
geworden.

Das Axion ist jedoch ein Kandidat, der diese Bedingungen erfüllt und
nach dem wir jetzt sinnvollerweise als Dunkler-Materie-Kandidat
suchen können. Wir sind da in einer sehr spannenden Zeit angekommen,
weil sich nämlich heute das Blickfeld geweitet hat, so daß dieser
Kandidat für Dunkle Materie von vielen favorisiert wird. Das ist ja
manchmal auch eine Frage des Geschmacks, was einem am besten gefällt.
Bei der Suche nach Dunkler Materie ist vieles, das noch vor
vielleicht 20 Jahren als attraktiv empfunden wurde, nicht gefunden
worden.

SB: Gibt es schon Computerprogramme, in die man Parameter eingibt,
die man für ein Teilchen braucht, das noch nicht entdeckt wurde?

DH: Berechnen kann man eigentlich alles, nur daß sich aufgrund einer
Theorie nicht vorhersagen läßt, was die Eigenschaften des Teilchens
sind. Es kann sich keiner hinstellen und sagen, das Teilchen muß
diese Masse und jene anderen Parameter haben und so weiter. Diese
Vorhersage kann keiner treffen.

Aber wenn man von der Kosmologie kommt, dann muß Dunkle Materie in
einem sehr frühen Universum entstanden sein. Sie muß die richtigen
Eigenschaften haben, damit sich Galaxien bilden konnten, und sie muß
die richtigen Eigenschaften haben, daß sich heute all die vielen
kosmologischen Beobachtungen mit ihr erklären lassen. Wenn man das
alles modelliert, landet man in einem relativ schmalen Bereich der
Masse. Das ist das, was unsere Kollegen von DESY-Theorie
hauptsächlich gemacht haben. Sie haben sich überlegt, in welchem
Massebereich nach Dunkler Materie gesucht werden muß. Das gibt dann
den Frequenzbereich vor, in dem Axionen zu erwarten sind. Denn in
diesem Frequenzbereich findet die Umwandlung von den massiven
Teilchen in ein Photon statt. "Massiv" bedeutet nicht, daß sie eine
große Masse haben - Axionen haben sogar eine sehr kleine Masse -,
sondern daß sie überhaupt eine Masse haben.

Dieser Umwandlungsbereich konnte jetzt auf einen vergleichsweise
schmalen Bereich eingeschränkt werden. Er liegt zwischen rund zehn
Gigahertz, das ist der untere Frequenzbereich, in dem wir mit der
Suche anfangen, bis hin zu etwas über 100 Gigahertz. Würden wir dort
Teilchen finden, wäre das ideal, um alle Phänomene zu erklären.
Sollte sich das Axion hingegen bei einer deutlich niedrigeren
Frequenz zeigen, bedeutete das, daß es nicht genügend Dunkle Materie
im Universum gibt. Würde es sich umgekehrt in einem höheren
Frequenzbereich zeigen, gäbe es zu viele Axionen.

SB: Werden noch ganz andere Forschungsansätze zur Suche nach Dunkler
Materie verfolgt?

DH: Man kann versuchen, die Dunkle Materie nicht so nachzuweisen, wie
wir das in unserem Experiment machen, sondern man kann sie selbst
erzeugen. Das ist ein Experiment unserer Kollegen bei DESY. Sie
nehmen einen sehr leistungsfähigen Laser, lassen ihn zwischen zwei
Spiegeln hin und her flitzen, bauen einen Resonator auf, und wenn man
jetzt ein äußeres Magnetfeld anlegt, flitzen einige Photonen durch
das Magnetfeld, werden dabei in Axionen konvertiert und können durch
den Spiegel hindurchfliegen, weil sie nicht mehr reflektiert werden.
Auf der anderen Seite des Spiegels wandeln sie sich wieder in
Photonen um, die dann nachgewiesen werden.

SB: Meinen Sie damit das Experiment von Prof. Ringwald?

DH: Genau, das ist das Experiment ALPS [Anm. d. SB-Red.: ALPS steht
für "axion-like particles"]. Damit könnte ich dann sogar nachweisen,
was nicht Dunkle Materie ist. Aber für den Dunkle-Materie-Nachweis
von BRASS habe ich den Vorteil, daß ich nicht zweimal konvertieren
muß. Das Photon muß nicht zu einem Axion und das Axion wieder zu
einem Photon werden. Die Wahrscheinlichkeit, daß es konvertiert, ist
so irre klein, daß, wenn ich jetzt eine Wahrscheinlichkeit von, ich
sage mal, 10-10 habe, was statistisch bedeutet, daß von
zehn Milliarden Photonen eins konvertiert, dann muß ich von diesen
konvertierten Photonen wiederum zehn Milliarden haben, damit daraus
ein Photon wird. Die beiden Wahrscheinlichkeiten muß ich miteinander
multiplizieren.

Wenn ich dagegen Dunkle Materie habe, brauche ich nur diesen einen
Faktor einmal zu multiplizieren. Damit ist ein Experiment wie BRASS
natürlich einfacher. Andererseits hänge ich dann davon ab, daß Dunkle
Materie aus Axionen besteht.
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Prof. Horns erläutert das Schichtenprinzip am konkreten Beispiel
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SB: Frau Prof. Garutti hat vorhin erklärt, daß ihr Experiment MADMAX
von BRASS profitieren kann, weil Sie mit Ihren Messungen eher
anfangen als sie, und daß, wenn Sie einen interessanten
Frequenzbereich festgestellt haben, MADMAX gleich dort mit der Suche
einsteigen könnte. Kann auch umgekehrt BRASS von MADMAX profitieren?

DH: Ja, das sind zwei Experimente, die nach ähnlichen Effekten
suchen. Aber BRASS ist fast schon - ein Physiker würde dazu
"embarassing" sagen - zu einfach. Wenn man moderne physikalische
Grundlagenforschung betreibt, sind die Experimente normalerweise
äußerst komplex. Wir jedoch brauchen nur zwei Flächen und einen
Radioempfänger. Das ist alles. Das ist eigentlich schon fast
vernichtend leicht und man fragt sich, warum das sonst noch keiner
gemacht hat. Natürlich gibt es im Detail viele komplizierende Dinge,
aber nichts, was wir neu entwickeln müßten.

MADMAX ist viel komplizierter. Es muß auf vier Kelvin runtergekühlt
werden, und man hat ein Magnetfeld von zehn Tesla. Ich habe selber
schon mit Vakuumanlagen unter großen Magnetfeldern gearbeitet und
würde mich nicht trauen, das Experiment zu machen. Aber das ist halt
anders. Wir können davon profitieren, daß sie eine Methode benutzen,
bei der sie nicht nur eine einzige Spiegelfläche haben, sondern daß
sie da Dielektrika [4] vorschichten, ähnlich einer Brille. Die Brille
hat ja zig Schichten aufgetragen, um sie antireflektierend zu machen.

Ich kann aber auch einen Spiegel nach derselben Art und Weise
anfertigen, wenn ich die Dicke der Schichten so anpasse, daß die
Wellen, die an den einzelnen Grenzschichten reflektiert werden, sich
positiv überlagern, also konstruktiv interferieren. Damit kann ich
einen super Spiegel bauen, der zu 99,99 Prozent und noch besser
reflektieren kann. Dieses Prinzip verfolgen sie bei MADMAX.

Ich denke, wir können davon profitieren, daß wir möglicherweise
irgendwann versuchen werden, unsere Grenzschicht, die bislang einfach
nur eine reflektierende Schicht ist, mit dielektrischen Schichten zu
versehen, um mehr Grenzschichten zu erzeugen und den Effekt dann
positiv überlagern zu lassen. Das ist ein Gebiet, auf dem wir eng
zusammenarbeiten.

Wir profitieren sogar heute schon von MADMAX. Die Gruppe von Erika
Garutti hat gerade eine Doktorarbeit abgeschlossen, bei der sich sehr
viel Mühe gegeben wurde, theoretisch genau zu berechnen und zu
simulieren, was an zusätzlichen Effekten noch alles eine Rolle
spielt. Wir können gemeinsam mit den Kollegen überlegen, ob wir da
nicht auch noch etwas verbessern können. Nicht unbedingt, indem wir
die Fläche vergrößern, sondern indem wir störende Randeffekte
reduzieren.

SB: Vielen Dank, Herr Horns, für das ausführliche Gespräch.
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BRASS - für die Elementarteilchenforschung ein relativ einfaches
Experiment
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Fußnoten:


[1] Das C steht für engl. "charge" (Ladung) und P für "parity"
(Parität). Die Physik nimmt an, daß das Universum eigentlich aus
genauso vielen Teilchen wie ihren Gegenstücken, den Antiteilchen,
bestehen müßte und daß in einer gespiegelten Welt eigentlich alle
Gesetzmäßigkeiten gelten müßten, wie wir sie aus diesem Universum
kennen. Wird diese Symmetrie "verletzt", hat die Physik ein Problem,
denn ihr Weltmodell ist nicht schlüssig. Eine Lösung könnte darin
bestehen, neue Teilchen zu erfinden, welche dann genau die
Eigenschaften haben müßten, daß sie die Lücke im Modell schließen.

[2] Kompaktifizieren: Das Universum wird mit drei Raumdimensionen
beschrieben. Wenn man wie in der Stringtheorie Extradimensionen
annimmt, müssen sie irgendwo sein. Eine Vorstellung dazu lautet, daß
sie aufgerollt und winzig klein sind. Kompaktifizieren wäre dann die
Beschreibung solch einer theoretisch "kompakt gemachten"
Extradimension oder, in diesem Beispiel, eines weiteren Feldes.

[3] Baryonen: Subatomare Teilchen von vergleichsweise großer Masse.

[4] Bei MADMAX werden Platten aus sechseckigen, stoßseitig
miteinander verklebten Lanthanaluminat-Einkristallen als Dielektrika
verwendet. Diese Kristalle sind elektrisch nahezu nichtleitend, aber
elektrisch polarisierbar.

Bisher sind zur Einweihung der Experimentierhalle SHELL auf dem
Campus Bahrenfeld in Hamburg am 8. Juli 2019 im Schattenblick unter
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EUROPA/1809: Agentur für Sprunginnovationen - Bundesregierung muss nun zügig liefern


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. Juli 2019

Agentur für Sprunginnovationen: Bundesregierung muss nach gutem Aufschlag der Kommission nun zügig liefern - europäische Vernetzung und Fokus auf Nachhaltigkeitsziele entscheidend



Zu den Empfehlungen der Gründungskommission der Agentur für
Sprunginnovationen durch die Bundesregierung erklärt Dr. Anna
Christmann, Sprecherin für Innovations- und Technologiepolitik:

Es ist gut, dass die Gründungskommission unter ihrem Vorsitzenden
Prof. Dietmar Harhoff mit einem vielversprechenden Gründungsdirektor
und einem konkreten Konzept neue Dynamik in den Start der Agentur
bringt. Die Bundesregierung war bisher bei ihren vagen Eckpunkten von
vor einem Jahr stecken geblieben und zu sehr in ihrer eigenen
Ministeriumslogik verharrt. Die Eigenständigkeit der Agentur darf nun
nicht nur beschworen, sondern muss auch schnell Realität werden.

Mit dem Software-Unternehmer Rafael Laguna de la Vera wird die Agentur
von einer Persönlichkeit verkörpert, die als Vertreter der
Open-Source-Bewegung für innovative Ansätze und digitale Souveränität
in Europa steht. Darauf müssen nun weitere Persönlichkeiten folgen,
die neben Expertise und internationaler Erfahrung auch die Diversität
der Themen und der persönlichen Hintergründe repräsentieren.

Jetzt ist es an der Bundesregierung, den vorgezeichneten Weg
entschlossen zu gehen. Daran hat es bei der Strategie für Künstliche
Intelligenz und auch für die steuerliche Forschungsförderung bisher
deutlich gemangelt. Ebenfalls darf die Agentur nicht schon vor ihrem
Start finanziell und zeitlich zum Bettvorleger degradiert werden.

Die zwingend erforderliche europäische Zusammenarbeit ist bisher kaum
zu erkennen. Nationale Budgets und nationale Talente können aber nicht
die Antwort auf globale Herausforderungen sein. Auch angesichts der
großen Tech-Konzerne sind die Möglichkeiten einer deutschen Agentur
sehr überschaubar. Hier muss zügig der nächste logische Schritt folgen
und mit Partnern wie Frankreich und der zukünftigen europäischen
Innovationsagentur eng zusammengearbeitet werden.

Die globalen Nachhaltigkeitsziele müssen klar im Fokus der ersten
Wettbewerbe stehen. Denn bahnbrechende Innovationen sind ein wichtiger
Teil der Lösung vieler gesellschaftlicher Herausforderungen.
Technische aber auch soziale Innovationen können - neben der Sicherung
der wirtschaftlichen und digitalen Souveränität - auch zur Bekämpfung
der Klimakrise, von Krankheiten und Armut eingesetzt werden. Dafür
müssen diese Ziele aber auch klar ins Zentrum der Agentur gestellt
werden und es muss entsprechendes hochqualifiziertes Personal
angezogen werden, das Lösungen für genau diese Fragen entwickelt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Juli 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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EUROPA/1808: 5. Jahrestag des MH-17-Abschusses - Russlands verdeckte Kriegsführung in der Ostukraine verurteilen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 17. Juli 2019

5. Jahrestag des Abschusses von Flug MH 17: Internationale Gemeinschaft muss Russlands verdeckte Kriegsführung in der Ostukraine geschlossen verurteilen



Zum 5. Jahrestag des Abschusses des Flugs MH17 über der Ostukraine
erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

Heute gedenken wir der 298 Menschen, die vor fünf Jahren an Bord des
Passagierflugzeuges MH17 unverschuldet in den Tod gerissen wurden.
Unser Mitgefühl und unsere Solidarität gelten ihren Angehörigen, die
seit einem halben Jahrzehnt Schmerz und Trauer bewältigen und um die
vollständige Aufklärung dieses schrecklichen Verbrechens ringen
müssen. Dank der akribischen Arbeit eines internationalen
Ermittlerteams ist die Rekonstruktion der Umstände des Abschusses
heute ein großes Stück vorangeschritten. Wenn Russland sich einer
Kooperation nicht verweigert, können im März 2020 endlich auch vier
Tatverdächtige in Den Haag vor Gericht gestellt werden.

Dass der Kreml trotz nachweislich anderer Faktenlage weiterhin die
politische Mitverantwortung für den Flugzeugabschuss zurückweist,
Zweifel an den Erkenntnissen der Ermittler säht und versucht die
Schuld dieser Tragödie der Ukraine in die Schuhe zu schieben, verhöhnt
die Opfer und ist unerträglich zynisch und inakzeptabel. Der Abschuss
des Passagierflugzeuges war direkte Folge eines von Russland
initiierten, militärisch beförderten und verdeckt geführten Kriegs
gegen die Ukraine, in dem die russische Regierung unter anderem über
den Putin-Vertrauten Wladislaw Surkov die selbsternannten
Separatistenführer im Ostteil des Landes steuert und versucht den
Konflikt als innerukrainischen umzudeuten.

 * 
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EUROPA/976: Von der Leyen wird die Europäische Union einen und zu neuer Stärke führen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. Juli 2019

Von der Leyen wird die Europäische Union einen und zu neuer Stärke
führen

Erste Deutsche an der Spitze der Kommission seit über 50 Jahren
bedeutet Chance zum Aufbruch



Das Europäische Parlament hat am Dienstagabend Ursula von der Leyen
zur Präsidentin der Europäischen Kommission gewählt. Dazu erklärt die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Katja
Leikert:

"Ursula von der Leyens Wahl zur Kommissionspräsidentin bedeutet für
die Europäische Union eine riesige Chance zum Aufbruch. Mit Ursula
von der Leyen steht eine überzeugte Europäerin und eine Verfechterin
der liberalen Demokratie an der Spitze der EU. Sie wird Europa einen
und so auch international zu neuer Stärke führen.

Ursula von der Leyen hat das Europäische Parlament in seiner
Mehrheitl überzeugen können, weil sie in Ost und West, Nord und Süd
für ihre langjährige internationale Arbeit geachtet wird. So kann sie
auch die Gräben in unserer Gemeinschaft überwinden. Wir Deutschen
können stolz darauf sein, dass nach über 50 Jahren wieder eine
Deutsche die Kommission führt. Als erste Frau in diesem Amt wird
Ursula von der Leyen die Kommission besonders prägen.

Die Unionsfraktion hätte sich aus Parlamentsperspektive gewünscht,
dass der Sieger der EP-Wahl Kommissionspräsident wird, also der
Spitzenkandidat der Europäischen Volkspartei. Die europäischen
Sozialisten, die sich ihre Wahlniederlage nicht eingestehen wollten,
haben dies verhindert. Wir werden uns weiterhin dafür einsetzen, dass
künftig der erfolgreiche Spitzenkandidat Kommissionspräsident werden
kann und damit das Votum der europäischen Bürgerinnerinnen und Bürger
direkt umgesetzt wird."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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EUROPA/975: "Herzlichen Glückwunsch Ursula von der Leyen"


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 16. Juli 2019

"Herzlichen Glückwunsch Ursula von der Leyen"



Zur Wahl Ursula von der Leyens zur Präsidentin der Europäischen
Kommission durch das Europäische Parlament können Sie Ralph
Brinkhaus, den Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, wie folgt
zitieren:

"Herzlichen Glückwunsch Ursula von der Leyen. Wir freuen uns, dass
ein Mitglied unserer Fraktion vom Europäischen Parlament zur neuen
Präsidentin der Europäischen Kommission gewählt wurde. Damit steht
erstmals eine Frau an der Spitze dieser Institution. Mit der Wahl
Ursula von der Leyens hat die Europäische Union Handlungsfähigkeit
gezeigt. Und wir brauchen eine starke und handlungsfähige Europäische
Union, die unsere gemeinsamen europäischen Interessen international
vertritt."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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GESUNDHEIT/707: Medizinischen Dienste sollen unabhängiger werden


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 17. Juli 2019

Medizinischen Dienste sollen unabhängiger werden



Zum Kabinettsentwurf einer Reform des Medizinischen Dienstes können
Sie die gesundheitspolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Karin Maag, mit folgenden Worten
zitieren:

"Im Koalitionsvertrag haben wir zugesagt, dass wir die Medizinischen
Dienste der Krankenversicherung reformieren. Vor allem wollen wir -
unter Beibehaltung der föderalen Strukturen - bundesweit einheitliche
Regelungen dafür schaffen, wie die Dienste ihre Aufgaben wahrzunehmen
haben. Über den Kabinettsentwurf, den wir für gut befinden, werden
wir nach der Sommerpause zügig beraten. Der Gesetzentwurf stärkt die
Unabhängigkeit des Medizinischen Dienstes von den Krankenkassen.
Dessen Prüfungen und Entscheidungen werden transparenter. Wichtig ist
uns auch die Neuregelungen der Abrechnungsprüfungen im Krankenhaus.
Nicht die Quantität, sondern die Qualität der Prüfungen muss steigen.
Wir begrüßen in dem Zusammenhang, dass Krankenhäuser künftig
sanktioniert werden sollen, wenn sie überdurchschnittlich viele
Falschabrechnungen aufweisen. Damit wird kein Misstrauen gegenüber
den Krankenhäusern bekundet, sondern der verantwortungsvolle Umgang
mit den Geldern der Versichertengemeinschaft wird untermauert."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





GESUNDHEIT/706: Gleiche Wettbewerbsbedingungen für alle Apotheken


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 17. Juli 2019

Gleiche Wettbewerbsbedingungen für alle Apotheken



Zum Kabinettsbeschluss über die Apotheken-Reform können Sie den
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Georg
Nüßlein, mit folgenden Worten zitieren:

"Das Gesetz zur Stärkung der Apotheken, das heute im Kabinett
behandelt wurde, stellt sicher, dass gesetzlich Versicherte für alle
verschreibungspflichtigen Arzneimittel den gleichen Preis zahlen.
Dies gilt unabhängig davon, ob sie ihr Arzneimittel in der Apotheke
vor Ort erwerben oder in der Online-Apotheke. Kern des Gesetzes ist
für mich, dass wir Versorgungssicherheit herstellen und gleiche
Wettbewerbsbedingungen schaffen: sowohl für die Apotheken in der
Stadt und auf dem Land als auch für die Versandapotheken aus dem
EU-Ausland. Letzeren wird verboten, deutschen Kunden Rabatte
anzubieten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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MILITÄR/668: Rückenwind für die Truppe


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 17. Juli 2019

Rückenwind für die Truppe

Mit der CDU-Vorsitzenden Kramp-Karrenbauer ist die Bundeswehr jetzt
Chefsache



Die CDU-Vorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer ist zur neuen
Verteidigungsministerin ernannt worden. Dazu erklärt der
verteidigungspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Henning Otte:

"Die Entscheidung für die CDU-Bundesvorsitzende Annegret
Kramp-Karrenbauer als Bundesministerin der Verteidigung ist ein gutes
Signal. Damit ist klar: Für die Union ist die Bundeswehr Chefsache.

Die Einsatzbereitschaft der Streitkräfte verlangt nach wie vor unsere
volle Aufmerksamkeit. Unsere Priorität bleibt, dass das notwendige
Material viel schneller bei der Truppe ankommt. Dafür müssen
Entscheidungen schnell und konsequent im Sinne der Soldaten getroffen
werden. Eine Bedingung dafür ist, dass wir den Verteidigungshaushalt
erheblich aufstocken. Mit den aktuellen Planungen ist die Sicherheit
Deutschlands nicht gewährleistet. Die NATO-Zielmarke, zwei Prozent
vom Bruttoinlandsprodukt für Verteidigung auszugeben, bleibt für uns
bindend. Außerdem müssen wir mehr für die gesellschaftliche
Anerkennung der Männer und Frauen in Uniform sowie für das
soldatische Selbstverständnis tun.

Mit Annegret Kramp-Karrenbauer bekommen wir Rückenwind für diese
wichtigen Themen. Als Innenministerin des Saarlandes hat sie sich
einen guten Ruf bei der Bundeswehr erarbeitet. Damals und jetzt als
Parteivorsitzende hat sie Sicherheitspolitik immer wieder zum
Schwerpunkt gemacht. Die Verteidigungspolitiker der CDU/CSU-Fraktion
wünschen ihr einen guten Start in das neue Amt und freuen sich auf
eine gute Zusammenarbeit.

Außerdem gratulieren wir Ursula von der Leyen zur Wahl als
Präsidentin der Europäischen Kommission. Die erfolgreiche Fortsetzung
der gemeinsamen europäischen Verteidigungspolitik ist durch sie
sichergestellt und wird nochmal einen Schub bekommen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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GESUNDHEIT/1118: Spahns Apothekengesetz ist eine Mogelpackung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Juli 2019

Spahns Apothekengesetz ist eine Mogelpackung



"Das 'Apothekenstärkungsgesetz', das heute vom Bundeskabinett
gebilligt wurde, ist eine Mogelpackung. Denn das im Koalitionsvertrag
vereinbarte Versandhandelsverbot soll nun endgültig doch nicht kommen.
Stattdessen strebt Jens Spahn eine europarechtlich arg wacklige
Regelung an, die Boni für Privatversicherte oder Selbstzahler
weiterhin erlaubt. Das ist die zweitschlechteste aller Lösungen, die
Spahn als heimlicher Befürworter von Online-Apotheken hier vorlegt",
kritisiert Sylvia Gabelmann, arzneimittelpolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE im Bundestag, den aktualisierten Entwurf eines
Gesetzes zur Stärkung der Vor-Ort-Apotheken, der heute vom
Bundeskabinett beschlossen wurde. Gabelmann weiter:

"Patientinnen und Patienten müssen im Notfall schnell, in der Nähe und
auch nachts sowie an Wochenenden Medikamente und gute Beratung
erhalten. Für Schnäppchenjagd im Internet, die zu Lasten der
Vor-Ort-Apotheken geht, eignen sich Medikamente nicht. Aufgrund
falscher politischer Weichenstellungen sind allein im vergangenen
Jahrzehnt zehn Prozent aller Apotheken geschlossen worden. In einigen
Bundesländern und vor allem auf dem Land sieht es zum Teil noch weit
dramatischer aus.

Spahns 'Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Vor-Ort-Apotheken'
verdient diesen Namen nicht. Daran ändern auch die geplanten
zusätzlichen Aufgaben für Apotheken und die vorgesehenen
Honorarerhöhungen nichts. Denn der Online-Handel mit Medikamenten aus
dem Ausland soll auch zukünftig erlaubt bleiben. Spahn plant zwar, dem
Versandhandel Boni im GKV-Segment zu untersagen. Doch so bleibt der
Gesetzentwurf Flickschusterei, die große Chancen hat, von der EU wegen
rechtlicher Mängel gestoppt zu werden. Vielleicht will Spahn die
Honorarerhöhungen für die Apothekerschaft auf dem Verordnungsweg
regeln, weil auch er befürchtet, dass die EU-Kommission den
Gesetzentwurf einkassiert.

Ein klares Bekenntnis zum Verbot des Versandhandels mit
rezeptpflichtigen Arzneimitteln ist weiterhin das einzig konsequente
Mittel zur Stärkung der Vor-Ort-Apotheken gegen den bevorzugten
Versandhandel, so wie das auch in drei Vierteln aller EU-Staaten
praktiziert wird."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 17. Juli 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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SICHERHEIT/1982: Tobias Pflüger zur Ernennung von Annegret Kramp-Karrenbauer


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 17. Juli 2019

Zur Ernennung von Annegret Kramp-Karrenbauer erklärt Tobias Pflüger, stellvertretender Vorsitzender der Partei DIE LINKE und verteidigungspolitischer Sprecher der Bundestagsfraktion
DIE LINKE:



"Dass ausgerechnet die CDU-Vorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer nun
Verteidigungsministerin wird, ist garantiert nicht ihrer Kompetenz im
Themenbereich Militärpolitik geschuldet," so Tobias Pflüger. "Das
Verteidigungsministerium als Karriere-Sprungbrett zur Kanzlerin zu
nutzen ist fatal. Angela Merkel und die CDU zeigen damit, dass sie die
Besetzung des Verteidigungsministeriums nur instrumentell nutzen". Die
von Annegret Kramp-Karrenbauer bekannten Äußerungen zur Bundeswehr und
zur Militärpolitik vor ihrem jetzt geplanten Amtsantritt waren immer
wieder von gefährlicher Unkenntnis geprägt:

Annegret Kramp-Karrenbauer forderte in völliger Unkenntnis der
Realitäten einen gemeinsamen Flugzeugträger mit Frankreich. "Im
nächsten Schritt könnten wir mit dem symbolischen Projekt des Baus
eines gemeinsamen europäischen Flugzeugträgers beginnen, um der
globalen Rolle der Europäischen Union als Sicherheits- und
Friedensmacht Ausdruck zu verleihen", schrieb sie. Wie die dann
anfallenden Kosten gedeckt werden sollen und für welche
Einsatzoptionen der deutsch-französische Flugzeugträger dann
eingesetzt werden sollte, ließ sie offen. "Dieser Vorschlag von
Annegret Kramp-Karrenbauer ist ein gefährlicher und extrem teurer
Unsinn", so Tobias Pflüger.

Die (EU)-Rüstungsexportrichtlinien, die löchrig wie ein Käse sind,
wollte Annegret Kramp-Karrenbauer noch einmal weiter aushöhlen. "Wenn
Deutschland an einem europäischen oder supranationalen Projekt
beteiligt ist, dann müssen die Partner gemeinsame Regeln finden. Das
kann auch bedeuten, dass diese Projekte nicht den strengen deutschen
Regeln unterliegen", so Kramp-Karrenbauer. Erstens gibt es diese
strengen Regeln in der Bundesrepublik nicht, siehe die jüngsten
Exporte in die Türkei oder Saudi-Arabien, und zweitens würde das einen
erneuten Anstieg der tödlichen Rüstungsexporte bedeuten.

Der Parlamentsvorbehalt, der eh nur noch bedingt umgesetzt wird, soll
nach Ansicht von Kramp-Karrenbauer "europakompatibler" gemacht werden.
Soll es dann für Einsätze im Rahmen des EU-Militärbündnisses keine
Abstimmungen mehr geben? Einer solchen weiteren Aushöhlung des
Parlamentsvorbehaltes wird DIE LINKE sich heftig entgegenstemmen.
Die Krönung ist Kramp-Karrenbauers Verteidigung des US-Präsidenten
Donald Trump. "Wenn heute allzu oft auch in Diskussionen hier in
Deutschland in einem Atemzug die Präsidenten Trump, Putin und Erdogan
genannt werden, dann ist das eine Äquidistanz, die nicht hinzunehmen
ist", so Kramp-Karrenbauer. Tja, wir werden sehen, ob sie die
(Kriegs)-Politik von ersterem und letzterem weiterhin eng unterstützen
wird. Konkret bedeutet das mehr Geld für Rüstung und gefährliche
Aufrüstung. Dagegen wird sich DIE LINKE immer engagiert wehren.

Zusammengefasst: Annegret Kramp-Karrenbauer ist völlig ungeeignet als
neue Verteidigungsministerin. Hier paaren sich Inkompetenz und
Aufrüstungswillen, ein gefährliches Gemisch.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 17. Juli 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SICHERHEIT/1981: Kramp-Karrenbauer ist gefährliche Fehlbesetzung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Juli 2019

Kramp-Karrenbauer ist gefährliche Fehlbesetzung



"Die Entscheidung für Frau Kramp-Karrenbauer ist eine gefährliche
Fehlentscheidung", kommentiert der Obmann der Fraktion DIE LINKE im
Verteidigungsausschuss, Alexander S. Neu, die überraschende
Nominierung Annegret Kramp-Karrenbauers als Verteidigungsministerin.
Neu weiter:

"Sie ist bisher nicht durch besondere außen- oder
sicherheitspolitische Kompetenz aufgefallen. Die Äußerungen, die sie
als CDU-Vorsitzende und zuvor als Generalsekretärin zum Themenfeld von
sich gab, lassen einen verstärkten Aufrüstungsschub, eine Politik der
Aggression nach außen und stark steigende Militärausgaben befürchten.
Sie forderte eine Dienstpflicht für Männer und Frauen und eine
Erhöhung der Wehretats auf zwei Prozent des BIP. Die Mehreinnahmen
will sie für gefährliche Großmachtprojekte wie einen
deutsch-französischen Flugzeugträger ausgeben. Selbst einem Einsatz
von deutschen Bodentruppen in Syrien steht sie nicht ablehnend
gegenüber. Mit Kramp-Karrenbauer ist keine auf Aussöhnung und
Deeskalation setzende Politik zu erwarten, sondern eine zunehmende
Militarisierung nach innen und außen, deswegen lehnen wir diese
Personalentscheidung entschieden ab."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 17. Juli 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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WIRTSCHAFT/2175: Russland-Sanktionen schaden vor allem ostdeutschen Unternehmen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Juli 2019

Russland-Sanktionen schaden vor allem ostdeutschen Unternehmen



"Wenn das Medikament nicht wirkt, hat es keinen Sinn, die Einnahmezeit
zu verlängern oder die Dosis zu erhöhen. Ich fordere die
Bundesregierung auf, die Sanktionen gegen Russland endlich zu beenden.
Sie bringen nichts und gehen massiv zu Lasten vor allem ostdeutscher
Unternehmen", kommentiert Klaus Ernst, Vorsitzender des
Bundestagsausschusses für Wirtschaft und Energie und
wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, die jüngste
Aufstellung des Ost-Ausschusses der Deutschen Wirtschaft zum
wirtschaftlichen Schaden der Russland-Sanktionen. Ernst weiter:

"Es ist dringend notwendig, selbstbewusst und mit aufrechtem Gang für
friedliche und vernünftige Beziehungen zwischen den Staaten in Europa
zu sorgen. Das bedeutet gleichzeitig, sich von der Sanktionspolitik
der USA unabhängig zu machen. Für die USA sind Sanktionen eine
Fortsetzung ihrer 'America first'- Strategie. Das zeigt sich immer
wieder auch daran, wie deutsche Unternehmen von US-Seite durch
Androhung extraterritorialer Sanktionen unter Druck gesetzt werden,
wenn ihre Aktivitäten nicht mit US-amerikanischen Interessen konform
gehen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 17. Juli 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/8650: Heute im Bundestag Nr. 793 - 17.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 793

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. Juli 2019, Redaktionsschluss: 14.56 Uhr

1. Langsameres Wachstum laut Stabilitätsrat

2. Bau von Abfall- und Recyclinganlagen

3. Hilfe für Rohingya in Bangladesch

4. Externe Studien teilweise unter Verschluss

5. Mehr Zeitautonomie für Mitarbeiter

6. Wohnungspolitische Daten in Sachsen



1. Langsameres Wachstum laut Stabilitätsrat

Finanzen/Unterrichtung

Berlin: (hib/JOH) Nach einer lang andauernden Phase eines stabilen
gesamtwirtschaftlichen Aufschwungs hat sich die Wachstumsdynamik der
deutschen Wirtschaft nach Angaben der Bundesregierung seit Mitte des
vergangenen Jahres merklich verlangsamt. Das geht aus einer
Unterrichtung (19/11338) zur Tagung des Stabilitätsrates am 18. Juni
2019 in Berlin hervor. Dieser nimmt an, dass der Staatshaushalt im
laufenden Jahr erneut einen Überschuss ausweisen, das reale Wachstum
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) aber nur noch eine Höhe von 0,5
Prozent haben wird.

 * 

2. Bau von Abfall- und Recyclinganlagen

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Förderung von Abfall- und Recyclinganlagen in
Entwicklungsländern durch das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) ist Thema einer Kleinen Anfrage
(19/11399) der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten wollen unter anderem
wissen, in welchen Ländern die vom BMZ finanzierten 15 Wertstoffhöfe
und Sortieranlagen sowie die 21 geordneten Deponien errichtet wurden.
Außerdem erkundigen sie sich nach den jeweiligen Einzugsgebieten und
Kapazitäten.

 * 

3. Hilfe für Rohingya in Bangladesch

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung hat seit 2017 insgesamt 38,2
Millionen Euro für mittel- und längerfristige Maßnahmen in den
Flüchtlingslagern der Rohingya in Bangladesch zugesagt. Weitere 8,5
Millionen Euro seien in Planung, schreibt sie in einer Antwort
(19/11448) auf eine Kleine Anfrage (19/11057) der Fraktion Die Linke.
Bei den Mitteln handele es sich um zusätzliche Mittel für
Krisensituationen, die nicht zulasten anderer Vorhaben gingen.

Nachhaltige und vor allem integrative Maßnahmen würden von der
Regierung Bangladeschs nicht oder nur eingeschränkt zugelassen, führt
die Bundesregierung weiter aus. Erst seit wenigen Monaten seien im
Zuge der Unterstützung von aufnehmenden Gemeinden längerfristige
Maßnahmen für Rohingya möglich.

 * 

4. Externe Studien teilweise unter Verschluss

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Offenlegung einzelner Studien des Auswärtigen
Amtes bei externen Unternehmen, Universitäten, Forschungseinrichtungen
und anderen Organisationen könnte nach Auffassung der Bundesregierung
für die bilateralen Beziehungen und die außenpolitischen Interessen
der Bundesrepublik Deutschland nachteilig sein. Das schreibt sie in
einer Antwort (19/11472) auf eine Kleine Anfrage (19/10926) der
FDP-Fraktion. Die Informationen würden daher als "VS - Nur für den
Dienstgebrauch" eingestuft und separat übermittelt.

Darüber hinaus befassten sich einzelne, nicht veröffentlichte Studien
mit internen Prozessen und Themen, zu denen der
Entscheidungsfindungsprozess jeweils noch nicht abgeschlossen sei.
"Die Nennung der Titel dieser Studien würde den Initiativ-, Beratungs-
und Handlungsbereich der Bundesregierung preisgeben. Sie fallen damit
in den Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung, der nicht dem
parlamentarischen Auskunftsanspruch unterliegt", betont die
Bundesregierung. Eine Reihe von Studien ist hingegen in der Anlage
beigefügt.

 * 

5. Mehr Zeitautonomie für Mitarbeiter

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/JOH) 35 Prozent aller deutschen Betriebe haben Regelungen
zu Arbeitszeitkonten, 29 Prozent besitzen Bestimmungen zu
Vertrauensarbeitszeiten. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/11469) auf eine Kleine Anfrage (19/10574) der
Fraktion Die Linke hervor. Insgesamt 15 Prozent aller dort
beschäftigten Mitarbeiter würden die Möglichkeit einer
Vertrauensarbeitszeit tatsächlich nutzen.

Zeitautonomie - also die Verfügbarkeit über die eigene
Zeiteinteilung - stelle eine positive Ressource dar, betont die
Bundesregierung. Flexibilitätsmöglichkeiten der Beschäftigten gingen
häufig mit weniger gesundheitlichen Beschwerden, einem reduzierten
Stresserleben und verminderter Burnout-Symptomatik einher.

 * 

6. Wohnungspolitische Daten in Sachsen

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will Details zum
sächsischen Wohnungsmarkt wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/11557)
fragt die Fraktion nach umfassenden Daten zur Entwicklung der
sächsischen Städte seit 2007. Neben der Bevölkerungsentwicklung,
Einzelheiten zu Sozialwohnungen, den Mieten und der
Städtebauförderungen erkundigen sich die Abgeordneten nach weiteren
wohnungspolitischen Markern.

 * 
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BUNDESTAG/8649: Heute im Bundestag Nr. 792 - 17.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 792

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. Juli 2019, Redaktionsschluss: 13.18 Uhr

1. Zugriff auf Daten von vernetzten Geräten

2. Regierung fördert bessere Arbeitsqualität

3. Dialog über psychiatrisches Hilfssystem

4. Regierung betont Transparenz

5. Diversität im Spitzensport

6. Pyrotechnik in Fußballstadien



1. Zugriff auf Daten von vernetzten Geräten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Rechtsgrundlagen für einen Zugriff auf die Daten von
vernetzten Geräten durch die Strafverfolgungsbehörden sind ein Thema
der Antwort der Bundesregierung (19/11478) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/11133). Wie die Bundesregierung darin schreibt,
stehen in der Strafprozessordnung (StPO) bereits geeignete
Rechtsgrundlagen für den Zugriff auf die Daten von vernetzten Geräten
zur Verfügung. Paragraf 94 StPO erlaube sowohl die Beschlagnahme von
Geräten als auch die Beschlagnahme von Daten. Vernetzte Geräte und die
hierauf gespeicherten Daten seien hiervon nicht ausgenommen.

Soweit über das vernetzte Gerät Telekommunikation erfolgt, findet der
Antwort zufolge Paragraf 100a StPO Anwendung. Eine
Quellen-Telekommunikationsüberwachung könne in diesem Fall nur unter
den in diesem Paragrafen geregelten Voraussetzungen erfolgen.

Soweit es sich bei dem vernetzten Gerät um ein informationstechnisches
System handelt, finden laut Bundesregierung die Bestimmungen von
Paragraf 100b StPO Anwendung. Ein Eingriff in das
informationstechnische System und die Erhebung von Daten hieraus dürfe
nur erfolgen, soweit die dort geregelten Eingriffsvoraussetzungen
vorliegen.

 * 

2. Regierung fördert bessere Arbeitsqualität

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung begrüßt Aktivitäten der Länder
zur Stärkung der Sozialpartnerschaft und zur Gestaltung der
Mitbestimmung im Betrieb. Jedem Bundesland stünden Mittel aus dem
Europäischen Sozialfonds (ESF) zur Verfügung, um Projekte zu fördern,
die nachhaltige und hochwertige Beschäftigung, soziale Inklusion und
die Bekämpfung von Armut und jeglicher Diskriminierung fördern,
schreibt sie in einer Antwort (19/11476) auf eine Kleine Anfrage
(19/11062) der Fraktion Die Linke. Darüber hinaus engagiere sich die
Bundesregierung mit weiteren Programmen und Initiativen, um die
Arbeitsqualität zum Nutzen von Beschäftigten und Unternehmen zu
verbessern. Beispielhaft nennt sie die Initiative Neue Qualität der
Arbeit (INQA), mit der "gesunde, sichere und motivierende
Arbeitsbedingungen" gestaltet werden sollen.

 * 

3. Dialog über psychiatrisches Hilfssystem

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Bundesregierung will in dieser Legislaturperiode
einen Dialog zur Weiterentwicklung der Hilfsangebote für Menschen mit
psychischen Erkrankungen durchführen. Daran sollen Vertreter von
Fachverbänden einschließlich der Selbsthilfe sowie weitere Experten
teilnehmen, schreibt sie in einer Antwort (19/11473) auf eine Kleine
Anfrage (19/11058) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Die Gesundheitsreformgesetze der vergangenen Jahre hätten die
Rahmenbedingungen für eine Stärkung der sektorenübergreifenden
Versorgung bereits wesentlich verbessert, betont sie. Damit solle der
Grundsatz "ambulant vor stationär" in Zukunft noch besser umgesetzt
werden. Notwendig sei jedoch eine stärkere Verzahnung und
Koordinierung der Hilfsangebote für Menschen mit psychischen
Erkrankungen.

 * 

4. Regierung betont Transparenz

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die Entstehung des Gesetzentwurfs der
Bundesregierung zur Reform der Hebammenausbildung und zur Änderung des
Fünften Buches Sozialgesetzbuch ist nach Auffassung der
Bundesregierung transparent nachvollziehbar. So würden
Referentenentwürfe und Stellungsnahmen von Verbänden sukzessive auf
der Internetseite des Gesundheitsministeriums veröffentlicht, betont
sie in einer Antwort (19/11475) auf eine Kleine Anfrage (19/11061) der
Fraktion Die Linke.

Darüber hinaus sei es "weder rechtlich geboten noch im Sinne einer
effizienten und ressourcenschonenden öffentlichen Verwaltung
leistbar", wie von den Fragestellern gefordert sämtliche Informationen
und Daten wie Veranstaltungen, Sitzungen und Termine und deren
Teilnehmer vollständig zu erfassen oder entsprechende Dokumentationen
darüber zu erstellen oder zu pflegen. "Parlamentarische Kontrolle ist
politische Kontrolle, nicht administrative Überkontrolle", schreibt
die Bundesregierung. Die Grenze zur administrativen Überkontrolle sei
angesichts des Umfangs der Überprüfung der aktuellen
Gesetzgebungstätigkeit und der Detailtiefe von einzelnen Fragen
erreicht.

 * 

5. Diversität im Spitzensport

Sport/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Da die Spitzensportförderung der Bundesregierung
funktionsbezogen erfolgt, findet "keine Differenzierung nach
Geschlechtsidentitäten bei der Förderung des Spitzensports statt" und
es werden auch keine Statistiken darüber geführt. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/11446) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/11008). Darin hatten sich die Abgeordneten
erkundigt, wie sich das Verhältnis zwischen Frauen und Männern in
Sportförderstellen bei Bundeswehr, Zoll und Polizei in den vergangen
zwei Jahrzehnten verändert habe. Weiter schreibt die Bundesregierung,
dass ihr keine Erkenntnisse dazu vorlägen, ob im Olympiakader, im
paraolympischen Kader oder in einem der Perspektivkader auch Menschen
trainieren, die sich nicht in ein binäres Geschlechterverhältnis
einordnen lassen.

Eine Sportförderstelle haben bei der Zollverwaltung 66 Sportlerinnen
und Sportler inne. Bei der Bundeswehr stehen nach Angaben der
Bundesregierung 744 Förderplätze zur Verfügung und bei der
Bundespolizei 160 Plätze von denen derzeit 149 besetzt seien.

 * 

6. Pyrotechnik in Fußballstadien

Sport/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Pyrotechnik in Fußballstadien" thematisiert die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/11433).
Darin erkundigt sie sich danach, wie viele Menschen "in den
vergangenen abgeschlossenen zehn Saisons in Bundesliga, 2. Bundesliga
und 3. Liga durch Pyrotechnik nach Kenntnis der Bundesregierung
verletzt" wurden. Auch will sie unter anderem wissen, wie viele Fans
"nach Kenntnis der Bundesregierung in den vergangenen abgeschlossenen
zehn Saisons in Bundesliga, 2. Bundesliga und 3. Liga im Stadion"
waren.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 791

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. Juli 2019, Redaktionsschluss: 12.06 Uhr

1. US-Sanktionen gegen Nord Stream 2

2. Batterieproduktion in Deutschland

3. Treffen mit Interessenvertretern

4. Einfluss auf Wohngeldstärkungsgesetz

5. Genehmigungen für Windenergieanlagen

6. Cannabidiol in der Novel-Food-Verordnung



1. US-Sanktionen gegen Nord Stream 2

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/fno) Die Bundesregierung sieht nach eigenen Angaben
derzeit keine Notwendigkeit, einen Aktionsplan gegen mögliche
US-Sanktionen zu erstellen. Man wisse von fünf im US-amerikanischen
Kongress kursierenden Gesetzentwürfen mit Sanktionsplänen gegen die
Gasleitung Nord Stream 2, sehe aber momentan keine Gefährdung für das
Projekt, heißt es in der Antwort der Bundesregierung (19/11342) auf
eine Kleine Anfrage (19/10896) der AfD-Fraktion. Hintergrund der
Anfrage waren Meldungen über Pläne des US-Senats, die am Bau von Nord
Stream 2 beteiligten Unternehmen zu sanktionieren.

Die Gasversorgung Deutschlands sei durch die US-Pläne nicht gefährdet,
da die bekannten Gesetzesvorlagen keine Lieferunterbrechung von
russischem Erdgas nach Europa vorsehen werden. Dennoch könne der
Gaspreis durch die Hindernisse beim Erdgastransport möglicherweise
steigen. Um deutsche Unternehmen zu schützen, unterstütze die
Bundesregierung diese bei ihren Kontakten zu US-Stellen direkt oder
über die Botschaft in Washington, heißt es in der Antwort.

 * 

2. Batterieproduktion in Deutschland

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/fno) Die Bundesregierung hat weitere Einzelheiten zur
Förderung einer deutschen Batteriezellfertigung bekanntgegeben.
Insgesamt seien 39 Projektskizzen eingereicht worden, davon elf von
kleinen und mittleren Unternehmen, heißt es in der Antwort der
Bundesregierung (19/11344) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/10915). Entgegen einiger Medienberichten zu
bereits erteilten Fördersummen betont die Bundesregierung, dass
Förderzusagen erst nach der beihilferechtlichen Prüfung der
EU-Kommission erteilt werden.

Auch die Möglichkeiten des Recyclings sollen nach Angaben der
Bundesregierung voll ausgeschöpft werden. Dies helfe die
Rohstoffversorgung mit Kobalt, Nickel und Lithium zu sichern,
entsprechende Maßnahmen seien bei den herzustellenden Batterien zu
berücksichtigen.

 * 

3. Treffen mit Interessenvertretern

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/fno) Der Bundesminister des Innern, für Bau und Heimat,
Horst Seehofer (CSU), hat sich in dieser Wahlperiode acht Mal mit
Interessenvertretern aus dem Bereich Bau und Wohnen getroffen, der
Parlamentarische Staatssekretär Marco Wanderwitz (CDU) insgesamt 42
Mal. Das geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/11310) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/10898) hervor. Die
getroffenen Verbände und Unternehmen werden in der Antwort einzeln
aufgeführt.

 * 

4. Einfluss auf Wohngeldstärkungsgesetz

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/fno) Der Gesetzgebungsprozess zum Wohngeldstärkungsgesetz
(WoGStärkG) ist laut Bundesregierung offen nachvollziehbar. Darauf
verweist sie in ihrer Antwort (19/11311) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/10883) zur Einflussnahme von
Interessenvertretern auf den Gesetzentwurf. Referentenentwürfe seien
auf der Internetseite des Bundesministeriums des Inneren, für Bau und
Heimat abrufbar, führt die Bundesregierung weiter aus. Zudem wird in
der Antwort über ein Gespräch der Leitungsebene mit externen
Interessenvertretern informiert.

 * 

5. Genehmigungen für Windenergieanlagen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/fno) In den vergangenen zwei Jahren ist die Zahl der
genehmigten Windkraftanlagen an Land von 441 mit einer Leistung von
1.378 MW (2017) auf 466 mit einer Gesamtleistung von 1.581 MW (2018)
angestiegen. Für das Jahr 2019 wurden bis zum 30. April 135 Anlagen
mit einer Leistung von 510 MW genehmigt. Dies geht aus einer Antwort
der Bundesregierung (19/11341) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/10859) hervor.

Auf die Fragen der Abgeordneten zur Dauer und Ausgestaltung der
Genehmigungsverfahren führt die Bundesregierung an, dass Landprojekte
etwa 1,5 Jahre bis zur Zulassung benötigten, Offshore-Parks bräuchten
von Antragsstellung bis Genehmigung etwa 2,5 bis drei Jahre. Besonders
Klagen verlängerten die Gesamtverfahrensdauer neuer Anlagen. Ist eine
Umweltverträglichkeitsprüfungen nötig, seien im Durchschnitt weitere
sechs Monate einzurechnen. Die Bund-Länder Arbeitsgemeinschaft
Naturschutz, Landschaftspflege und Erholung arbeite bereits an
konkreten Definitionen, um die naturschutzfachlichen
Bewertungsmethoden bundesweit zu standardisieren. Hierdurch könne das
Genehmigungsverfahren beschleunigt werden.

 * 

6. Cannabidiol in der Novel-Food-Verordnung

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion interessiert sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11512) für die Entscheidung der Europäischen Kommission
vom Januar 2019 zur Aufnahme von Cannabinoiden in die
Novel-Food-Verordnung. Produkte, die Cannabidiol (CBD) aus Hanf
enthalten, seien dadurch als neuartiges Lebensmittel eingestuft
worden. Die Liberalen monieren, dass entsprechende Produkte seit
Jahrhunderten in Europa frei verkäuflich gewesen seien und nun nicht
mehr vertrieben werden dürften. Die Bundesregierung soll den
Abgeordneten deshalb darüber Auskunft erteilen, warum die Einträge zu
Cannabinoiden in der Novel-Food-Verordnung geändert worden sind und
wie sich die Bundesrepublik dazu verhält.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 790

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. Juli 2019, Redaktionsschluss: 09.20 Uhr

1. Sicherheit des Video-Ident-Verfahrens

2. 540.500 Basiskonten eröffnet

3. Haushaltsplanungen für Europol

4. Einstufung als linksextremistisch

5. Umsetzung der DSGVO im Ehrenamt

6. Reform der Pflegeausbildung

7. Bundeseigene Immobilien in Thüringen



1. Sicherheit des Video-Ident-Verfahrens

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Der Bundesregierung sind bislang keine Betrugsfälle
beim sogenannten Video-Ident-Verfahren bekannt, bei denen der
Video-Stream mittels eines Hackerangriffs manipuliert worden ist.
Weder die Verpflichteten im Finanzdienstleistungssektor noch
Strafverfolgungsbehörden oder die Zentralstelle für
Finanztransaktionsmeldungen hätten der Bundesregierung entsprechende
Sicherheitsvorfälle zur Kenntnis gebracht, schreibt sie in ihrer
Antwort (19/11443) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/10946). Das von der Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) zugelassene Verfahren wird
beispielsweise bei Kontoeröffnungen zur Identifizierung der Kunden
verwendet.

Die bisher registrierten Betrugsfällen im Zusammenhang mit dem
Verfahren ließen sich nicht auf einen technischen Missbrauch
zurückführen. "Sie sind vielmehr dadurch zustande gekommen, dass
Verbraucher über den Anlass und Zweck der Identifizierung getäuscht
wurden, während das Video-Ident-Verfahren technisch ordnungsgemäß
ausgeführt wurde. Sofern Dritte das Video-Ident-Verfahren
missbräuchlich einsetzen, um damit Daten identifizierter Personen zu
nutzen, stellt dies keinen dem Video-Ident-Verfahren immanenten
Sicherheitsvorfall dar, sondern ist unabhängig von der jeweils
genutzten Identifizierungsmethode", schreibt die Bundesregierung. Beim
Video-Ident-Verfahren sei, wie auch bei anderen Online-Transaktionen,
Wachsamkeit geboten.

In der Antwort betont die Bundesregierung zudem, dass das Bundesamt
für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) keine Warnung im Sinne
von Paragraf 7 Absatz 1 lit. a) BSI-Gesetz zum Einsatz von
Video-Ident-Verfahren ausgesprochen habe. Bei den von der FDP-Fraktion
in ihrer Anfrage als "öffentliche Warnung" bezeichneten Aussagen
handele es sich "lediglich um eine Einschätzung als Reaktion auf eine
Presseanfrage", heißt es in der Antwort.

Das BSI habe in seiner Funktion als Sicherheitsbehörde "mögliche
technische Manipulationen des Video-Ident-Verfahrens analysiert und
Angriffsmöglichkeiten aufgezeigt", führt die Bundesregierung aus. Die
BaFin prüfe als Aufsichtsbehörde unter anderem im
Video-Ident-Verfahren erfolgte Kontoeröffnungen und "konnte dabei
bislang entsprechende technische Manipulationen nicht feststellen".
Eine Evaluation des Verfahren durch die BaFin soll der Antwort zufolge
2020 durchgeführt werden.

 * 

2. 540.500 Basiskonten eröffnet

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Zwischen Juni 2016 und Juni 2018 sind rund 540.500
sogenannte Basiskonten für Verbraucher eröffnet worden. Das geht aus
einer Antwort der Bundesregierung (19/11479) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/10994) hervor. Keine Angaben
kann die Bundesregierung dazu machen, wie viele der Basiskonten als
Pfändungsschutzkonten geführt werden. Zudem führt sie aus, dass ihr
keine "hinreichenden Erkenntnisse" vorlägen, "die die Angabe eines
Marktdurchschnitts für die Kosten eines Basiskontos ermöglichten".

 * 

3. Haushaltsplanungen für Europol

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über den Etat von Europol berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/11459) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/11038). Danach beträgt der Europol-Haushalt
im laufenden Jahr 138,3 Millionen Euro. Wie die Bundesregierung weiter
ausführt, ist das Verfahren für die Aufstellung des EU-Haushaltsplans
für das Jahr 2020 noch nicht abgeschlossen. Nach ihrer Kenntnis
belaufe sich der von der Europäischen Kommission vorgeschlagene
Haushaltsansatz für Europol auf 141 Millionen Euro.

Zugleich verweist die Bundesregierung darauf, dass die Verhandlungen
für den Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 2021 bis 2027 noch andauerten.
Nach dem gegenwärtigen Vorschlag der Europäischen Kommission sei für
Europol ein jährliches Budget von 123,7 Millionen Euro vorgesehen, das
inflationsangepasst steigen solle. Weiter schreibt die
Bundesregierung, dass nach ihrem Kenntnisstand Europol "einen
jährlichen Mittelbedarf von 240 Millionen Euro (im Jahr 2021) bis 300
Millionen Euro (im Jahr 2027)" sehe.

 * 

4. Einstufung als linksextremistisch

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Voraussetzungen für eine Einstufung als
linksextremistisch sind ein Thema der Antwort der Bundesregierung
(19/11434) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/11021).
Wie die Bundesregierung darin ausführt, richtet sich eine solche
Einstufung nach den für das Tätigwerden des Bundesamtes für
Verfassungsschutz maßgeblichen Rechtsgrundlagen der Paragrafen 3 und 4
des Gesetzes "über die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in
Angelegenheiten des Verfassungsschutzes und über das Bundesamt für
Verfassungsschutz". Zentrale Voraussetzung sei das Vorliegen von
"hinreichend tatsächlichen Anhaltspunkten für Bestrebungen gegen die
freiheitliche demokratische Grundordnung". Solche Bestrebungen seien
"politisch bestimmte, ziel- und zweckgerichtete Verhaltensweisen in
einem oder für einen Personenzusammenschluss", der darauf gerichtet
ist, einen der Verfassungsgrundsätze dieser Grundordnung zu beseitigen
oder außer Geltung zu setzen.

Bei der Beurteilung, ob die Beobachtungstätigkeit des Bundesamtes für
Verfassungsschutz begründet ist, nehme dieses demnach "keine
losgelöste Bewertung einzelner abstrakter Rechtsfragen vor", schreibt
die Bundesregierung weiter. Vielmehr komme es darauf an, ob in der
Gesamtschau tatsächliche Anhaltspunkte für die genannten Bestrebungen
vorliegen. Maßgeblich sei, ob im jeweiligen Fall das Vorliegen einer
Bestrebung gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung bejaht
werden kann. Es bedürfe einer sorgfältigen Prüfung, wann Anhaltspunkte
hierfür vorliegen.

 * 

5. Umsetzung der DSGVO im Ehrenamt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach von der Bundesregierung herausgegebenem
Informationsmaterial für die Umsetzung der Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/11451). Auch will sie wissen, welche dieser
Informationsmaterialien sich speziell auf die Umsetzung der DSGVO im
ehrenamtlichen Bereich beziehen. Ferner fragt sie unter anderem,
welche nationalen Spielräume die Bundesregierung sieht, um
Erleichterungen für ehrenamtlich Tätige bei der Umsetzung der DSGVO zu
schaffen.

 * 

6. Reform der Pflegeausbildung

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen thematisiert in
einer Kleinen Anfrage (19/11461) die Reform der Pflegeausbildung. Die
Grünen fragen die Bundesregierung dabei unter anderem unter dem
Stichwort "Akademisierung", bis wann aus Sicht der Bundesregierung
"der vom Wissenschaftsrat empfohlene Anteil einer akademisch
ausgebildeten Pflege von 10 bis 20 Prozent in Deutschland" erreicht
werden soll. Weitere Fragen der Fraktion beziehen sich auf die
"Praxisanleitung im Rahmen der hochschulischen Ausbildung". Auch nach
der Zahl der Pflegepädagogen erkundigen sich die Grünen.

 * 

7. Bundeseigene Immobilien in Thüringen

Haushalt/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Der "Leerstand von bundeseigenen Immobilien in
Thüringen" ist Thema einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/11466). Die Liberalen fragen die Bundesregierung darin unter
anderem, welche Immobilien der Bund unmittelbar beziehungsweise
mittelbar in Erfurt, Jena, Gera und Weimar besitzt. Auch fragen sie,
welche Immobilien davon leer stehen und wie lange dies jeweils der
Fall ist.

 * 
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BUNDESTAG/8646: Heute im Bundestag Nr. 789 - 16.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 789

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 16. Juli 2019, Redaktionsschluss: 15.42 Uhr

1. Studien im Auftrag des Innenministeriums

2. Politisch rechts motivierte Straftaten

3. Islamistisch motivierte Tötungsdelikte

4. Wirtschaftssanktionen gegen Venezuela

5. Fragen zum Europäischen Sicherheitsrat



1. Studien im Auftrag des Innenministeriums

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um vom Bundesinnenministerium seit Oktober 2013 in
Auftrag gegebene Studien geht es in der Antwort der Bundesregierung
(19/11439) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10929). Danach
wurden beziehungsweise werden diese Studien überwiegend
veröffentlicht. Soweit Studien im besonderen Maße in die Gesetzgebung
eingeflossen sind, sei dies "regelmäßig der jeweiligen Begründung des
Regierungsentwurfs zu entnehmen, die typischerweise in solchen Fällen
auf das veröffentlichte Gutachten etc. ausdrücklich Bezug nimmt".

 * 

2. Politisch rechts motivierte Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Deutschland sind im Mai dieses Jahres 16 Menschen
infolge politisch rechts motivierter Straftaten verletzt worden. Dies
geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/11435) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/11063) hervor.

Danach wurden für Mai 2019 vorläufigen Zahlen zufolge insgesamt 1.087
solcher Straftaten gemeldet, darunter 34 Gewalttaten. Die Zahl der zu
diesen Delikten ermittelten Tatverdächtigen beläuft sich laut Vorlage
auf 442. Vier Tatverdächtige seien vorläufig festgenommen worden. Wie
es in der Antwort weiter heißt, wurde kein Haftbefehl erlassen.

 * 

3. Islamistisch motivierte Tötungsdelikte

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, wie viele und
welche Tötungsdelikte mit islamistischem Hintergrund dem
Bundeskriminalamt seit dem 1. Januar 2013 im Phänomenbereich der
"Politisch motivierten Kriminalität - religiöse Ideologien" gemeldet
worden sind. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/11438) danach, bei welchen der Taten es sich um versuchte und bei
welchen um vollendete Tötungsdelikte handelte. Ferner fragt sie unter
anderem, zu welchen der genannten Delikte wie viele Tatverdächtige
ermittelt werden konnten.

 * 

4. Wirtschaftssanktionen gegen Venezuela

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Die Linke thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/11432) "Wirtschaftssanktionen gegen Venezuela". Von der
Bundesregierung will die Fraktion beispielsweise wissen, wie sie die
von den USA verhängten Sanktionen etwa in Hinblick auf die
Auswirkungen auf die Zivilbevölkerung bewertet. Zudem erkundigt sich
die Fraktion nach der Position der Bundesregierung zu einer Ausweitung
der von der EU verhängten Sanktionen gegen Venezuela.

 * 

5. Fragen zum Europäischen Sicherheitsrat

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion stellt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11491) hinter die Idee eines Europäischen
Sicherheitsrates. Die Liberalen kritisieren darin allerdings, dass
beim Vorgehen der Bundesregierung trotz positiver Bekundungen von
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) "keine klare Strategie" erkennbar
sei. Von der Bundesregierung verlangt die Fraktion daher unter anderem
Auskunft darüber, welche Priorität sie der Schaffung eines
Europäischen Sicherheitsrates beimisst.

 * 
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GESUNDHEIT/945: Brauchen fairen Wettbewerb aller Apotheken


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 17. Juli 2019

ASCHENBERG-DUGNUS: Brauchen fairen Wettbewerb aller Apotheken



Zum Kabinettbeschluss des Gesetzes zur Stärkung der Vor-Ort-Apotheken
erklärt die gesundheitspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion
Christine Aschenberg-Dugnus:

"Der Gesetzesentwurf zur Apothekenversorgung dient einzig dazu, die
EuGH-Rechtsprechung zu umgehen. Nachdem ein generelles
Versandhandelsverbot verschreibungspflichtiger Arzneimittel nicht
durchsetzbar war, will Gesundheitsminister Spahn jetzt ausländische
Versandapotheken der deutschen Preisbindung unterwerfen. Damit wird
er scheitern: entweder in einem neuen Gerichtsverfahren oder an der
EU-Kommission. Die FDP-Fraktion fordert ein offizielles
EU-Notifizierungsverfahren. Die Kommission und die Mitgliedsstaaten
müssen ausreichend Zeit bekommen, um zu prüfen, ob der
Gesetzesentwurf mit europäischen Recht vereinbar ist. Daran bestehen
große Zweifel. Die FDP-Fraktion setzt sich stattdessen für einen
fairen Wettbewerb aller Apotheken ohne Einheitspreise ein. Es sollte
ein geringer Preiskorridor für mögliche Boni geschaffen werden, den
alle Apotheken anbieten können. Das muss auch für deutsche
Versandapotheken gelten, die bisher gegenüber ausländischen
diskriminiert werden. Jeder Patient sollte die Wahlfreiheit haben,
von wem er sein rezeptpflichtiges Arzneimittel bezieht."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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INNEN/4771: Personalaufwuchs bei der Bundespolizei darf nicht nur auf dem Papier stattfinden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 17. Juli 2019

KUHLE: Personalaufwuchs bei der Bundespolizei darf nicht nur auf
dem Papier stattfinden



Zum Jahresbericht der Bundespolizei erklärt der innenpolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Konstantin Kuhle:

"Der von Bundesinnenminister Seehofer versprochene Personalaufwuchs
bei der Bundespolizei kommt derzeit nicht in den Dienststellen an,
weil Personal erst einmal gefunden und ausgebildet werden muss. Dabei
befinden sich Teile der Bundespolizei aufgrund der angespannten
Migrationslage, des Kampfes gegen die Schleuserkriminalität und der
intensiven Grenzsicherung in einer dauerhaften Überlastungssituation.
Das Bundesinnenministerium muss seine Anstrengungen zur
Personalgewinnung erhöhen, beispielsweise durch ein flexibleres
Beamtenrecht. Der Personalaufwuchs bei der Bundespolizei darf nicht
nur auf dem Papier stattfinden. Zusätzlich ist es notwendig, dass der
Bund die Länder und die Bundespolizei bei Rückführungen
ausreisepflichtiger Ausländer stärker unterstützt. Das
Bundesinnenministerium muss die nötigen Zusicherungen der
Heimatländer schneller einholen, damit weniger Abschiebungen
scheitern."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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SICHERHEIT/758: Kehrtwende macht Kramp-Karrenbauer unglaubwürdig


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 17. Juli 2019

STRACK-ZIMMERMANN: Kehrtwende macht Kramp-Karrenbauer
unglaubwürdig 



Zur Ernennung der CDU-Vorsitzenden Kramp-Karrenbauer zur
Bundesverteidigungsministerin erklärt die verteidigungspolitische
Sprecherin der FDP-Fraktion Dr. Marie-Agnes Strack-Zimmermann:

"Nachdem CDU-Chefin Kramp-Karrenbauer wochenlang sehr deutlich die
Übernahme eines Regierungsamtes abgelehnt hat, wird sie nun wie Kai
aus der Kiste Bundesverteidigungsministerin. Diese Kehrtwende macht
sie spätestens jetzt unglaubwürdig. Kanzlerin Merkel und die Union
zeigen mit dieser Personalentscheidung erneut, dass sie die Belange
der Bundeswehr nicht im Geringsten interessieren. Die Bundeswehr ist
jedoch keine Spielwiese für parteitaktische Spielchen der CDU. Sie
braucht jetzt eine Ministerin oder einen Minister mit Expertise, der
die Bundeswehr fit macht für künftige Herausforderungen und kommende
Bündnisverpflichtungen. Dafür ist vor allem angemessene Ausrüstung
für Ausbildung und Einsatz der Soldatinnen und Soldaten notwendig.
Kramp-Karrenbauers einzige Expertise besteht bisher in der Forderung
nach einem Flugzeugträger. Die gebeutelte Bundeswehr hat mehr
verdient."

 * 
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WIRTSCHAFT/3064: Auswahlprozess bei Agentur für Sprunginnovationen befremdlich


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 17. Juli 2019

SATTELBERGER: Auswahlprozess bei Agentur für Sprunginnovationen
befremdlich



Zu den Empfehlungen der Gründungskommission der Agentur für
Sprunginnovationen erklärt der forschungs-, bildungs- und
innovationspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Thomas Sattelberger:

"Die Agentur für Sprunginnovationen braucht einen echten Vorkämpfer
an der Spitze. Zwar stimmt Rafael Lagunas unternehmerische Vita,
allerdings überschattet der befremdliche Auswahlprozess diese
Personalie. Wer so deutschlandfixiert und begrenzt nach Kandidaten
sucht wie die Gründungskommission, schmort weiter im eigenen Saft.
Zudem hat es mehr als nur ein Geschmäckle, wenn einer der Kandidaten
selber in der Gründungskommission saß. Das ist unfair gegenüber
anderen Kandidaten und macht Kommissionsmitglieder befangen. Die
Erfahrung zeigt: Wenn Schmidt Schmidtchen sucht, führt das nicht zum
dringend nötigen Aufbruch in Deutschland."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





MECKLENBURG-VORPOMMERN/3361: Russlandsanktionen müssen schnellstmöglich beendet werden (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 17. Juli 2019

Russlandsanktionen müssen schnellstmöglich beendet werden

Jochen Schulte: Schon jetzt langfristige Negativausauswirkungen auf unser Bundesland durch Autarkiebestrebungen Russlands absehbar



Zur aktuellen Analyse des Ostausschusses der deutschen Wirtschaft,
dass Ostdeutschland überdurchschnittlich stark unter den
Russlandsanktionen der EU leidet, erklärt der wirtschaftspolitische
Sprecher der SPD-Landtagsfraktion MV, Jochen Schulte:

"Die SPD-Landtagsfraktion MV kritisiert seit längerem, dass die
Russlandsanktionen unserem agrarwirtschaftlich und mittelständisch
geprägten Bundesland großen Schaden zufügen, ohne dass sich in
Russland die gewünschten politischen Effekte zeigen würden. Diese
Position wurde uns in den letzten Jahren auch vielfach von Bürgerinnen
und Bürgern bestätigt, die wir auf verschiedenen Veranstaltungen und
in unseren Publikationen danach befragt haben.

Stattdessen steht zu befürchten, dass die Sanktionen auch nach einem
möglichen Ende der Maßnahmen noch weitreichende Folgen haben werden.
Auf einer Informationsreise der SPD-Landtagsfraktion MV im Juni 2019
nach St. Petersburg haben uns Vertreter der russischen Seite - auch
von Nichtregierungsorganisationen - mehrfach bestätigt, dass russische
Unternehmen die Sanktionen zum Anlass genommen haben, die
sanktionierten Wirtschaftssektoren zu modernisieren, um auch künftig -
also nach einem Ende der Sanktionen - unabhängiger von Importen aus
der EU zu sein. Dies betrifft unter anderem den Agrarbereich, so dass
Mecklenburg-Vorpommern dauerhafte Export-Einbrüche erleiden könnte.

Dennoch ist es nie zu spät, die Sanktionen schnellstmöglich zu
beenden, um so zumindest ein weiteres Anwachsen des Handelseinbruches
zu verhindern. Von russischer Seite kamen in diesem Zusammenhang
deutliche Signale, dass man großes Interesse an einer Normalisierung
der wirtschaftlichen und politischen Beziehungen habe. Deshalb hat die
SPD-Fraktion MV auch angeboten, sich dafür einzusetzen, dass auf
regionaler Ebene eine Zusammenarbeit unseres Landes mit dem
Leningrader Oblast intensiviert wird, z.B. zwischen den jeweiligen
Parlamenten, aber auch im Bereich des Jugendaustausches oder mit
Messen und Kulturveranstaltungen.

Für die SPD-Fraktion steht fest: Unabhängig von politischen
Unstimmigkeiten dürfen Sanktionen nicht zu einer dauerhaften
Zerrüttung der Beziehungen zwischen Deutschland und Russland führen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





MECKLENBURG-VORPOMMERN/3360: 30 Jahre nach der Wende endlich gleiche Löhne in Ost und West (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 17. Juli 2019

30 Jahre nach der Wende endlich gleiche Löhne in Ost und West

Thomas Krüger: Qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind nicht zum Nulltarif zu haben



Der Fraktionsvorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger hat
angesichts des bevorstehenden Jubiläums der friedlichen Revolution von
1989 noch einmal daran erinnert, dass es nach wie vor keine
vollständige Angleichung der Löhne in Ost und West gibt: "Wenn wir ein
Fazit über den Vollzug der deutschen Einheit ziehen, gehört dieser
Aspekt leider zur Liste der unerledigten Punkte. Die Sozialdemokraten
haben auf Landes- und Bundesebene in den letzten Jahren zwar einige
wichtige Pflöcke gesetzt, um die Lohnschere zwischen Ost und West zu
schließen, wie etwa die Einführung eines Mindestlohnes oder den
Vergabemindestlohn hier in MV, letztendlich ist das Ziel der
vollständigen Angleichung der Löhne aber immer noch nicht erreicht."

Krüger appelliert allerdings auch an die Arbeitnehmerinnen und -nehmer
im Osten Deutschlands, sich stärker gewerkschaftlich zur organisieren:
"Nur mit starken Gewerkschaften im Rücken können ArbeitnehmerInnen
ihre Interessen gegenüber den Arbeitgebern wirkungsvoll durchsetzen."
Den Arbeitgebern schreibt Krüger hingegen ins Stammbuch, dass gute
Löhne das sicherste Mittel sind, um nicht selbst Opfer des
vielbeklagten Fachkräftemangels zu werden: "Qualifizierte
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind nicht zum Nulltarif zu haben!"

Krüger kündigte an, das Thema Angleichung der Löhne und
gewerkschaftliche Organisation in den kommenden Monaten noch einmal
auf die Agenda der Fraktion zu setzen. Unter anderem plane er ein
Format, um ArbeitnehmerInnen die Möglichkeiten der betrieblichen
Mitbestimmung aufzuzeigen.

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5192: Zahl rechtsextremer Straftaten bleibt auch 2018 hoch (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 16.07.2019

Zahl rechtsextremer Straftaten bleibt auch 2018 hoch



Im Jahr 2018 hat der Kriminalpolizeiliche Meldedienst in
Rheinland-Pfalz insgesamt 698 rechtsextrem motivierte Straftaten
erfasst - ein Anstieg von fast zehn Prozent im Vergleich zum Vorjahr.
Das hat eine Kleine Anfrage der innenpolitischen Sprecherin und
Parlamentarischen Geschäftsführerin der GRÜNEN Fraktion, Pia
Schellhammer, ergeben. Sie erklärt dazu:

"Die Antwort auf meine Kleine Anfrage zeigt, dass die Anzahl
rechtsextremer Straftaten 2018 auf einem nahezu genauso hohen Stand
lag wie 2015 - dem Jahr mit dem bislang traurigen Rekord von mehr als
700 registrierten Delikten. Die Dunkelziffer dürfte noch höher liegen.
Wir müssen diese nach wie vor viel zu hohen Zahlen rechtsextrem
motivierter Kriminalität sehr ernst nehmen. Dass in Pirmasens und Dahn
kürzlich offenbar gezielt Asylsuchende von Rechtsextremen verfolgt und
angegriffen wurden und nun auch in meiner Region Worms mutmaßlich
rassistische Drohsymbole in Form schwarz eingefärbter Kreuze
aufgetaucht sind, dürfen wir nicht dulden. Alle Menschen, unabhängig
woher sie kommen, wie sie aussehen oder wen sie lieben, müssen sich
bei uns in Rheinland-Pfalz sicher fühlen können. Wir haben als
Politikerinnen und Politiker, aber auch als Gesellschaft die Pflicht,
uns in aller Deutlichkeit gegen Hass und Hetze zu positionieren und
dafür zu sorgen, dass rechtsextreme Drohungen und Gewalt hier bei uns
keinerlei Nährboden finden. Dazu gehört auch, dass wir kein rechtes
Gedankengut in unseren Parlamenten dulden. Rheinland-Pfalz ist ein
offenes, tolerantes und vielfältiges Land - und das soll auch so
bleiben."


Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pia Schellhammer sowie die Antwort
der Landesregierung finden Sie unter:

http://dokumente.landtag.rlp.de/landtag/drucksachen/9528-17.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Juli 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz
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GESUNDHEIT/946: Masernimpfpflicht hilft Impflücken zu schließen und schützt so die Bevölkerung


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. Juli 2019

Arbeitsgruppe: Gesundheit

Masernimpfpflicht hilft Impflücken zu schließen und schützt so die Bevölkerung



Sabine Dittmar, gesundheitspolitische Sprecherin:

An diesem Mittwoch befasst sich das Kabinett mit dem Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Einführung einer Impfpflicht bei Masern. Die
SPD-Bundestagsfraktion hält die Masernimpfpflicht für ein angemessenes
und notwendiges Mittel. Die Pflicht trage dazu bei, die Bevölkerung
wirksam zu schützen und die gefährliche Erkrankung stärker zu
bekämpfen.

"Manche mögen diesen Schritt als eine Art Bevormundung empfinden, aber
aus unserer Sicht geht es um den Schutz der gesamten Bevölkerung.
Dafür halten wir eine Impfpflicht für ein vertretbares Mittel.

Mit unseren bisherigen Bemühungen zur Steigerung der Impfbereitschaft
haben wir Masern nicht eliminieren können. Nach wie vor gibt es zum
Teil erhebliche Impflücken und immer wieder kommt es zu
schwerwiegenden Masernausbrüchen.

Wir dürfen Masern nicht verharmlosen: Sie sind keine leichte
Kinderkrankheit, sondern können zu schwerwiegenden Folgeinfektionen
und sogar zum Tod führen. Wer nicht geimpft ist, gefährdet nicht nur
sich selbst, sondern auch die Menschen in seinem Umfeld. Personen, die
aus Alters- oder gesundheitlichen Gründen nicht geimpft werden können,
sind auf eine hohe Durchimpfungsrate angewiesen. Die Impfpflicht setzt
einen entscheidenden Beitrag zum flächendeckenden Schutz vor Masern."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Juli 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / SPD





INNEN/3068: Thorsten Schäfer-Gümbel zum Tod von Werner Müller


SPD-Pressemitteilung vom 16. Juli 2019

Thorsten Schäfer-Gümbel zum Tod von Werner Müller



Zum Tod von Werner Müller erklärt der kommissarische SPD-Vorsitzende
Thorsten Schäfer-Gümbel:

Werner Müller hat sich für unser Land, und dabei insbesondere für das
Ruhrgebiet, in verschiedenen Funktionen außerordentlich verdient
gemacht.

In besonderer Erinnerung bleibt er unserer Partei als
Wirtschaftsminister der ersten Rot-Grünen Bundesregierung, die
maßgebliche Weichen für die wirtschaftliche und ökologische
Zukunftsfähigkeit Deutschlands gestellt hat. Seine entscheidende Rolle
beim Atomausstieg werden wir nicht vergessen.

Werner Müller wird vielen Menschen, gerade in Nordrhein-Westfalen,
nicht nur als erfolgreicher Manager im Gedächtnis bleiben, sondern als
Kümmerer, der den Strukturwandel in der Region gestaltete. Dabei hatte
er immer auch die Menschen im Blick, die von den Umwälzungen betroffen
waren.

Wirtschaftliche Stärke und sozialer Zusammenhalt waren für Werner
Müller nichts Gegensätzliches, sondern bedingten einander. Damit ist
er Vorbild in der heutigen Zeit, die so sehr von rasanten und
tiefgreifenden Veränderungen geprägt ist.

 * 
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WIRTSCHAFT/2860: Mehr disruptive Innovationen für Deutschlands Zukunft


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 17. Juli 2019

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Mehr disruptive Innovationen für Deutschlands Zukunft



Manja Schüle, stellvertretende bildungs- und forschungspolitische
Sprecherin:

Bundesbildungsministerin Karliczek und Bundeswirtschaftsminister
Altmaier informieren heute über die Empfehlungen der
Gründungskommission der Agentur für Sprunginnovation (SprinD). Neuer
Direktor ist Rafael Laguna. Die Gründungskommission regt an, die
Agentur in der Metropolregion Berlin zu gründen.

"Die Agentur soll perspektivisch mit einem Milliardenbudget die
Entwicklung und Erforschung bahnbrechender Ideen, hochinnovativer
Produkte, Prozesse und Dienstleistungen fördern. Die
SPD-Bundestagsfraktion unterstützt die Agentur für Sprunginnovationen.
Mit ihr werden Projekte entwickelt, die das Leben der Menschen
verbessern.

Nach der Entscheidung der Gründungskommission und der beteiligten
Ministerien gilt es nun die grandiose Chance zu nutzen: Die
Metropolregion als Zukunftslabor, Kreativfabrik und Ideenschmiede. Das
ist genau der richtige Ort mit viel Potenzial für eine inspirierende
Agentur. Damit senden wir im dreißigsten Jahr des Berliner Mauerfalls
das richtige Signal. Die Ostdeutschen wissen um disruptive Ereignisse,
die alles von heute auf morgen verändern können. Sie besitzen aktuell
viele Start-Ups und Gründungspotenzial. Sie sind ein politischer und
bald wirtschaftlicher Innovationstreiber.

Die Förderung von Innovationen hat dank der SPD in der Großen
Koalition eine massive Aufwertung erfahren. Dazu gehören
sozialdemokratische Projekte wie der Pakt für Forschung und Innovation
oder die Exzellenzinitiative. Zukünftig kümmert sich die Agentur für
Sprunginnovation um die weitere Beschleunigung und Fokussierung des
deutschen Innovationsprozesses."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Juli 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





HOCHSCHULE/2297: IPPNW kritisiert Streichung der Zivilklausel in Nordrhein-Westfalen (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 15. Juli 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

IPPNW kritisiert Streichung der Zivilklausel in NRW



Durch Neufassung des Landeshochschulgesetzes hat der Landtag in Düsseldorf
kurz vor seiner Sommerpause auf Antrag der schwarz-gelben Landesregierung
die "Zivilklausel" gestrichen. Bislang hatten sich mehr als 60 Hochschulen
in mehreren Bundesländern durch eine solche "Zivilklausel" die
Selbstverpflichtung auferlegt, ausschließlich für zivile und nicht für
militärische Zwecke forschen. Die IPPNW sieht in dem Erhalt und der
Weiterverbreitung von Zivilklauseln einen notwendigen ethischen Beitrag der
Hochschulen, Nachhaltigkeit, Frieden und Demokratie zu fördern.

Dr. med. Alex Rosen, Vorsitzender der deutschen IPPNW, wiederholte aus
diesem Anlass seine Kritik an militärischer Forschung an deutschen
Hochschulen: "Deutsche Universitäten tragen weiter maßgeblich zum neuen
Rüstungswettlauf, zur nuklearen Abschreckung und zu deutschen
Rüstungsexporten bei. Dieser gefährlichen Entwicklung muss ein Riegel
vorgeschoben werden. Zivilklauseln können diese Rolle erfüllen und sollten
auf lokaler, Landes- und Bundesebene durchgesetzt werden. Von Deutschland
soll nie wieder Krieg ausgehen - dann muss auch die Forschung an deutschen
Hochschulen sich klar zur Förderung von Frieden bekennen und nicht länger
der Rüstungsindustrie und dem Militär zuarbeiten."

Die IPPNW hatte im Vorfeld der Entscheidung mit vielen weiteren
zivilgesellschaftlichen Organisationen und Initiativen die Kampagne
"Zivilklausel in NRW erhalten!" aktiv unterstützt. Die Kampagne stand für
den Erhalt der gesetzlich verankerten Aufgabe der Wissenschaft, zu
Nachhaltigkeit, Frieden und Demokratie in Forschung und Lehre beizutragen.
Die IPPNW wiederholt ihre Kritik an den erheblichen Summen, die deutsche
Universitäten für Projekte der Rüstungsforschung von der Bundeswehr, dem
Bundesverteidigungsministerium, diversen deutschen und internationalen
Rüstungsunternehmen, Zulieferern der Rüstungsindustrie, der EU und sogar
dem US-Verteidigungsministerium erhalten. Mit diesen Aufträgen wird an
deutschen Universitäten u.a. über Kampfdrohnen, sogenannte intelligente
Munition, neue Generationen von Handfeuerwaffen, Funktechnologien,
Sprengstoffen und Kampfrobotern geforscht.


Weitere Informationen:

Bestehende Zivilklauseln:

zivilklausel.de/index.php/bestehende-zivilklauseln

Siehe WeAct-Kampagne zum Erhalt der Zivilklausel in NRW:

weact.campact.de/petitions/wissenschaft-fur-nachhaltigkeit-frieden-und-demokratie-die-zivilklausel-in-nrw-erhalten
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LANDWIRTSCHAFT/1786: Wintergerste bestätigt Ertragserwartungen nur knapp (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 17. Juli 2019

Wintergerste bestätigt Ertragserwartungen nur knapp

DBV legt ersten Erntebericht vor



Zum aktuellen Stand der Getreideernte hat der Deutsche Bauernverband
seinen ersten Erntebericht vorgelegt. "Nach den Ergebnissen bei der
Wintergerste und aufgrund der Hitzewelle Ende Juni müssen wir unsere
anfängliche Schätzung für eine gesamte Getreideernte in Höhe von 46,8
Mio. t. deutlich nach unten korrigieren", kommentiert der
Generalsekretär des Deutschen Bauernverbandes, Bernhard Krüsken, die
laufende Ernte. Trotz der um fast 10 Prozent gegenüber dem
langjährigen Mittel gestiegenen Anbaufläche erwartet der DBV eine
Wintergerstenernte von 9,7 Millionen Tonnen, ein Plus von rund 5
Prozent. Die Hektarerträge erreichen im Mittel 7,1 Tonnen und liegen
damit unterhalb des Durchschnitts der Jahre 2013 bis 2017 in Höhe von
7,35 Tonnen pro Hektar. Noch nicht konkret zu beziffern sind nach
DBV-Einschätzung die Auswirkungen der jüngsten Hitzewelle auf die
wichtigste Getreideart im deutschen Anbau, den Winterweizen, und auf
die Sommergetreidearten. Ebenso wie beim Winterraps hat die Ernte
dieser Kulturen erst in wenigen Regionen begonnen. Repräsentative
Angaben über Erntemengen und -qualitäten sind voraussichtlich Ende
Juli verfügbar.

Wintergerste wurde zur Ernte 2019 auf einer Fläche von 1,36 Millionen
Hektar angebaut (Durchschnitt 2013 bis 2017: 1,24 Millionen Hektar).
Abgesehen vom äußersten Norden Deutschlands und den Höhenlagen der
Mittelgebirge sind weite Teile dieser Flächen bereits geerntet.
Naturgemäß fallen die Erträge je nach Niederschlagsverteilung,
Bodengüte und Wasservorräten im Böden regional sehr unterschiedlich
aus.

Aufgrund der Regenfälle der vergangenen Tage mussten die Erntearbeiten
unterbrochen werden. "Die geringeren Temperaturen und vor allem die
Niederschläge waren für unsere Futterbaubetriebe immens wichtig. Nach
einem zufriedenstellenden ersten und teilweise auch zweiten
Grünlandschnitt ist das weitere Massenwachstum vielerorts mangels
Niederschlag unzureichend. Die Versorgung der Tierbestände mit
ausreichend Grundfutter ist weiterhin kritisch. Eine gute Entwicklung
der Maisbestände ist daher wichtig, hängt aber maßgeblich von der
Wasserversorgung der nächsten Wochen ab", erläutert Krüsken die
derzeitige Situation der Futterbaubetriebe.

Der erste Erntebericht des DBV basiert auf Umfragen unter den 18
Landesbauernverbänden über die tatsächlich geernteten Mengen. Über den
weiteren Verlauf der Getreide- und Rapsernte wird der DBV in 14 Tagen
berichten.
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WISSENSCHAFT/1450: Ergebnisse der Sommersitzungen 2019 des Wissenschaftsrats (idw)


Wissenschaftsrat - 15.07.2019

Ergebnisse der Sommersitzungen des Wissenschaftsrats in Gießen (10.-12. Juli 2019)



Der Wissenschaftsrat hat sich auf seinen diesjährigen Sommersitzungen mit
der Weiterentwicklung der Friedens- und Konfliktforschung
auseinandergesetzt. Darüber hinaus hat das wissenschaftspolitische
Beratungsgremium von Bund und Ländern eine Stellungnahme zur
Universitätsmedizin Oldenburg - unter Berücksichtigung der European
Medical School Oldenburg-Groningen - und zwei Stellungnahmen zu
wehrmedizinischen Einrichtungen verabschiedet. Außerdem wurden mehrere
Verfahren der (Re-) Akkreditierung nichtstaatlicher Hochschulen beraten.

Das interdisziplinäre Forschungsfeld der Friedens- und Konfliktforschung,
das sich mit Ursachen und Folgen von gewaltsamen Konflikten und mit der
dauerhaften Stabilisierung von Frieden befasst, sei insgesamt sehr gut
aufgestellt, so Martina Brockmeier, die Vorsitzende des Wissenschaftsrats.
In seinen aktuellen Empfehlungen zur Weiterentwicklung der Friedens- und
Konfliktforschung führt der Wissenschaftsrat aus, wie sich das große
Potenzial in Forschung und Politikberatung noch besser ausschöpfen ließe.
Hierfür spricht er sich unter anderem für eine bessere Vernetzung
innerhalb des Forschungsfeldes und mit angrenzenden Disziplinen aus - auch
um damit die internationale Sichtbarkeit weiter zu erhöhen. Martina
Brockmeier: "Wir empfehlen ein zeitlich befristetes Förderprogramm des
Bundes, um damit die überregionale Zusammenarbeit der Friedens- und
Konfliktforschung in Deutschland maßgeblich zu stärken."

Des Weiteren hat der Wissenschaftsrat auf seinen Sommersitzungen die
Stellungnahme zur Weiterentwicklung der Universitätsmedizin Oldenburg
unter Berücksichtigung der European Medical School Oldenburg-Groningen
(EMS) bewertet. Die EMS hat mit dem Modellstudiengang Humanmedizin ein
beeindruckendes Studienangebot etabliert, das heute schon viele Aspekte
des Masterplans Medizinstudium 2020 berücksichtigt. Dennoch stehe die
Universitätsmedizin Oldenburg vor großen Herausforderungen: "Um die hohen
Qualitätsstandards einer Universitätsmedizin erfüllen zu können, bedarf es
weiterhin erheblicher Nachbesserungen. Dies betrifft insbesondere die
Gestaltung eines tragfähigen Kooperationsmodells mit den externen
Krankenhäusern und den Aufbau des wissenschaftlichen Personals, aber auch
den Ausbau der informationstechnischen Infrastruktur und Digitalisierung",
stellt Martina Brockmeier fest.

Zu einem positiven Begutachtungsergebnis kommt der Wissenschaftsrat bei
zwei wehrmedizinischen Einrichtungen, dem Institut für Radiobiologie der
Bundeswehr und dem Institut für Mikrobiologie der Bundeswehr, beide in
München. In seinen Stellungnahmen konstatiert das Gremium jeweils sehr
gute Forschungsleistungen unter schwierigen Bedingungen. Die Expertise der
Institute zur Erforschung außerordentlicher Gefahren sei für die
Soldatinnen und Soldaten überlebenswichtig, aber auch für die
Zivilbevölkerung von großer Bedeutung. Verbesserungsbedarf erkennt der
Wissenschaftsrat hingegen bei den Rahmenbedingungen der Institute. So wird
dem Bundesministerium der Verteidigung dringend empfohlen, die
Personalausstattung der Institute aufzustocken und den Institutsleitungen
mehr Mitsprache- und Entscheidungsrechte bei der Personalauswahl
einzuräumen.

Auf seinen Sommersitzungen hat der Wissenschaftsrat außerdem sechs
Verfahren der Institutionellen Akkreditierung beraten: die Hochschule der
Bayerischen Wirtschaft für angewandte Wissenschaften, München wurde
erstmals akkreditiert. Reakkreditiert wurden folgende nichtstaatliche
Hochschulen: die Akkon-Hochschule für Humanwissenschaften, Berlin, die
DHGS Deutsche Hochschule für Gesundheit und Sport, Berlin, die
Fachhochschule der Wirtschaft, Paderborn, die Hochschule für Medien,
Kommunikation und Wirtschaft, Berlin, und die Medical School Berlin
-Hochschule für Gesundheit und Medizin.

Originalpublikation:

https://www.wissenschaftsrat.de
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Förderprogramme empfohlen | Wissenschaftsrat plädiert für weitere
Stärkung der Friedens- und Konfliktforschung



Mit einem zeitlich befristeten Förderprogramm des Bundes soll die
überregionale Zusammenarbeit der Friedens- und Konfliktforschung in
Deutschland maßgeblich gestärkt werden. Dafür spricht sich der
Wissenschaftsrat in seinen jüngst verabschiedeten Empfehlungen aus.

Zwar sieht er das interdisziplinäre Forschungsfeld, das sich mit Ursachen
und Folgen von gewaltsamen Konflikten und mit der dauerhaften
Stabilisierung von Frieden befasst, insgesamt sehr gut aufgestellt. Durch
eine bessere Vernetzung innerhalb des Forschungsfeldes und mit
angrenzenden Disziplinen ließe sich das große Potenzial in Forschung und
Politikberatung allerdings noch besser ausschöpfen und die internationale
Sichtbarkeit weiter erhöhen. "Diese Vernetzung kann die Friedens- und
Konfliktforschung mit ihren oft sehr kleinen, breit über das Bundesgebiet
verteilten Standorten nicht aus eigener Kraft erreichen", so Martina
Brockmeier, Vorsitzende des Wissenschaftsrats. "Der Bund, der die
Beratungsleistungen dieses Forschungsfelds intensiv in Anspruch nimmt,
sollte hierbei mit einer zeitlich befristeten Fördermaßnahme unterstützend
tätig werden." Aber auch die Länder nimmt der Wissenschaftsrat in die
Pflicht. Sie sind aufgerufen zu prüfen, ob sie regionale Kooperationen der
Friedens- und Konfliktforschung durch komplementäre Programme weiter
stärken können.

Die Friedens- und Konfliktforschung steht seit ihren Anfängen zu Beginn
der 1970er Jahre in engem Austausch mit der Politik und berät vor allem
mehrere Bundesministerien intensiv. Lange Zeit galt sie als verlängerter
Arm der Friedensbewegung und stand unter Ideologieverdacht. "Dieser
Vorwurf ist heute nicht mehr haltbar", wie Brockmeier betont. "Die
Friedens- und Konfliktforschung ist inzwischen eine empirisch-analytische
Wissenschaft, die zu Recht großen Wert auf parteipolitische Neutralität
und politische Unabhängigkeit legt." Als wichtigen Ausdruck dieser
Entwicklung begrüßt der Wissenschaftsrat die Annäherung an die
sicherheitspolitische Forschung.

Insgesamt bescheinigt er der deutschen Friedens- und Konfliktforschung,
mit großem Weitblick und der erforderlichen Flexibilität politisch wie
gesellschaftlich relevante Themen zu bearbeiten. Die Ergebnisse dieser
Forschung werden breit publiziert und stoßen teilweise auch international
auf große Aufmerksamkeit. Diese ließe sich nach Einschätzung des
Wissenschaftsrats allerdings noch weiter erhöhen, wenn sich die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler standortübergreifend auf
gemeinsame Forschungsstrategien verständigen und zentrale Themen gemeinsam
bearbeiten würden. Hier sieht er auch die Forschenden selbst in der
Pflicht.

Das Vorbild für eine erfolgreiche überregionale Zusammenarbeit liefert die
Friedens- und Konfliktforschung selbst: In der Lehre stimmen sich die
derzeit sieben Masterstudiengänge dieses Forschungsfelds an sechs
deutschen Universitäten eng miteinander ab und bieten internetgestützt
auch regelmäßig gemeinsame Vorlesungen an. Diese Studiengänge sind stark
nachgefragt und weisen eine überdurchschnittliche Anzahl ausländischer
Studierender auf, wie der Wissenschaftsrat positiv hervorhebt. Zugleich
ermuntert er das Forschungsfeld, sich auch auf den folgenden
wissenschaftlichen Qualifikationsstufen um eine internationaler
ausgerichtete Personalpolitik zu bemühen.

Ungeachtet dieser Verbesserungsmöglichkeiten sieht der Wissenschaftsrat
die Friedens- und Konfliktforschung in ihrem politik- und
sozialwissenschaftlichen Kern sehr gut für die anstehenden
Herausforderungen gewappnet. Dies gilt allerdings weniger für die
naturwissenschaftlich-technische Friedensforschung, in der Deutschland
früher international führend war und deren strukturelle Situation
inzwischen prekär geworden ist. "Angesichts der Gefahr eines neuen
Rüstungswettlaufs und neuer technologischer Entwicklungen, die gerade im
Cyberraum die Grenzen zwischen zivil und militärisch zunehmend aufheben,
ist naturwissenschaftlich-technische Forschung und Politikberatung
zwingend erforderlich. Deutschland braucht diese Expertise, um
international überzeugend für Abrüstung und Rüstungskontrolle wirken zu
können und um Strategien für den Umgang mit neuen Technologien zu
entwickeln", unterstreicht Brockmeier. Daher begrüßt der Wissenschaftsrat,
dass insbesondere das Auswärtige Amt in jüngster Zeit die Initiative
ergriffen hat, um die entsprechende Forschung wieder zu stärken. Um die
notwendige naturwissenschaftlich-technische Forschung und Expertise
dauerhaft in Deutschland vorzuhalten, hält er allerdings den
institutionellen Auf- und Ausbau dieses Teilgebiets der Friedens- und
Konfliktforschung an mindestens zwei Standorten für unverzichtbar und
empfiehlt Bund und Ländern, hier aktiv zu werden. Zudem fordert er die in
jüngerer Zeit neu etablierten Forschungseinrichtungen zur Cybersicherheit
auf, vermehrt Fragen der Friedens- und Konfliktforschung zu
berücksichtigen.

Handlungsbedarf sieht er schließlich auch im Hinblick auf die Deutsche
Stiftung Friedensforschung (DSF). Diese im Jahr 2000 von der
Bundesregierung gegründete Fördereinrichtung hat vor allem die Verankerung
der Friedens- und Konfliktforschung an deutschen Universitäten erfolgreich
unterstützt und fördert kleinere Forschungsprojekte, die oftmals den
Grundstock für anschließende größere Vorhaben bilden. Da diese Förderung
des Forschungsfelds bislang nahezu ausschließlich aus den Erträgen des
Stiftungskapitals (rund 27 Millionen Euro) erfolgt, engt die anhaltende
Niedrigzinsphase den Handlungsspielraum der DSF spürbar ein. Der
Wissenschaftsrat appelliert daher an die Bundesregierung und den Deutschen
Bundestag, die finanzielle Ausstattung der DSF rasch merklich zu
verbessern. Um die unabdingbare politische Unabhängigkeit zu gewährleisten
und die Arbeitsfähigkeit der Stiftung langfristig zu sichern, spricht er
sich für eine angemessene Aufstockung des Stiftungskapitals aus.


Originalpublikation:
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Wissenschaftsrat | Universitätsmedizin Oldenburg vor großen
Herausforderungen



Seit ihrer Gründung 2012 hat die European Medical School
Oldenburg-Groningen mit dem Modellstudiengang Humanmedizin ein
beeindruckendes Studienangebot etabliert, das heute schon viele Aspekte des
Masterplans Medizinstudium 2020 berücksichtigt. Das Curriculum überzeugt
vor allem durch die Integration moderner Lehr-Lernmethoden, die konsequente
wissenschaftliche Ausbildung sowie die frühe und umfangreiche Einbindung
von Lehrpraxen.

Ein großes Potenzial für die Medizinerausbildung bietet auch die
Verbindung zu den Naturwissenschaften mit ihrem kompetenten technischen
Angebot. So gehört die starke Forschung auf dem Gebiet der Neurosensorik
und Hörforschung von Beginn an zu den profilbildenden Merkmalen der
Universitätsmedizin Oldenburg.

In seiner aktuellen Stellungnahme hat der Wissenschaftsrat die
Weiterentwicklung der Universitätsmedizin unter besonderer
Berücksichtigung der European Medical School Oldenburg-Groningen umfassend
begutachtet. "Insgesamt konnte die Universitätsmedizin Oldenburg
wesentliche Stärken ihres Gründungskonzepts, nämlich die Erprobung neuer
Wege in der universitätsmedizinischen Lehre sowie die Forschung im Bereich
der Lebenswissenschaften, in den vergangenen Jahren weiter untermauern",
so Martina Brockmeier, die Vorsitzende des Wissenschaftsrats. "Um
allerdings die hohen Qualitätsstandards einer Universitätsmedizin erfüllen
zu können, bedarf es weiterhin erheblicher Nachbesserungen. Dies betrifft
insbesondere die Gestaltung eines tragfähigen Kooperationsmodells mit den
externen Krankenhäusern und den Aufbau des wissenschaftlichen Personals,
aber auch den Ausbau der informationstechnischen Infrastruktur und
Digitalisierung." Von hoher strategischer Bedeutung für die
Weiterentwicklung der Universitätsmedizin Oldenburg wird zudem die
Kooperation mit der Universität Groningen sein. "Mit der Universität
Groningen verfügt die Universitätsmedizin über eine starke und anerkannte
Partneruniversität, die mit ihrer Erfahrung maßgeblich zum Erfolg des
gemeinsam verantworteten Modellstudiengangs beigetragen hat. Darüber
hinaus", so Brockmeier weiter, "sind die Kooperationsmöglichkeiten in
Forschung und Krankenversorgung aber noch nicht konsequent genutzt
worden."

Für eine erfolgreiche Weiterentwicklung der Universitätsmedizin Oldenburg
sieht der Wissenschaftsrat auch das Land in der Pflicht, den Standort
sowohl finanziell zu unterstützen, als auch bei der Entwicklung geeigneter
rechtlicher und organisatorischer Rahmenbedingungen eng zu begleiten.


Originalpublikation:

https://www.wissenschaftsrat.de/download/2019/7865-19.pdf

Stellungnahme zur Weiterentwicklung der Universitätsmedizin Oldenburg unter
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WR | Zwei wehrmedizinische Einrichtungen positiv begutachtet - Sehr
gute Forschung unter schwierigen Bedingungen



Die beiden Münchener Institute für Radiobiologie und für Mikrobiologie der
Bundeswehr werden immer dann aktiv, wenn es um außerordentliche Gefahren
geht. Eine ihrer zentralen Aufgaben ist es beispielsweise zu klären, ob
Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr unter Umständen Angriffen mit
nuklearen oder biologischen Kampfstoffen ausgesetzt wurden - im Ernstfall
müssen die Institute entsprechende Behandlungsmaßnahmen einleiten.

"Da sich die Bundeswehr in wachsendem Maße in Auslandseinsätzen
engagiert", so Martina Brockmeier, Vorsitzende des Wissenschaftsrats, "ist
es nicht auszuschließen, dass sie eines Tages Angriffen mit Waffen dieser
Art ausgesetzt sein wird. Dann ist die Expertise beider Institute für die
Soldatinnen und Soldaten überlebenswichtig." Aber auch Zivilistinnen und
Zivilisten profitieren bei Unfällen, Seuchen oder terroristischen
Anschlägen von der Unterstützung durch beide Institute. So hat das
Institut für Mikrobiologie der Bundeswehr zur Diagnostik des Ebolavirus in
Afrika beigetragen. "Diese Kompetenz beruht bei den Instituten für
Radiobiologie und für Mikrobiologie der Bundeswehr auf guter bis sehr
guter Forschungsarbeit. Seit den letzten Evaluationen vor rund zehn Jahren
sind in beiden Instituten deutliche Leistungssteigerungen und ein
verbessertes Qualitätsmanagement festzustellen. Empfehlungen zur
Weiterentwicklung ihrer Forschung und wissenschaftsbasierten
Dienstleistungen waren deshalb kaum erforderlich; wichtig wäre es
allerdings, die Forschungsplanung beider Institute noch stärker zu
fokussieren.

Verbesserungsbedarf erkennt der Wissenschaftsrat hingegen erneut bei den
Rahmenbedingungen der Institute. So wird dem Bundesministerium der
Verteidigung dringend empfohlen, die Personalausstattung der Institute
aufzustocken und den Institutsleitungen mehr Mitsprache- und
Entscheidungsrechte bei der Personalauswahl einzuräumen. Als sinnvoll für
beide Institute wird es eingeschätzt, einen Forschungsetat einzurichten
und ihnen mehr Autonomie zu gewähren. Angesichts der starken
Asbestbelastung des Gebäudes für das Institut für Mikrobiologie der
Bundeswehr sowie der beengten Raumverhältnisse und unzureichenden
Laborbedingungen im Institut für Radiobiologie der Bundeswehr appelliert
der Wissenschaftsrat nachdrücklich an das Ministerium, rasch mit dem seit
2002 geplanten Neubau für die Institute zu beginnen.

Darüber hinaus empfiehlt der Wissenschaftsrat dringend, beide Institute
mit moderner Informationstechnik, forschungsfreundlichen Internetzugängen
und Stellen für IT-Personal auszustatten.


Originalpublikationen:

https://www.wissenschaftsrat.de/download/2019/7825-19.pdf 

Stellungnahme zum Institut für Radiobiologie der Bundeswehr (InstRadBioBw),
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Wissenschaftsrat - 15.07.2019

Wissenschaftsrat | Sechs Entscheidungen im Verfahren der
Institutionellen Akkreditierung



Auf seinen Sommersitzungen hat der Wissenschaftsrat sechs Verfahren der
Institutionellen Akkreditierung beraten, darunter die Akkon-Hochschule für
Humanwissenschaften, Berlin, die DHGS Deutsche Hochschule für Gesundheit
und Sport, Berlin, die Fachhochschule der Wirtschaft, Paderborn, die
Hochschule der Bayerischen Wirtschaft für angewandte Wissenschaften,
München, die Hochschule für Medien, Kommunikation und Wirtschaft, Berlin
sowie die Medical School Berlin - Hochschule für Gesundheit und Medizin.
Die Ergebnisse im Einzelnen:

Die Akkon-Hochschule für Humanwissenschaften, Berlin, wird vom
Wissenschaftsrat für die Dauer von fünf Jahren mit Auflagen
reakkreditiert.

Die Akkon-Hochschule (AH) wurde 2009 als Fachhochschule vom Land Berlin
befristet staatlich anerkannt. Die AH bietet ihren rund 680 Studierenden
acht Bachelorstudiengänge in den Bereichen Pflege, Bevölkerungsschutz und
Katastrophenhilfe sowie Pädagogik und Soziales an, die in verschiedenen
Formaten (Voll- und Teilzeitstudium, berufs- und ausbildungsbegleitend)
studiert werden können.

Aus Sicht des Wissenschaftsrats setzt die AH ihr Ziel, durch ihre
Studienangebote zur Verbesserung der Versorgung von Menschen in Pflege-,
Hilfs- und Notsituationen beizutragen, überzeugend um und leistet damit
einen Beitrag zur weiteren Professionalisierung und Akademisierung von
Pflege und Bevölkerungsschutz. Die Ausbaupläne der AH, die bis zum
Wintersemester 2021/22 u. a. neun zusätzliche Studiengänge sowie eine
annähernde Verdopplung der Studierendenzahl vorsehen, werden jedoch als zu
ambitioniert bewertet. Die Leitungs- und Organisationsstrukturen werden
den Anforderungen des Wissenschaftsrats weitgehend gerecht. Die personelle
Ausstattung der AH erachtet der Wissenschaftsrat als überwiegend
angemessen. Kritisch zu sehen ist allerdings der geplante personelle
Ausbau allein auf der Basis von professoralen Teilzeitstellen. Die
Forschungsleistungen an der Hochschule bilden in der Summe eine geeignete
Grundlage für die geplante Einführung von Masterstudiengängen, die die AH
entsprechend einer Auflage aus dem Akkreditierungsverfahren zunächst
zurückgestellt hatte. Zu beanstanden ist die Literatur- und
Informationsversorgung der Studierenden sowohl mit Blick auf den Buch- und
Zeitschriftenbestand als auch hinsichtlich der Möglichkeiten des 
Online-Zugriffs.

Seine Reakkreditierungsentscheidung verbindet der Wissenschaftsrat
entsprechend mit Auflagen zur Governance sowie zur Personal- und
Bibliotheksausstattung. Der Hochschule wird zudem empfohlen, zunächst ihr
bestehendes Studienangebot zu konsolidieren, bevor weitere moderate
Wachstumsplanungen verfolgt werden.

Die DHGS Deutsche Hochschule für Gesundheit und Sport, Berlin, wird vom
Wis-senschaftsrat für die Dauer von fünf Jahren mit Auflagen
reakkreditiert.

Die DHGS Deutsche Hochschule für Gesundheit und Sport wurde im Jahr 2007
mit Hauptsitz in Berlin gegründet und im gleichen Jahr als nichtstaatliche
Fachhochschule staatlich anerkannt. Neben ihrem Hauptsitz in Berlin
betreibt sie Studienzentren in Ismaning und Unna. Die Erstakkreditierung
durch den Wissenschaftsrat erfolgte im Jahr 2013, damals noch unter dem
Namen H:G Hochschule für Gesundheit und Sport. Gegenwärtig sind 1.140
Studierende an der Hochschule eingeschrieben; es werden drei Bachelor- und
drei Masterstudiengänge angeboten.

Der DHGS ist es gelungen, sich in den vergangenen Jahren mit ihren
Bachelor- und Masterangeboten erfolgreich am Markt zu etablieren. Der
Schwerpunkt liegt auf der anwendungsorientierten Forschung und Lehre in
den Bereichen Gesundheit und Sport. Durch das dem Blended Learning-Ansatz
verhaftete semi-virtuelle Studienformat verfügt die Hochschule über ein
attraktives Studienangebot für berufstätige Studierende und Studierende in
besonderen Lebenslagen. Der Wissenschaftsrat würdigt, dass durch die
Einführung verschiedener Professurmodelle eine Anreizstruktur zur
Steigerung der Forschungsaktivitäten geschaffen wurde und ein jährliches
Forschungsbudget aus Eigenmitteln bereitgestellt wird. Mit Blick auf die
vorhandenen sowie die geplanten Masterstudiengänge muss die DHGS ihre
Forschungsleistungen jedoch weiter steigern. Zudem werden die mit der
Hochschulförmigkeit verbundenen personellen Anforderungen im Bereich der
hauptberuflichen Professorenschaft gegenwärtig nicht erfüllt.
Verbesserungsbedarf besteht des Weiteren im Bereich der Governance und der
Literaturversorgung.

Der Wissenschaftsrat verbindet seine Reakkreditierungsentscheidung mit
Auflagen zur Grund- und Berufungsordnung, zur Personalausstattung, zur
Außendarstellung, zu den Forschungsleistungen sowie zum Bibliotheksetat.

Die Fachhochschule der Wirtschaft, Paderborn, wird vom Wissenschaftsrat
unter Auflagen für fünf Jahre reakkreditiert. Bei fristgerechter Erfüllung
der Auflagen verlängert sich der Reakkreditierungszeitraum auf zehn Jahre.

Die Fachhochschule der Wirtschaft (FHDW) ist eine im Jahr 1992 gegründete
und seit 2001 unbefristet staatlich anerkannte Fachhochschule mit weiteren
Standorten in Bielefeld, Bergisch Gladbach, Mettmann und dem Studienort
Marburg. Sie bietet ihren rund 2.200 Studierenden duale
Bachelorstudiengänge und berufsbegleitende Masterstudiengänge in den
Bereichen Betriebswirtschaft und Informatik an.

Der Wissenschaftsrat würdigt das schlüssige Profil der FHDW. Die
Hochschule zeichnet sich durch ihre ausgeprägte Zielgruppen- und
Serviceorientierung aus, ihr Unternehmensnetzwerk ist umfangreich und
gefestigt. Sie verfügt über hochschuladäquate Leitungsstrukturen und eine
effektive Binnenorganisation. Um dem potenziellen Risiko einer
wissenschaftsfremden Einflussnahme auf die akademischen Angelegenheiten
der Hochschule vorzubeugen, sind jedoch noch punktuelle Änderungen an den
Ordnungen erforderlich. Kritisch ist die Umsetzung des
Gleichstellungskonzepts zu bewerten. Der Umfang des hauptberuflichen
professoralen Personals entspricht den Anforderungen des
Wissenschaftsrats. In der Lehre wird die Hochschule ihrem
berufsorientierten Profil vollständig gerecht. Die Rahmenbedingungen für
die Forschung sind als förderlich und die Forschungsleistungen mit Blick
auf den institutionellen Anspruch in der Summe als angemessen
einzuschätzen. Als verbesserungswürdig stellt sich der zeit- und
ortsunabhängige Zugang zu aktueller, forschungsbezogener Literatur dar.

Der Wissenschaftsrat verbindet seine Entscheidung daher mit Auflagen zur
Grund- und Berufungsordnung, zur Gleichstellung sowie zur
Literaturversorgung.

Die Hochschule der Bayerischen Wirtschaft für angewandte Wissenschaften,
München, wird vom Wissenschaftsrat für die Dauer von zunächst drei Jahren
mit Auflagen akkreditiert. Bei fristgerechter Erfüllung von Auflagen
verlängert sich der Akkreditierungszeitraum auf fünf Jahre.

Die Hochschule der Bayerischen Wirtschaft für angewandte Wissenschaften
(HDBW) ist eine im Jahr 2014 gegründete und seither befristet staatlich
anerkannte Fachhochschule. Sie wurde mit dem Ziel gegründet, Unternehmen
der bayerischen Wirtschaft bei der Deckung ihres Fach- und
Führungskräftebedarfs zu unterstützen. Ihren rund 420 Studierenden bietet
sie praxisorientierte Studienangebote in den Bereichen Wirtschaft und
Technik, im dualen und nicht-dualen Vollzeit- sowie berufsbegleitenden
Format an. Neben dem Hauptstandort München verfügt die Hochschule über
zwei Studienzentren in Bamberg und Traunstein.

Der Wissenschaftsrat würdigt, dass sich die HDBW in der kurzen Zeit ihres
Bestehens als Fachhochschule mit einem stimmigen Profil etablieren konnte.
Die Studienzentren werden von den Studierenden bislang allerdings wenig
angenommen. Leitungs- und Organisationsstrukturen an der HDBW sind in
vielen Bereichen hochschuladäquat geregelt. Der Umfang des
hauptberuflichen professoralen Personals entspricht in der Summe den
Anforderungen des Wissenschaftsrats. Die an der HDBW beschäftigten
Professorinnen und Professoren decken allerdings noch nicht alle
relevanten Fachrichtungen der Studiengänge ab und erbringen nicht
mehrheitlich die Lehre in allen Studiengängen und an allen Standorten. Die
Forschung ist bislang wenig entwickelt. Die Literaturversorgung,
insbesondere an den Studienzentren, ist im Bereich der Fachdatenbanken und
weiterer elektronischer Ressourcen ausbaubedürftig.

Der Wissenschaftsrat verbindet die Akkreditierungsentscheidung mit
Auflagen zur Anpassung der Ordnungen, zur Lehrabdeckung, zur Erstellung
von Standort-, Gleichstellungs- und Bibliothekskonzepten sowie zum Ausbau
des professoralen Personals und der Forschung.

Die Hochschule für Medien, Kommunikation und Wirtschaft, Berlin, wird vom
Wissenschaftsrat unter Auflagen für die Dauer von zunächst drei Jahren
reakkreditiert. Bei fristgerechter Erfüllung von Auflagen verlängert sich
der Reakkreditierungszeitraum auf fünf Jahre.

Die Hochschule für Medien, Kommunikation und Wirtschaft (HMKW) ist eine
seit 2009 staatlich anerkannte Fachhochschule mit Hauptsitz in Berlin und
weiteren Standorten in Köln und Frankfurt a. M. Die HMKW bietet ihren rund
1.630 Studierenden vier Bachelor- und fünf Masterstudiengänge an. Eine
Besonderheit ist das duale Bachelorangebot, das in acht Semestern zu einem
Hochschulabschluss und einem IHK-Abschluss führt.

Der HMWK ist es mit ihrem Studienangebot gelungen, in den vergangenen
Jahren einen kontinuierlichen Studierendenaufwuchs zu realisieren. Die
ausgeprägte Praxisrelevanz des Studienangebots, das sich schlüssig in das
Profil der Hochschule einfügt, wird gewürdigt. Die Ausgestaltung der
dualen Studienvariante entspricht weitgehend den Anforderungen des
Wissenschaftsrats an ein duales Studium. Die HMKW verfügt für eine
Hochschule dieser Größenordnung zwar über einen vergleichsweise großen
professoralen Personalbestand. Kritisch ist jedoch, dass die
hauptberufliche professorale Lehrabdeckung im akademischen Jahr 2018 in
mehreren Studiengängen unter den vom Wissenschaftsrat geforderten 50 %
lag. Die an der HMKW etablierten Leitungs- und Selbstverwaltungsstrukturen
entsprechen in einigen Aspekten nicht den Anforderungen des
Wissenschaftsrats. Problematisch ist auch, dass die Forschung noch nicht
den Stellenwert erreicht, der mit Blick auf den institutionellen Anspruch
einer Hochschule mit Masterangeboten zu erwarten wäre. Die räumliche und
sächliche Ausstattung an den Standorten Berlin und Köln ist für den
Studienbetrieb angemessen. Der noch junge Standort Frankfurt a. M. verfügt
bislang nur über eine technische Basisausstattung, soll aber in Kürze
ausgebaut werden.

Der Wissenschaftsrat verbindet die Reakkreditierungsentscheidung mit
Auflagen zur Eigenständigkeit der Hochschule gegenüber den Betreibern, zur
Anpassung der Grund- und Berufungsordnung, zur Abdeckung der
hauptberuflichen professoralen Lehre und zur Verbesserung der Forschung.

Die Medical School Berlin - Hochschule für Gesundheit und Medizin wird vom
Wissenschaftsrat für fünf Jahre mit Auflagen akkreditiert.

Die Medical School Berlin (MSB) wurde 2012 gegründet und befristet
staatlich anerkannt. Ziel der Hochschule ist es, den Herausforderungen im
Gesundheitswesen mit durchgängig interdisziplinärem Forschen, Lehren und
Lernen zu begegnen. Die MSB besteht aus zwei Fakultäten mit
unterschiedlichem institutionellem Anspruch. An der Fakultät
Gesundheitswissenschaften erhebt sie einen fachhochschulischen und an der
Fakultät Naturwissenschaften einen universitären Anspruch. Schwerpunkte
liegen derzeit in den Bereichen Soziale Arbeit und Psychologie. Die
Hochschule verfügt über eine Psychotherapeutische Hochschulambulanz und
das Institut für Integrative Psychotherapieausbildung. Weitere Angebote
der MSB sind Medizinpädagogik, Heilpädagogik und Medizincontrolling. Im
Wintersemester 2018/19 waren 36 Professorinnen und Professoren an der
Hochschule beschäftigt und rund 1400 Studierende eingeschrieben.

Die MSB hat sich in den sieben Jahren ihres Bestehens rasant entwickelt.
Sie hat Studienprogramme profilgemäß konzipiert und erfolgreich am Markt
platziert. Das Wachstum an Studierenden ging mit einem adäquaten Aufwuchs
an Professuren einher. Die fachlichen Kernbereiche sind ebenso professoral
abgedeckt wie die Mehrzahl der Lehrveranstaltungen. Vereinzelt konnte die
Hochschule ausgewiesene Forscherinnen und Forscher berufen. Für die nun
anstehende Konsolidierungsphase kann die Forschungsstrategie das erreichte
Forschungsniveau jedoch nicht nachhaltig sicherstellen. In der Governance
der MSB ist der akademische Teil des Rektorats zu stärken.
Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden in nur sehr
geringem Maße in der Forschung eingesetzt. Die notwendige Verbindung
zwischen der Psychotherapeutischen Hochschulambulanz einerseits und Lehre
und Forschung an der Hochschule andererseits ist bislang unzureichend
ausgebildet.

Der Wissenschaftsrat verbindet die Akkreditierungsentscheidung daher mit
Auflagen zu den normativen Ordnungen, der Personalausstattung und der
Psychotherapeutischen Hochschulambulanz.


Originalpublikation:
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NAHOST/1682: Israel - wetteifernder Nationalismus ... (SB)


Israel - wetteifernder Nationalismus ...



Nach dem Scheitern des Versuchs des amtierenden Premierministers
Benjamin Netanjahu, im Mai eine Regierungsmehrheit im Knesset zustande
zu bringen, läuft in Israel der Wahlkampf. Bei den Wahlen im April hat
das Wahlbündnis aus Netanjahus konservativ-nationaler
Likud-Partei sowie diversen kleinen jüdisch-orthodoxen und
rechtsextremen Gruppierungen lediglich 60 von 120 Parlamentssitzen
erobern können. Die andere Hälfte der Mandate teilten sich die neue
Mitte-Links-Allianz Kahol Lavan (Blau und Weiß) um Ex-Generalstabschef
Benny Gantz und den Ex-Fernsehmoderator Yair Lapid mit kleinen linken
Parteien wie Meretz sowie mit den Vertretern der israelischen Araber.
Bei der Wahl am 17. September sieht sich Netanjahu mit einem
gefährlichen Gegner, der zugleich ein alter Bekannter ist,
konfrontiert. Vor wenigen Wochen hat Ex-Premierminister Ehud
Barak, der frühere Chef der Arbeiterpartei, seinen Hut in den Ring
geworfen.

Mit seiner neuen Demokratischen Partei Israels will General a. D.
Barak die Sozialdemokraten, Meretz, Ex-Außenminister Zipi Livni samt
Anhänger und Blau/Weiß zu einer großen Allianz mit dem einzigen Ziel,
Netanjahu zu stürzen, zusammenschmieden. Der frühere Oberkommandeur
der Eliteeinheit Sayeret Matkal kann damit rechnen, daß viele
israelische Bürger seines ehemaligen Untergebenen überdrüssig sind.
Schließlich wird der Likud-Chef am 19. Juli David Ben-Gurion als der
am längsten amtierende Premierminister Israels überholen. Gegen
Netanjahu wird seit Ende 2016 wegen seiner Verwicklung in mehrere
schwere Korruptionsfälle ermittelt. Der erste Gerichtsprozeß gegen ihn
soll im Oktober eröffnet werden. Der Verbleib im Amt des
Premierministers könnte ihn jedoch vier weitere Jahre lang vor dem
Zugriff der Justizbehörden schützen.

Im letzten Wahlkampf hatte sich Netanjahu vor allem als großer
Staatsmann präsentiert, der mit Hilfe seines Freundes Donald Trump
die Beziehungen Israels zu den USA zur neuen Blüte - siehe die
Verlegung der amerikanischen Botschaft nach Jerusalem, die Anerkennung
der syrischen Golan-Höhen als israelisches Staatsterritorium sowie die
harte Haltung Washingtons gegenüber den Palästinensern und dem Iran -
getrieben hat. Doch einem nicht geringen Teil der israelischen
Bevölkerung ist der Rechtskurs, den Netanjahu seit Jahren verfolgt,
nicht ganz geheuer. Viele Links- und Mitte-Wähler glauben, der
Likud-Vorsitzende habe sich zu sehr in die Abhängigkeit der radikalen
Siedlerbewegung begeben und dadurch eine friedliche Lösung des Streits
mit den Palästinensern im besetzten Westjordanland unmöglich gemacht.
Zahlreiche Bürger sehen mit Sorge Israel bereits auf dem Weg von einem
säkularen in einen religiösen Staat. Dafür gibt es zahlreiche
Indizien. Anfang Juli zum Beispiel hat die religiös-nationale Partei
Jüdisches Heim auf Anweisung einflußreicher Rabbiner entschieden,
Ex-Justizministerin Ayelet Shaked nicht auf ihre Wahlliste
aufzunehmen, weil Frauen in der Politik nichts zu suchen hätten.

Erschienen zunächst die politischen Rahmenbedingungen für eine
Rückkehr Baraks in die aktive Politik günstig, so ändert sich dies
schlagartig mit der Festnahme des verurteilten Pädophilen Jeffrey
Epstein an einem Flughafen in New Jersey am 6. Juli. Am
darauffolgenden Tag wurde der mysteriöse Vermögensverwalter vor einem
Gericht in New York wegen jahrelangen Mädchenhandels sowie sexueller
Übergriffe gegenüber Minderjährigen angeklagt. Gerade eine Woche
später mußte Trumps Arbeitsminister Alexander Acosta zurücktreten,
weil er als Justizminister von Florida 2008 mit Epstein einen Deal
ausgehandelt hatte, der den Multimillionär vor einer lebenslangen
Haftstrafe wegen unzähliger Sexualdelikte gerettet hatte. Gegen ein
begrenztes Schuldanerkenntnis und Entschädigungszahlungen in
Millionenhöhe bekam Epstein lediglich 18 Monate Haft unter extrem
erleichterten Bedingungen - er mußte zum Beispiel nur nachts hinter
Gitter.

Die Epstein-Affäre schlägt ganz hohe Wellen in den USA, Großbritannien
und Israel. Bei seinen rauschenden Orgien, welche der Lebemann in den
achtziger, neunziger und Anfang der 2000er Jahre in seiner
Luxus-Wohnung an der Upper East Side von Manhattan sowie auf seiner
Privatinsel in der Karibik feierte, waren unter anderem Bill Clinton,
der englische Prinz Andrew und Donald Trump zugegen. Die Rolle der
"Madam", welche für Epstein die Mädchen heranschaffte, spielte
seine damalige Freundin Ghislain Maxwell, Tochter des britischen
Medienbarons Robert Maxwell, der 1991 unter sonderbaren Umständen ums
Leben gekommen ist, dafür aber ein Staatsbegräbnis in Jerusalem wegen
seiner großen Dienste für den Mossad erhielt.

Alles deutet darauf hin, daß Epsteins "Lebensstil" dafür konzipiert
war, mächtige Persönlichkeiten der englischsprachigen Welt in
kompromittierende Situationen zu bringen und sie dadurch erpreßbar zu
machen - für den Staat Israel. Ob der in bescheidenen Verhältnissen in
New York aufgewachsene Epstein jemals über ein eigenes
Milliardenvermögen verfügt hat, wie der Schein es suggeriert, ist
zweifelhaft. Eher sieht es so aus, als habe er quasi als Strohmann für
Leslie Wexner fungiert. Der Bekleidungssunternehmer aus Cincinnati,
Ohio, dem unter anderen die erfolgreiche Unterwäsche-Linie Victoria's
Secret gehört, gilt als einer der reichsten Männer der USA und
zugleich als glühender Zionist.

Inzwischen stellt sich heraus, daß Ehud Barak nach dem Ausscheiden aus
der Politik 2004 2,3 Millionen von der Wexner-Stiftung - damals im
Vorstand Jeffrey Epstein - für ein Forschungsprojekt erhielt, das
bis heute kein Produkt auf den Markt gebracht hat. Barak behauptet,
niemals bei irgendwelchen Epstein-Partys dabeigewesen zu sein. Als
er jedoch am 9. Juli im israelischen Radio befragt wurde, wofür er die
üppige Spende von der Wexner Foundation bekommen hat, meinte er, man
solle die Stiftungsleitung fragen. Transparenz sieht anders aus. Am
17. Juli hat das britische Boulevardblatt Daily Mail auf seiner
Website Fotos veröffentlicht, wie Barak sich im Januar 2016 in
Epsteins Townhouse an der East 71. Street von New York begibt und
dabei versucht, durch das Hochziehen des Kragens seiner Jacke
unerkannt zu bleiben. Während des Besuchs des ehemaligen israelischen
Verteidigungsministers bei Epstein gingen vier junge Modells ebenfalls
in die Wohnung - was natürlich Zweifel an der Richtigkeit der Aussage
Baraks, er habe niemals mit dem verurteilten Sexualstraftäter
verkehrt, während junge Frauen dabei wären, weckt. Für den
skandalgeplagten Netanjahu kommt die spektakuläre Epstein-Affäre genau
zur richtigen Zeit, denn sie könnte ihm durch den Imageschaden für
seinen früheren Vorgesetzten doch noch zu einer fünften Amtszeit als
israelischer Premierminister verhelfen.

17. Juli 2019
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INTERVIEW/443: Diskurs - lernen, sprechen und begreifen ...    Edda und Helmut Lechner im Gespräch (SB)


Gespräch am 7. Juli 2019 in Elmshorn



Am 18. Juni 2019 wurde der Philosoph und Soziologe Jürgen Habermas 90
Jahre alt. Die Arbeitsgemeinschaft Kommunistische Politik von unten in
der Partei Die Linke Schleswig-Holstein nahm dies zum Anlaß, um sich
kritisch mit seiner Rolle als "Staatsphilosoph der BRD"
auseinanderzusetzen. Beim Treffen am 7. Juli im Linken Zentrum
Bauerweg in Elmshorn wurde sein Nimbus eines frühen Verteidigers
linker Bewegungen unter die Lupe genommen und eine Einschätzung
erarbeitet, was sich gegen seine Ansätze ins Feld führen läßt und ob
sie in Teilen nutzbar gemacht werden können. Grundlage der Diskussion
war insbesondere der Festvortrag "Zum Verhältnis von Moralität und
Sittlichkeit", den Habermas am 19. Juni 2019 vor 3000 Gästen an der
Goethe-Universität Frankfurt gehalten hat. [1] Im Anschluß an die
Zusammenkunft des Arbeitskreises beantworteten Edda und Helmut Lechner
dem Schattenblick einige Fragen zu Geschichte und Gegenwart ihres
langjährigen politischen Engagements.




[image: Beim Gespräch - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Edda und Helmut Lechner

Foto: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Ihr könnt auf viele Jahre politischer Arbeit
zurückblicken. Wie ist es dazu gekommen, daß ihr damals diesen Weg
eingeschlagen habt, den ihr noch heute engagiert weitergeht?

Helmut Lechner (HL): Ich heiße Karl-Helmut Lechner und war in meiner
Vorvergangenheit lutherischer Pfarrer in Schleswig-Holstein. 1975 sind
Edda, ich und ein dritter Kollege im Zusammenhang mit viel Krawall und
unter dem Stichwort Berufsverbot und Wandel zum Atheismus aus der
Kirche ausgetreten. Wir haben dann eine Umschulung zum Schlosser
gemacht und ich war seit 1979 beim Gabelstaplerkonzern Jungheinrich 27
Jahre lang in der Werkstatt tätig, bin dort Betriebsratsvorsitzender
und für die IG Metall als Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat
gewesen. Praktisch mit seiner Gründung sind wir 1973 in den
Kommunistischen Bund Westdeutschland (KBW) eingetreten. 1980 kam es
zur Spaltung, nachdem eine Kontroverse um die Vaterlandsverteidigung
eskaliert war, weil eine Mehrheit im KBW vertrat, daß der
Sozialimperialismus der Sowjetunion gefährlicher als der Imperialismus
der USA sei. Das ging so weit, daß man die NATO unterstützte und
weitere Positionen des westlichen Bündnisses übernahm. Viele aus
diesen Kreisen sind dann auch zu den Grünen gegangen. Wir haben mit
etwa einem Drittel der damaligen Mitglieder die Organisation verlassen
und den Bund Westdeutscher Kommunisten (BWK) gegründet.

Seit dieser Zeit geben wir die Zeitung Politische Berichte [2] heraus,
die im Mittelpunkt unserer politischen Arbeit steht. So haben wir also
in der IG Metall und im Betriebsrat gearbeitet, aber auch den Weg
in die Linke mitvollzogen. 1990 versuchten dann verschiedene linke
westdeutsche Gruppen, unter dem Dach der PDS eine Heimat zu finden,
was aber, wie man sagen muß, von der PDS hintertrieben wurde. Wir
haben dann aber individuell Zugang zur PDS gefunden und 2005 auch den
Wechsel zur Partei Die Linke mitgemacht. Das war der Weg, den wir
gegangen sind.

Wir arbeiten weiterhin in der Zeitung Politische Berichte, deren
Mitherausgeber ich bin. Mein inhaltlicher Schwerpunkt ist die
Auseinandersetzung mit Religion. Zur Zeit veröffentliche ich Beiträge
zur Frage der Integration beispielsweise islamischer Gemeinden und
halte immer wieder Vorträge zu diesem Thema. Darin dränge ich darauf,
daß es erforderlich ist, als Linke nicht nur eine freundliche
Willkommenskultur zu propagieren, sondern sich auch dafür einzusetzen,
daß diese Religionsgemeinschaften Rechte bekommen, um hier auch
wirklich gleichberechtigt anzukommen. Insofern propagiere ich jetzt
insbesondere den Gedanken, daß Die Linke dafür aktiv wird, den
islamischen Gemeinden wie zum Beispiel der Schura in Hamburg einen
Status vergleichbar jenem der Kirchen zu geben, sie also als
Körperschaft des öffentlichen Rechtes anzuerkennen. Das ist sehr
wichtig für die gesellschaftliche Integration und die
gesellschaftliche Anerkennung dieser islamischen Gemeinden. Dieses
Thema gehört zu den inhaltlichen Schwerpunkten, mit denen ich mich
derzeit auseinandersetze.

SB: Was hat euch dazu bewogen, die Arbeitsgemeinschaft Kommunistische
Politik von unten zu gründen?

HL: Als Landesverband des Bundes Westdeutscher Kommunisten gab es uns
seit 1980. Das hat sich natürlich im Laufe der Zeit modifiziert, viele
sind weggegangen und haben sich woanders engagiert. Wir haben uns als
Arbeitsgemeinschaft in der PDS zusammengetan, weil wir der Auffassung
sind, daß wir uns kritisch mit unserer eigenen Vergangenheit
auseinandersetzen müssen. Das bedeutet, daß wir ihr nicht abschwören,
gewissermaßen eine Nullinie ziehen und neu anfangen, sondern
versuchen, unsere heutigen Positionen aus den früheren abzuleiten, mit
ihnen abzugleichen und sie entsprechend zu kritisieren. Das schlägt
sich dann immer wieder in Artikeln nieder, die wir schreiben und auf
die Homepage Der Linken stellen, wo man sie unter KPvu lesen kann.

Mit dieser Arbeitsgemeinschaft sind wir auf der einen Seite klein und
gewissermaßen ein Unikum in der Linkspartei, doch auf der anderen
Seite beinahe die einzige Arbeitsgemeinschaft, die arbeitet und sich
regelmäßig trifft. Wir kommen in der Regel fünf- oder sechsmal im
Jahr zu so einem Thema wie dem heutigen zusammen. Uns ist klar, daß
Die Linke einen theoretischen Umgang mit solchen Themen nicht mag und
wir innerparteilich nicht besonders gut verankert sind. Das wäre jetzt
eine Illusion und unzutreffend zu behaupten, daß wir typisch für den
schleswig-holsteinischen Landesverband seien.

SB: Wir haben in meinen Augen etwas recht Außergewöhnliches gemacht,
nämlich mehr als drei Stunden zusammengesessen, den Vortragstext
gemeinsam gelesen und dann darüber diskutiert. So etwas dürfte heute
nicht mehr allzu häufig vorkommen. Wäre es nicht notwendig, so eine
Auseinandersetzung mit Theorie im Sinne einer emanzipativen
Bildungsarbeit für breitere Bevölkerungsschichten durchzuführen, damit
sie befähigt werden, mit der Komplexität der heutigen Anforderungen
kritisch umzugehen?

HL: Du hast völlig recht.

Edda Lechner (EL): Die Theoriebildung ist eine wichtige Grundlage,
wenn man Politik machen will. Wenn man nicht Bescheid weiß, was
passiert, und nicht öffentlich Stellung nehmen kann, dann hat man die
schlechteren Karten. Dies stets im Auge zu behalten ist etwas, was man
für diese Gruppe sagen kann, und das gilt natürlich auch für Helmut
und mich persönlich. Wir haben tatsächlich im Laufe unserer
politischen Geschichte nur dann eine Wandlung vollzogen, wenn wir uns
auch theoretisch damit befaßt haben. Deshalb haben wir auf diese
Theoriebildung bis heute stets großen Wert gelegt. Unsere kleine
Gruppe, die hier in Schleswig-Holstein tagt, hat sich das ebenfalls zu
ihrem Ziel gemacht. Davon abgesehen haben wir alle mehr oder weniger
auch in verschiedenen anderen Zusammenhängen gearbeitet, in Kiel zum
Beispiel in der Flüchtlingspolitik, ich im Kampf gegen Kernkraftwerke
oder Helmut, wie er erzählt hat, im Betrieb und in der Gewerkschaft.
Ich habe sehr viel Politik zur Unterstützung internationaler
Bewegungen gemacht, angefangen in der Kirche gegen den damaligen
Vietnamkrieg und vieles mehr.

Aber bei uns gehört es eben immer dazu, daß wir gerne Bescheid wissen
wollen, was bei Philosophen oder Politikern dahintersteckt. Wir haben
im Zusammenhang der von uns mit aufgebauten Partei des demokratischen
Sozialismus in Kiel oder in Schleswig-Holstein, aber auch auf
Bundesebene, und beim Aufbau Der Linken, an dem wir rege teilgenommen
haben, diese Ausrichtung immer wieder betont. Die ArGe Konkrete
Demokratie - Soziale Befreiung führt zweimal im Jahr eine Schulung
über Philosophie und Politik durch, und unsere kleine Gruppe hier in
Schleswig-Holstein ist so eine Art Landesableger dieses Ansatzes.
Dieses Lesen philosophischer und politischer Texte im Original ist
also schon seit Jahrzehnten eine alte Gewohnheit von uns. Wir haben
bei der ArGe die Philosophen von den Vorsokratikern über Platon bis
hin zu Habermas mehr als einmal bearbeitet. Deswegen ist es nicht
ungewöhnlich, daß wir heute diesen Text von Habermas gelesen haben.

HL: In Ergänzung dazu könnte es von Interesse sein, daß wir, wie
gesagt, jedes Jahr mit der ArGe eine Winter- und eine Sommerschule
durchführen. Die diesjährige Sommerschule ist dem Thema "Identität"
gewidmet. Das ist auf der einen Seite ein gängiges Reizwort der
Rechten, wenn du an die Identitären denkst, aber diese Begrifflichkeit
hat ja auch einen philosophischen, geistesgeschichtlichen Hintergrund.
Wir werden uns also mit der Herkunft dieses Begriffs auseinandersetzen
und natürlich auch mit seiner konservativen, reaktionären Form und
deren heutiger Argumentationsweise befassen. Einige dieser Ansätze
kommen interessanterweise und für uns selber sehr frustrierend aus dem
Existentialismus. Wir werden uns auch einen ganzen Tag lang mit dem
christlichen Menschenbild beschäftigen, um herauszuarbeiten, inwieweit
es eine Abgrenzung nach rechts ermöglicht, was man ja zur Zeit an den
Kirchen sieht.

Es ist eine Wohltat, wenn ich das mit den 20er Jahren vergleiche, wie
sich heutzutage die Kirchen beispielsweise klar in der
Flüchtlingsfrage positionieren, das gilt sowohl für die Katholiken wie
für die Evangelischen. Du kennst ja den Kulturprotestantismus und die
Frage des deutschen Christentums, um ein Stichwort zu nennen, der von
den 20ern bis hin in die 30er Jahre ganz schlimme Positionen vertreten
hat, die gewissermaßen Teil der NSDAP-Ideologie gewesen sind. Das sind
Positionen, die man inhaltlich nachvollziehen und aufarbeiten muß.
Deshalb ist es wichtig und aufschlußreich, im Zusammenhang mit der
Rechtsentwicklung auch das christliche Menschenbild zu thematisieren.
Wie Edda schon sagte: Wenn man nicht weiß, wo man herkommt, weiß man
auch nicht, wo man hingeht. Deshalb halten wir die Theoriebildung für
so wichtig und arbeiten weiter daran.

SB: Wie anregend das in dieser Form ist, hat das heutige Treffen
gezeigt.

EL: Ihr vom Schattenblick und ich kennen uns ja nun schon einige
Jahrzehnte, weil wir nicht nur zu denen gehören, die sich mit
Theoriearbeit befassen, sondern auch sehr viel schreiben. Ich habe
zweimal im Leben eine Zeitung in der Redaktion mitgestaltet, eine
örtliche in Norderstedt und dann auch bei Der Linken ein Info, das ich
mehrere Jahre organisiert habe. Darüber hatten wir auch Kontakt. Über
Die Linke hinaus haben wir auch mit anderen Zeitungen korrespondiert
und ihnen unsere Artikel zur Veröffentlichung angeboten. Helmut
schreibt ja von seiner Kenntnis her insbesondere Beiträge zur
Arbeitswelt und Kirchenfrage, ich selber lege ein bißchen mehr
Betonung auf historische Themen. Auf jeden Fall haben wir das
Interesse, die von uns gesammelten Erkenntnisse und dazu verfaßten
Artikel über die Politischen Berichte hinaus auch anderen Leuten
zugänglich zu machen.

SB: Edda und Helmut, vielen Dank für dieses Gespräch.


Fußnote:

[1] BERICHT/345: Diskurs - Basisgespräche links ... (SB)

www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0345.html

[2] www.politischeberichte.wordpress.com

17. Juli 2019
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MELDUNG/326: Monsun in Asien - Starkregen und Überschwemmungen gefährden Kinder (UNICEF)


UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen - Köln, 16. Juli 2019

Monsun in Asien: Starkregen und Überschwemmungen gefährden Kinder

Über 100 Tote in Indien, Nepal und Bangladesch / Sorge um Kinder in
Rohingya-Camps



Der Monsun überzieht Südasien mit extremen Regenfällen und führt zu
schweren Überschwemmungen in Indien, Nepal und Bangladesch. Über 100
Menschen haben Behördenangaben zufolge durch den Monsun bereits ihr Leben
verloren, Tausende wurden obdachlos.

Besonders gefährdet sind Kinder und Familien in den
Rohingya-Flüchtlingscamps in Bangladesch. Die meisten von ihnen leben in
einfachen Hütten, die nur wenig Schutz vor Unwettern bieten und teilweise
an erdrutschgefährdeten Hängen gebaut sind. Einige der rund 4.000 Familien
wurden bereits an sicherere Orte umgesiedelt. Ein siebenjähriger Junge ist
in Folge der Überschwemmungen ertrunken, zwei Kinder wurden verletzt.

"Die Zustände in den Flüchtlingscamps und Gastgemeinden verschlechtern sich
durch das brutale Wetter rasend schnell, und die Not der Menschen wird
durch den erwarteten weiteren Regenfall nur noch größer werden", sagte
Alain Balandi Domsam von UNICEF Bangladesch. "Zusammen mit unseren Partnern
haben wir die Verteilung von Hilfsgütern an Kinder und Familien
ausgeweitet, darunter Wasserreinigungstabletten und Plastikplanen."

Fünf von UNICEF unterstützten Lernzentren für geflüchtete Rohingya-Kinder
wurden schwer beschädigt, 750 weitere haben leichte Schäden. Auch
Wasserstellen und Latrinen wurden beschädigt, wodurch die Gefahr steigt,
dass sich Krankheiten ausbreiten können.

Auch in vielen Regionen Nepals sind Tausende von Kindern und ihre Familien
von Überschwemmungen und Erdrutschen betroffen. Bislang sind 64 Menschen
ums Leben gekommen, darunter 26 Kinder. In manchen der betroffenen Gebiete
sind Straßen unpassierbar und die Kommunikation ist eingeschränkt, wodurch
die dort lebenden Menschen nur schwer zu erreichen sind. Kinder und
Familien brauchen dringend Zugang zu Trinkwasser. Außerdem werden
Notunterkünfte, Nahrungsmittel, sanitäre Einrichtungen, Medikamente und
Kleidung benötigt. UNICEF ist vor Ort und stellt Hilfsgüter wie
Hygienepakete, Wasserreinigungstabletten, Wasserkanister sowie
Plastikplanen zur Verfügung.

Die jährliche Regenzeit dauert in Südasien in der Regel bis Oktober, so
dass es in den nächsten Wochen und Monaten noch zu weiterem Starkregen,
Überschwemmungen und Erdrutschen kommen kann. Die ärmsten Familien sind in
dieser Situation besonders gefährdet.

 * 

Quelle:

UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

Pressemitteilung vom 16. Juli 2019

Herausgeber: Deutsches Komitee für UNICEF, Pressestelle

Höninger Weg 104, 50969 Köln

Telefon: 0221/936 50-0, Fax: 0221/93 65 02 79

E-Mail: mail@unicef.de

Internet: www.unicef.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Juli 2019 
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TAGUNG/1466: Hamburg - 5. Mietenpolitischer Ratschlag zum Thema "bezahlbarer Wohnraum" - 28.09.2019


DIE LINKE. im Bundestag

5. Mietenpolitischer Ratschlag

Mietenanstieg stoppen, Spekulation bekämpfen!

Ort: Rathaus Hamburg, Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Datum: 28. September 2019, 11 bis 17.30 Uhr



Mit den Massendemonstrationen der vergangenen Monate ist eine neue
Mietenbewegung auf den Plan getreten. Alternativen zur
vorherrschenden, investoren- und eigentümerfreundlichen
Wohnungspolitik liegen auf dem Tisch. Auf dem Weg zum guten und
bezahlbaren Wohnen für alle sind aber auch noch Fragen offen: Wie
können das Wohnen demokratisiert, die Rechte der Mieter*innen
gemeinsam durchgesetzt und der Klimaschutz vorangebracht werden? Was
tun gegen Spekulation und Geldwäsche und zur Bekämpfung von
Wohnungslosigkeit?

DIE LINKE. im Bundestag und die DIE LINKE. in der Hamburgischen
Bürgerschaft laden ein zum 5. Mietenpolitischen Ratschlag, um
parlamentarische und außerparlamentarische Kräfte zu vernetzen und für
eine Kehrtwende in der Wohnungspolitik zu bündeln.

Programm

11 - 13 Uhr Alle Macht den (Mieter*innen-)Räten! - Mitbestimmung,
Selbstorganisierung, Mieterstreik?

Begrüßung


	Caren Lay, MdB, Stellvertretende Vorsitzende und Sprecherin für Mieten-, Bau- und Wohnungspolitik der Fraktion DIE LINKE. im Bundestag

	Heike Sudmann, MdHB, Stellvertretende Vorsitzende und Sprecherin für Stadtentwicklungs-, Wohnungs- und Verkehrspolitik der Fraktion DIE LINKE. in der Hamburgischen Bürgerschaft



Podiumsdiskussion


	Dr. Rolf Bosse, Mieterverein zu Hamburg (Deutscher Mieterbund)

	Marie Schubenz, Mieterrätin Neues Kreuzberger Zentrum, Berlin

	N.N., Bündnis Kommunal und Selbstverwaltet Wohnen, Berlin

	Lukas Tockner, Arbeiterkammer Wien

	Moderation: Caren Lay



13 - 14 Uhr Mittagspause

14 - 16 Uhr Austausch in drei Arbeitsgruppen

I. Wohnen darf keine Ware sein - Mittel gegen Spekulation und
Geldwäsche im Immobiliensektor


	Fabio De Masi, MdB, Stellvertretender Vorsitzender und Sprecher für Finanzpolitik der Fraktion DIE LINKE. im Bundestag

	Dr. Laura Calbet i Elias, Stadtforscherin am Leibniz-Institut für Raumbezogene Sozialforschung Erkner

	Rouzbeh Taheri, Deutsche Wohnen & Co. enteignen Berlin

	Moderation: Victor Perli, MdB



II. Mit Klimaschutz gegen den Mietenwahnsinn? - Sozial und
ökologisch modernisieren


	Paula Brandmeyer, Deutsche Umwelthilfe

	Lukas Tockner, Arbeiterkammer Wien

	N.N., Mieterinitiative Steilshoop, Hamburg

	Moderation: Lorenz Gösta Beutin, MdB



III. Wohnungslosigkeit beenden


	Andrea Hniopek, Caritas Hamburg

	Corinna Müncho und Sebastian Böwe, Housing First Berlin

	Cansu Özdemir, MdHB, Vorsitzende und Sprecherin für Soziales der Fraktion DIE LINKE. in der Hamburgischen Bürgerschaft

	Matthias Sell, Verkäufer der Straßenzeitung Hinz und Kunzt, Hamburg

	Moderation: Cornelia Möhring, MdB, Stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. im Bundestag



16 - 16.30 Uhr Kaffeepause

16.30 - 17.30 Uhr Abschlusspodium

Mietendeckel, Enteignung, bundesweite Bündnisse - Wege zu einer
sozialen Wohnungspolitik


	Dr. Andrej Holm, Humboldt-Universität zu Berlin

	Caren Lay

	Heike Sudmann

	Rouzbeh Taheri

	Moderation: Zaklin Nastic, MdB



Eine Anmeldung ist bis zum 25. September 2019 über unsere Homepage
https://www.linksfraktion.de/termine oder per E-Mail an
veranstaltung@linksfraktion.de mit dem Betreff »Mieten« erwünscht.

Eine Übersetzung in Gebärden- oder Schriftsprache ist möglich, sofern
der Bedarf bis 12. September 2019 angemeldet wird.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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ARBEIT/2963: Automatisierung seit den 70er Jahren - Arbeitsplatzverluste werden durch neue Arbeitsplätze ausgeglichen (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 16.07.2019

Automatisierung seit den 70er Jahren: Arbeitsplatzverluste werden durch
neue Arbeitsplätze ausgeglichen



Der deutsche Arbeitsmarkt konnte den Strukturwandel seit den 70er Jahren
bislang alles in allem ausgleichen. Auf längere Sicht betrachtet
entstanden etwa in dem Maß, wie Arbeitsplätze abgebaut wurden, auch neue.
Das zeigt eine am Dienstag veröffentlichte Studie des Instituts für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB).

Trotz der vermehrten Automatisierung in der Industrie seit den 70er Jahren
ist der Arbeitsplatzabbau durch Arbeitsplatzaufbau in anderen Betrieben
oder Sektoren ausgeglichen worden. "Technischer Fortschritt hat in
Deutschland bislang nicht zu weniger Arbeit geführt, sondern zu einer
Umschichtung von Arbeitsplätzen und Arbeitskräften", schreiben die
IAB-Forscher Hermann Gartner und Heiko Stüber.

Für Hochqualifizierte seien sogar mehr Arbeitsplätze hinzu gekommen als
verschwunden, so die IAB-Forscher. Für Geringqualifizierte sind den
Forschern zufolge dagegen weniger Stellen entstanden als abgebaut wurden.
Die technologische Entwicklung war also verbunden mit einer qualitativen
Veränderung des Bedarfs an Arbeitskräften: Die Nachfrage nach
hochqualifizierten Arbeitskräften ist gestiegen, die Nachfrage nach
Geringqualifizierten hat abgenommen. Die zunehmend besser ausgebildeten
Arbeitskräfte konnten vom Arbeitsmarkt aufgenommen werden. Gleichzeitig
wuchs ab den 70er Jahren lange Zeit die Arbeitslosigkeit bei den
Geringqualifizierten.

Durch die Computerisierung in den vergangenen 20 Jahren ist der Anteil der
Arbeitsplätze, die verloren gingen, nicht angestiegen. Seit 2005 ist er
sogar zurückgegangen. "Es gibt also keinen Trend zu einem
Turboarbeitsmarkt, denn dann müssten die Auf- und Abbauraten steigen",
erklären Gartner und Stüber.

Bezogen auf die aktuelle Digitalisierungsdebatte ("Wirtschaft 4.0")
erwarten die Forscher, dass auch dieses Mal das Beschäftigungsniveau in
Deutschland unterm Strich nicht sinken wird. Das IAB prognostiziert
allerdings große Umbrüche: Durch die Digitalisierung werden rund 1,5
Millionen Stellen wegfallen, jedoch in ähnlichem Umfang auch neue
entstehen. "Dass neu entstehende Arbeitsplätze oft ein anderes
Anforderungsniveau aufweisen als die weggefallenen Arbeitsplätze, ist mit
ein Grund, dass es immer ein bestimmtes Maß an Mismatch-Arbeitslosigkeit
gibt", so die Forscher. Qualifizierung sowie professionelle Beratung und
Vermittlung seien deshalb von zentraler Bedeutung, damit die Beschäftigten
mit den Herausforderungen der Digitalisierung schritthalten können.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2019/kb1319.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 16.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/2377: Energieeffizienz-Index Sommererhebung 2019 - Klimaziele nur mit mehr Energieeffizienz erreichbar (idw)


Fraunhofer-Institut für Produktionstechnik und Automatisierung IPA -
15.07.2019

Energieeffizienz-Index Sommererhebung 2019 -
Klimaziele sind nur mit mehr Energieeffizienz erreichbar



Der Energieeffizienz-Index EEI ist zum Sommer 2019 wieder gefallen. Das
heißt, die Unternehmen investieren so viel wie noch nie seit Beginn der
Erhebung, aber die Steigerungsrate der Energieproduktivität und die
Bedeutung der Energieeffizienz ist insgesamt gesunken. Das Institut für
Energieeffizienz in der Produktion EEP der Universität Stuttgart erhebt
seit 2013 halbjährlich aktuelle und geplante Aktivitäten der deutschen
Industrie zur Energieeffizienz. Der EEI wird unter anderem in
Zusammenarbeit mit der Deutschen Energie-Agentur (dena), dem Bundesverband
der Deutschen Industrie (BDI), dem Fraunhofer IPA und dem TÜV Rheinland
und weiteren Partnern erstellt.

"Die Erwartung und Planung der Unternehmen in den Bereichen Bedeutung der
Energieeffizienz, Investitionsverhalten in die Energieeffizienz und
Energieproduktivität war noch nie so viel höher im Vergleich zu aktuellen
Aktivitäten bzw. der Einschätzung der aktuellen Situation als in der
laufenden Erhebung. Dies passt auch zu den gestiegenen Investitionen in
die Energieeffizienz. Die Unternehmen bereiten sich also auf höhere
Anstrengungen vor", so der Leiter des Instituts für Energieeffizienz in
der Produktion EEP der Universität Stuttgart, Professor Alexander Sauer.
Knapp 900 Unternehmen aus über 20 Branchen beantworteten auch die
halbjährlich wechselnden Sonderfragen des EEI. Für den Sommerindex wurde
z.B. abgefragt: Wie schätzen Sie die Bedeutung der beiden Handlungsfelder
Energieeffizienzsteigerung und Einsatz Erneuerbarer Energien für Ihr
Unternehmen zum Erreichen der Klimaschutzziele ein?

Rund drei Viertel der Unternehmen schätzen die Bedeutung der
Energieeffizienz als wichtig für die Erreichung der Klimaschutzziele ein.
Der Beitrag der Energieeffizienz wird demnach von den Unter-nehmen für
wichtiger als der Einsatz von Erneuerbaren Energien erachtet. Nur 6% der
Unternehmen halten Energieeffizienz für wenig oder gar nicht wichtig. "Das
ist eine gute Nachricht für die Energieeffizienz - sie ist in der
Industrie die erste Priorität und sollte noch stärker unterstützt werden
als bis-her", so Prof. Sauer.

Bei der Planung der Energiestrategie beziehen über 80% der Unternehmen den
eigenen Fuhrpark ein. Vor allem wollen sie Kraftstoffkosten sparen,
gleichermaßen ist ihnen aber auch die Steigerung ihrer Energieeffizienz
wichtig. Bereits 16 % beabsichtigen ihr Flexibilisierungspotenzial zu
erhöhen, indem sie den Fuhrpark kritisch unter die Lupe nehmen.

Warum rentable Energieeffizienzmaßnahmen nicht umgesetzt werden, war
Gegenstand einer weiteren Sonderfrage. Ursachen für nicht realisierte
Energieeffizienzmaßnahmen sind vor allem eine zu geringe Priorisierung im
Investitionsbudget sowie fehlende fachliche und zeitliche Ressourcen. Für
nur 12% der befragten Unternehmen ist die Umsetzung zu komplex.

"Die Lage spitzt sich zu: Steigende Investitionen bei nahezu konstantem
Effizienzfortschritt bedeutet höhere Kosten pro eingesparter
Kilowattstunde. So eine Entwicklung ist endlich. Das BMWi sollte die
aktuelle Investitionsbereitschaft mit entsprechenden Rahmenbedingungen in
seiner geplanten Energieeffizienzstrategie unbedingt unterstützen und auch
das Finanzministerium in die Pflicht nehmen - unbürokratischer Zugang zu
umfangreichen Fördermöglichkeiten wird immer wichtiger - hierzu zählt in
Zeiten hoher Unternehmensgewinne explizit auch eine degressive
Abschreibung", so Prof. Sauer.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution206

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Produktionstechnik und Automatisierung IPA, 15.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





FRAGEN/037: Gespräch mit Paul-Henri Campell über den Stellenwert von Tätowierungen im christlichen Glauben (NG/FH)


Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 6/2019

Steigender Wert der Selbstdefinition

Über den Stellenwert von Tätowierungen im christlichen Glauben

Gespräch mit Paul-Henri Campbell von Beate Tröger



»Christen sind keine scheuen Enthusiasten ihrer Markenzeichen. Überall
hinterlassen sie ihre Symbole - Kreuze, Fische, Monogramme, Tauben,
Kelche. Egal, wie primitiv oder schematisch sie ausgeführt sind, man
erkennt sie sofort als unmissverständliches Zeichen: Jesus was here,
hallelujah! Keine Höhle scheint zu dunkel, keine Grotte zu klamm,
keine Wüste zu öd, kein buchtenreiches Eiland zu abgelegen, um dort
Symbole der Christenheit bis ans Ende aller Tage zu fixieren.« So
beginnt der 1982 in Boston geborene, nach einem Studium der
Katholischen Theologie und des Altgriechischen in der Katholischen
Erwachsenenbildung tätige und zudem als Autor und Übersetzer
arbeitende Paul-Henri Campbell sein Buch »Tattoo & Religion. Die
bunten Kathedralen des Selbst«.

Anhand der Geschichte der Tätowierung, das zeigt Campbell
eindrucksvoll, lässt sich Kultur- und Religionsgeschichte als
Mediengeschichte erzählen. Das Medium der Tätowierung, der Körper, das
sichtbare »Ich bin« eines Menschen wird durch die Wahl der tätowierten
Motive auch zu einem Statement des Ichs in seiner Subjektivität und
Individualität. Beate Tröger sprach mit Paul-Henri Campbell über das
Buch, die mehrjährigen Recherchen, die Überraschungen und
Schwierigkeiten, die es bedeutet hat, diese Publikation zu
realisieren.



NG|FH: Wie bist Du auf die Idee gekommen, dieses Projekt und daraus
dieses Buch zu machen? Was war der erste Auslöser?

Paul-Henri Campbell: Ich habe einige Jahre im Diözesanmuseum
Limburg gearbeitet und dort auch Kunstinventare angefertigt, also
Objekte aufgenommen, beschrieben und eingeordnet. Dadurch habe ich
zahlreiche, auch durchaus bizarre Exemplare sakraler Kunst gesehen.
Als ich begann, kulturelle Bildungsangebote für Erwachsene zu planen
und zu gestalten, wollte ich dieses Wissen in andere Bereiche
transportieren. Da dachte ich mir: »follow the money«: Wo
investieren Menschen, wo geben Menschen ihr Geld aus, um sich selbst
auszudrücken? Zufällig habe ich in dieser Zeit eine Tätowiererin
kennengelernt, die dafür aufgeschlossen war, bei sich im Studio einen
Workshop zu christlicher Ikonografie durchzuführen. Das stieß auf
großes Interesse. Zuerst begriff ich gar nicht, warum. Dann
wiederholte ich den Workshop in mehreren Studios und merkte, dass ich
eigentlich selbst mehr zuhören müsste, um diese Zeichen zu verstehen.
Diese Menschen waren sprechende und auskunftsfähige Kunstwerke, die
man befragen konnte.

NG|FH: Wie kommt es dazu, dass Du ausgerechnet den religiösen
Aspekt so in den Mittelpunkt stellst?

Campbell: Ich hänge einer etwas altmodischen Zeichentheorie an.
Diese besagt, frei gewählte Zeichen - seien es Tätowierungen, Kelche,
Gemälde oder Gedichte - haben im Kern mit einem Bedürfnis nach
Selbstausdruck zu tun, einem Wissen, dass die Schöpfung noch nicht
fertig ist und wir an ihrem Hervorbringen teilnehmen. Religion ist ein
Grundvollzug. Der religiösen Institution, dem Credo, den Dogmen, auch
ihren künstlerischen Formen, geht der Mensch und sein Körper voraus.
Die christliche Taufe im Übrigen schafft auch einen character
indelebilis, ein unauslöschliches Zeichen. Dort liegen die Brücken
zu meinem Ansatz.

NG|FH: Es wäre vor 20ren nicht denkbar gewesen, dass ein Hersteller
gehobener Mode, die nicht Haute Couture ist, mit tätowierten Models
wirbt. Inzwischen ist das üblich. Bis Mitte der 90er Jahre gab es den
Spruch: »Tattoos sind etwas für Piraten und Verbrecher«. In Deinem
Buch gibt es viele Gespräche, in denen sich der Imagewandel des
Tattoos zeigt. Und er hat etwas mit den 90ern zu tun - Stichwort MTV.
Kannst Du dazu etwas sagen?

Campbell: Ja, die Tätowierung verändert sich ständig und
ikonische Träger/innen spielen eine wichtige Rolle für die Verbreitung
bestimmter Stile. In der Zeit, in der Tätowierungen hauptsächlich in
Manegen, im Boxring oder in der Hafenkneipe zu sehen waren, war der
motivische Kanon auch an dieses Milieu gebunden. Ähnlich ist es mit
MTV, das ja mit Rock und Punk zusammenfällt. Heute stehen zahlreiche
Stile nebeneinander, die Bilderflut von Instagram trägt dazu bei, dass
Menschen alle möglichen Styles sehen und Influencer, etwa Athletinnen
und Athleten oder Sängerinnen und Sänger, beobachten, die ein
entsprechendes Lebensgefühl transportieren. Zugleich, so denke ich,
ist in einer pluralistischen Welt der Wunsch nach individuellem
Ausdruck viel stärker: Wenn alles möglich ist, steigt die
Selbstdefinition im Wert.

NG|FH: In dem Buch, das sich aus Interviews und
kulturgeschichtlichen Aufsätzen, vor allem aber auch aus höchst
eindrucksvollen Fotografien von Tätowierten und Tätowierern
zusammensetzt, wird untersucht, warum sich das Christentum als
zeichensetzende Religion bis heute wenig mit dem Stellenwert von
Tätowierungen auseinandergesetzt hat.

Campbell: Das ist eigenartig, nicht wahr? Ich kann verstehen,
dass sich evangelische Christen diese Fragen nicht stellen. Aber für
Katholiken gibt es keinen Weg daran vorbei. Die sakrale Kunst hat vom
Narwal-Zahn bis zur Koralle jedes Material zu verarbeiten gewusst:
Gehörknöchelchen, die Haut des Heiligen Bartholomäus, sogar die
Vorhaut Christi sind zu Reliquien erklärt worden, aber über die Haut
der Lebendigen hat man bisher wohl weniger nachgedacht und dies,
obwohl eine lange Tradition der Tätowierung im Christentum existiert.
Vielleicht ist es das Erbe der 50er Jahre und einem bürgerlichen
Ressentiment der Kunst- und Kirchenhistoriker geschuldet, dass die
vielen Arten der christlichen Tätowierung einfach »übergangen« worden
sind. Dabei gäbe es zum Beispiel im Hinblick auf die Motivik und
Ikonografie der Votivgaben zahlreiche Forschungsansätze, die auf der
Hand liegen.

NG|FH: Ist die Wiederentdeckung der Tätowierung als produktive
Kraft christlicher Frömmigkeit tatsächlich bewusster Ausdruck von
Frömmigkeit? Oder ist die Konjunktur des Tattoos vielleicht nur eine
Modeerscheinung, die auch vor gläubigen Menschen nicht Halt macht?

Campbell: Diese Frage wird mir tatsächlich häufig gestellt. Sie
ist auch wichtig: Meinen die Leute es ernst mit ihrer religiösen
Inbrunst oder sind sie nur brünstig nach Schönheit? Bei Tätowierungen
sieht man zunächst die diesseitige, individuelle Entscheidung. Man
sieht den modernen Zeitgenossen und die zeitgenössische Gestaltung
seines Körpers. Ich finde, wenn sich jemand ein Zeichen gibt, um sich
auszudrücken, sollte man es zunächst respektvoll anerkennen. Es
überrascht mich immer wieder, dass man selten auf die Idee kommt,
einen Pfarrer oder einen Diakon zu fragen, ob er es ernst meint, wenn
er ein Kreuzzeichen macht. Daher möchte ich Deiner Frage etwas
ausweichen und darauf hinweisen, dass alle Formen der Frömmigkeit,
jede Devotionalie, jede konkrete Ausprägung der religiösen Mode
letztlich unbewusste und bewusste Motive birgt. Die barocke Prozession
mit den Chormänteln aus Damast und den von belgischer Spitze gesäumten
Alben, auch die mit muschelförmigen (Rocaille) und blattförmigen
(Akanthus) Ornamenten dekorierten Monstranzen, sind letztlich auch
erst einmal lediglich Ausdruck der Mode in jener Periode. Das
religiöse Motiv einer Tätowierung liegt einer Entscheidung zugrunde.
Wie stark oder schwach, wie existenzumwälzend oder leichtsinnig das
Motiv gewählt ist, erweist sich vielleicht nicht in dem Moment, wo
jemand ins Studio geht und sein persönliches Projekt stechen lässt,
sondern erst im Verlauf des Lebens.

NG|FH: Wie hast Du Deine Interviewpartner gefunden? Wie hast Du sie
erlebt? War es schwierig, an sie heranzukommen?

Campbell: Es war viel Koordination und Recherchearbeit nötig.
Ich bin für zahlreiche Hinweise dankbar, insbesondere Ole Wittmann aus
dem Projekt »Nachlass Warlich« in Hamburg war unglaublich offenherzig
mit Hinweisen und Vermittlungen. Was mich überrascht hat, ist aber
auch, dass fast jedem, der sich mit dem Thema beschäftigt, aus
kunsthistorischen oder aus professionellen Gründen als Tätowiererin
bzw. Tätowierer, die Verbindung von Religion und Tattoo unmittelbar
einleuchtete. Mich hat besonders der große Respekt beeindruckt, den
die Tätowierer vor dem menschlichen Körper haben. Mich hat auch
beeindruckt - und die Theologie sollte sich davon eine Scheibe
abschneiden -, wie ihre Kunst auf Vertrauen und Kooperation gegründet
ist.

NG|FH: Was war die größte Überraschung für Dich bei Deiner Arbeit
an dem Buch?

Campbell: Mich hat überrascht, dass es tatsächlich möglich ist,
eine klare Traditionslinie der Tätowierung im Christentum
herauszuarbeiten. Diese Tradition beginnt schon in den ersten Tagen
des Christentums. Sie geht weiter ins spätantike und mittelalterliche
Mönchtum, wo sie an Gestalten wie dem schwäbischen Dominikaner
Heinrich Seuse oder der kölnischen Begine Christine von Stommeln
hervorragend dokumentiert ist. Und sie findet sich in der Alten wie in
der Neuen Welt im christlichen Kontext von der Adria bis an die Hänge
der Sierra Madre oder von Goa bis nach Montreal. Man muss einfach
nüchtern feststellen: Die Tätowierung gibt es im Christentum schon
länger als die tridentinische Messe.

NG|FH: Ich war sehr beeindruckt von dem Interview mit dem
Jerusalemer Tätowierer Razzouk, der mit seinem Studio in der 26.
Generation Pilger tätowiert. Wie hast Du ihn gefunden?

Campbell: Die Familie Razzouk ist natürlich vielleicht die
bekannteste Dynastie für Pilgertätowierungen im Heiligen Land. Man
kann sie eigentlich nicht übersehen. Die Matrizen, die aus kleinen
Blöcken von Olivenholz geschnitzt sind und die Vorlagen für die
Tätowierungen bilden, sind eher primitiv, aber sie sind sehr alt.
Ebenso traditionsreich sind aber auch die Gruppen, die aus dem
gesamten vorderen Orient und der gesamten Welt Jahr für Jahr in das
Studio kommen, um sich ein Souvenir ihrer Pilgerreise stechen zu
lassen.

NG|FH: Auch die Geschichte von Chaim Machlev ist sehr bewegend.
Eine existenzielle Erfolgsgeschichte darüber, wie jemand seinen
Träumen folgt und Glück damit hat.

Campbell: Ja, Chaim ist wirklich ein Suchender. Seine Laufbahn
ist aber typisch für den Beruf. Er war vorher ein IT-Spezialist, der
für eine Firma in Tel Aviv gearbeitet hat. Irgendwann beschloss er,
sein Leben müsse sich ändern. Das hat er durchgezogen und ist nach
Berlin geflogen, wo er so lange gesucht hat, bis er jemanden fand, der
ihn zum Tätowierer ausbilden wollte. Heute gehört er zu den
gefragtesten Tätowierern Europas.

NG|FH: Du gehst in der Geschichte auch ziemlich weit zurück.
Aufregend ist auch, was Du über Caterina Pigorini Beri erzählst. Wer
war sie und wie bist Du auf sie gestoßen?

Campbell: Caterina Pigorini Beri war eine italienische
Volkskundlerin und Schriftstellerin. Sie war für ihre Zeit sehr
gebildet und auch mit Giuseppe Verdi befreundet. Durch ihre Heirat kam
sie in die Nähe von Loreto und begann dort die Tätowierungen zu
studieren, die sie überall bei den Menschen dort sah. Sie zeigte in
ihrem Aufsatz nicht nur die Geschichte dieser Motive, sowie ihre
Verbindung zur Santa Casa in Loreto, sondern sammelte auch die Breite
und Vielfalt der Motive: Sie konnte Motive auch bestimmten
Gemeinschaften zuordnen, wie den Franziskanern oder den Jesuiten.

NG|FH: Ich habe mich auch gefragt, wo eigentlich die
Tätowiererinnen im Buch vertreten sind? Sie werden nicht erwähnt.

Campbell: Erwähnt schon, aber - das stimmt - nicht in
ausreichender Zahl. Es kommen zwar Kunsthistorikerinnen zu Wort und
eine Tätowiererin, aber es hätten auch ein paar mehr sein können. Das
liegt aber an mir. Ich bin viel zu spät auf die feministische
Tätowiermesse in Hamburg gestoßen, da war ich eigentlich schon mit dem
Buch fertig. Aber es ist ja auf mehrere Bände angelegt. Ich hoffe,
diese Lücke in zukünftigen Projekten schließen zu können. Es ist ja
klar, dass es eine Fülle von ausgezeichneten Tätowiererinnen gibt,
auch eine evangelikale Pastorin hätte ich gerne interviewt und ein
wunderschönes Interview mit einer tätowierten Benediktinerin hat die
Ordensfrau selbst in letzter Minute zurückgezogen, weil sie zwar die
Idee zu dem Buch gut fand, aber sich selbst nicht so exponieren
wollte. Das war zwar schade, aber ihren Wunsch muss ich natürlich
respektieren.

NG|FH: Was hättest Du Dir noch gewünscht, was im Buch jetzt fehlt?


Campbell: Ich hätte mir noch eine/n Vertreter/in des
mexikanisch-westamerikanischen Chicano Styles gewünscht, auch
Interviews mit mehr christlichen Kulturen, wo die Tätowierung wichtig
ist, wie den Äthiopiern oder Eritreern hätten das Ganze noch runder
gemacht. Das Buch ist aber, wie gesagt, ein erster Spatenstich.

NG|FH: Wie geht es mit dem Projekt weiter?

Campbell: Ich möchte eine Gesellschaft gründen, um die
christliche Tätowierung im Besonderen, aber das weite Feld der
Religion im Allgemeinen in zukünftigen Büchern auszuleuchten. Aber es
soll nicht nur bei Büchern bleiben. Ich möchte eine societas
indelebilis gründen, eine Art Bund katholischer Tätowierer/innen.
Die Aufgabe dieser Gesellschaft wird eine Sensibilisierung für
Religion in der Tätowierkunst sein. Ich könnte mir auch vorstellen,
dass wir den Heiligen Bartholomäus als Schutzpatron für diesen
Berufsstand beantragen: Der Apostel hat ja bekanntlich seine Haut
selbst in die Hand genommen.

NG|FH: Würdest Du Dich selbst tätowieren lassen?

Campbell: Ich weiß nicht. Momentan ist meine Haut noch
sozusagen jungfräulich.

NG|FH: Dein Buch ist ja bereits erschienen. Wie wird es
aufgenommen? Die Frage interessiert mich vor allem auch besonders
bezüglich der religiös empfindenden Leserschaft bzw. der Kirche.

Campbell: Es ist alles da. Es gibt böse Briefe und E-Mails, die
mich vor Vorträgen oder nach einer Berichterstattung erreichen, in
denen ich als Vertreter des Niedergangs des Christentums beschimpft
werde. Aber es sind nur wenige, eine Handvoll, und manchmal beinhalten
sie mehr depressive Wut als substanzielle Kritik. Aber im Großen und
Ganzen ist die Resonanz ziemlich positiv und es kommen Anfragen von
vielen Seiten, auch von den Medien.


Paul-Henri Campbell: Tattoo & Religion.

Die bunten Kathedralen des Selbst. 

Das Wunderhorn, Heidelberg 2019, 192 29,80 €.
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





MELDUNG/246: Europäische Kirchen und Hilfswerke - Gemeinsamer Appell zur Seenotrettung (Brot für die Welt)


Brot für die Welt - Evangelischer Entwicklungsdienst

Pressemitteilung vom 17. Juli 2019

Europäische Kirchen und Hilfswerke: Gemeinsamer Appell zur
Seenotrettung



Aus Anlass der bevorstehenden informellen Tagung der Ministerinnen und
Minister für Justiz und Inneres der Europäischen Union, die vom 18.7.2019 -
19.7.2019 in Helsinki stattfindet, haben sich alle evangelischen
Entwicklungs- und humanitären Hilfswerke, die in ACT Alliance EU
zusammengeschlossen sind, sowie die Mitgliedsorganisationen der Kirchlichen
Kommission für Migranten in Europe (CCME) und die Konferenz der
Europäischen Kirchen (KEK), in der die protestantischen, anglikanischen und
orthodoxen Kirchen Europas zusammengeschlossen sind, gemeinsam in einem
dringlichen Appell an die Minister und die EU Kommission gewandt.

Cornelia Füllkrug-Weitzel, Präsidentin von Brot für die Welt und zugleich
Vorsitzende der ACT Alliance EU, sagt:

"Dass diese drei großen europäischen kirchlichen Allianzen sich erstmals
gemeinsam äußern, weil sie die fundamentalen europäischen Werte und den
Vorrang des menschlichen Lebens vor politischen Erwägungen gefährdet sehen,
ist ein sehr starkes Signal an die EU und ihre Mitgliedskirchen. Diese drei
wichtigen europäischen Organisationen der Kirchen und ihrer Werke fordern
ein Ende der Kriminalisierung von Nichtregierungsorganisationen, die
Menschen aus Seenot retten, und eine erneute EU-Seenotrettungsmission. Wir
wollen außerdem einen sofortigen EU-Notfallplan für Bootsflüchtlinge, sowie
die Einstellung der Kooperationen mit Libyen und anderen Anrainerstaaten,
in denen Menschenrechte nicht gesichert sind. Ohne erweiterte
Resettlementprogramme und legale Einreisewege wird das Sterben auf dem
Mittelmeer kein Ende haben. Wir sehen die EU in der Verantwortung, die
Unantastbarkeit, Würde und das Recht auf Leben aller Menschen zu fördern,
zu respektieren und zu schützen - besonders unter den dramatischen
Umständen, denen Flüchtlinge und Migrierende ausgesetzt sind!"


Brief an die Ministerinnen und Minister für Justiz und Inneres:

https://info.brot-fuer-die-welt.de/sites/default/files/blog-downloads/letter_act_eu.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Juli 2019

Brot für die Welt - Evangelischer Entwicklungsdienst

Evangelisches Werk für Diakonie und Entwicklung e.V.

Caroline-Michaelis-Str.1, 10115 Berlin
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Internet: http://www.brot-fuer-die-welt.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06990: Kunst kontra Erfolg (SB)


"Für mich ist das Schachspiel vor allem Kampf, obwohl ich die
ästhetische Grundlage dieses Spiels stets sehr hoch einschätze. Eine
schöne Kombination oder ein raffiniertes Positionsmanöver rufen
Bewunderung hervor; ausschlaggebend ist für mich jedoch die sportliche
Seite", ließ Anatoli Karpow vor etlichen Jahren vernehmen und stellte
sich damit auf die Seite jener, die einzig und allein im Tabellenstand
den wahren Nutzen und die echte Herausforderung des Schachspiels
ansiedeln. Gewinnermentalitäten waren schon immer die Antipoden zu
jener Art von Spielern, die im Künstlerischen, kreativ sich
Ausschöpfenden den Schwerpunkt legten vor der simplen Arithmetik von
Siegen, Niederlagen und Remisen. Ob die Grusinierin Nona
Gaprindaschwili im heutigen Rätsel der Sphinx nur den Sieg im Blick
hatte, oder vielleicht doch zumindest aus den Augenwinkeln heraus auf
der Suche nach einer vollendeten Partie war, läßt sich nur
vermutungsweise sagen, unbestreitbar ist jedoch, daß sie den letzten
Zug ihrer Kontrahentin Maksimovic 1.Le2-c4? auf künstlerisch sehr
feine Weise bestrafte, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06990: Kunst kontra Erfolg (SB)]



Maksimovic - Gaprindaschwili

Jaice 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die Gliederung ins scheinbar Harmonische beider Stellungen trügte, und
Meister Kestler wußte, auf das Chaos zu seinen Gunsten zu pochen:
1.Se5xf7! Db8-b2 - denn 1...Sd6xf7? 2.Te1-e8+ kostet die Dame und
1...Ta2-a6 2.Te1-e7 Db8-b1+ 3.Kg1-h2 Sd6xf7 4.Dd7-c8+ Material - 2.Te1-
e8+! Sd6xe8 3.Dd7xe8+ Kg8-h7 4.De8-h8+ Kh7-g6 5.Sf7-e5+ Kg6-f5 6.Dh8-
f8+ und Schwarz gab lieber auf, als sich in wenigen Zügen mattsetzen
zu lassen.



Erstveröffentlichung am 18. Juli 2006

17. Juli 2019
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/541: Warum zwei von drei Babys links gewiegt werden (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 16.07.2019

Warum zwei von drei Babys links gewiegt werden



Mehr als zwei Drittel aller Menschen tragen ein Baby vorzugsweise auf dem
linken Arm. Bei Frauen sind es sogar drei Viertel, ebenso unter
Rechtshänderinnen und Rechtshändern. Das ist das Ergebnis einer Analyse
von 40 Studien aus den vergangenen 60 Jahren, die ein Team aus der
Biopsychologie der Ruhr-Universität Bochum (RUB) durchgeführt hat. Als
einen Grund für diese Vorliebe nehmen die Experten an, dass die
Verarbeitung von Emotionen vor allem in der rechten Gehirnhälfte erfolgt,
die mit der linken Körperseite verknüpft ist. Das Team um Erstautor Julian
Packheiser berichtet im Journal Neuroscience and Biobehavioral Reviews vom
26. Juni 2019.


Erste Studie von 1960

Seit 1960 haben sich international Forscherinnen und Forscher damit
beschäftig, ob und warum Menschen beim Wiegen von Babys eine
Seitenvorliebe haben. Manche Studien belegten eine Vorliebe, andere nicht.
"Um den Effekt zu klären, haben wir alle Studien zu diesem Thema gesucht,
die wir finden konnten", sagt Julian Packheiser. 40 Untersuchungen bezogen
die Bochumer Forscher in ihre Analyse ein.

Unterm Strich konnten sie festhalten, dass zwischen 66 und 72 Prozent
aller Menschen einen Säugling mit dem linken Arm halten. Bei Rechtshändern
sind es mit 74 Prozent sogar noch mehr, während es bei Linkshändern nur 61
Prozent sind. Ähnlich ist das Verhältnis bei Männern und Frauen: 64
Prozent aller Männer und 73 Prozent aller Frauen halten ein Baby mit dem
linken Arm. "Es kann natürlich sein, dass es Zusammenhänge zwischen
Geschlecht und Händigkeit gibt", erklärt Packheiser. Immerhin haben Männer
eine um 23 Prozent höhere Wahrscheinlichkeit, Linkshänder zu sein als
Frauen. "Dieser Zusammenhang wurde aber leider in keiner Studie
betrachtet", so der Forscher.

Emotionen könnten entscheidend sein

Über die Gründe für die Seitenvorliebe wurde schon viel spekuliert.
Vielleicht halten Rechtshänderinnen und Rechtshänder das Baby nur deswegen
links, damit sie die rechte, geschicktere Hand frei haben. Da Emotionen
vorrangig in der rechten Gehirnhälfte verarbeitet werden, könnte es aber
auch sein, dass Menschen dazu neigen, ihr Baby in ihr mit der rechten
Hirnhälfte verknüpftes linkes Gesichtsfeld zu bringen. Das könnte
besonders für Mütter gelten, die schon während der Schwangerschaft eine
starke emotionale Bindung zu ihrem Kind aufbauen.

Was Männer anbelangt, setzen die Bochumer Forscher die Ergebnisse der
Analyse in Beziehung zu einer eigenen Studie zu Umarmungen. Darin hatten
sie herausgefunden, dass Männer, denen es unangenehm ist, andere Männer zu
umarmen, sich wegen der starken negativen Emotionen eher von links in den
Arm nehmen. "In weiteren Studien müsste man also den emotionalen Kontext
des Baby-Haltens mit einbeziehen", sagt Julian Packheiser.


Förderung

Die Arbeiten wurden gefördert durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft im
Rahmen des Graduiertenkollegs "Situated Cognition" (GRK 2185/1) und eines
Grants OC 127/9-1.

Originalveröffentlichung

Julian Packheiser, Judith Schmitz, Gesa Berretz, Marietta 
Papadatou-Pastou, Sebastian Ocklenburg:

Handedness and sex effects on lateral biases in human cradling:
Three metaanalyses,

in: Neuroscience and Biobehavioral Reviews, 2019,

DOI: 10.1016/j.neubiorev.2019.06.035

Weitere Informationen unter:

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0149763419301691 

- Paper online

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2
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GESELLSCHAFT/350: Migration - wie das Ankommen gelingt. Zur Inklusion und Exklusion geflüchteter Menschen (idw)


Fachhochschule St. Pölten - 16.07.2019

Migration: wie das Ankommen gelingt. Forschung zur Inklusion und Exklusion
von geflüchteten Menschen



Ob geflüchtete Menschen gut in der neuen Gesellschaft ankommen und von
dieser aufgenommen werden, hängt vor allem von den Umständen in der Zeit
des Ankommens ab. Der Ankommensprozess kann mehrere Jahre dauern.
Sozialwissenschaftlerin Katharina Auer-Voigtländer von der Fachhochschule
St. Pölten untersucht in ihrer Dissertation, wie geflüchtete Menschen den
Ankommensprozess wahrnehmen, welche Faktoren das Ankommen beeinflussen und
wie es gut gelingen kann.

"Ein geregelter Aufenthaltsstatus wirkt sich auf die Zeit des Ankommens
positiv aus, da sich die Menschen besser auf das Neue einlassen können.
Ganz wichtig ist in der Zeit des Ankommens und des Neuorientierens der
Kontakt zur einheimischen Bevölkerung", erklärt Katharina
Auer-Voigtländer, Forscherin am Ilse Arlt Institut für Soziale
Inklusionsforschung der FH St. Pölten.

In ihrer Dissertation "Inklusions- und Exklusionspraxen im Kontext von
Fluchtmigration. Subjektpositionierungen im Ankommensprozess" untersucht
Auer-Voigtländer dieses Ankommen. Die Zeit dafür ist laut Auer-Voigtländer
ein sehr individuell geprägter Zeitraum und umfasst oft viele Monate oder
auch Jahre.

Perspektiven von Migrantinnen, Migranten und Akteuren der
Ankunftsgesellschaft

Für ihre Arbeit führt Auer-Voigtländer Interviews zum Ankommensprozess mit
Migrantinnen und Migranten durch. Diese stammen vor allem aus Syrien,
Afghanistan und dem Iran. Auer-Voigtländer untersucht zudem Perspektiven
der Menschen in der Ankommensgesellschaft und hat dazu BürgerInnen,
politische EntscheidungsträgerInnen, freiwillige HelferInnen und Menschen
befragt, die hauptberuflich mit geflüchteten Menschen arbeiten.

"Die Themen Flucht und Migration sind von hohen bipolaren Emotionen
geprägt. Wir sehen hier Befürworterinnen und Befürworter,
Migrationskritikerinnen und -kritiker und eine breite nicht agierende zum
Teil unschlüssige Mitte", sagt Auer-Voigtländer.

Geflüchtete Menschen als Kommunikationsmedium

In den Ortsgemeinschaften laufen Auer-Voigtländer zufolge teilweise
Prozesse ab, die die Inklusion und Exklusion von Zuwanderinnen und
Zuwanderern beeinflussen, ohne aber in direkter Interaktion mit den
betreffenden Zuwanderinnen und Zuwanderern zu stehen.

So komme es etwa vor, dass geflüchtete Menschen von Personen im Ort als
Kommunikationsmedium gesehen werden, um den eigenen Status im sozialen
(gemeindespezifischen) Kontext auszuhandeln.

"Die Diskussionen im Jahr 2015 haben gezeigt, dass die geflüchteten
Menschen an sich sowie deren Lebensbedingungen bei den Menschen im Ort
kaum im Fokus des Interesses gestanden sind. Die eigene Position in der
Gesellschaft sowie das Ringen um Positionsvorteile gegenüber anderen
Akteurinnen und Akteuren stand bei vielen Menschen der
Aufnahmegesellschaft im Zentrum des Erlebens und Handelns", so 
Auer-Voigtländer.

Anregungen ableiten

Am Ende ihrer Dissertation will Auer-Voigtländer Anregungen ableiten, wie
mit Herausforderungen aktueller Migrationsbewegungen konstruktiv
umgegangen werden kann. Ihre Dissertation schreibt Auer-Voigtländer im
Rahmen eines Promotionskollegs zu "Soziale Arbeit: Devianz und Soziale
Kohäsion" an der Hochschule Emden/Leer und der Universität Vechta. Die NÖ
Forschungs- und Bildungsges.m.b.H. (NFB) unterstützt die Arbeit
finanziell. Die Dissertation war unter den nominierten Arbeiten beim "Best
of Science Call Dissertationen 2017" der NFB, die vor kurzem öffentlich
präsentiert wurden.


NÖ Forschungsverbund zu Migration

Mit dem Thema Migration beschäftigt sich Auer-Voigtländer auch an der FH
St. Pölten im Rahmen des "Forschungsnetzwerks Interdisziplinäre
Regionalstudien" (FIRST). In diesem Verbund haben sich sechs
niederösterreichische geistes-, sozial- und kulturwissenschaftliche
Institute zusammengeschlossen.

Die Fachhochschule St. Pölten ist in zwei Forschungsverbünden zu den
Themen Migration und Ernährung beteiligt. Der Forschungsverbund Migration
untersucht im Rahmen des Netzwerks die Lage von geflüchteten und
migrierten Menschen in niederösterreichischen Gemeinden und die Rolle des
"Migrationsraums Niederösterreich" vom 16. Jahrhundert bis in die
Gegenwart.

Dissertation "Inklusions- und Exklusionspraxen im Kontext von
Fluchtmigration. Subjektpositionierungen im Ankommensprozess."


Die Dissertation von Katharina Auer-Voigtländer wird vom NÖ Forschungs-
und Bildungsges.m.b.H. (NFB) gefördert.

https://research.fhstp.ac.at/projekte/inklusions-und-exklusionspraxen-im-kontext-von-fluchtmigration.-subjektpositionierungen-im-ankommensprozess

Buchbeitrag zum Thema

Auer-Voigtländer, Katharina (2019):
Positionierungs- und Interaktionsperspektiven unterschiedlicher
gesellschaftlicher Akteur*innen im Kontext Fluchtmigration - und die
Bedeutung dieser für Inklusions- und Exklusionsprozesse von Zuwander*innen.

Eine Forschungsnotiz, in: Brachees-Chyrek, Rita / Kallenbach, Tilman /
Müller, Christina / Stahl, Lena (Hrg.): Bildungs- und Teilhabechancen
geflüchteter Menschen. Kritische Diskussion in der Sozialen Arbeit,

Verlag Barbara Budrich, S. 243-254.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1888
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SPIELZEIT/067: Theater Bremen - Spielplanvorstellung 2019/20 (Theater Bremen)


THEATER BREMEN

Theater Bremen stellt Programm für 2019/20 vor 




	Musiktheater bringt neben großen Klassikern wie "Der Rosenkavalier", "Don Giovanni" und "Falstaff" im Rahmen der Initiative "NOperas!" eine Uraufführung auf die Bühne im Kleinen Haus

	Fünf Uraufführungen im Schauspiel, zwei Mal Brecht, einmal Buchpreisträgerin Anke Stelling

	Tanz zeigt drei neue Produktionen und Kooperation mit TanzRAUM Nord

	Moks startet ebenfalls mit einer Uraufführung, die Jungen Akteur*innen erarbeiten ein Mani:Fest der Jugend

	Für das Spielzeitheft fotografierte Esther Haase das Ensemble





Bei der Spielplan-Pressekonferenz am 26.4.2019 stellte das Theater
Bremen das Programm für die Spielzeit 2019/20 vor. Kulturstaatsrätin
Carmen Emigholz betonte, dass "der Facettenreichtum, den das Theater
Bremen dem Publikum bietet, durch das besondere Engagement der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ermöglicht wird und eine große
Würdigung verdient." Auch Intendant Michael Börgerding freute sich
über viele verbindliche und langjährige Zusammenarbeiten am Haus:
"Armin Petras wird auch in der kommenden Spielzeit als Hausregisseur
und Hausautor hier sein, Tatjana Gürbaca, derzeit eine der
bedeutendsten Regisseurinnen im Musiktheater, kommt für eine
Inszenierung ans Theater Bremen zurück und Dušan David
Pařízek konnten wir nochmal für eine Schauspiel-Regie gewinnen,
das ist schon etwas Besonderes", sagte Börgerding bei der Eröffnung
der Pressekonferenz.

Eröffnet wird die Saison im Musiktheater mit Richard Strauss' "Der
Rosenkavalier" unter der Musikalischen Leitung von Yoel Gamzou,
Generalmusikdirektor des Theater Bremen, inszeniert von Frank
Hilbrich, Premiere ist am 20. September. Gerade mehr oder weniger
glücklich vom brüchigen Eis des Begehrens heruntergeschlittert, gerät
das Publikum in den nächsten, abgründigen Rausch: Im Oktober kommt
Mozarts "Don Giovanni" auf die Bühne, Musikalische Leitung Hartmut
Keil, für die Inszenierung zeichnet Tatjana Gürbaca verantwortlich.

Im November widmet sich dann das Erfolgsteam von "Ein Maskenball - Un
ballo in maschera", Dirigent Marco Comin und Regisseur Michael Talke,
einer tragischen Titelheldin: Georg Friedrich Händels "Alcina" kommt
ins Theater am Goetheplatz. Nach einer opulenten Gala zum
Jahreswechsel ("Pariser Leben", Musikalische Leitung Killian Farrell,
Regie Lennart Hantke), die ins Repertoire übergehen wird, nähern sich
in ihrer dritten gemeinsamen Arbeit Marco Štorman und Sänger
Claudio Otelli den zarten und zerstörerischen Klangwelten Wolfgang
Rihms: die Kammeroper "Jacob Lenz" wird unter der Musikalischen
Leitung von Hartmut Keil im Februar Premiere feiern.

Zum ersten Mal im Theater Bremen zu erleben ist der
Generalmusikdirektor der Bremer Philharmoniker Marko Letonja im März
2020: Er übernimmt die Musikalische Leitung bei Giuseppe Verdis
"Falstaff", inszeniert von Paul-Georg Dittrich. Im Mai arbeiten dann
Hausregisseur Armin Petras und Generalmusikdirektor Yoel Gamzou nach
"Lady Macbeth von Msenzk" und "Die tote Stadt" zum dritten Mal
zusammen. Sie bringen Leoš Janáčeks Oper aus dem mährischen
Bauernleben "Jenůfa" auf die Bühne im Theater am Goetheplatz.

Eine Uraufführung im Musiktheater steht am Ende der Spielzeit: Mit der
interaktiven Gabelstapler-Oper über Ordnung und Unordnung von Marc
Sinan, Tobias Rausch und Konrad Kästner wird "Chaosmos" im Juni 2020
im Kleinen Haus Premiere feiern: "NOperas!" ist eine Initiative des
Fonds Experimentelles Musiktheater (feXm), in gemeinsamer Trägerschaft
von NRW KULTURsekretariat und Kunststiftung NRW, in Kooperation mit
der Oper Halle und der Oper Wuppertal.

Fünf Uraufführungen hat das Schauspiel für die Spielzeit 2019/20 im
Programm und gleich die Eröffnungspremiere am 13. September gehört
dazu: die junge Regisseurin Pınar Karabulut inszeniert Mehdi
Moradpours "Attentat oder frische Blumen für Carl Ludwig" im Kleinen
Haus. Felix Rothenhäusler bringt die nächsten beiden Uraufführungen
auf die Bühne, im September Jan Eichbergs "The End. Eine
Replikantenoper" und im November das neue Stück von Hausautor
Akın Emanuel Şipal, der mit "Mutter Vater Land" hundert
Jahren Familiengeschichte nachspürt. Selen Kara kümmert sich mit der
Uraufführung von John von Düffels Fassung von Kurt Helds "Die rote
Zora und ihre Bande" um alle Menschen ab sechs Jahren: Im November
geht's los mit dem Familienstück im Theater am Goetheplatz. Das letzte
neue Stück, das die Welt auf den Brettern im Kleinen Haus erblickt,
ist "Die Marquise von O. ... - Faster, Pussycat! Kill! Kill!" von Enis
Maci nach Heinrich von Kleist und Russ Meyer, das in der Regie von
Elsa-Sophie Jach im April kommt.

Keine Uraufführung aber ziemlich frisch: Auch Anke Stellings
"Schäfchen im Trockenen" wird im April im Brauhauskeller zu sehen
sein, inszenieren wird das Stück, für dessen Romanvorlage Stelling mit
dem Preis der Leipziger Buchmesse ausgezeichnet wurde, Nina
Mattenklotz. Hausregisseurin Alize Zandwijk startet mit Wajdi Mouawad
in die Spielzeit, sein Stück "Vögel" wirft die große Frage nach der
Identität auf, danach, wie wir wurden, was wir sind: Zandwijk stellt
sich ihr ab dem 28. September im Theater am Goetheplatz. Zwei Mal
Brecht steht ebenfalls auf dem Programm, einmal "Die Dreigroschenoper"
inszeniert von Klaus Schumacher, musikalisch eingerichtet von Tobias
Vethake (Premiere im Februar 2020) und Alize Zandwijk bringt "Die
heilige Johanna der Schlachthöfe" auf die Bühne im Theater am
Goetheplatz.

Mit einem Musical nach Virginie Despentes kommt LA FLEUR ans Theater
Bremen: "Nana bekommt keine Pocken im Pro Sex Feminismus" feiert im
Februar im Kleinen Haus Premiere und ist eine Koproduktion von LA
FLEUR, Theater Bremen, MC93 - Maison de la Culture de Seine
Saint-Denis und La Commune, centre dramatique national, Aubervilliers.
Die Kooperation mit LA FLEUR wird gefördert im Fonds Doppelpass der
Kulturstiftung des Bundes im Rahmen von "Nana und der Pro Sex
Feminismus".

"Schloss Rosmersholm" von Henrik Ibsen in der Regie von Armin Petras
kommt im November ins Kleine Haus, am Nikolaustag feiern dann
Annemaaike Bakker und Maartje Teussink lieber Madonnas 61. Geburtstag
mit "In Bed with Madonna" und zum Ende der Spielzeit gibt es mit Anton
Tschechows "Drei Schwestern" ein Wiedersehen mit dem preisgekrönten
Regisseur Dušan David Pařízek, dem Bremer Publikum sicher
noch gut bekannt durch "Die zehn Gebote".

Im Tanz tun sich Samir Akika und Unusual Symptoms mit den Jungen
Akteur*innen bei "Young dogs do cry sometimes" zusammen, Premiere
feiern sie im Februar 2020 im Kleinen Haus. Im Oktober bringt der
ungarische Choreograf Máté Mészáros "Spektrum" auf die Bühne im
Kleinen Haus, das Bremer Videokunst-Kollektiv Urbanscreen kreiert
dafür einen Raum, der durch das Spiel mit Video und Licht verblüffende
Perspektivenwechsel erzeugt. Die dritte Tanzproduktion mit Unusual
Symptoms kommt in der Choreografie von Núria Guiu Sagarra im Mai im
Rahmen des Festivals TANZ Bremen zur Premiere: Mit "Followers Grow
Magic" wirft die katalanische Choreografin ihren Blick auf den Körper
im digitalen Zeitalter.

Die erfolgreiche Reihe "PBTanz", bei der Mitglieder des Tanzensembles
einen Einblick in ihr Können, ihre Geschichte und ihre Leidenschaften
geben, wird auch in der Spielzeit 2019/20 fortgesetzt und Samir Akika
entwirft mit "Bravehearts", einer Begegnung zwischen der Tänzerin Kiri
Haardt und ihrer Tochter, einen Gegenpol zu dem in den beiden Bremer
Gastspielen viel gelobten "Pink Unicorns".

Darüber hinaus zeigt das Theater Bremen die erste Produktion von
TanzRAUM Nord - Global Moves, einem von den Choreografen Helge Letonja
und Felix Landerer initiierten Produktionsverbund, der sich mit einem
hierfür gegründeten zehnköpfigen Ensemble für die Stärkung der freien
Tanzszene im Nordwesten einsetzt. Dazu kooperieren Bremen,
Niedersachsen, die Städte Bremen und Hannover, deren Stadt- und
Staatstheater sowie weitere Bühnen und freie Spielstätten der Region,
das Projekt wird gefördert von TANZPAKT Stadt-Land-Bund aus Mitteln
der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien.

Das Moks startet mit "Die Zertrennlichen" von Fabrice Melquiot in der
Regie von Theo Franzs in die Spielzeit (Premiere, 21. September),
einer Geschichte über Freundschaft, das Zusammenleben verschiedener
Kulturen auf engem Raum und über die zerstörerische Kraft von
Alltagsrassismus für alle ab 9 Jahren. Mit der "Tanz der Sterne" kommt
gleich eine Woche später (29. September) eine Uraufführung für
Zuschauer*innen ab 6 Jahren in den Brauhauskeller. Die Choreografin
Salome Schneebeli wird gemeinsam mit der Videokünstlerin Heta Multanen
und mit dem Ensemble ein Stück zur Faszination des Alls und ferner
Galaxien entwickeln. In "Der rote Baum" nach Motiven von Shaun Tan
geht die vielfach ausgezeichnete Regisseurin Hannah Biedermann der
Frage nach, wie man die grauen Zeiten, die zum Leben dazu gehören,
überstehen kann. In Kooperation mit dem Schauspiel bringt Alexander
Riemenschneider im Dezember "Jugend ohne Gott" nach dem Roman von Ödön
von Horváth ins Brauhaus.

Im Januar kooperieren dann die Jungen Akteur*innen mit der
Schauspiel-Sparte: bei "Frühlings Erwachen", einem Projekt nach Frank
Wedekind in der Regie von Alize Zandwijk. Nach dem Projekt "Mütter"
mit Bremer Frauen aus verschiedenen Herkunftsländern horcht sie mit
einer Gruppe junger Männer unterschiedlicher Kulturen auf Grundlage
von Wedekinds Drama in die Welt hinein. Auch die restlichen Jungen
Akteur*innen verstecken sich nicht vor schwierigen Themen: Mit dem
Schmusical "Like a Virgin" für alle ab 12 Jahren gehen sie den Fragen
des Teenagerdaseins auf den Grund (Premiere im April 2020), beim
Spektakel zum Spielzeitende "Mani:fest der Jugend" verschaffen sie
sich am 11. Juli mit Bands, Flashmobs und Interventionen auf dem
Goetheplatz Gehör.


ÜBERBLICK


SPIELZEIT 2019/2020

SCHAUSPIEL

MUTTER VATER LAND

Uraufführung

Akin Emanuel Sipal // Felix Rothenhäusler

22. November 2019, Kleines Haus

SCHAUSPIEL

DIE ROTE ZORA UND IHRE BANDE

Uraufführung

Kurt Held / John von Düffel // Selen Kara / 6+

24. November 2019, Theater am Goetheplatz

SCHAUSPIEL

IN BED WITH MADONNA

Angeletta / Bakker / Lehmann / Teussink / Zigah

6. Dezember 2019, Kleines Haus

SCHAUSPIEL / MOKS

JUGEND OHNE GOTT

Ödön von Horváth //

Alexander Riemenschneider / 15+

7. Dezember 2019, Brauhaus

MUSIKTHEATER

PARISER LEBEN

Eine Gala

Killian Farrell / Lennart Hantke / Isabelle Becker

31. Dezember 2019, Theater am Goetheplatz

SCHAUSPIEL / JUNGE AKTEUR*INNEN

FRÜHLINGS ERWACHEN

Frank Wedekind // Alize Zandwijk / Tomas Bünger / 14+

16. Januar 2020, Kleines Haus

MUSIKTHEATER

JAKOB LENZ

Wolfgang Rihm // Hartmut Keil / Marco Storman

1. Februar 2020, Theater am Goetheplatz

TANZ / JUNGE AKTEUR*INNEN

YOUNG DOGS DO CRY SOMETIMES

Samir Akika / Unusual Symptoms

14. Februar 2020, Kleines Haus

SCHAUSPIEL

NANA BEKOMMT KEINE POCKEN

IM PRO SEX FEMINISMUS

Virginie Despentes / LA FLEUR //

Monika Gintersdorfer / Franck Edmond Yao

20. Februar 2020, Kleines Haus

SCHAUSPIEL

DIE DREIGROSCHENOPER

Bertolt Brecht / Kurt Weill //

Klaus Schumacher / Tobias Vethake

22. Februar 2020, Theater am Goetheplatz

TANZ

EIN NEUES STÜCK

Helge Letonja / TanzRAUM Nord - Global Moves

27. Februar 2020, Kleines Haus

MUSIKTHEATER

FALSTAFF

Giuseppe Verdi // Marko Letonja / Paul-Georg Dittrich

15. März 2020, Theater am Goetheplatz

SCHAUSPIEL

DIE HEILIGE JOHANNA

DER SCHLACHTHÖFE

Bertolt Brecht // Alize Zandwijk

9. April 2020, Theater am Goetheplatz

SCHAUSPIEL

SCHÄFCHEN IM TROCKENEN

Anke Stelling // Nina Mattenklotz

17. April 2020, Brauhauskeller

JUNGE AKTEUR*INNEN

LIKE A VIRGIN

Nathalie Forstman / Christiane Renziehausen / 12+

18. April 2020, Brauhaus

SCHAUSPIEL

DIE MARQUISE VON O....--

FASTER, PUSSYCAT! KILL! KILL!

Uraufführung

Heinrich von Kleist / Russ Meyer / Enis Maci //

Elsa-Sophie Jach

30. April 2020, Kleines Haus

MUSIKTHEATER

JENUFA

Leos Janácek // Yoel Gamzou / Armin Petras

9. Mai 2020, Theater am Goetheplatz

MOKS

DER ROTE BAUM

Shaun Tan // Hannah Biedermann / 6+

10. Mai 2020, Brauhaus

TANZ

FOLLOWERS GROW MAGIC

Núria Guiu Sagarra / Unusual Symptoms

16. Mai 2020, Kleines Haus

SCHAUSPIEL

DREI SCHWESTERN

Anton Tschechow // Dusan David Paízek

29. Mai 2020, Theater am Goetheplatz

MUSIKTHEATER

NOPERAS! - CHAOSMOS

Marc Sinan / Tobias Rausch / Konrad Kästner

20. Juni 2020, Kleines Haus

JUNGE AKTEUR*INNEN

MANI:FEST DER JUGEND

11. Juli 2020, auf dem Goetheplatz

SCHAUSPIEL

ATTENTAT ODER FRISCHE BLUMEN

FÜR CARL LUDWIG

Uraufführung

Mehdi Moradpour // Pinar Karabulut

13. September 2019, Kleines Haus

MUSIKTHEATER

DER ROSENKAVALIER

Richard Strauss // Yoel Gamzou / Frank Hilbrich

20. September 2019, Theater am Goetheplatz

MOKS

DIE ZERTRENNLICHEN

Fabrice Melquiot // Theo Fransz / 9+

21. September 2019, Brauhaus

SCHAUSPIEL

THE END. EINE REPLIKANTENOPER

Uraufführung

Jan Eichberg // Felix Rothenhäusler

26. September 2019, Kleines Haus

SCHAUSPIEL

VÖGEL

Wajdi Mouawad // Alize Zandwijk

28. September 2019, Theater am Goetheplatz

MOKS

TANZ DER STERNE

Uraufführung

Salome Schneebeli / Ensemble // Salome Schneebeli / 6+

29. September 2019, Brauhauskeller

TANZ

BRAVEHEARTS

Samir Akika

18. Oktober 2019, Brauhaus

MUSIKTHEATER

DON GIOVANNI

Wolfgang Amadeus Mozart //

Hartmut Keil / Tatjana Gürbaca

20. Oktober 2019, Theater am Goetheplatz

TANZ

SPEKTRUM

Máté Mészáros / Unusual Symptoms

24. Oktober 2019, Kleines Haus

SCHAUSPIEL

SCHLOSS ROSMERSHOLM

Henrik Ibsen // Armin Petras

8. November 2019, Kleines Haus

MUSIKTHEATER

ALCINA

Georg Friedrich Händel //

Marco Comin / Michael Talke

10. November 2019, Theater am Goetheplatz

 * 

Quelle:

Theater Bremen, April 2019

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





QUAL/096: Stierkampf auf Mallorca wird wieder blutiger (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 17. Juli 2019

Stierkampf auf Mallorca wird wieder blutiger

Urlauber sollten "Spektakel" auf Kosten von Tieren meiden



Der Deutsche Tierschutzbund appelliert an deutsche Urlauber, einen Bogen um
Veranstaltungen und Attraktionen zu machen, bei denen Tiere vorgeführt
werden und leiden müssen. Erstmals seitdem das spanische Verfassungsgericht
2018 das Verletzungs- und Tötungsverbot beim Stierkampf auf den Balearen
gekippt hat, wird etwa am 9. August auf Mallorca wieder eine "Corrida" -
ein blutiger Stierkampf - stattfinden. Aber auch andere tierische
Attraktionen gehen in der Regel auf Kosten der Tiere - egal ob ein
Souvenirfoto mit einem Wildtier, der Ritt auf einem Elefanten oder die
Vorführung von Tieren in Shows.

"Gehen Sie nicht zu Stierkämpfen und unterstützen Sie keine Attraktionen,
bei denen Tiere misshandelt werden oder nur für die menschliche
Unterhaltung leiden müssen. Die Nachfrage bestimmt das Angebot, daher
sollten Reisende entsprechende Angebote meiden", erklärt Dr. Anna Kirchner,
Fachreferentin beim Deutschen Tierschutzbund. "Kulturelle Tradition ist
noch lange kein Freibrief für Tierquälerei. Wer den Leidenskampf von
Mitgeschöpfen als fröhliches Spektakel feiert, verschließt die Augen vor
dem grausamen Umgang mit den Tieren."

Das Parlament der Balearen hatte im Juli 2017 ein Gesetz verabschiedet,
wonach Stiere nicht länger als zehn Minuten in die Arena müssen und während
der Corrida von den Toreros weder verletzt noch getötet werden dürfen.
Obwohl es weiterhin erlaubt war, Stiere durch die Arenen zu hetzen -
verbunden mit dem Risiko schwerer Verletzungen für die Tiere - war dies aus
Tierschutzsicht zumindest als erster Schritt in die richtige Richtung zu
werten. Das spanische Verfassungsgericht erklärte jedoch mehrere Artikel
des reformierten balearischen Gesetzes im Dezember 2018 für
verfassungswidrig. Da der Stierkampf 2013 zum nationalen Kulturgut erklärt
worden sei, könne nur der Staat über derartige Verbote entscheiden.

In Spanien lassen beim Stierkampf jedes Jahr etwa 30.000 Stiere ihr Leben.
Dabei steht die Mehrheit der spanischen Bevölkerung dem Stierkampf
ablehnend gegenüber. Der Deutsche Tierschutzbund setzt sich daher seit
vielen Jahren, gemeinsam mit seinem europäischen Dachverband, der Eurogroup
for Animals, für den Verzicht auf Stierkämpfe in Spanien ein.


Tipps für einen tierfreundlichen Urlaub und worauf Reisende achten
sollten, gibt der Deutsche Tierschutzbund auf seiner Website unter:

www.tierschutzbund.de/aktion/mitmachen/verbrauchertipps/ausland

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 17. Juli 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 18. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





MELDUNG/512: Was 1,8 Millionen Bürger gefordert haben, wird heute Gesetz (Volksbegehren Artenvielfalt)


Volksbegehren Artenvielfalt - Gemeinsame Pressemitteilung, 17. Juli
2019

Was 1,8 Millionen Bürger gefordert haben, wird heute Gesetz

Bayern bekommt besseres Naturschutzgesetz - Gesetzestext des
Volksbegehrens wird mit Begleitgesetz und Maßnahmenpaket im Landtag
angenommen



München/Hilpoltstein, 17.07.2019 - Was im Februar bei Eiseskälte mit
langen Schlangen vor den Rathäusern begann und in den vergangenen
Monaten in stundenlangen Sitzungen diskutiert wurde, findet heute
seinen Abschluss. Das Volksbegehren Artenvielfalt "Rettet die Bienen!"
wurde heute samt Begleitgesetz und umfassenden Maßnahmenpaket im
Landtag verabschiedet: Bayern hat ab heute ein besseres
Naturschutzgesetz. "Der 17. Juli 2019 wird als wichtiger Tag für den
Naturschutz in die bayerische Geschichte eingehen," freut sich Agnes
Becker, Beauftragte des Volksbegehrens und stellvertretende
ÖDP-Landesvorsitzende. "Knapp 1,8 Millionen Bürger haben die
Staatsregierung herausgefordert und gewonnen! Gemeinsam haben wir
richtungsweisende Veränderungen erwirkt. Unser Erfolg hat weit über
die Grenzen Bayerns hinaus Wellen geschlagen und findet jetzt
vielerorts Nachahmer. Es tut sich etwas in Deutschland zur Rettung der
Artenvielfalt. Dafür ein riesiges Dankeschön an alle, die uns
unterstützt haben!"

Die heute verabschiedeten Veränderungen des bayerischen
Naturschutzgesetzes haben das Potential, Bayern maßgeblich zu
verändern. Wie im Volksbegehren gefordert, verpflichtet sich der
Freistaat Bayern mit einer Reihe von Änderungen auch in anderen
Gesetzen, ab sofort zum Erhalt und der Entwicklung der Artenvielfalt
und dem Erhalt und der Verbesserung von Lebensräumen, um einen
weiteren Verlust der biologischen Vielfalt zu verhindern.

Zu den größten Erfolgen zählen für den Trägerkreis die Einstellung von
jeweils 50 Biodiversitätsberatern und 50 Wildlebensraumberatern, der
Erhalt von zehn Prozent Naturwaldfläche als funktionsfähiges Netz von
nutzungsfreien Wäldern, die Verpflichtung zu Gewässerrandstreifen, die
Erhöhung des Biotopverbundes auf 15 Prozent des Offenlandes und des
Ökolandbaus auf 30 Prozent. "Zukünftig werden entlang unserer Flüsse
blühende und summende Streifen zu finden sein, die nicht nur das Auge
erfreuen, sondern auch unsere Gewässer schützen und Lebensraum für
viele Arten bieten, die wir sonst zu verlieren gedroht hätten," freut
sich Dr. Norbert Schäffer, Vorsitzender des LBV. Besonders hart
gekämpft hat der Trägerkreis, allen voran der LBV, um eine Regelung
zur Biotopkartierung. Noch am Vortag der Verabschiedung des Gesetzes
im Landtag wurde den Fraktionen im Landtag ein aktuelles
Rechtsgutachten der Rechtsanwaltkanzlei Meisterernst zugestellt, das
die Rechtsmäßigkeit der Schlichtungsverfahren bewertet. Am vergangenen
Freitag hatten die Artenschützer bereits Ministerpräsidenten Markus
Söder aufgefordert, den Begriff Schlichtungsverfahren im Antrag zu
streichen. "Wir werden darauf drängen, dass der Freistaat die
überfällige Aktualisierung der Biotopkartierung zügig durchführt. Die
Biotopkartierung darf nicht durch Tausende von Schlichtungsverfahren
lahmgelegt werden. Unsere wertvollen Biotope müssen vollständig für
die Zukunft gesichert werden."

"Zusammenfassend lässt sich in jedem Fall sagen: Das Volksbegehren
"Rettet die Bienen" ist Gesetz und das ist gut," so Ludwig Hartmann,
Fraktionsvorsitzende von Bündnis 90/Die Grünen im bayerischen Landtag.
"Der von Markus Söder versprochene 'Extraschnaps' ist allerdings weit
kleiner ausgefallen, als angekündigt. Die guten Impulse, die von den
Akteuren am Runden Tisch und aus der Opposition kamen, wurden von den
immer noch einflussreichen Rückwärtsdenkern in den schwerfälligen
Landtagsfraktionen von CSU und Freien Wählern abgebügelt oder
gestutzt. Für uns heißt das: Wir werden weiter dicke Bretter bohren
und fallweise auch die Bürgerinnen und Bürger beteiligen, damit Natur-
und Artenschutz in Bayern dauerhaft wirkt."

Besonders betont der Trägerkreis auch den Erfolg beim Thema
naturverträgliche Landwirtschaft. Wie vom Volksbegehren gefordert und
vorhergesehen, wird das Landwirtschaftsministerium die Förderprogramme
für Umweltleistungen der Landwirte um mindestens 50 Millionen Euro
aufstocken. "Beim Runden Tisch haben wir in schwierigen Punkten
Lösungen für die landwirtschaftliche Praxis gefunden. Landwirte haben
also keinen Grund, gegen die Veränderungen für mehr Artenvielfalt auf
Wiesen und Äckern zu sein," erklärt Agnes Becker.

Richard Mergner, Landesvorsitzender des BN, hebt hervor, dass
unabhängig von den heute beschlossenen Gesetzen auch grundlegende
Änderungen der Rahmenbedingungen wichtig sind: "Viele Landwirte sind
bereit für mehr Naturschutz, aber sie brauchen die richtigen
Rahmenbedingungen," so Mergner. "Wir erwarten daher von der
Staatsregierung nun auch, dass sie aktiv an einer Ökologisierung der
EU-Agrarpolitik arbeitet." Auch die Kommunen spielen eine zentrale
Rolle bei der Umsetzung: "Hier brauchen wir als wichtigen Rahmen eine
gesetzliche Begrenzung des Flächenverbrauchs auf fünf Hektar pro Tag."

Claus Obermeier, Vorstand der Gregor Louisoder Umweltstiftung, fügt
hinzu: "Heute ist ein großer Tag für den Naturschutz. Im Namen von
Brachvogel, Bläuling und Knabenkraut sagen wir Danke - für das
unglaubliche Engagement der Bürgerinnen und Bürger und die
konstruktive Rolle der Staatsregierung bei der Umsetzung des
Volksbegehrens. Zahlreiche Punkte müssen nun im Tagesgeschäft der
Ministerien umgesetzt oder berücksichtigt werden. Wir bleiben wachsam
und werden die Öffentlichkeit weiter informieren".

 * 

Quelle:

Volksbegehren Artenvielfalt 

Gemeinsame Pressemitteilung, 17.07.2019

E-Mail: presse@volksbegehren-artenvielfalt.de

Internet: www.volksbegehren-artenvielfalt.de
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INFOPOOL / UMWELT / KLIMA





FORSCHUNG/775: Radaraugen dem Klimawandel auf der Spur (idw)


Technische Universität München - 16.07.2019

Mit Radaraugen dem Klimawandel auf der Spur



In den vergangenen 22 Jahren ist der Meeresspiegel in der Arktis um
durchschnittlich 2,2 Millimeter jährlich gestiegen. Zu diesem Ergebnis
kommt ein dänisch-deutsches Forscherteam, das mit Hilfe eigens
entwickelter Algorithmen 1,5 Milliarden Radarmessungen verschiedener
Satelliten ausgewertet hat.




[image: Grafik: © DTU/DGFI-TUM]

Die Karte zeigt, dass sich der durchschnittliche Anstieg des
Meeresspiegels in der Arktis regional unterschiedlich auswirkt.

Grafik: © DTU/DGFI-TUM



"Die Arktis ist ein Hotspot des Klimawandels", erklärt Prof. Florian
Seitz vom Deutschen Geodätischen Forschungsinstitut der Technischen
Universität München (TUM). "Durch die steigenden Temperaturen gehen
die Gletscher Grönlands zurück, gleichzeitig schmilzt das Meereis.
Milliarden Liter Schmelzwasser gelangen so jedes Jahr in den Ozean."
Die enormen Süßwassermengen, die in der Arktis freigesetzt werden,
lassen nicht nur den Meeresspiegel ansteigen, sondern haben auch das
Potenzial, das weltweite System von Meeresströmungen und damit unser
Klima zu verändern.

Doch wie schnell steigt der Meeresspiegel? Und welche Auswirkungen hat
dies im Detail? Um diese Fragen beantworten zu können, brauchen
Klimatologen und Ozeanographen konkrete Messwerte über einen möglichst
langen Zeitraum.

Gemeinsam haben Forscher der Technischen Universität Dänemark (DTU)
und der TUM nun die Meeresspiegeländerung in der Arktis über mehr als
zwei Jahrzehnte flächendeckend dokumentiert. "Diese Studie basiert auf
Radarmessungen aus dem Weltraum mittels sogenannter Altimeter-Satelliten
und umfasst den Zeitraum von 1991 bis 2018. So haben wir
den bisher vollständigsten und genauesten Überblick über die
Veränderungen des Meeresspiegels im Arktischen Ozean erhalten. Diese
Informationen sind wichtig, um den zukünftigen Meeresspiegel im
Zusammenhang mit dem Klimawandel abschätzen zu können", sagt Stine
Kildegaard Rose, Ph.D., Wissenschaftlerin an der DTU.

Mit Algorithmen Wasser finden

"Die Herausforderung lag darin, in den Messdaten die Signale des
Wassers zu finden: Radarsatelliten messen nur den Abstand zur
Oberfläche: Weite Flächen der Arktis sind jedoch mit Eis bedeckt,
welches das Meerwasser verdeckt", erklärt Dr. Marcello Passaro. Der
TUM-Forscher hat Algorithmen entwickelt, mit denen sich die Echos des
Ozeans dort identifizieren und auswerten lassen, wo er durch Risse im
Eis an die Oberfläche dringt. Radarsignale, die hier reflektiert
wurden, geben Aufschluss auf die Höhe des Meeresspiegels.

Mit Hilfe der Algorithmen gelang es Passaro 1,5 Milliarden
Radarmessungen der Satelliten ERS-2 und Envisat aufzubereiten und zu
homogenisieren. Das Team der DTU reprozessierte zusätzlich die
Messwerte der aktuellen Radarmission CryoSat.

Vom Monatsmittel zum Klimatrend

Gemeinsam erstellten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler für
jeden Monat zwischen 1996 und 2018 eine Landkarte mit Gitterpunkten,
welche die Höhe des Meeresspiegels anzeigt. Aus der Summe der
Monatskarten lässt sich jetzt der langfristige Trend ablesen: Der
Meeresspiegel in der Arktis stieg um durchschnittlich 2,2 Millimeter
im Jahr.

Dabei gibt es erhebliche regionale Unterschiede: Innerhalb des
Beaufort-Wirbels, nördlich von Grönland, Kanada und Alaska, stieg der
Meeresspiegel doppelt so schnell als im Durchschnitt - um mehr als 10
Zentimeter in 22 Jahren. Der Grund: Hier sammelt sich das salzarme
Schmelzwasser, gleichzeitig erzeugt ein steter Ostwind eine Strömung,
die eine Durchmischung mit anderen Meeresströmungen verhindert.
Entlang der Küste Grönlands hingegen sinkt der Meeresspiegel, an der
Westküste sogar um mehr als 5 mm pro Jahr, weil durch das Abschmelzen
der Gletscher die Gravitationskraft abnimmt. "Mit Hilfe der
homogenisierten und aufbereiteten Messungen können künftig
Klimaforscher und Ozeanographen ihre Modelle überprüfen und
verbessern", resümiert Passaro.

Die Arbeit wurde gefördert durch die European Space Agency ESA im
Rahmen des Climate Change Initiative (ESA CCI) Projekts.

Originalpublikation:

Rose S.K., Andersen O.B., Passaro M., Ankjaer C., Schwatke C.: "Arctic
Ocean Sea Level Record from the Complete Radar Altimetry Era:
1991-2018",
Remote Sensing, 11(14), 1672; 

https://doi.org/10.3390/rs11141672, 2019.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news719309

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München - 16.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / UMWELT / KLIMA





INITIATIVE/185: BUND fordert anlässlich des morgigen Klimakabinetts 30 dringende klimapolitische Maßnahmen ein (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 17. Juli 2019

BUND fordert anlässlich des morgigen Klimakabinetts dreißig
dringende klimapolitische Maßnahmen ein 



Berlin. Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) fordert
anlässlich der morgigen Sitzung des Klimakabinetts, den Stillstand in
der Klimapolitik unverzüglich zu beenden. Dazu veröffentlicht der
Umweltverband einen Katalog mit 30 konkreten Maßnahmen.

Ernst-Christoph Stolper, stellvertretender BUND-Vorsitzender, warnt
davor, in der Klimapolitik alles auf ein Instrument zu setzen: "Das
Klimakabinett muss sich sowohl für eine CO2-Bepreisung als auch für
ein umfassendes sektorspezifisches Maßnahmenpaket entscheiden. Bei der
Bewältigung der Klimakrise handelt es sich um eine Aufgabe, die unsere
gesamte Wirtschaft und Gesellschaft erfasst und eine Vielzahl von
Instrumenten braucht. Es ist nicht damit getan, eine CO2-Bepreisung
einzuführen und alles Weitere dem Markt zu überlassen. Dies würde
bedeuten, die klimapolitische Untätigkeit der letzten zehn Jahre
fortzusetzen." Auf europäischer Ebene hätten die Erfahrungen zudem
gezeigt, dass der Emissionshandel seine Wirksamkeit verfehle. Stolper:
"Emissionshandel steht für Verzögern und Verschleppen. Die Uhr tickt:
Wer auf Zeit spielt, verdient die gelb-rote Karte."

Die Einführung einer CO2-Steuer insbesondere in den Bereichen Verkehr
und Wärme hält der BUND dagegen für einen wichtigen Baustein
effektiver Klimapolitik. Die CO2-Steuer müsse jedoch umwelt- und
sozialverträglich gestaltet werden. "Wichtig ist zum einen, dass die
über eine CO2-Steuer eingenommenen Mittel nicht beim Staat verbleiben,
sondern vollständig in Form eines Ökobonus pro Kopf an die Bürgerinnen
und Bürger zurückgezahlt werden", so Stolper. "Zum anderen muss eine
CO2-Steuer eingebettet sein in ein umfangreiches Maßnahmenpaket. Wer
die Preise erhöht, muss den Bürgerinnen und Bürgern auch Alternativen
liefern. Dazu gehören zum Beispiel der massive Ausbau des öffentlichen
Nahverkehrs und ausgeweitete Förderprogramme für Haussanierungen."

Die wichtigsten Maßnahmen, die die Bundesregierung im Klimakabinett
jetzt kurzfristig anpacken muss, legt der BUND in dem Sofortprogramm
"Die Dringlichen Dreißig" vor. Stolper dazu: "Wir brauchen noch in
diesem Jahr ein Klimaschutzgesetz mit konkreten Zielen und Maßnahmen
für Strom und Wärme, Verkehr, Industrie und Landwirtschaft, die
geeignet sind, das Pariser Klimaziel von maximal 1,5 Grad zu erfüllen.
Außerdem darf das dringend notwendige Ausstiegsgesetz für Braun- und
Steinkohle fünf Monate nach Abschluss der Kohlekommission nicht weiter
verschleppt werden."

Hintergrund:

Den BUND-Forderungskatalog "Die Dringlichen Dreißig" finden Sie unter:

 www.bund.net/dringliche30

Weitere Informationen:

www.bund.net/klimawandel

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 17.07.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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INITIATIVE/184: Klimakabinett soll umfassende CO2-Bepreisung beschließen - und weitere wirksame Maßnahmen (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - 17. Juli 2019

Klimakabinett soll umfassende CO2-Bepreisung beschließen - und
weitere wirksame Maßnahmen



"Wir fordern die Bundesregierung auf, konkrete Maßnahmen zu
beschließen, mit denen die Klimaziele sicher zu erreichen sind. Um den
Klimaschutz endlich voranzubringen, braucht es unter anderem eine
ambitionierte CO2-Bepreisung, die in allen Sektoren Wirkung entfaltet.
In der Ausgestaltung sind drei Dinge entscheidend: Sie muss
klimapolitisch wirksam, schnell umsetzbar und sozial gerecht sein. Ein
neuer Emissionshandel erfüllt diese Kriterien ebenso wenig wie die
Erweiterung des existierenden Emissionshandels auf Verkehr und
Gebäude. Zahlreiche Konzepte und wissenschaftliche Untersuchungen
zeigen, dass und wie es geht. Allerdings reichen alle bisher bekannten
Konzepte nicht aus, um die Klimaziele zu erreichen. Die CO2-Bepreisung
kann daher nur ein zusätzliches Instrument von vielen sein, um der
Klimakrise adäquat zu begegnen. Sie muss durch weitere Maßnahmen wie
Förderprogramme oder Ordnungsrecht sinnvoll ergänzt werden. Aktuelle
Umfragen zeigen, dass es eine breite Unterstützung aus der Bevölkerung
für eine sozial ausgewogene CO2-Bepreisung gibt. Die Bundesregierung
tut also gut daran, jetzt zu handeln."

Welche Maßnahmen in allen klimapolitischen Handlungsfeldern nötig
sind, damit Deutschland sein Klimaziel 2030 erreicht, haben mehr als
sechzig Organisationen aus der Breite der Zivilgesellschaft bereits im
November 2018 in einem umfassenden Forderungspapier dargelegt. Das
Papier finden Sie unter folgendem Link:

WANN, WENN NICHT JETZT. Das Maßnahmenprogramm Klimaschutz 2030 der
deutschen Zivilgesellschaft (*)

Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche
Bündnis für den Klimaschutz. Mit ihren über 120
Mitgliedsorganisationen aus den Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung,
Bildung, Kultur, Gesundheit, Verbraucherschutz, Jugend und
Gewerkschaften setzt sie sich für eine ambitionierte Klimapolitik und
eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler, nationaler, europäischer
und internationaler Ebene ein. Ihre Mitgliedsorganisationen
repräsentieren zusammen rund 25 Millionen Menschen.


 (*)
https://www.klima-allianz.de/publikationen/publikation/wann-wenn-nicht-jetzt-das-massnahmenprogramm-klimaschutz-2030-der-deutschen-zivilgesellschaft/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 17.07.2019

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstr. 35, 10115 Berlin

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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MELDUNG/388: Klöckners eigene Berater empfehlen radikalen Umbau der EU-Agrarpolitik (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 17. Juli 2019

NABU: Klöckners eigene Berater empfehlen radikalen Umbau der 
EU-Agrarpolitik

Tschimpke: Ministerin setzt mit ihrer Tatenlosigkeit Akzeptanz für
Landwirtschaft aufs Spiel



Berlin/Bonn - Zum wiederholten Mal muss sich Bundesagrarministerin
Julia Klöckner deutliche Kritik von ihren eigenen wissenschaftlichen
Beratern gefallen lassen. Die Experten, die der Ministerin
Empfehlungen zur Agrar- und Ernährungspolitik geben, fordern in einem
neuen Gutachten einen radikalen Umbau der EU-Agrarpolitik. Diese müsse
künftig Gemeinwohlzielen dienen, vor allem im Klima-, Umwelt- und
Artenschutz sowie beim Tierwohl, und endlich von den ineffizienten
Direktzahlungen wegkommen.

Trotz des Gutachtens hat Klöckner bereits angekündigt, langfristig an
eben dieser Pauschalförderung festhalten zu wollen. "Es grenzt schon
an Satire, dass Frau Klöckner immer noch an den Direktzahlungen
festhält, obwohl die Wissenschaftler dem Landwirtschaftministerium
seit Jahren vorrechnen, wie hochgradig ineffizient diese sind. Dies
ist Klientelpolitik für den Bauernverband, der am liebsten nichts
ändern möchte an der derzeitigen Subventionsverteilung", so 
NABU-Präsident Olaf Tschimpke. Auch der Europäische Rechnungshof 
hatte die Zahlungen in der Vergangenheit kritisiert. Laut der 
Kontrollbehörde fehlt bis heute jede Datengrundlage, die sie als
Einkommensunterstützung für Landwirte rechtfertigt.

Klöckners Berater kritisieren zudem, dass die jetzige Agrarpolitik
nicht in der Lage ist, Umweltbelastungen durch die Landwirtschaft zu
reduzieren. Dazu gehören etwa Treibhausgas- und Ammoniakemissionen,
Gewässerbelastungen durch Nitrat und das dramatische Artensterben in
der Agrarlandschaft. Zwingend notwendig sei eine Zweckbindung der
Mittel für den Naturschutz sowie der Abbau der Direktzahlungen. Nur so
sei die gesellschaftliche Akzeptanz für die milliardenschwere 
EU-Agrarpolitik aufrecht zu erhalten.

Der NABU sieht sich durch das Gutachten in seiner Forderung nach einem
schnellen naturverträglichen Umbau der Agrarpolitik bestätigt. "Frau
Klöckners Berater kritisieren zu Recht den Kurs der Ministerin. Wir
erleben derzeit ein Massenartensterben, dessen Hauptverursacher die
intensive Landwirtschaft ist, die wiederum mit Steuergeldern in
Milliardenhöhe subventioniert wird. Ein 'Weiter so' ist daher keine
Option", so NABU-Präsident Tschimpke.

Eine bessere Agrarumwelt- und Klimaschutzpolitik dürfe nicht mit dem
fadenscheinigen Bürokratisierungs-Argument abgeschmettert werden,
mahnen die Gutachter. Stattdessen empfehlen sie, die Mittel aus den
Direktzahlungen innerhalb der nächsten zehn Jahre schrittweise für
Umwelt-, Klima- und Tierwohlleistungen zur Verfügung zu stellen. Zudem
sollten feste Anteile für den Erhalt der Artenvielfalt und den
Moorschutz bereitstehen. Der NABU fordert seit Langem EU-weit
mindestens 15 Milliarden Euro pro Jahr für die Honorierung von
Naturschutzleistungen der Landwirte bereitzustellen.

"Wir befürchten, dass Frau Klöckner dieses Gutachten wieder einmal
ganz unten in ihrer Schublade verschwinden lässt. Seit ihrem
Amtsantritt spielt sie in Brüssel auf Zeit und vermeidet jede konkrete
Aussage, wie sie die Agrarpolitik nachhaltiger machen möchte. Mit
ihrer Tatenlosigkeit setzt sie die Akzeptanz für die gesamte
Landwirtschaft aufs Spiel", so Tschimpke.

Das Gutachten ist nach Ansicht des NABU auch ein klarer Auftrag an die
neue EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen. Sie müsse den
Kurswechsel in der Agrarpolitik dringend einläuten - und zwar mit
einem vollkommen neuen Vorschlag für die Agrarpolitik ab 2020. Dies
hatten gestern unter anderem die Grünen von ihr gefordert. Bislang
fehlt dieser Punkt auf von der Leyens Agenda.

Laut einer repräsentativen Umfrage des Meinungsforschungsinstituts
forsa sind 68 Prozent der deutschen Landwirte mit der aktuellen 
EU-Agrarpolitik unzufrieden. 83 Prozent wünschen sich eine 
Produktion mit hohen Umweltstandards.



Ergebnisse der Umfrage:

www.NABU.de/natur-und-landschaft/landnutzung/landwirtschaft/agrarpolitik/26215.html

Forderungen des NABU an die neue EU-Kommission:

www.NABU.de/news/2019/07/26556.html
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BILDUNG/3373: Magdeburg - Gewächshausführung "Duftende und stinkende Pflanzen" an 21.7.2019


Landeshauptstadt Magdeburg - Pressemitteilung von Donnerstag, 11. Juli
2019

Duftende und stinkende Pflanzen in den Gruson-Gewächshäusern 

Am 21. Juli um 15.00 Uhr



Beim nächsten thematischen Rundgang in den Gruson-Gewächshäusern am
21. Juli um 15. 00 Uhr werden duftende und stinkende Pflanzen
vorgestellt. Kinder und Erwachsene können sich in der Schönebecker
Straße 129b auf spannende Informationen von Gärtnermeister Stefan
Neuwirth freuen.

Nicht nur Blüten, auch Blätter und andere Pflanzenteile verströmen
Gerüche - von betörend bis abstoßend. Mit ihren Geruchsstoffen senden
diese Pflanzen meist Signale an potenzielle Bestäuber oder Fraßfeinde.
Der Kräutergarten im Innenhof der Gewächshäuser beherbergt viele
dieser Duftpflanzen. Der Rundgang führt aber auch zu tropischen Düften
in den Schauhäusern.

Die Veranstaltung kostet einschließlich Eintritt 4,50 Euro (ermäßigt
drei Euro). Weil die Teilnehmerzahl begrenzt ist, kann unter der
Rufnummer 03 91/4 04 29 10 eine telefonische Reservierung vorgenommen
werden.

 * 
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FESTE/2559: Münster - Sommersend vom 18. bis 22. Juli 2019


Stadt Münster

Rasanter Ritt und wirbelige Wellen

Sommersend vom 18. bis 22. Juli / Vier Neuheiten / Feuerwerk am
Sonntag



Münster (SMS) Vom 18. bis 22. Juli geben sich etwa 140 Beschicker ein
Stelldichein vor dem Schloss und sorgen beim Sommersend 2019 einmal
mehr für Spaß, Nervenkitzel, Gaumenfreuden und ein unbeschwertes
Freizeitvergnügen. Dabei wartet die größte Kirmes im Münsterland mit
vier Neuheiten auf.

Einen stabilen Magen und Nerven wie Drahtseile sollte haben, wer sich
in eine der beiden Gondeln des Propellers "Mach 1" setzt. Nicht nur,
dass sie sich mit zunehmendem Tempo bis auf eine Höhe von 42 Meter
erheben. Die Gondeln drehen sich dabei auch noch um die eigene Achse.
Ein Ritt der rasanten Art.

Dagegen familientauglich ist die Fahrt im "Hurricane", der auf dem
Send Premiere hat und durch seine bunte Aufmachung ins Auge fällt.
Sechs Gondeln drehen sich auf einer Scheibe und wirbeln dabei noch
wellenartig auf und ab. In welche Richtung, das lässt sich nicht
voraus sagen.

Neu ist auch der Wellenflieger "Speed Wave". Das ansehnliche
Kettenkarussell bringt seine Mitflieger gerne mal aus der Routine,
denn es kann auch rückwärts fliegen. Ein Richtungswechsel, der
fordert, und ein Spaß für Groß und Klein. Bis auf eine Höhe von acht
Metern hievt die vierte Neuheit, der Scheibenwischer "Air Race", seine
Fahrgäste und schüttelt sie dabei noch ordentlich durch.

Zu den Neuheiten gesellen sich bekannte und bewährte Fahrgeschäfte zu
denen die beiden Autoscooter zählen, der "Disco-Jet" und "Break
Dance". Ein Klassiker auch das Riesendrad. In diesem Sommer zieht das
"Columbia-Rad" die Blicke auf sich und in luftiger 38 Meter Höhe lässt
sich der Blick über die Stadt genießen.

Bewegliche Treppen, rollende Böden sowie ein Wasser- und Soundparcours
bringen im Fun House "Happy Family" auf vier Etagen aus dem Konzept
und stellen die Sinne der Besucher auf die Probe. Eine Spiralrutsche
und ein Clown mit Wasserstrahl sorgen zudem für Stimmung.

Wer den freien Fall aus zwölf Metern Höhe mag, der trifft mit einer
Fahrt im Jumper "Big Spin" ins Schwarze. Schweben, fliegen, hüpfen,
schaukeln, schwingen oder sich im Kreise drehen, für den dynamischen
Springer ist das alles kein Problem. Ganze Familien können einige
Meter weiter auf den vier Bahnen der Piraten-Rutsche aus einer Höhe
von 14 Metern miteinander in die Tiefe sausen. Ein Spaß für die ganze
Familie ist auch eine Fahrt im Karussell "Disco-Swing". Im
Glas-Irrgarten des Laufgeschäftes "Ghost" müssen sich Besucher auf
zwei Etagen in einem gruseligen Geisterlabyrinth zurechtfinden. Mit
von der Send-Partie ist auch wieder der Simulator "Live-Adventure
360", der mit vielen Effekten in eine andere Welt versetzt.

Kaum vorstellbar ist der Send ohne einen reich gedeckten Tisch.
Leckereien in fester und flüssiger Form sind fester Bestandteil des
Kirmesvergnügens. Und ein Send ohne Feuerwerk? Undenkbar. Das
faszinierende Spektakel wird am Sonntag (21. Juli) gegen 22.30 Uhr den
nächtlichen Himmel zum Glitzern bringen.

Info: Eröffnet wird der Sommersend auf dem Schlossplatz am Donnerstag,
18. Juli. An allen Tagen geht's um 14 Uhr los, die Verkaufsgeschäfte
und Ausschankbetriebe öffnen bereits um 12 Uhr. Am Sonntag, 21. Juli,
beginnt der Frühschoppen um 11 Uhr. Am Freitag (19. Juli) und Samstag
(20. Juli) schließt der Send um 24 Uhr seine Pforten, an allen anderen
Tagen um 23 Uhr.

Der Donnerstag ist Familientag mit 30 Prozent Ermäßigung bei allen
Fahr- und Belustigungsgeschäften. Die Verkaufsgeschäfte senken den
Preis eines Hauptartikels um mindestens 25 Prozent. Am Montag (22.
Juli) ist "Twin-Day": Wer die kostenlose Stadtwerke Plus-Card besitzt,
erhält beim Kauf eines Tickets ein zweites gratis dazu.

Infos zum Send und zur Anreise: www.stadt-muenster.de/send
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Quelle:
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TOUR/7471: Bielefeld - Stadtführung "Bielefeld im Mittelalter" am 20.7.2019


Stadt Bielefeld

Familienführung: Bielefeld im Mittelalter



Bielefeld (bi). Auf Erkundungstour durch die Bielefelder Altstadt
lernen Familien am Samstag, 20. Juli, die Geschichte der Stadt kennen.
Die Stadtführung des Historischen Museums zeigt was Bielefeld mit
einem Hufeisen zu tun hat oder wo im Mittelalter die Stadtmauer
verlief. Der Rundgang für Familien mit Kindern ab sechs Jahren startet
um 15 Uhr Am Alten Rathaus am Niederwall. 

Die Führung kostet drei Euro für Kinder und fünf Euro für Erwachsene.

Anmeldungen unter 0521 51-3635.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. Juli 2019

Stadt Bielefeld
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